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Ministerpräsident 
Dr. Hans Filbinger 

 

'Stuttgart, im März 1976 

Vorwort 

   

Der Ministerrat hat im März dieses Jahres den Statistischen und prognostischen Jahres-
bericht 1975 verabschiedet. Der Jahresbericht schließt sich an die Berichte 1973 und 
1974 an. Auf der Grundlage statistischer Daten untersucht er die Entwicklung des 
letzten Jahres und enthält wichtige Aussagen über Schwerpunktbereiche der Landes-
politik. Er stellt damit, wie schon die Vorberichte, eine wichtige Informationsquelle 
und ein bedeutendes Prognoseinstrument dar, für die am politischen Geschehen Be-
teiligcen und für alle interessierten Bürger und Stellen. 

Im Jahr 1975 traten die Auswirkungen des wirtschaftlichen Rückgangs deutlirh 7n Tage, . 
namentlich in den hohen Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahlen. Es war aber 

- 
auch ge-

kennzeichnet durch die Anstrengungen der Landesregierung, die Arbeitslosigkeit zu ver-, 
meiden oder abzubauen und die wirtschaftlichen Kräfte zu beleben. Diese Bemühungen 
waren erfolgreich: Ohne die Maßnahmen des Landes wäre die Arbeitslosenzahl in Baden-
Württemberg doppelt so hoch ausgefallen. In. der zweiten Jahreshälfte sind.Anzeichen 
für eine positivere Entwicklung deutlich geworden. Gleichwohl ist auch für das Jahr 
1976 noch mit größeren Arbeitslosenzählen zu rechnen. Daran läßt der Bericht in seinen 
kurzfristigen Prognosen keinen Zweifel. Die Landesregierung sieht es daher auch weiter-
hin als eine ihrer Hauptaufgaben an, die Arbeitsplätze zu sichern. 

Die längerfristigen, Vorausschätzungen der Statistischen und prognostischen Jahresbe-
richte sind inzwischen fester Bestandteil des politischen Handelns der Landesregierung 
wie auch der öffentlichen Diskussion geworden. Dies gilt besonders für die Prognosen 
der wirtschaftlichen Entwicklung, für den Arbeitsmarkt und im Bildungsbereich. Die 
Landesregierung hat sich nachdrücklich darum bemüht, über die gegenwärtigen Schwie-
rigkeiten hinaus die Voraussetzungen zu schaffen, um die großen Aufgaben der Zukunft 
bewältigen zu können. Dazu gehören die Schaffung neuer Ausbildungs- und Arbeits-
plätze, der Ausbau des Bildungswesens, vor allem im beruflichen Bereich, die Erhaltung 
und Stärkung der investiven Tätigkeit des Landes und nicht zuletzt die Sicherstellung 
von ausreichender Energie zu tragbaren Preisen. 

Bäden-Württemberg hat nach den Aussagen unabhängiger Experten die besten Voraus-
setzungen innerhalb des Bundesgebiets, diese großen Zukunftsaufgaben zu bewältigen. 
Daß die darauf gerichteten Bemühungen der Landesregierung erfolgversprechend sind, 
geht aus- dem vorliegenden Jahresbericht hervor. Diese Anstrengungen müssen fortge-
setzt.werden. 

Dem Präsidenten des Statistischen Landesamts, Herrn Professor Dr. Szameitat und 
seinen Mitarbeitern gilt der Dank der Landesregierung für die Ausarbeitung des Stati-
stischen und prognöstischen Jahresberichts 1975. 
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Teil 1 

Das Jahr 1975: Grundzüge der Entwicklung 

 

Das Jahr 1975 war wie das vorangegangene Jahr 
durch eine Vielzahl schwieriger Faktoren in fast 
ällen Bereichen und vor allem durch den anhalten-
den Tiefstand der Konjunktur gekennzeichnet. 
Allerdings mehrten sich in der zweiten Jahreshälfte 
die Anzeichen, daß die rückläufigen Tendenzen 
zum Stillstand gekommen sind.und eine Wiederbe-
lebung der Konjunktur zu erwarten ist. 

Einige der prägnanten Entwicklungen des Jahres 
1975 waren: 

— Rückgang der Bevölkerungszahn 
- Verminderung der Zahl der Ausländer 
— hohe Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit 
— Rückgang des realen Bruttoinlandsprodukts mit 

Einbußen in fast allen Wirtschaftsbereichen 
— leichtes Sinken der Reallöhne 
— weiterer Preisauftrieb, allerdings abgeschwächt 
— hohe Spartätigkeit bei relativ schwachen Kredit-

 

vergaben 
— schwierige finanzpolitische Situation der öffent-

 

lichen Hände  

Im Vordergrund der Landespolitik standen die gro-
ßen Anstrengungen zur Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit und zur Konsolidierung der Staatsfinanzen. 
Diese Bemühungen waren darauf ausgerichtet, die 
Weichen für einen wirtschaftlichen Wiederauf-
schwung zu stellen, die Grundlagen für die Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätze der Zukunft zu schaffen 
und den Spielraum für eine aktive Politik in den' 
Kernbereichen zu sichern. Auf die Förderung der 
mittelständischen Betriebe hat die Landesregierung 
besonderes Gewicht gelegt. Im Bildungsbereich 
sind neue Akzente in den Vordergrund gerückt. 

Rückgang der Einwohnerzahl 
Nachdem das seit Ende des zweiten Weltkrieges an-
haltende Bevölkerungswachstum im Jahr 1974 zum 
Stillstand gekommen und ein leichter Bevölkerungs-
rückgang eingetreten war, ging die Einwohnerzahl 
im Jahr 1975 deutlicher zurück. Nach vorläufigen 
Schätzungen hat am Jahresende die Wohnbevölke-
rung Baden-Württembergs 9,164 Millionen Einwoh-
ner betragen, das bedeutet eine Abnahme binnen 
Jahresfrist um rund 62 000 Personen (— 0,7%). 

Tabelle 1 

Bevölkerungsbilanz 1970 bis 1975 
     

Jahr Geburtenüberschuß . 
bzw. -defizit (—) 

Wanderungsgewinn 
- bzw. -vertust (—) 

Zu-bzw. Abnahme(—) 
insgesamt 

Bevölkerungsstand 
am 

31. Dezember 
     

   
Deutsche 

 

 

1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 1) 

20 947 
13 270 

573 
—11 023 
— 13 658 
— 17 000 

12 866 
17 015 
22 034 
16 268 
12 642 
5 000  

33 813 
30 285 
22 607 
5 245 
1 016 

12 000 

8 273 522 
8 303 807 
6 325 414 
8331-659 
8 330 643 
8 319 000 

 
Ausländer 

14 637 96 595 111 232 
17 930 53 292 71 222 
19 532 56 899 76 431 
20 980 58 999 79 979 
22 737 — 34 857 — 12 120 
20 000 — 70 000 — 50 000 

Wohnbevölkerung insgesamt 

35 584 109 461 145 045 
31 200 70 307 101 507 
20 105 - 78 933 99 038 
9 957 75 267 85 224 
9 079 — 22 215 — 13 136 
3 000 — 65 000 — 62 000 

1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 1) 

1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 1) 

1) Geschätzt. 



Maßgeblich für diesen Bevölkerungsriickgang war 
die hohe Abwanderung von Ausländern, die durch 
den geringen Geburtenüberschuß von schätzungs-
weise 3 000 Personen bei weitem nicht ausgegli-
chen wurde. 

Der 1975 zu verzeichnende geringe Geburtenüber-
schuß ist allein dem ausländischen Bevölkerungsteil 
zuzuschreiben. Bei den Deutschen lag.auch 1975 
die Zahl der Neugeborenen unter den Sterbefällen, 
so daß sich eine Abnahme um etwa 17 000 Perso-
nen ergeben dürfte. 

 

Beider deutschen Bevölkerung hatte der Geburten-
rückgang, der etwa Mitte der sechziger Jahre einsetz-
te, zu einer stetigen Verminderung der Zahl der Le-
bendgeborenen von über 153 000 im Jahr 1964 auf 
80 100 im Jahr 1973 geführt, 1974 ließ er (77 700 
Lebendgeborene) erheblich nach. Die Annahme, 
daß sich der Geburtenrückgang nunmehr deutlich 
abgeschwächt habe, läßt sich für das Jahr 1975 
nicht aufrecht erhalten: Nach vorläufigen Schätzun-
gen blieb die Geburtenzahl für die deutsche Bevöl-
kerung nochmals rund 3% unter dem Stand von 
1974. Berücksichtigt man zudem, daß 1975 auf-
grund der Änderung des Reichs- und Staatsange-
hörigkeitsgesetzes' rund 2000 Neugeborene nicht 
wie bisher eine ausländische, sondern die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben haben und damit als 
Deutsche in die Geburtenstatistik eingehen, so liegt 
die Zahl der Lebendgeborenen sogar 5,0% niedriger 
als 1974. 

Für die Geburtenentwicklung der Gesamtbevölke-
rung (Deutsche und Ausländer) ergibt sich ein ähn-
liches Bild. Durch Rückwanderung von Ausländern 
in ihre Heimatländer verminderte sich bei ihnen 
auch die Zahl der Geburten, so daß der Geburtsjahr-
gang 1975 beträchtlich schwächer besetzt ist als die 
letzten Jahrgänge. Damit und im Zusammenhang 
mit dem verminderten Anteil an Ausländergeburten 
ergeben sich für die weitere Entwicklung im Bereich 
der für die 

- 
vorschulische Erziehung in Betracht kom-

menden Altersstufe und für die Einschulungsjahr-
gänge 1981 und 1982 wichtige, schon jetzt abseh-
bare Anhaltspunkte. 

In regionaler Hinsicht unterschied sich die Geburten-
entwicklung nicht sonderlich von früheren Jahren. 
Die auf 1 000 Personen der Bevölkerung berechne-
ten Geburtenziffern der Stadt- und Landkreise ha-
ben sich in den letzten Jahren zwar stark angeglichen, 
doch sind diese Ziffern auch 1975 durchweg in den 
Stadtkreisen etwas niedriger als in den Landkreisen. 

 

1 Aufgrund der zu Beginn des Jahres in Kraft getretenen Änderung 
des Reichs-und Staatsangehörigkeitsgesetzes erwerben ab 1975 die 
neugeborenen ehelichen Kinder einer deutschen Mutter, die mit ei. 
nem Ausländer verheiratet ist, die deutsche Staatsangehörigkeit. 

Weniger Ausländer 
Als Folge der konjunkturellen Abschwächung Lind 
des von der Bundesregierung verhängten Anwerbe-
stopps für ausländische Arbeitskräfte ging die Zahl 
der Ausländer, t die seit Jahren fasstetig gestiegen 
war, ab November 1973 zurück und verminderte 
sich bereits 1974 um rund 35 000 Personen. Durch 
die Auswirkungen der Rezession wuchs 1975 der 
negative Wanderungssaldo erheblich, so daß sich —
nach ersten Schätzungen — ein Wanderungsverlust 
von rund 70 000 Ausländern errechnet. Damit er-
gab sich Ende des Jahres ein Ausländerbestand von 
845 000, was einem Bevölkerungsanteil von 9,2% 
entspricht. 

Wie bereits 1974 festzustellen war, ist die.eingetre-
tene Verminderung des Ausländerbestandes nicht 
auf einen verstärkten Fortzug der in Baden-Würt-
temberg ansässigen Ausländer zurückzuführen. Im 
ersten Halbjahr 1975 wanderten weniger Ausländer 
als im vergleichbaren Vorjahreszeitraum fort.- Maß-
gebliche Ursache für die Verringerung der Auslän-
derzahl war vielmehr der stark nachlassende Zustrom. 

Die Wanderungsbewegung des ausländischen Bevöl-
kerungsteils (Zu- und Fortzüge) hatte 1974 im Zu-
sammenhang mit der Familienzusammenführung 
noch einen Zuwachs von rund 12 000 nichterwerbs-
tätigen Personen (Kinder und nichtberufstätige Frau-
en) und eine hohe Abnahme der erwerbstätigen Aus-
länder um fast 47 000 Personen gebracht. 1975 er-
fuhr diese Relation insoweit eine grundlegende Ände-
rung, als nunmehr die Verminderung des Ausländer-
bestandes nicht allein auf Abwanderung des erwerbs-
tätigen Bevölkerungsteils zurückzuführen war: Per 
Saldo wanderten von Januar bis September 1975 
rund 40 300 Erwerbstätige und 14 000 nichter-
werbstätige Familienangehörige ab. 

Auch in regionaler Sicht sind die durch Zu- und Ab-
wanderung ausgelösten Bevölkerungsentwicklungen 
von Bedeutung. Einen hohen Wanderungsgewinn 
hatte im ersten Halbjahr der Landkreis Breisgau-
Hochschwarzwald;  Wanderungsgewinne verzeichne-
ten außerdem die.Stadtkreise Baden-Baden, Heidel-
berg und Pforzheim sowie die Landkreise Freuden-
stadt, Alb-Donau-Kreis und Emmendingen. Sämtli-
che anderen Kreise wiesen Wanderungsverluste auf. 
Teils sind es Kreise, die schon in den letzten Jahren 
Abwanderungen oder nur schwache Zuwanderungen 
verzeichnet hatten, teils sind es Kreise mit starken 
Ausländerquoten, bei denen sich die Abwanderung 
der Ausländer relativ stark auswirkte. Am höchsten 
waren die Wanderungsverluste, an der jeweiligen 
Einwohnerzahl gemessen, in den Stadtkreisen Frei-
burg im Breisgau, Stuttgart, Heilbronn und Mann-
heim sowie im Landkreis Heidenheim. 

Eine entscheidende Veränderung in der regionalen 
Verteilung der Ausländer ist jedoch noch nicht ein-
getreten. Nach wie vor verzeichnen die hochindu-
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Schaubild 1 

Zuzüge und Fortzüge in Baden-Württemberg ab 1953 

1) geschätzt 

strialisierten Kreise des Mittleren Neckarraumes so-
wie die Industriezentren Mannheim, Pforzheim und 
Heilbronn die höchste Ausländerkonzentration, wäh-
rend die strukturschwachen Gebiete im Nordosten 
des Landes sowie die noch stärker landwirtschaftlich 
geprägten südbadischen Räume und Teile Oberschwa-
bens eine verhältnismäßig niedrige Ausländerdichte 
aufweisen. 

Überdurchschnittliche Versorgung mit Kindergärten 

Nach der Statistik der öffentlichen Jugendhilfe wa-
ren Ende 1973 für 414 981 Kinder im Kindergarten-
alter 331 982 Plätze in Kindergärten vorhanden. 
Dies entspricht einem Versorgungsgrad von 80%, 
während im Bundesdurchschnitt nur etwa 52% der 
Kinder entsprechenden Alters einen Kindergarten-
platz hatten. Gemessen an den Platzzahlen liegt Ba-
den-Württemberg mit seinem Versorgungsgrad an 
der Spitze aller Bundesländer. 

Ende 1975 werden voraussichtlich für 95% der kin-
dergartenfähigen Kinder Plätze in Kindergärten zur 
Verfügung stehen. Im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten wird angestrebt, die regionalen 
Unterschiede auszugleichen. 

Stärkere Hinwendung zur Mittleren Reife 

Im Schuljahr 1975/76 werden an den öffentlichen 
und privaten Grundschulen rund 591 000 Kinder 
unterrichtet. Gegenüber dem Schuljahr 1974/75 
verminderte sich damit die Schülerzahl als Folge des 
seit Jahren anhaltenden Geburtenrückgangs noch-
mals um 3,8%, gleichzeitig ging die durchschnittli-
che Klassenstärke von 31,4 auf 30,2 Schüler je Klas-
se zurück. Aufgrund der zahlenmäßigen Besetzung 
der zur Einschulung anstehenden Jahrgänge kann 
im Grundschulbereich auch für die kommenden 
Jahre mit dem Anhalten dieser Tendenz (Rückgang 
der Schülerzahl und der durchschnittlichen Klassen-
stärke) gerechnet werden. In den Hauptschulen hin-
gegen hat die Schülerzahl — maßgeblich bedingt 
durch den Zuwachs an ausländischen Schülern —
weiter zugenommen (+ 6,0%). Sie wurden im Schul-
jahr 1975/76 von rund 351 000 Kindern besucht. 
Die durchschnittliche Klassenstärke ging leicht von 
31,3 auf 30,7' Schüler je Klasse zurück. 

Im Schuljahr 1974/75 saßen in den Schulbänken 
der Grund- und Hauptschulen über 68 000 Schüler 
ausländischer Herkunft, was einem Anteil von 7,2% 
entspricht. Diese Quote dürfte sich in den nächsten 
Jahren aufgrund der vergleichsweise höheren Frucht-
barkeit des ausländischen Bevölkerungsteils, auf den 
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Schaubild 2 

Ausländische Schüler an Grund-

 

und Hauptschulen 1974/75 
Anteil der ausländischen Schüler 
an der Gesamtzahl der Schüler 

von ... bis unter ... % 

knapp ein Viertel aller Geburten entfällt, noch be-
trächtlich erhöhen. Um die Wiedereingliederung die-
ser wachsenden Zahl ausländischer Schüler in das 
heimatliche Schulsystem zu ermöglichen, richtete 
die Landesregierung zu Beginn des Schuljahres 
1975/76 versuchsweise nationale Klassen ein. Die-
ser Unterricht soll bewirken, die Kinder soweit wie 
nötig in das deutsche Schulsystem einzugliedern, 
sie aber gleichzeitig nach Möglichkeit ihrer heimat-
lichen Sprache, Kultur und Lebensweise verbunden 
zu erhalten. 

Die mit einem wachsenden Anteil ausländischer 
Schüler verbundenen Probleme werden sich vor-
aussichtlich besonders in den hochverdichteten 
Räumen des mittleren und unteren Neckars mit 
ihrem bereits heute sehr hohen Anteil ausländi-
scher Schüler verschärfen. So waren beispielsweise 
schon 1974/75 an den Grund- und Hauptschulen 
der Kreise Stuttgart, Ludwigsburg, Esslingen, Reut-. 
lingen, Pforzheim, Heilbronn und Mannheim mehr 
als zehn Prozent der Schüler ausländischer Nationa-
lität. 

Nach wie vor großes Interesse besteht für den Be-
such von Realschulen und Gymnasien. Die Zahl der 
Schüler an öffentlichen und privaten Realschulen  

erhöhte sich im Schuljahr 1975/76 um 7,3% auf 
rund 209 000, die der Gymnasiasten um 3,0% auf 
296 000, wobei die durchschnittliche.Klassenfre-
quenz mit 31,5 (Realschulen) bzw. 29,2 (Gymna-
sien) Schüler je Klasse bei beiden Schularten nahe-
zu unverändert blieb. Die Schülerbewegungen beim 
Übergang von den Grund- und Hauptschulen auf 
weiterführende allgemeinbildende Schulen waren 
durch den Trend zum verstärkten Besuch von Real-
schulen gekennzeichnet. Bezogen auf die vierte 
Klassenstufe der Grundschulen stieg die Realschul-
Übergangsquote seit dem vorhergehenden Schul-
jahr von 24,2% auf 25,3°/x. Im Gegensatz dazu nahm 
die bereits seit einigen Jahren rückläufige Übertritts-
quote auf Gymnasien nochmals leicht auf 27,8% ab. 
Es liegt nahe anzunehmen, daß die verstärkte Hin-
wendung zum Bildungsabschluß der Mittleren Reife 
unter dem Eindruck der Diskussion über den künfti-
gen Akademikerbedarf und der Knappheit an Stu-
dienplätzen erfolgte. Beeinflußt wird diese Entwick-
lung nicht zuletzt aber auch dadurch, daß von Mäd-
chen in zunehmendem Maße weiterführende Bil-
dungswege angestrebt werden und daß bei den 
„mittleren" Abschlüssen die Mädchen bereits über-
proportional, nämlich mit nahezu 54%, beteiligt 
sind. 

 

Beim Übergang von den Grund- und Hauptschulen 
auf weiterführende allgemeinbildende Schulen — ei-
ner der wichtigsten Nahtstellen des Bildungssy-
stems — zeigt sich ferner, daß der Realschulbesuch 
insbesondere bei den oberen Sozialschichten an 
Attraktivität gewonnen hat. So ist zum Beispiel 
der Anteil der Akademikerkinder unter den Ober-
gängern auf Realschulen seit dem Schuljahr 1972/ 
73 von 7,0 auf 10,7%, der von Kindern der Ange-
stellten und Beamten von 27,1 auf 29,5% angestie-
gen, während im gleichen Zeitraum die Quoten für 
Kinder von Arbeitern und Landwirten etwas abge-
nommen haben. Nach wie vor sind aber die Arbei-
terkinder bei den Übergängen auf Realschulen fast 
ihrem Bevölkerungsanteil entsprechend repräsen-
tiert. Bei den Übergängen auf Gymnasien sind im 
Schuljahr 1975/76 für alle sozialen Schichten — bei 
allerdings hohen Niveauunterschieden — rückläufige 
Quoten festzustellen. 

Im Bereich der beruflichen Ausbildung wirkten sich 
die geringen Absolventenzahlen der Hauptschulen 
als Folge der Kurzschuljahre und die verminderte 
Zahl ausländischer Schüler aus, so daß die Schüler-
zahl an den Berufsschulen im Schuljahr 1975/76 re-
lativ stark (— 6,0%) auf rund 226 000 zurückging. 
Von Oktober 1974 bis September 1975 waren rund 
48 800 bei den Arbeitsämtern gemeldete Berufsaus-
bildungsstellen zu besetzen, denen 58 900 Bewerber 
gegenüberstanden. Bis Ende September 1975 konnte 
rund 3 000 Bewerbern noch keine Lehrstelle ver-
mittelt werden, ebenso blieben rund 3 000 Ausbil-
dungsstellen unbesetzt. Eine Übernachfrage nach 
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Ausbildungsplätzen trat vor allem bei den Berufen 
der Elektrotechnik, bei Organisations-, Verwaltungs-
lind Büroberufen sowie bei Waren- und Dienstlei-
stungskaufleuten auf. Mehr Ausbildungsstellen als 
Bewerber wurden dagegen bei verschiedenen Metall-
berufen, bei Textil-, Bekleidungs- und Lederberufen 
sowie bei Bau- und B3unebenberufen gemeldet. 
Wenn die Jugendarbeitslosigkeit nach wie vor ernste 
Sorgen bereitet, so weniger aufgrund eines Lehrstel-
lenmangels, als vielmehr aufgrund der Tatsache, daß 
ein beachtlicher Teil der Hauptschulabgänger keinen 
Schulabschluß aufzuweisen hatte und dadurch bei 
der Suche nach einem geeigneten Arbeitsplatz auf 
Schwierigkeiten stieß (siehe hierzu Kapitel 3.5). Im 
längerfristigen Vergleich ist allerdings der Anteil der 
Hauptschulabgänger ohne Schulabschluß von 13,2% 
im Jahr 1971 auf 10,5% im Jahr 1974 zurückgegan-
gen. Damit weist Baden-Württemberg im Bundesver-
gleich die niedrigste Quote aus. 

Im Bereich der beruflichen Vollzeitschulen, die ins-
besondere Haupt- und Realschülern die Möglichkeit 
geben sollen, zu höheren Abschlüssen.zu gelangen, 
ging im Schuljahr 1975/76 die Schülerzahl — noch-
mals infolge der Kurzschuljahre — leicht zurück. 
Zwar entschied sich wegen der Lehr- und Arbeits-
stellenknappheit und der Förderung der beruflichen 
Vollzeitschulen durch die Landesregierung eine grö-
ßere Zahl Jugendlicher, die normalerweise im Ab-
schluß an die allgemeinbildende Schulausbildung 
direkt einen Beruf ergriffen hätte, für eine berufli-
che Vollzeitschule; der durch die Kurzschuljahre be-
dingte starke Rückgang der Zahl der Abgänger von 
allgemeinbildenden Schulen konnte jedoch nicht 
ganz ausgeglichen werden. 

Da die Zahl der Abiturienten sich 1975 nur gering-
fügig (+ 0,1%) auf rund 21 000 erhöhte, stieg auch 
die Abiturientenquote der entsprechenden Geburts-  

jahrgänge (15,7%) nur wenig an. Allerdings ist die 
Neigung, ein Hochschulstudiumaufzunehmen, noch-
mals geringer geworden. Von den Schulabgängern 
der 12. und 13. Klassenstufe des Jahrganges 1975 
hatten nur 75% (1974: 77%) die feste Absicht zu 
studieren. Von der Gruppe der Studienwilligen woll-

ten zudem lediglich 58% ein Universitätsstudium 
aufzunehmen (1974: 66%), ebenso ging der Anteil 
der Studienwilligen, die ein Studium an einer Päda-
gogischen Hochschule anstrebten, von 17% auf 13% 
zurück. 

Abgeschwächter Zugang zu den Hochschulen 
Im Sommersemester 1975 waren an den neun Uni-
versitäten des Landes rund 79 700 ordentliche Stu-
dierende eingeschrieben, das bedeutet eine Zunahme 
gegenüber dem Vorjahr um 3,3%. Damit blieb der 
Zustrom deutlich hinter den früheren Jahren zu-
rück. Trotz der zunehmenden Einführung von Zu-
lassungsbeschränkungen konnte selbst 1975/76 
jedem Studierenden ein Studienplatz zur Verfü-
gung gestellt werden, wenn auch nicht immer am 
gewünschten Studienort oder im gewünschten 
Studienfach. 

Zum Problem des Studenten-Import-Saldos hat das 
Statistische Landesamt für das Wintersemester 
1974/75 neue Berechnungen angestellt. Danach 
studieren etwa 12 400 Studenten mehr aus anderen 
Bundesländern in Baden-Württemberg als Studen-
ten von hier an Hochschulen der übrigen Bundes-
länder eingeschrieben sind. Die Berechnung ist so 
vorsichtig angestellt wordeny daß,ohne weiteres ver-
mutet werden kann, daß der tatsächliche Saldo 
noch um rund 2 000 bis 3000 Studenten höher 
liegt. Aus dieser Tatsache und der Ubersicht über 
die von Baden-Württemberg zur bundesweiten Ver-

 

Tabelle 2 

Studierende an Universitäten 1975 

Studierende 

Veränderung 
1975 gegen 
1974 in % 

Deutsche 
Studierende 

darunter 
aus Baden-

 

Württemberg 

Weibliche 
Studierende 

Universität Sommersemester 
Ausländer 

1974 1975 

Freiburg 

Heidelberg 

Hohenheim 

Karlsruhe 

Konstanz 

Mannheim 

Stuttgart 

Tübingen 

Ulm 

Insgesamt  

15 296 15 814 

16 460 17 043 

2004 2022 

10 031 10 340 

1 747 2 176 

6 094 5 984 

9 545 9 264 

15111 15 977 

918 1 122 

77 206  

+ 3,4 

+ 3,5 

+ 0,9 

+ 3,1 

+ 24,6 

— 1,8 

— 2,9 

+ 5,7 

+ 22,2  

Anzahl 

14 734 

14 953 

1 806 

9 329 

2003 

5 640 

8 218 

15154 

1 071 

72 908 

9 650 1 080 5 542 

8 860 2090 6 590 

1 307 216 754 

5 090 1 011 1 077 

1 364 173 673 

3 417 344 1 474 

6 890 1 046 1 484 

12 863 823 5 349 

729 51 220 

50 190 6 834 23 163 

11 

79 742 + 3.3 
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teilung zur Verfügung gestellten Studienplätze er-
gibt sich, daß die Leistungen des Landes im Hoch-
schulbereich für das gesamte Bundesgebiet von kei-
nem anderen Bundesland übertroffen werden. 

Die Studiendauer hat sich in einer Reihe von Fach-
studiengängen seit etwa zehn Jahren nicht unerheb-
lich verkürzt, dennoch bleiben die Studenten in der 
Regel,immer länger an den Hochschulen. Dieser 
scheinbare Gegensatz resultiert einerseits aus der 
eingeschränkten-Studienwahlmöglichkeit, die dazu 
führt, daß Studenten häufig ein sogenanntes Park-
studium solange durchführen, bis sie in das Fach 
ihrer eigentlichen Wahl überwechseln können, ande-
rerseits aber auch daher, daß bei enorm gestiegenem 
Studentenbestand zwangsläufig auch die Zahl der-
jenigen größer werden mußte, die den Anforderun-
gen eines zunächst ausgewählten Studiums nicht ge-
wachsen und deshalb in ein anderes Fach überge-
wechselt sind. 

 

Nach Feststellungen des Wissenschaftsrates ist die 
mittlere Verweildauer der Universitätsstudenten 
von 11,4 Semestern im Jahre 1970 auf rund 13 Se-
mester im Jahre 1975 angestiegen. Wie stark sich 
die Verweildauer an den Universitäten erhöht hat, 
geht auch daraus hervor, daß in Baden-Württem-
berg im Wintersemester 1970/71 nur 7,1% aller 
deutschen Studenten im 13. oder einem höheren 
Hochschulsemester standen. Im Wintersemester 
1974/75 wurden aber bereits 12,8% aller deutschen' 
Studenten mit 13 und mehr Hochschulsemestern 
gezählt, so daß bei einer Zunahme der Zahl der 
deutschen Studenten um 37% sich die Zahl der 
Langzeitstudenten sogar um 148% erhöht hat. Im 
Vergleich dazu hat sich das eigentliche Fachstudium 
— in erster Linie als Folge der Verkürzung der Regel-
studienzeiten — nicht ausgedehnt. Im Prüfungsjahr 
1973/74 dauerte ein Studium bis zur ersten Staats-
bzw. zur Diplomprüfung durchschnittlich 10,9 Se-
mester gegenüber 10,8 Semester im Prüfungsjahr 
1969/70. 

Schärfste Rezession der Nachkriegszeit 

Auch in Baden-Württemberg stand zu Beginn des 
Jahres 1975 die wirtschaftliche Ausgangslage ganz 
im Zeichen der rezessiven Tendenzen, die sich etwa 
seit Mitte 1974 auf breiter Front ausgebreitet.hat-
ten. Nachdem dann etwa zur Jahresmitte auch bei 
Bundesregierung und Bundesbank der ursprüngliche 
Konjunkturoptimismus zugunsten einer mehr nüch-
ternen Beurteilung der Wirtschaftsdaten gewichen 
war, breitete sich allgemein die Erkenntnis aus, daß 
der Weg aus der Talsohle bei weitem länger sein wür-
de als ursprünglich erhofft. So trug der Auftrags-
stoß, den Baden-Württembergs Wirtschaft im Monat 
Juni durch das Auslaufen der Investitionszulage? 
verzeichnete, zwar zur Stabilisierung der Situation 
bei, er brachte jedoch noch keine entscheidende 
Wende. 

Wie einschneidend der konjunkturelle Einbruch ver-
lief, läßt sich an einigen wichtigen gesamtwirtschaft-
lichen Indikatoren ablesen: Von Januar bis Novem-
ber lag.die industrielle Produktion um 8,7% unter 
den Vergleichsmonaten des Vorjahres. Im Vergleich 
dazu nimmt sich der Produktionsrückschlag des Re-
zessionsjahres 1967 von 3,2% beinahe bescheiden 
aus. Die außerordentlich niedrige Kapazitätsausla-
stung der meisten Branchen ließ den Beschäftigungs- 
stand, der bereits 1974 einen lange Jahre nicht mehr 
gekannten Tiefstand erreicht hatte, nochmals erheb-
lich absinken; das Ausmaß an Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeit lag mehr als fünf- bzw.. mehr als zehnmal 
so hoch wie im Rezessionsjahr 1967. 

Die Schärfe der Rezession kommt auch im sogenann-
ten Mengenindikator der konjunkturellen Entwick-
lung, der seit einiger Zeit vom Statistischen Landes-
amt berechnet wird3  und eine Zusammenfassung 
der verschiedenen konjunkturellen Einzeltendenzen 
bietet, deutlich zum Ausdruck. Die in dieses Diagno-
seinstrument eingehenden konjunkturrelevanten Da-
ten ließen den Mengenindikator, der von seinem 
Aufbau her zw'ischen'den Werten 1 und 10 schwan-
ken kann, bereits im ersten Quartal den im Rahmen 
der Berechnungen überhaupt möglichen Tiefstand 
(1,0 1ndikatorpunkte) erreichen. Ende des zweiten 
Quartals zeigte er dann einen Ausschlag nach oben 
(2,3 Punkte) und hielt sich bis Oktober in etwa auf 

- dieser Höhe. 

Insgesamt führte die scharfe Rezession zu einem 
Rückgang des realen Bruttoinlandsproduktes, das _ 
bereits 1974 um 0,6% geschrumpft war. Die bislang 
für das Bundesgebiet ersten Ergebnisse rechnen mit 
einer Abnahme um 3,6%, die vorläufigen Berech-
nungen für Baden-Württemberg weichen mit einem 
Wert von etwa —3,5% kaum davon ab. 

 

Rekordzahlen bei den Konkursen 
Das rauhe konjunkturelle Klima spiegelte sich auch 
deutlich in der Entwicklung der gewerblichen Kon-
kurse wider, die 1975 sprunghaft auf 1 555 anstie-
gen (+ 42,9% gegenüber 1974). Dieses in der Ge-
schichte des Landes einmalige Ergebnis übertrifft 
bei weitem die Zahlungseinstellungen im Rezes-
siönsjahr 1967 (494). Hinzu kommt, daß nur ein 
knappes Drittel der,Verfahren eröffnet werden 
konnte, gut sieben Zehntel der Konkurse mußten 
mangels Masse abgelehnt werden. 

 

2 Das von der Bundesregierung am 12. Dezember 1974 beschlossene 
erste. Konjunkturprogramm sah — befristet auf sieben Monate — die 
Förderung privater Investitionen durch eine Investitionszulage von 
7,5% vor. Daneben wurden die Konjunktur durch zusätzliche Inve-
stitionen des Bundes gestützt und Zuschüsse für die Wiedereinglie-
derung von Arbeitslosen gezahlt. ' 
3 Eine Darstellung des Aufbaus, der Ziele und der Aussagefähigkeit 
dieses Instrumentes zur Konjunkturdiagnose findet sich in Kapitel 
3.6.6 dieses Berichtes. 
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Tabelle 3 

Konkurse 

1974 1975 
Wirtschaftliche Gliederung 

Anz hl 

,Organisationen ohne Erwerbs 
Charakter, Private Haushalte 

Unternehmen und freie Berufe 

darunter 

Verarbeitendes Gewerbe 

Baugewerbe 

Handel 

Dienstleistungen 

Konkurse insgesamt 

Eine besonders starke Zunahme im Vergleich zu 
1974 ist bei den Zahlungseinstellungen von Privat-
personen und Organisationen ohne Erwerbscharak-
ter festzustellen, während im Bereich der gewerbli-
chen Wirtschaft der Anstieg etwas zurückblieb. Be-
sonders betroffen war hier das Verarbeitende Ge-
werbe mit 338 Insolvenzen, aber auch der Dienst-
leistungsbereich verzeichnete mit 253 Zahlungsein-
stellungen eine überdurchschnittliche Zunahme. 

Arbeitsmarkt und Beschäftigungslage 
Die Spuren der wirtschaftlichen Rezession zeigen 
sich sehr eindrucksvoll auf dem Arbeitsmarkt. Er 
stand das ganze Jahr 1975 unter dem Einfluß kon-
junktureller Schwäche und tiefgreifender struktu-
reller Umstellungsprozesse. Wie stark die Wirtschaft 
des Landes die Zahl der Beschäftigten reduzierte, 
geht daraus hervor, daß binnen Jahresfrist der Be-

 

schäftigtenstand in der Industrie um 106 000 
(- 7,0%) auf 1,410 Mill. Personen im November  

1975 abgebaut~wurde; in der Bauwirtschaft sank 
die Zahl der Beschäftigten um 15 000 oder 7% auf 
194 000 Personen ab. 

Die Zahl der Arbeitslosen lag schon zum Jahresan-
fang zum ersten Mal seit 1960 wieder über 100 000. 
Diese Grenze wurde das ganze Jahr über nicht mehr 
unterschritten. Da eine Frühjahrsbelebung ausblieb 
und auch der weitere Verlauf sehr gedämpft war, 
verschlechterte sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt 
noch weiter, so daß in den Sommermonaten mehr 
als 131 000 Arbeitslose gezählt wurden. Verstärkt 
durch saisonale Einflüsse nahm ihre Zahl zum Jah-
resende weiter zu und erreichte im Dezember mit 
144 000 den vorläufigen Höchststand des Jahres 
(siehe auch Schaubild „Konjunkturindikatoren"). 
Dabei lag Baden-Württemberg mit seiner Arbeitslo-
senquote, die im Dezember 4,0% betrug, weit unter 
dem Bundesdurchschnitt (5,3%) und wies damit 
nach wie vor die niedrigste Arbeitslosenquote aller 
Flächenländer auf. Besonders sprunghaft entwickel-
te sich die Kurzarbeit. Hier wurde schon in den er-
sten Monaten des Jahres die Grenze von 200 000 
Kurzarbeitern überschritten und im Mai mit 
244 000 Betroffenen ein Höhepunkt erreicht. Ba-
den-Württemberg wies von allen Bundesländern den 
höchsten Anteil an Kurzarbeitern auf — im Jahres-
durchschnitt wurden hier mehr als ein Viertel aller 
Kurzarbeiter des Bundesgebiets registriert. Dabei 
lagen die Schwerpunkte in den beiden exportinten-
siven Wirtschaftszweigen Maschinenbau und Elek-
trotechnik sowie in der Bauwirtschaft. 

Besonders von der Arbeitslosigkeit betroffen waren 
die ausländischen Arbeitnehmer, die über ein Vier-
tel der Arbeitslosen stellten. Ohne die erwähnte 
Rückwanderung von stellenlos gewordenen Gastar-
beitern in ihre Heimatländer wäre der Anteil ar-
beitsloser Ausländer allerdings noch wesentlich 
höher gewesen. 

Veränderung 
1975174 

 

300 478 +59,3 

788 1 077 +36,7 

223 338 + 51,6 

184 229 + 24,5 

210 213 + 14 

156 253 +62,2 

1 088 1 555 +42,9 

 

Tabelle 4 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslosenquote 
in % Arbeitslose Kurzarbeiter Offene Stellen 

Monat 

1974 1975 1974 1975 1974 1974 1975 1975 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember  

117 031 

127 198 

128 264 

129 713 

124 910 

124 372 

131 177 

131 455 

129 178 

135 070 

138 658 

143 886  

179 770 

199 136 

212 053 

222 327 

244 516 

219 075 

161 185 

134 932 

160 183 

164 229 

154 959 

165 105  

28 013 

41 315 

39 261 

32 540 

32 995 

22 245 

28 948 

17 780 

55 156 

77 248 

111 170 

148 690  

33 527 

35 754 

38 131 

38 144 

40 673 

41 163 

40 478 

41 641 

37 990 

35 020 

31 434 

30 649 

42 368 3.2 1,2 

44 738 3,5 1,2 

44 098 3,5 1,2 

42 772 3,6 1,2 

37 763 3,4 1.0 

37 300 3,4 1,0 

44 162 3,6 1,3 

49 001 3,6 1,4 

55 402 3.6 1,5 

71 082 3,7 2,0 

85 708 3,6 2,4 

96 612 4,0 2,7 

52 800 

55 112 

56 993 

60 639 

63 624 

62 940 

57 877 

54 984 

46 266 

38 172 

33 114 

30 348 
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Schaubild 4 

Auftragseingänge der Industrie 1975 unter 

Ausschaltung der Preissteigerungen 
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Ein besonderes Problem bildet die Jugendarbeits-
losigkeit, auf die in Teil III dieses Berichtes näher 
eingegangen wird. Ende September 1975 waren in 
Baden-Württemberg 14 500 Jugendliche unter 20 
Jahren arbeitslos gemeldet. Nach einer Schätzung 
der Bundesanstalt für Arbeit ist die Zahl arbeits-
loser Jugendlicher, die, aus welchen Gründen auch 
immer, von der Arbeitsvermittlung nicht erfaßt 
sind, ebenso groß wie die als arbeitslos gemeldeten. 
Über 90% der erfaßten arbeitslosen Jugendlichen 
haben bereits im Berufsleben gestanden, allerdings 
hatte die Mehrzahl keine abgeschlossene Berufsaus-
bildung (71%) oder nur eine Anlernausbildung (6%) 
aufzuweisen. Um die Jugendarbeitslosigkeit rasch zu 
bekämpfen und um der Gefahr einer längerfristigen 
strukturellen Arbeitslosigkeit der Jugendlichen 
wirksam zu begegnen, hat die Landesregierung ein 
Sonderprogramm zur Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit bei jugendlichen Arbeitnehmern und Auszubil-
denden aufgestellt, das u. a. die verstärkte Förde-
rung von überbetrieblichen Ausbildungsstätten und 
die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze für Lehr-
linge vorsieht. Darüber hinaus haben die Minister-
präsidenten der Länder beschlossen, „länderüber-
greifende" Maßnahmen ins Auge zu fassen, um das 
Problem der Jugendarbeitslosigkeit wenigstens zu 
mildern. 

Erheblicher Rückgang der Industrieproduktion 
Die pessimistischen Erwartungen, die in den Kreisen 
der Wirtschaft zu Beginn des Jahres 1975 verbreitet 
waren, wurden durch die weitere Entwicklung der 
Nachfrage nach industriellen Produkten zunächst be-
stätigt. Während der ersten fünf Monate blieb das 
Volumen der monatlichen Auftragseingänge be-  

trächtlich hinter den Werten von 1974 zurück. Im 
Juni wurde wegen des Auslaufens der Investitions-
zulage ein hoher Gipfel des Bestellvolumens erreicht. 
Im Juli lagen die Auftragseingänge leicht unter dem 
Vorjahresniveau, und im August erreichte die Order-
tätigkeit erstmals wieder das (allerdings niedrige) 
Vorjahresvolumen, das durch die hohen September-
Werte deutlich übertroffen wurde. Die Werte für Ok-
tober und November bestätigten, daß sich inzwi-
schen eine Stabilisierung der Nachfrage nach Indu-
strieerzeugnissen angebahnt hat. 

Erfaßt man den Zeitraum Januar bis November 
1975, so lagen die Auftragseingänge der baden-würt-
tembergischen Industrie wertmäßig um 4,2% über 
dem entsprechenden Vorjahreszeitraum. Unter Be-
rücksichtigung des Preisanstiegs bedeutet das einen 
Rückgang des Bestellvolumens um 1,3%. Dabei stan-
den einem leichten Anstieg der Inlandsbestellungen 
(wertmäßig + 7,6%, volumenmäßig + 2,4%) erhebli-
che Rückgänge der Auslandsnachfrage (wertmäßig 
— 4,2%, volumenmäßig — 10,7%) gegenüber. Rela-
tiv günstig war die Bestelltätigkeit noch in den Inve-
stitionsgüterindustrien, da hier die investitionsför-
dernden Maßnahmen besonders zu Buche schlugen. 
Der Anstieg der Auftragseingänge konzentrierte 
sich allerdings hauptsächlich auf den Stahl- und 
Fahrzeugbau, während die übrigen Industriezweige, 
zu denen auch die in Baden-Württemberg so bedeu-
tenden Branchen Maschinenbau und Elektrotechnik 
zählen, mehr oder minder hohe Nachfrageeinbußen 
erfuhren. Äußerst schwach war die Bestelltätigkeit 
vor allem in den Grundstoff- und Produktionsgüter-
industrien, wovon alle Branchen mehr oder weniger 
stark erfaßt wurden. Einen leichten Rückgang des 
Nachfragevolumens mußten auch die Verbrauchs-
güterindustrien hinnehmen, von denen sich ledig-
lich bei der Textil- und der Bekleidungsindustrie 
die Auftragslage stabilisierte. 

Verglichen mit den Auftragseingängen wirkten sich 
die rezessiven Tendenzen bei der Produktionstätig-
keit noch deutlicher aus. Von Januar bis November 
produzierte die baden-württembergische Industrie 
um 8,7% weniger als im gleichen Zeitraum von 
1974, wobei mit Ausnahme der Bekleidungsindu-
strie sämtliche Industriegruppen ihren Produktions-
ausstoß verminderten. Von den in Baden-Württem-
berg besonders bedeutsamen Industriezweigen ver-
zeichneten die elektrotechnische sowie die feinme-
chanische und optische Industrie, aber auch der Ma-
schinenbau besonders hohe Produktionsausfälle, 
während sich die Produktionsrückgänge beim Fahr-
zeugbau und in der Textilindustrie in engeren Gren-
zen hielten, 

Die industriellen Gesamtumsätze sanken in diesen 
elf Monaten von 113,7 Mrd.DM im Jahr 1974 auf 
11 1,8 Mrd.DM im Jahr 1975 (— 1,7%). Besonders 
das Auslandsgeschäft flachte stark ab (-4,9%), wo-
bei verschiedene Branchen wie beispielsweise die 
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Mineralölverarbeitung, die Ledererzeugung, Kunst-
stoffverarbeitung, Papier- und Pappeverarbeitung 
oder die EBM-Waren-Industrie` drastische Rückgän-
ge der Ausfuhrumsätze hinnehmen mußten. Dem-
gegenüber lagen die industriellen Inlandsumsätze im 
Berichtszeitraum nominal nur leicht unter dem Vor; 
jahreszeitraum (— 0,7%). 

Die Beschäftigungslage im Bereich der Industrie war 
durch Anpassung ar, das rückläufige Produktionsvo-
lumen gekennzeichnet, die sich zunächst durch Ab-
bau voniOberstunden und Übergang zu Kurzarbeit 
vollzog. Die Zahl der von Januar bis November 
1975 geleisteten Arbeiterstunden sank gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum um 12,5%, wogegen die 
Zahl der Industriebeschäftigten wesentlich weniger 
stark (— 6,7%) auf 1,44 Mill. abnahm. Von den vier 
Hauptbereichen waren die Grundstoff- und Produk-
tionsgüterindustrien mit einem Abbau des Personal-
bestands um 8,1% am stärksten betroffen. Mit der 
Abnahme der Beschäftigung kam erstmals seit vie-
len Jähren der Anstieg der Lohn- und Gehaltssum-
me zum Stillstand (— 0;5%). Einen nach wie vor be-
achtlichen Anstieg zeigte allerdings die Lohn- und 
Gehaltssumme je Beschäftigten (+ 6,7%). 

Deutlicher Beschäftigungsrückgang im Handwerk - 

Wie schon im Jahr 1974 nahm die Zahl der Beschäf-
tigten im Bereich des Handwerks auch 1975 deut-
lich ab. Ende September 1975 waren in den Hand-
werksbetrieben des Landes 687 000 Personen be-
schäftigt. Dies entspricht einer Abnahme gegenüber 
1974 um rund 32 000 Personen oder 4,5%. Annä-
hernd1sieben Zehntel der Rückgänge entfielen allein 
auf das, Bauhandwerk, das seinen Beschäftigten-

 

stand um rund 23 000 oder annähernd 10% reduzier-
te. Beachtliche Rückgänge von.4% bzw. 7% verzeich-

 

neten auch die Beschäftigtenzahlen im Holzverarbei-

 

tungs- sowie im Bekleidungs-, Textil- und Lederge-
werbe. 

Die Umsätze.lagen in den ersten drei Quartalen mit -

 

33,6 Mrd.DM ohne Berücksichtigung der zwischen-
zeitlich eingetretenen Preissteigerungen um 2,1% - 

Schaubild 5 

Entwicklung der industriellen Nettoproduktion 
(1970 =100) 

Industrie insgesamt 

M275 

unter den Ergebnissen von 1974. Hohe Umsaizein-
bußen von fast 20% mußte das Bau- und Ausbauge 
werbe hinnehmen, während die Handwerksbetriebe 
des Nahrungsmittelgewerbes ihre.Ljmsätze noch be- 
merkehswert (+ 8%) zu steigern vermochten. 

Starker Beschäftigungsabbau in der Bauwirtschaft 

In der Bauwirtschaft hielt auch im Jahr 1975 der 
Schrumpfungsprozeß an, wobei sich die Auswirkun-
gen des allgemeinen Konjunkturabschwungs mit 
den strukturellen Anpassungsprozessen des Woh-

 

nungsbaus überlagerten. Diesen Entwicklungen wirk-
te das Konjunkturförderungsprogramm entgegen, 
das sich insbesondere im Juni, als die Investitionszu-
lage auslief, in den Auftragseingängen des Hochbaus 
niederschlug und damit das Jahresergebnis positiv 
beeinflußte. 

Tabelle 5 - 

Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe 1975 (1971 = 100) 

Veränderung gegen Vorjah in % 

Tie bau Hochbau 

Zeitraum Bauhauptgewerbe 

insgesamt insgesamt 
darunter 

Wohnungsbau  
insgesamt  

darunter 

Straßenbau 

1, Vierteljahr 1975 

2. Vierteljahr 1975 

3. Vierteljahr 1975 

Januar bis November 1975 
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— 5,6 — 9,5 — 11,1 + 2,6 - 2,8 

+ 11.2 + 13.4 + 11,3 + 7,9 + 29,9 

— 7,1 — 4,6 + 2.3 —11,0 -14.0 

+ 2,7 + 2,8 + 7,6 + 2,5 + 6,6 



 

1974 

Umbauter Raum 
in 1000 cbm 

Umbauter Raum 
in 1000 cbm 

Anzahl 

Wohngebäude 

Nichtwohngebäude 

Wohnungen in Wohn- und 
Nichtwohngebäuden 

Baufertigstellungen 

Wohngebäude Umbauter Raum 
in 1000 cbm 

 

Nichtwohngebäude Umbauter Raum 
in 1000 cbm 

Wohnungen in Wohn- und 
Nichtwohngebäuden Anzahl 

Tabelle 6 

Baugenehmigungen und Baufertigstellungen (Januar bis November) 

Veränderung 

1973 1975 19741 
1973 

1975/ 
1974 

Einheit Nachweis 

 

Januar bis November 

 

Baugenehmigungen 

29 431 31 165 48 619 

31 110 29 513 35 741 

57 949 62 971 109 350 

22 134 30 702 33 251 

18 272 22 017 20 520 

47 767 69 312  

- 5,6 - 35,9 

5,4 - 17.4 

- 8,0 - 42,4 

- 27,9 - . 7,7 

- 17,0 + 7,3 

76 628 - 31.1 - 9,5 

 

Im Bereich des Wohnungsbaus schwächte sich der 
1974 verzeichnete erhebliche Rückgang der Nachfra-
ge merklich ab. Bei der Entwicklung der Wohnungs-
baugenehmigungen zeigt sich deutlich eihe,Tendenz 

zur Stabilisierung auf niedrigem Niveau. Während 
1974 von Januar bis November mit 42,4% noch 
eine gravierende Abnahme gegenüber dem Vorjahr 
verzeichnet wurde, lagen diese im entsprechenden 
Zeitraumdes Jahres 1975 lediglich um 8,0% unter 
dem allerdings niedrigen Stand von 1974. Beim 
zweiten Indikator für die Wohnungsbaunachfrage, 
dem Ordereingang der bauhauptgewerblichen Be-
triebe, kamen die rückläufigen Tendenzen sogar 
zum Stillstand. Der Wert der von Januar bis Novem-
ber• 1975 akzeptierten Wohnungsbauaufträge stieg 
gegenüber dem Vorjahresergebnis um 7,6%, wäh-
rend im Vorjahreszeitraum noch eine Abnahme um 
16,8% zu verzeichnen war. 

Die Zahl der fertiggestellten Wohnungen dürfte 
nach vorläufigen Schätzungen 1975 bei etwa 
75 000 Einheiten liegen gegenüber 105 000 im 
Jahr 1974. Maßgeblich für dieses relativ hohe Fer-
tigstellungsergebnis war das zum Jahresbeginn ver-
zeichnete Bauüberhangsvolumen: Trotz rückläufi-
ger Baugenehmigungen war Anfang 1975 noch ein 
Bestand von rund 145 000 genehmigten, jedoch 
noch nicht fertiggestellten Wohnungen vorhanden. 
Davon waren bereits rund 73 000 unter Dach (roh-
baufertig), d. h. überwiegend Beschäftigungsobjekte 
für das Ausbau- und Bauhilfsgewerbe. 

Im Bereich des übrigen Hochbaus war die Auftrags-
lage durch verminderte Auftragseingänge von seiten 
der öffentlichen Hand (— 18,8%) gekennzeichnet, 
wobei allerdings die hohen Vergaben des Vorjahres 

18  

zu berücksichtigen sind. Demgegenüber übertrafen 
die Hochbauaufträge der gewerblichen Wirtschaft 
von Januar bis November das Vorjahresniveau um 
rund 25,7%. Beim Tiefbau, hielt die freundliche 
Tendenz des Vorjahres weiter an. Im gleichen Zeit-
raum lagen die Auftragseingänge nominal 2,5% über 
dem hohen Vorjahresniveau, so daß sich die Auf-
tragsbestände leicht erhöhten. Ausschlaggebend 
hierfür waren die gestiegenen Auftragseingänge im 
Straßenbau (+ 6,6%). 

 

Die Beschäftigungslage der bauhauptgewerblichen 
Betriebe war durch eine weitere erhebliche Anpas-
sung der personellen Kapazitäten gekennzeichnet. 
Der Personalbestand, der bereits im Vorjahr um 
9,7% abgebaut worden war, reduzierte sich im 
Durchschnitt der elf Monate des Jahres 1975 noch-
mals um 11%. Freigesetzt wurden insbesondere die 
weniger qualifizierten Fachwerker und Werker 
(— 17,6%). Durch die Einführung von Kurzarbeit 
blieben die von Januar bis November geleisteten 
Arbeitsstunden noch stärker als die Zahl der Be-
schäftigten (— 13,5%) unter dem Vorjahreswert. 

Trotz der erheblichen Freisetzungen von Arbeits-
kräften war die Arbeitsmarktlage für Bauberufe En-
de September noch in etwa ausgeglichen (3 960 Ar-
beitslosen standen 3 690 offene Stellen gegenüber), 
weil der Personalabbau in erster Linie Beschäftigte 
mit untergeordneten Tätigkeiten und damit•Aüs- 
länder betraf, die in größerem Maße in ihre Heimat-
länder abwanderten und dadurch den Arbeitsmarkt 
entlasteten. Bis zum Dezember 1975 wuchs dann 
jedoch die Zahl der Arbeitslosen auf 4 800, wäh-
rend die der offenen Stellen auf 2 190 zurückging. 

  



 

r 

+ 6,8 

 

+ 7,7 + 1,0 

+ 8,5 + 2,7 

4,9 - 1,5 

+ 2,7 - 2,6 

+ 8.5 - 0.9 

+ 10,5 + 4,2 

+ 3,6 - 6,3 

+ 18,9 + 10.4 

- 2,1 - 9,0 

+ 8,7 + 1,8 

Landwirtschaft: Rückläufige Verkaufserlöse und 
Einkommen 

Die Verkaufserlöse der baden-württembergischen 
Landwirtschaft blieben im Wirtschaftsjahr 1974/75 
mit 5,35 Mrd.DM um 3,5p/e hinter dem Vorjahreser-
gebnis zurück. Zwar erlösten die Landwirte durch 
den Verkauf von tierischen Erzeugnissen (3,48 Mrd. 
DM) 2,0% mehr als im vorangegangenen Wirtschafts-
jahr,'bei den pflanzlichen Erzeugnissen ergaben sich 
jedoch Mindereinnahmen um 12,4%. Im einzelnen 
stehen in erster Linie Mehrerlöse bei Getreide.(+ 
17,1%), Zuckerrüben (+ 14,5%), Gemüse (+ 18,2%), 
Schlachtrindern einschließlich -kälbern (+ 11,2%) 
und Milch (+ 10,1%) Mindererlöse bei Weinmost 
(—.52,6%), Obst (— 30,6%), Kartoffeln ( - 20,2%) 
und Schlachtschweinen (- 16,3%) gegenüber. 

Die Nahrungsmittelproduktion beziffert sich auf 
6,05 Mrd.DM, das sind bei einem realen Produk-
tionsrückgang von 2,0% wertmäßig 5,0% weniger als 
1973/74. Nach Abzug des Sachaufwandes, der sich 
entsprechend der Preissteigerung für sächliche Be-
triebsmittel (+ 6%) auf 3,58 Mrd.DM stellt, resul-
tiert daraus ein Betriebseinkommen, das etwa um 3 
bis 4% kleiner ist als im vorhergegangenen Wirt-
schaftsjahr. Dabei sind Subventionen wie Rinder-
schlachtprämie, Ausgleichzahlung des Bergbauern-
programms, Rückerstattung der gesetzlichen Unfall-
versicherung und Investitionszulage ebenso berück-
sichtigt wie der Rückfall des Aufwertungsausgleichs 
und die im Januar 1974 erhöhte Mehrwertsteuer. 

Trotz der verschlechterten Einkommenslage hat 
sich der zahlenmäßige Rückgang der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe — offenbar im,Hin-
blick auf die allgemeine wirtschaftliche Rezession —
weiter abgeschwächt: die Zahl der Betriebe ab 0,5 
hä landwirtschaftlich genutzter Fläche betrug im 
Frühjahr 1975 noch rund 199 000 gegenüber 
203 530 im Jahr 1974. 

Hohe Ausfuhr des Vorjahres nicht erreicht 
Die baden-württembergische Exportwirtschaft hatte 
im Jahr 1974 eine Rekord-Ausfuhr von 37,3 Mrd. 
DM erzielt und damit maßgeblich zur Stützung der 
Konjunktur beigetragen. Allerdings zeichnete sich 
bereits gegen Ende 1974 ein Rückgang der Auslands-
nachfrage ab, der sich in den ersten Monaten des 
Jahres 1975 verstärkt fortsetzte. Maßgebliche Grün-
de hierfür waren die fortschreitende Rezession in 
allen wichtigen Industrieländern sowie die von eini-
gen Partnerländern getroffenen Maßnahmen zur Be-
seitigung ihrer Zahlungsbilanzdefizite. Trotz dieser 
Erschwernisse gelang es der Wirtschaft des Landes 
verhältnismäßig gut, ihre Position auf dem Welt-
markt zu behaupten. Zwar wurde von Januar bis 
Oktober mit 29,3 Mrd.DM das außerordentlich 
hohe Ausfuhr-Ergebnis des entsprechenden Vor-
jahreszeitraumes nicht erreicht, doch hielt sich der 
Rückgang(— 4,8%)in engen Grenzen. 

 

Tabelle 7 

Index der Einzelhandelsumsätze (1970 = 100) 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Januar bis Oktober 1975 

in 
jeweiligen ) konstanten 

Preisen 

 

Einzelhandel mit: 

Waren verschiedener Art 

Nahrungs- und Genußmitteln 

Bekleidung, Wäsche, Ausstattungs-
undSportartikeln sowie mit Schuhen 

Eisen- und Metallwaren sowie mit 
Hausrat und Wohnbedarf aus Kunst-
stoffen, Glas, Feinkeramik und Holz 

Elektrotechnischen, feinmechanischen 
und optischen Erzeugnissen, Schmuck, 
Leder-, Galanterie- und Spielwaren 
sowie mit Musikinstrumenten 

Papierwaren und Druckerzeugnissen 

Pharmazeutischen, orthopädischen, 
medizinischen und kosmetischen 
Artikeln sowie mit Putz- und 
Reinigungsmitteln 

Kohle, sonstigen festen Brennstoffen 
und Mineralolerzeugnissen 

Fahrzeugen, Maschinen und Büro-
einrichtungen 

Sonstigen Waren 

Einzelhandel insgesamt 

Vor allem die Vereinigten Staaten und die Länder 
der Europäischen Gemeinschaft waren von dem 
Konjunkturabschwung stark betroffen und blieben 
mit ihren Käufen in. Baden-Württemberg weit hinter 
denen des Vorjahres zurück (— 12,0% bzw.-10,4%). 
Unter den EG-Ländern ragt insbesondere Italien 
heraus, das in den ersten zehn Monaten wertmäßig 
19,0% weniger Waren bezog als im Vorjahreszeit-, 
raum. Deutlich über dem Vorjahr lagen hingegen 
die Ausfuhrzahlen für den Ostblock und die Ent-
wicklungsländer (+ 23,3% bzw. + 23,9%), doch 
konnten die außerordentlich hohen Zuwachsraten 
des Jahres 1974 nicht mehr erreicht werden. Einen 
in dieser Größenordnung wo -hl kaum geahnten Auf-
schwung nahm innerhalb der Entwicklungsländer 
die Ausfuhr nach den OPEC-Staaten (+ 73,7°/p), die 
im Zeitraum Januar bis Oktober Waren im Wert 
von 2,4 Mrd. DM bezogen und damit einen Anteil 
von 8,1% an der Gesamtausfuhr des Landes er-

 

reichten. 
9 

Zurückhaltende Verbrauchernachfrage 
Die Umsätze des baden-württembergischen Einzel-
handels lagen in den ersten zehn Monaten nominal 
um 8,7% über dem vergleichbaren Vorjahreszeit-
raum, unter Berücksichtigung der Preisentwicklung 
ergibt sich noch ein Zuwachs von 1,8%. Diese ver-
hältnismäßig schwache Entwicklung dürfte im we-
sentlichen darin begründet sein, daß die Verbrau-
cher wegen der unsicheren Wirtschaftslage im allge-

 

Wirtschaftsgruppe 
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meinen vorsichtig und zurückhaltend disponierten. 
Viele Haushalte hatten eine Scheu vor größeren 
Ausgaben, die Anschaffung langlebiger Konsumgü-
ter würde häufig zurückgestellt, um keine längerfri-
stigen Verbindlichkeiten einzugehen. So mußte 
sich der Einzelhandel mit elektrotechnischen, fein-
mechanischen und optischen Erzeugnissen mit ei-
ner unterdurchschnittlichen Zuwachsrate zufrieden 
geben, und auch die Umsätze von Hausrat und 
Wohnbedarf sowie Kohle und Mineralölerzeugnis-
sen lagen 1975 (Januar bis Oktober) nominal nur 
knapp über dem entsprechenden Vorjahreswert. 

Eine deutliche Belebung zeigte hingegen der Handel 
mit Fahrzeugen, Maschinen und Büroeinrichtungen. 
Wohl nicht zuletzt aufgrund der Investitionszulage 
übertrafen hier die Umsätze der baden-württember-
gischen Einzelhandelsbetriebe für 1975 das Ergeb-
nis des Vorjahreszeitraumes nominal um 18,9%, 
wobei allerdings das durch Ölkrise und wirtschaft-
liche Rezession niedrige Vorjahresniveau berück-
sichtigt werden muß. Überdurchschnittlich 
(+ 10;5%) stieg auch der Umsatz des Einzelhandels 
mit pharmazeutischen, kosmetischen und ähnli-
chen Erzeugnissen. 

 

Hohe Sparbereitschaft 
Die fehlende Sicherheit, das heutige Einkommen 
auch künftig beziehen zu können, schlug sich in ei-
ner höheren Sparbereitschaft nieder. Die bei Kredit-
instituten gehaltenen Sparguthaben erhöhten sich 
beträchtlich, Ende des dritten Quartals 1975 er-  

reichte der Bestand an Spareinlagen die Rekordhöhe 
von 51,4 Mrd.DM und lag damit 21,2% über dem 
Vorjahresstand. 

Noch stärker stieg der Absatz festverzinslicher Wert-
papiere (Pfandbriefe, Industrie- und Kommunalob-
ligationen, sonstige Bankschuldverschreibungen, 
Anleihen der öffentlichen Hand). Von den in Baden-
Württemberg ansässigen Emittenten waren Ende 
September, 1975 Wertpapiere in Höhe von 25,8 Mrd. 
DM in Umlauf, was einer Erhöhung um 21,9% bin-
nen Jahresfrist entspricht. Dieser Rekord-Zuwachs 
ging allerdings teilweise auf die Umschichtung von 
Termingeldern zurück. Durch die drastische Herab-
setzung der Termingeldzinsen sahen sich viele Spa-
rer veranlaßt, in andere Anlageformen überzuwech-
seln. Der dadurch ausgelöste Abbau d'er längerfristig 
angelegten Termingelder ließ die Einlagen bis Ende 
des dritten Quartals auf 27,8 Mrd.DM zusammen-
schmelzen (— 4,8%). Ungebrochener Beliebtheit er-
freute sich hingegen die Anlageform des Bausparens, 
wobei allerdings die Entwicklung der Sparguthaben 
die in den ersten neun Monaten übliche verhaltene 
Tendenz aufwies. Immerhin erhöhte sich der Einla-
genbestand bei den in Baden-Württemberg ansässi-
gen Instituten bis Ende des dritten Quartals auf 
33,0 Mrd.DM, was einen Zuwachs gegenüber dem 
Stand von 1974 um 7,5% bedeutet. 

Geringe Kreditnachfrage der Wirtschaft — gestiege-
ner Kreditbedarf der öffentlichen Hand , 

Das Kreditgeschäft der in Baden-Württemberg täti-
gen Kreditinstitute verlief bis September 1975 aus-
serordentlich schwach: der Stand.der Forderungen 
an die inländische Nichtbankenkundschaft nahm 
gegenüber. September 1974 nur um 6,5% zu, das ist 
die niedrigste Steigerung seit dem Rezessionsjahr 
1967 (Zuwachsplus gegenüber 1966: 5,0%). Für die-
se geringe Ausweitung des Kreditgeschäfts zeichnet 
allein die Nachfrageentwicklung der Privatpersonen 
und privaten Unternehmen verantwortlich, bei de-
nen aufgrund schwacher Verbrauchsneigung und ' 
hohen Ersparnissen bzw. geringer Investitionsbereit-
schaft der Zuwachs zwischen September 1974 und 
1975 nur 2,8% betrug. Selbst zwischen 1966 und 
1967 (Stand jeweils zum Dezember) war die Steige-
rung mit 4,3% beträchtlich höher. 

Im 
- 
Gegensatz zur privaten Kundschaft wuchs der 

Kreditbedarf des öffentlichen Sektors, auf den zum 
September 1975 rund 16% der gesamten Forderun-
gen entfielen, überaus stark an. Aufgrund der durch 
die konjunkturelle Entwicklung und die Steuerre-
form verursachten Steuerausfälle sowie der eben-

falls zum großen Teil konjunkturbedingt steigen-
den öffentlichen Ausgaben übertraf die Zuwachs-
rate der Kredite an öffentliche Haushalte mit 
31,2% sogar die bis dahin höchste Steigerungsrate 
von 23,5% des Jahres 1971 und erst recht die Zu-
wachsrate des Jahres 1967 von nur 9,2/o. Dem ab-
soluten Betrag nach war der Anstieg der Kredite 
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Insgesamt 

Tabelle 8 

Forderungen der Kreditinstitute 1)  an inländische Nichtbanken 2) 

Davon an 

(einschließlich Hypothekarkrednen)  
öffentliche Haushalte  Unternehmen und Privatpersonen Stand 

Millionen DM 

September 1972 
Dezember 1972 
September 1973 
Dezember 1973 (alt) 
Dezember 1973 ( neu) 
September 1974 
Dezember 1974 
September 1975 

73 857 9 075 64 782 
78 323 9590 68 733 
85 345 10 230 75115 
88 001 10 861 77 140 
88 225 10 225 78 000 

94 008 3) 12 280 3) 81 728 
96 539 13 369 83 170 

100 122 16 108 84 014 

 

1) Für Kreditgenossenschaften ur Teilerhebungen; erfaßt sind: bis Dezember 1973 (alt) alle Kreditgenossenschaften (Schulze-Delitzsch), von. 
den Kreditgenossenschaften (R iffeisen) nur diejenigen Institute, deren Bilanzsumme am 31.12.1967 5Mio DM und mehr betrug; ab Dezem-
ber 1973 (neu) diejenigen Kred tgenossenschaften, deren Bilanzsumme am 31.12.1972 10 Mio DM und mehr betrug; sowie kleinere Institute, 
die am 30.11.1973 bereits berichtspflichtig waren. — 2) Obwohl die Bausparkassen grundsätzlich zu den Kreditinstituten rechnen, sind die Er-
gebnisse ihrer bankenstatistisch n Meldungen in den hier vorgelegten Zahlen der übrigen Kreditinstitute nicht enthalten, sondern werden ge-
sondert dargestellt. Dementsprechend werden die Forderungen und Verbindlichkeiten der übrigen Kreditinstitute gegenüber Bausparkassen 
den Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Nichtbanken zugerechnet. — 3) Darunter statistischer Zugang von 913,3 Mio DM. 
Quelle: Landeszentralbank in Baden-Württemberg. 

 

an öffentliche Haushalte mit 3,8 Mrd.DM mehr als 
doppelt so hoch wie in der vergleichbaren Zwölf-
monatsperiode 1973/74 und wie im bisherigen 
Rekordjahr 1971. 

Noch niemals zuvor ist die Zunahme der an inlän-
dische Unternehmen und Privatpersonen gewähr-
ten Kredite betragsmäßig geringer gewesen als der 
Anstieg der Kredite an öffentliche Haushalte, de-
ren bisher höchster Anteil an der gesamten Kredit-
expansion im Jahr 1967 mit 26,5% verzeichnet 
worden war. In der Berichtsperiode Oktober 1974/' 
September 1975 entfielen dagegen-3,8 Mrd.DM 
oder 62;6% der gesamten Kreditausweitung auf den 
öffentlichen Sektor. Die Zunahme der Kredite an 
private Unternehmen und Privatpersonen betrug 
2,3 Mrd.DM, wovon allein 1,5 Mrd.DM oder 66,0% 
Hypothekarkredite waren; in den entsprechenden 
Vorjahresperioden hatte dieser Anteil 41,7% 
(1.973/74) und 34,0% (1972/73) betragen. 

Das ganze Ausmaß der konjunkturellen Flaute 
zeigt sich darin, daß der Bestand der an Unterneh-
men und wirtschaftlich selbständige Privatpersonen 
gewährten Kredite (ohne Hypothekarkredite) in 

-der Berichtszeit um 0,2 Mrd.DM geschrumpft ist. 
Dieser Rückgang resultiert ausschließlich aus einer 
Abnahme der Kredite an das Verarbeitende Gewer-
be um 1,4 Mrd.DM. 

 

Anhaltender, aber abgeschwächter Preisauftrieb 
Die beträchtlichen Preisauftriebstendenzen, die 
1974 auf nahezu allen Handelsstufen zu verzeich-
nen waren, schwächten sich 1975 in den meisten 
Teilbereichen erheblich ab. Eine wesentliche Ursa-
che für die Verlangsamung des Preisanstiegs ist da-  

 

rin zu sehen, daß die Preissteigerungen für Rohstof-
fe auf den Weltmärkten nicht mehr so ausgeprägt 
waren wie 1974. Aus diesem Grund und außerdem 
wegen der 1975 weltweit zunächst noch ungünsti-
gen Wirtschaftslage sank das Preisniveau für Aus-
landsgüter unter den Vorjahresstand. So lagen im 
März 1975 die Einfuhrpreise um 4% unter dem 
Wert des Vorjahres, doch schwächte sich dieser 
Rückgang in den folgenden Monaten zunehmend 
ab. Im November 1975 (— 0,1%) wurde dann das 
Vorjahresniveau fast wieder erreicht. 

Die Verbilligung der eingeführten Waren trug we-
sentlich mit dazu bei, daß der Auftrieb der indu-
striellen Erzeugerpreise erheblich abgebremst wur-
de. Im Jahr 1974 hatte der Anstieg der Erzeuger-
preise noch bei 13,4% gelegen. Im Januar 1975 be-
trug der Vorjahresabstand nur noch 1O,5% und ver-
ringerte sich bis Dezember 1975 kontinuierlich auf 
1,6%. Unter dem Einfluß sinkender Preissteigerungs-
raten bei der Erzeugung industrieller Produkte und 
des verschärften Preiswettbewerbs verlangsamte sich 
dann auch der Preisanstieg auf den einzelnen Han-
delsstufen. So war im Januar 1975 für die Großhan-
delsverkaufspreise noch eine Teuerungsrate von 
13,8% gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen, die 
sich bis Dezember 1975 auf 4,3% ermäßigte.,  Analog 
verlief die Entwicklung der Einzelhandelspreise, wo 
sich 1975 der Abstand zum Vorjahr von 8,2% 
(Januar) auf 4,4% (Dezember) verringerte. 

Wesentlich geringer flachte hingegen der Anstieg der 
Lebenshaltungskosten4  ab. Die Zuwachsrate lag für 
Baden-Württemberg im Jahresmittel bei 5,6% gegen-

 

4 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen 
des alleinverdienenden Haushaltsvorstands. 
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+ 
+ 

13,8 

11,1 

9,0 

8,2 

5,6 

5,9 

5,8 

5,3 

5,5. 

5,2 

4,2 

4,3 

- 
+ 3,0 

- 
- 

+ 0,6 
- 
- 

+ 0,2 

- 
- 

+ .0,8 

- 

+ 5,9 

+ 5,5 

+ 5,4 

+ 5,6 

5,6 

6,1 

5,9 

5,6 

5,8 

+ 5,5 

+ 5,2 

+ 5,1 

Tabelle 9 

Entwicklung ausgewählter Preisindizes 1975 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent 

  

- Wohnungsbau Lebenshaltung Handel 1 ndustrie Landwirtschaft Außenhandel 

Erzeug rpreise 
Einfuhrpreise 

für 
Auslandsgüter 1)  

landwirtschaftlicher 
Produkte 1) 

industrieller 
Produkte 1) 

Großhandels-
verkaufs-

preise 1)  

Preisindex 
für 

Bauleistungen 2)  

Preisindex 
für die 

Lebenshaltu ng 3) 
Monat 

Wirtschaftsjahr 

1970= 100  
1961/62-1962/63 

= 100 
1970 -  100 1962= 100 1962= 100 1970= 100 

Baden-Württemberg Bundesgebiet 

Januar + 0,5 

- Februar - — 2,8 

Märe — 4,0 

April — 3,6 

Mai - 3,3 

Juni — 3.2 

Juli — 2,6 

August — 1,7 

September — 1,24) 

Oktober — 0,5 

November — 0,1 

Dezember  

1,7 + 10,5 

+ 0,8 + 7,6 

+ 3,9 + 6,2 

+ 8;5 + 5,8 

+ 10,2 + 49 

+ 13,1 + 4,7 

+ 17,74) + 3,6 

+ 20,04) + 3,3 

+ 17,94) + 3,3 

+ 16,64) + 2,4 
+ 17,04) + 2,3 

- + 1,6 

1) Ohne MWSt. — 2) An neuen Wohngebäuden; einschließlich MWSt. — 3) 4-Personen-Arbe 
einschließlich MWSt. — 4) Vorläufige Werte. 

nehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen: 

 

über 6,4% im Jahr 1974, so daß die Auftriebsrate 
des Bundes (6,1%) wiederum deutlich unterschritten 
wurde. Praktisch zum Stillstand kamen hingegen die 
Auftriebstendenzen auf dem Bausektor; im August 
lag der Preisindex für Wohngebäude (Bauleistungen 
am Gebäude) nur 0,2%,über dem Vorjahreswert. In 
diesen.Ergebnissen spiegelt sich die unbefriedigen-
de Auftragslage der Bauwirtschaft wider, die es 
kaum mehr zuläßt, Kostenerhöhungen an die Auf-
traggeber weiterzugeben. 

Rückgang der Reallöhne 
Die Löhne und Gehälter erhöhten sich 1975 nomi-
nell etwas weniger als im Vorjahr. Von Oktober 
1974 bis Oktober 1975 stiegen die Stundenverdien-
ste der Arbeiter (Männer und Frauen) in der Indu-
strie um 8,0% gegenüber 11,1% im Vorjahreszeit-
raum. Durch Abbau von Oberstunden und Einfüh-
rung von Kurzarbeit verringerte sich die durch-
schnittliche Wochenarbeitszeit im Bereich der Indu-
strie binnen Jahresfrist um 0,8 Stunden. Aufgrund 
der verminderten Wochenarbeitszeit stiegen die 
Bruttowochenverdienste der Arbeiter und Arbeite-
rinnen von Oktober 1974 bis Oktober 1975 ledig-
lich um 4,4%. 

Für den Lebensstandard der Arbeitnehmer ist je-
doch.nicht diese nominelle Steigerung der Wochen-
verdienste entscheidend, denn Preissteigerungen 
zehren einen Teil des Einkommenszuwachses auf. 
Zum Nachweis der Entwicklung der realen Kauf-
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kraft dient vielmehr der Reallohnindex, d. h. der 
mit dem Preisindex für die Lebenshaltung (Vier-
Personen-Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem 
Einkommen) deflationierte Index der BruttOwO--
chenverdienste. Dieser Maßstab für die Entwick-
lung der Brutto-Realeinkommen war schon zwi-
schen Oktober 1973 und Oktober 1974 nur noch 
um 1,1 % gestiegen. In der Folgezeit verschlechterte 
sich die reale Einkommenslage noch mehr, denn im 
Oktober 1975 ging dieser Indikator um 0,9% gegen-
über dem vergleichbaren Vorjahresmonat zurück. 

Berücksichtigt man zusätzlich die Erhöhung der So-
zialausgaben, so wird deutlich, daß 1975 trotz der 
Entlastungen durch die Steuerreform auch die voll-, 
beschäftigten Industriearbeiter kaum eine Verbesse-
rung des Lebensstandards erreichen konnten. 

Umweltschutz: Nach wie vor hohe Priorität 
Der Umweltpolitik wurde auch im Jahr 1975 von 
staatlichen und kommunalen Stellen hohe Priorität 
eingeräumt. Die Landesregierung machte deutlich, 
daß trotz der Rezession und der damit einhergehen-
den Verschlechterung der Haushaltslage Belangen 
des Umweltschutzes nach wie vor ein hoher Stellen-
wert im Spektrum der Staatsaufgaben beigemessen 
wird und die Erhaltung der natürlichen Lebens-
grundlagen gleichrangig mit anderen wichtigen Zie-
len wie beispielsweise der Sicherung der Arbeits-
plätze und dem wirtschaftlichen Wachstum ver-
folgt wird. 

 



134 Mill. EGW 11 

 

18,B,Mill. EGW tl 

Unter den gesetzgeberischen Maßnahmen ragt sicher 
die Verabschiedung-des Landesnaturschutzgesetzes 
heraus, das über den herkömmlichen Schutz von Na-
tur und Landschaft hinaus durch die Regelung der 
Landschaftsplanung und Erholungsvorsorge den 
weiten ökologischen Bereich miterfaßt und auf 
dem Gebiete des Naturschutzes das Verursacherprin-
zip durchsetzt. Gleichzeitig ermöglicht das Natur-
schutzgesetz eine Verstärkung des Artenschutzes 
und begründet das Recht auf Erholung in der freien 
Landschaft. Das vom Kabinett verabschiedete Lan-
deswaldgesetz soll im Umweltbereich zur Harmoni-
sierung von Ökonomie und Ökologie bei der Be-
wirtschaftung des Waldes beitragen. Die.forstrecht-
lichen Regelungen sind auf die Sicherung und Pfle-
ge der Naturgüter und der Erholungsmöglichkeiten 
sowie auf eine praktikable und naturnahe Land-
schaftspflege gerichtet. 

Verabschiedet wurde auch ein neues Landesabfall-
gesetz mit dem Ziel, alle Aufgaben der Abfallbesei-
tigung einschließlich Einsammeln und Befördern 
in der Hand der Land- und Stadtkreise zu konzen-
trieren und durch die Einheit von Planung und Voll-
zug bei der Errichtung neuer Abfallbeseitigungsan-
lagen den zügigen Aufbau eines leistungsfähigen 
Systems der Abfallbeseitigung in Baden-Württem-
berg zu bewirken. Besondere Bedeutung mißt das 
Gesetz der geordneten Wiederverwendung von Ab-
fällen (Recycling) zu. 

Noch nicht endgültig gelöst ist dagegen die Beseiti-
gung industrieller Sonderabfälle, von denen jährlich 
etwa 500 000 Tonnen anfallen: Diese Abfälle, die 
in der Regel nicht in den natürlichen Stoffkreislauf 
zurückgegeben werden können, sind möglichst lük-
kenlos zu erfassen und ordnungsgemäß zu beseiti-
gen. Zu diesem Zwecke wurde vom Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt der Ent-
wurf eines „Teilplans Industrielle Sonderabfälle" 
aufgestellt, dessen Verwirklichung Kosten von et-
wa 90 MiII.DM für die Einrichtung zweier Sonder-
abfalldeponien und einer Verbrennungsanlage für 
industrielle Sonderabfälle in Verbindung mit meh-
reren Vorbehandlungsanlagen und Sammelstellen 
vorsieht. 

Ein Schwerpunkt der Umweltschutzmaßnahmen der 
Landesregierung ist die Reinhaltung des Wassers. 
1973 wurden noch 800 Mill. Kubikmeter industriel-
ler Abwässer außerhalb der öffentlichen Kanalisa-
tion in ein Gewässer oder in den Untergrund eingelei-
tet;  von denen 54% Kühlwasser und 44% Schmutz-
wasser waren. Wie in dem im Dezember 1973 verab-
schiedeten Mittelfristigen Umweltschutzprogramm 
angekündigt, wurde 1975 erstmals eine abwasser-
technische Zielplanung vorgelegt, die auf das Jahr 
1990 ausgerichtet ist. Diese Bilanz über Bestand, 
Kapazität und Bedarf an Kläranlagen richtet sich 
an die öffentlichen Träger der Abwasserbeseitigung 
(Städte und Gemeinden). 

Tabelle 10 

Abwassertechnische Zielplanung 

Bestand / Bedarf Klärkapazität 

Bestand bis Mitte 1976 
lin Betrieb und im Bau) 

Bedarf im Zieljahr 1990 

Ausbaubedarf 5,4 Mill. EGW 11 

11 EGW (Einwohnergleichwert): Meßzahl für Menge und Schmutzge-
halt eines industriellen oder gewerblichen Abwassers, abgeleitet aus 
dem Vergleich mit den Normalwerten häuslicher Abwässer. 

Der zur Errichtung der zusätzlichen Klärkapazität 
erforderliche Investitionsaufwand wird auf 5,18 
Mrd.DM geschätzt und ist in einem Zeitraum von 
zehn Jahren aufzubringen. Daraus resultieren jähr-
liche finanzielle Belastungen, deren Größenordnung 
etwa dem Bauvolumen zur Abwasserbeseitigung ent-
spricht (500 MiII.DM), das 1975 im Rahmen des 
Förderungsprogramms des Landes abgewickelt wur-
de. 

Hohe Steuerausfälle, sprunghaft steigender 
Kreditbedarf 

Bereits bei der Aufstellung des Haushaltsplanes sah 
sich das Land mit einer finanzwirtschaftlichen Lage. 
konfrontiert, die durch erhebliche Unsicherheiten, 
gekennzeichnet war. Alle Planungen wurden zu-
nächst dadurch erschwert, daß bei den Etatberatun-
gen noch kaum erkennbar war, wie'die wirtschaftli-
che Entwicklung im Jahr 1975 verlaufen würde. 
Nicht voll abschätzbar waren auch die finanziellen 
Auswirkungen der am 1. Januar 1975 in -Kraft ge-
tretenen Steuerreform, die,für das Land und die 
Gemeinden Steuerausfälle und Mehrbelastungen 
brachte. Ein weiteres Unsicherheitsmoment stellte 
die anstehende Neuverteilung der Umsatzsteuer 
zwischen Bund und Ländern dar. 

Der vom Landtag verabschiedete Doppelhaushalt 
für die Jahre 1975 und 1976 sah für 1975 im Kern-
haushalt ein Ausgabevolumen von 20,40 Mrd.DM 
vor, was einer Steigerung gegenüber den Istergeb-
nissen 1974 um 5,6% entspricht. Der zusammen 
mit dem Kernhaushalt vorsorglich verabschiedete 
Eventualhaushalt mit Gesamtausgaben in Höhe von 
319,7 MiII.DM wurde im Nachtrag auf 487,0 Mill. 
DM erhöht. Diese Mittel werden aus der Konjunk-
turausgleichsrücklage in Verbindung mit Komple-
mentärmitteln des Bundes bereitgestellt und dienen 
zur Durchführung kurzfristiger konjunkturbeleben-
der Investitionsmaßnahmen. Die Gemeinden und 
Gemeindeverbände sahen nach zum Teil geschätz-
ten Ergebnissen Gesamtausgaben in Höhe von rund 
20,5 Mrd.DM vor; das entspricht einer Steigerung 
gegenüber dem Istergebnis des Vorjahres um 8,2%. 
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1975 1974 Veränderung 

in Steuerart / Einnahmeart 

 

Millia den DM 

Maßgeblich für die Situation der öffentlichen Haus-
halte ist die Entwicklung der (fast stets zwangsläufi-
gen) laufenden Ausgaben und der damit verbleiben-
de Spielraum für investive Vorhaben. Nach den Plan-
ansätzen liegen die Ausgaben der laufenden Rech-
nung beim Land um 11,3% und bei den Gemeinden 
um ,10,8% über den Istergebnissen des Vorjahres. 
Ausschlaggebend für diese Ausweitung ist der An-
stieg der Personalausgaben, die beim Land nunmehr 
42,7% und bei den Gemeinden 25,1%des Haus-
haltsvolumens ausmachen. Demgegenüber konnten 
die öffentlichen Haushalte ihre Ausgaben der Kapi-
talrechnung, also vor allem ihre Sach- und Finanz-

  

Tabelle 11  

investitionen, nur noch geringfügig erhöhen. Die 
Planansätze der Gemeinden stiegen um 2,5% gegen-
über dem Istergebnis des Vorjahres, während das 
Land einen Zuwachs von 0,9% veranschlagte. 

 

Zur Einsparung von Personalausgaben hatte die 
Landesregierung eine sogenannte „Dreier-Kommis-
sion" eingesetzt, die jede freie, freiwerdende und" 
neue Stelle im Bereich der Staatsverwaltung darauf-
hin überprüft, ob ihre Besetzung unabweichbar ist. 
Außerdem durften freie und freiwerdende Stellen 
grundsätzlich erst nach Ablauf von sechs Monaten 
nach Freiwerden besetzt werden. 

 

Kassenmäßige Steuereinnahmen 

Aufkommen vor der Steuerverteilung 

.Gemeinschaftliche Steuern 1) 

Steuern vom Einkommen 2) 

Lohnsteuer 

Veranlagte Einkommensteuer 

Nichtveranlagte Steuer vom Ertrag 

Körperschaftsteuer 

Steuern vom Umsatz 

Umsatzsteuer 3) 

Einfuhrumsatzsteuer 

Bundessteuern 

Landessteuern 

darunter 

Kraftfahrzeugsteuer - 

Gemeindesteuern 4) 

darunter 

Geverbesteuer nach Ertrag und Kapital (brutto) 

Lohnsummensteuer (einzig Stadtkreis 
Mannheim) 

Bundeseinnahmen 

darunter 

Anteil an den Steuern vom Einkommen 

Anteil an den Steuern vom Umsatz 

Anteil an der Gewerbesteuer-Umlage 

Landeseinnahmen 

darunter 

Anteil an den Steuern vom Einkommen 

Anteil an den Steuern vom Umsatz 5) 

Anteil an der Gewerbesteuer-Umlage 

Einnahmen der Gemeinden (Gv) 4) 

27505,8 

19253,7 

11 553,0 

4661,7 

311,3 

2727,7 

8252,1 
6062,2 

2189,9 

3018,1 

1 917.6 

836,8 

3026,8 

2430.2 

34,7 

8491,8 

5632.1 

590,5 

12971,9 

8080,5 

2383,4 

590,5 

3573,6 

26 716.4 

18844,9 

11 720,9 

4596,3 

397,5 

2130,2 

7871,5 

5552,8 

2318,7 

3500,0 

1 798,9 

816,6 

2993,2 

2418.5 

30,9 

8280,2 

4959,1 

625,0 

13075.3 

7940,9 

2710,5 

625,0 

3464,9  

+ 3,0 

+ 2,2 
1,4 

+ 1,4 

21,7 
+ 28,1 

+ 4,8 
+ 9,2 

- 5,6 

- 13,8 

+ 6,6 

+ 2,5 

+ 1,1 

+ 0,5 

+ 12,1 

+ 2,1 

+ 2,6 
+ 13,6 

5,5 

0,8 

+ 1.8 

12,1 

5,5 

+ 3,1 

  

Einnahmen nach der Steuerverteilung auf die Gebietskörperschaften 

17 732,4 17364,3 

 

darunter 

Gemeindeanteil an der LSt und veranlagten 
Est 1 161,6 1 118,0 + 3,9 

1) Gem, Art. 106 GG, - 2) 1975 einschließlich ausl ufender Einnahmen aus den Stabilitätszuschlägen. - 3) 1974 ohne Investitionsteuer; 
1975 einschließlich auslaufender Einnahmen aus der Investitionsteuer. - 4) 1. bis 3. Vierteljahr 1974 und 1975. - 5) Nach'Berücksichti-
gung der USt-Ausgleichs unter den Ländern unterQ grundelegung des ab 1975 neu geltenden Ummtzsteueranteils von 31,75°%. 
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Die seit der Aufstellung der Haushaltspläne einge-
tretene finanzwirtschaftliche Entwicklung war da-
durch gekennzeichnet, daß die erwarteten Steuer-
eingänge bei weitem nicht erreicht wurden. Steuer-
ausfälle ergaben sich einerseits aus der rückwirken-
den Neuverteilung der Umsatzsteuers , andererseits 
durch die unerwartet starke konjunkturelle Ab-
schwächung. Bei der Aufstellung des Etats des Lan-
des war noch von einem Steuerzuwachs von 7,5% 
ausgegangen worden. Das tatsächliche Steuerauf-
kommen 1975 blieb um 0,8% hinter den Einnah-
men des Vorjahres zurück. Maßgeblichen Anteil an 
diesem schwachen Ergebnis hatte das durch Steuer-
reform und schwache Arbeitsmarktlage geschmäler-
te Lohnsteueraufkommen (— 1,4%) sowie die er-
wähnte Umsatzsteuer-Neuverteilung. 

Um die Haushaltslücke, die sich aufgrund der ver-
minderten Steuereingänge schon frühzeitig ab-
zeichnete, zu schließen, wurde Anfang November 
der Entwurf eines Nachtragshaushaltes in den Land-
tag eingebracht, der die Mindereinnahmen gegen-
über dem Uretat auf 1,52 Mrd.DM veranschlagt. 

5 Durch Beschluß der Regierungschefs von Bund und Ländern 
vom 11. Juli 1975 wurde der Umsatzsteueranteil der Länder rück-
wirkend ab 1. Januar 1975 von 38,0% auf 31,75% festgelegt. 

Da aus konjunkturpolitischen Gründen das Etat-
volumen ohne große Abstriche vollzogen werden 
sollte, wurde zur Schließung der Finanzierungs-
lücke eine Erhöhung der Kreditaufnahmen von ur-
sprünglich 1 808,1 auf 2 967,1 Mill.DM angesetzt. 

Während der Landeshaushalt 1975 noch wie er-
wähnt ohne größere Abstriche vollzogen und die 
sich ergebende Finanzierungslücke durch Aufstok-
kung der Kreditaufnahmen abgedeckt wurde, ist 
für 1976 eine Neuorientierung der Haushaltspolitik 
unerläßlich. Nach Ausführungen des Finanzmini-
steriums muß das Land für 1976 — gemessen am 
verabschiedeten Haushalt — mit einem weiteren 
Steuerausfall in Höhe von 2,06 Mrd.DM rechnen. 
Eine Finanzierungslücke dieses Ausmaßes kann 
nicht durch Erhöhung der Kreditaufnahmen ge-
schlossen werden, weil dadurch die Ausgaben für 
den Schuldendienst in den kommenden Jahren so 
hoch anwachsen würden, daß kein Spielraum für 
landespolitisch wichtige Aufgaben, insbesondere 
für Investitionsprogramme, verbleiben würde. Die 
Landesregierung hat deshalb in ihrem Programm 
zur kurz- und mittelfristigen Anpassung des Lan-
deshaushalts an die wirtschaftliche Entwicklung 
und zur Sicherung des Investitionsspielraumes '-
Einsparungen in Höhe von 1 Mrd.DM für das Haus-
haltsjahr 1976 vorgesehen. 
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Teil II 

 

Versuch einer Vorausschätzung der Entwicklung wichtiger 
demographischer und wirtschaftlicher Größen im Jahr 1976 

 

2.1 Allgemeine Grundlagen und Probleme 

Aufgabenstellung und Problematik des Ausblicks 

Bei dem hier vorgelegten Versuch einer Voraus-
schätzung auf das Jahr 1976 muß zunächst hinge-
wiesen werden, daß ein solcher Ausblick in einer 
Phase starker konjunktureller Unsicherheiten und 
Bewegungen naturgemäß nicht unproblematisch ist. 
Diese Skepsis wird noch verstärkt, wenn man sich 
daran erinnert, daß während des Jahres 1975 — vor 
allem während der Frühjahrsmonate — eine außer-
ordentlich große Unsicherheit über die Weiterent-
wicklung vorgelegen hat und vielfach Fehleinschät-
zungen der.  zu erwartenden ökonomischen Entwick-
lung zu Tage traten. Mehrfach wurde eine baldige 
konjunkturelle Erholung angekündigt, die dann je-
doch nicht in der erwarteten Schnelligkeit eintrat. 

Der zunächst schon im Jahr 1975 vermutete kon-
junkturelle Aufschwung hätte allen Erfahrungen 
der Nachkriegszeit widersprochen, in der jeweils 
nach einer Hochkonjunkturphase immer für min-
destens zwei, wenn nicht gar für drei Jahre eine 
demgegenüber reduzierte Wirtschaftsentwicklung 
zu verzeichnen war. Dies ist keineswegs verwunder-
lich, wenn man bedenkt, daß die Wirtschaft als ge-
sellschaftlicher Teilbereich nicht mit spontanen 
Entwicklungssprüngen reagiert, sondern daß die 
hier ablaufenden Prozesse auch bei Einsatz eines 
vielfältigen wirtschaftspolitischen Instrumentari-
ums mit einem Zeitfaktor zu versehen sind. Nach-
dem sich für 1974 nach dem Hochkonjunkturjahr 
1973 eine Abschwächung abzeichnete, konnte da-
mit gerechnet werden, daß sowohl 1974 wie auch 
1975 Jahre zumindest reduzierten Wirtschafts-
wachstums sein würden. In dieser Weise hat sich 
das Statistische Landesamt schon in seinem Jahres-
bericht 1973 (Seite 28) geäußert. Die Wahrschein-
lichkeit, daß das Jahr 1975 noch nicht den Auf-
schwung bringen würde, war dabei angesichts der 
besonderen Vorzeichen, unter denen der diesmalige 
rezessive Abschwung stand, besonders groß. Es han-
delte sich nicht um einen „einfachen" Konjunktur-
abschwung, sondern um eine Abschwungsbewegung, 
die durch strukturelle Einbruchsfaktoren überlagert 
und verstärkt wurde. Diese strukturellen Kompo-
nenten waren mit der „Ölkrise" Ende 1973/Anfang 
1974 deutlich sichtbar geworden. Sie beziehen sich 
auf langfristig wirkende Belastung, die für die Zu-
kunft ein Wirtschaftswachstums im bisherigen Aus-
maß unwahrscheinlich erscheinen lassen und dieauf 
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längere Sicht zu erheblichen Umstrukturierungen 
sowohl hinsichtlich der herkömmlichen Produktions-
wie auch Konsumtionsstruktur führen werden. Diese 
Schwierigkeiten sind weltweit wirksam, so daß 
nicht nur der inländische Absatz, sondern über die 
nachlassende Wirtschaftstätigkeit in den wichtig-
sten industriellen Abnehmerländern auch der Aus-
senabsatz des Landes stark zurückging. 

Nach Informationen der letzten Zeit scheint nun 
in der Tat eine Stabilisierung auf tiefem Niveau 
mehr oder weniger weltweit erreicht zu sein. Inso-
fern ist der jetzige Zeitpunkt sehr viel eher geeig-
net — als es das Frühjahr 1975 war —, gewisse ver-
läßliche Anhaltspunkte für die Richtung der zukünf-
tigen Wirtschaftsentwicklung zu geben. Dabei sind 
allerdings Aussagen über ein bestimmtes Ausmaß 
dieser Entwicklung nach wie vor mit erheblichen 
Unsicherheitsfaktoren belastet. 

Materialbasis und Auswahl der zu schätzenden Grö-
ßen 

Die vorliegende Vorausschätzung stützt sich auf die 
folgende Materialbasis: 

(a) auf die bis jetzt (Ende Dezember 1975) vorlie-
genden kurzfristigen Indikatoren für Baden-
Württemberg und die Bundesrepublik Deutsch-
land, 

(b) auf die im Gemeinschaftsgutachten der wirt-
schaftswissenschaftlichen Institute nach dem 
Stand von Oktober 1975 gegebene Prognose 
für 1976, 

(c) auf die im Gutachten des Sachverständigenrats 
für die Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung enthaltene Vorausschätzung 
für das Jahr 1976. 

Daneben wurden Oberlegungen über die für die ge-
samte Bundesrepublik einerseits und für das Land 
Baden-Württemberg andererseits zu erwartende Ent-
wicklung mitberücksichtigt. 

Für die Auswahl der zu schätzenden Größen war 
ihr allgemeiner Orientierungswert und die Möglich-
keit zu sachlich fundierter Schätzung maßgebend. 
Es wurde davon ausgegangen, daß nicht nur ökono-
mische Eckdaten einbezogen werden, sondern auch 
wichtige Größen aus der Bevölkerungsentwicklung 
und aus dem Bildungswesen. Hierfür sprach auch 
die weitgehende Interdependenz dieser Bereiche, 
wie sie vom Statistischen Landesamt bereits im Sta-
tistisch-prognostischen Jahresbericht 1973 (S. 17 f.) 
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dargelegt worden ist. Die beigefügte Skizze weist 
erneut auf diese Zusammenhänge in vereinfachter 
Form hin. (Schaubild 1) 

Es wurde nach diesen Richtlinien die Entwicklung 
der folgenden Größen geschätzt: 

(1) Bevölkerungsentwicklung und ihre Bestim-
mungsfaktoren (einschl. Ausländer) 

(2) Eckdaten aus dem Bildungsbereich 

(3) Aussichten für Beschäftigtenstand und Ar-
beitsmarkt 

(4) Entwicklungslinien im öffentlichen Sektor 

(5) Aussichten für ausgewählte ökonomische 
Größen 
— Privater Konsum 
— Private Investitionen 
— Export 

(6) Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

In Anbetracht der begrenzten Materialbasis und der 
beträchtlichen Unsicherheitsfaktoren wurden bei 
den meisten Größen nur Tendenzaussagen versucht, 
da in diesen Fällen konkrete Prognosedaten nur ei-

 

ne Genauigkeit und Zuverlässigkeit der Voraus-
schätzung vortäuschen würden, die der Natur der 
Sache nach nicht zu erzielen sind. Bei einzelnen Grö-
ßen allerdings, bei denen einige Anhaltspunkte für 
die mögliche Entwicklung gegeben waren, wurde 
eine Konkretisierung versucht — so insbesondere 
bei der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. 

  a sgew3hlle Beziehungen 

Realstrdme im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 

 

2.2 Bevölkerungsentwicklung und ihre 
Bestimmungsfaktoren 

Zur mittel- und langfristigen Bevölkerungsent-

 

wicklung enthalten die Statistisch — Progno-

 

stischen Jahresberichte 1973 und 1974 Vor-

 

hersagen. Diese Prognosen, die eine Zunahme 
der Bevölkerung bis zum Jahre 1990 zum Inhalt 
haben, werden im Hinblick auf den Bevölke-
rungsrückgang in den Jahren 1974 und 1975 
gegenwärtig überprüft. Die Prüfung erstreckt sich 
auf die Ergebnisse der im Auftrag der Landes-
regierung erstellten Systemanalyse zur Landesent-
wicklung Baden-Württemberg, die eine Abnahme 
der Bevölkerung bis zum Jahre 1990 vorhersagen. 
Die Entwicklung der Bevölkerungszahl des Landes 
ist für eine Vielzahl von Zwecken von großem 
allgemeinen Informationswert. Ein Ausblick auf 
1976 ist deshalb von spezieller Bedeutung, weil 
nach einer langen Phase ständiger Zunahme der 
Bevölkerungszahl seit 1974 eine neue Entwick-
lungsphase begonnen haben dürfte, die generell als 
Bevölkerungsstagnation bezeichnet werden kann. 
Während die Einwohnerzahl des Landes seit 
seiner Gründung im Jahre 1952 bis zum Jahre 1973 
wegen einer Vielzahl von Faktoren (Geburtenüber-
schuß, Zustrom von Vertriebenen und Flüchtlin-
gen sowie ausländischen Arbeitnehmern) jährlich 
um durchschnittlich 121 000 Personen stark zuge-
nommen hat, trat 1974 erstmals ein Bevölkerungs-
rückgang um 13 000 Personen ein. Zurückgehende 
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Geburtenzahlen, insbesondere aber das Umschlagen 
bisheriger Wanderungsgewinne in ein Wanderungs-
defizit haben 1975 sogar zu einem Rückgang des 
Bevölkerungsstandes um über 60 000 Personen ge-
führt. Daher sollte die Frage, welche Entwicklung 
für 1976 erwartet werden kann, am Anfang eines 
Versuches des Ausblicks auf das begonnene Jahr 
stehen. 

Eine Vorausschätzung muß sich an den absehbaren 
Einflußfaktoren (Geburten, Sterbefälle, Wanderun-
gen) orientieren und die deutsche und ausländische 
Bevölkerung wegen ihrer unterschiedlichen Ent-
wicklungstendenzen gesondert behandeln. 

Bei der deutschen Bevölkerung sind hinsichtlich der 
natürlichen Komponente gegenüber der heutigen Si-
tuation keine einschneidenden Veränderungen zu 
erwarten: Unter der Annahme, daß die altersspezifi-
sche Fruchtbarkeitsziffer nicht oder nur geringfügig 
zurückgeht, dürfte die Zahl der deutschen Lebend-
geburten bei rund 75 000 liegen. 

Die Zahl der Sterbefälle hat sich in den Jahren 1970 

bis 1974 kaum verändert und betrug jeweils rund 
91 000. Im Jahre 1975 starben allerdings über 
93 000 Personen. Da diese Zunahme jedoch im we-

sentlichen auf die zu Anfang des Jahres aufgetre-

tene Grippe und ihre Folgewirkungen zurückzufüh-
ren ist, darf diese Erhöhung nicht überbewertet wer-
den. Allerdings wird nach der Altersgliederung in 
Zukunft wieder mit einer höheren Zahl an Sterbe-
fällen zu rechnen sein. Aus diesem Grund dürfte 

die Zahl der Gestorbenen des Jahres 1976 nicht all-

zu sehr unter der von 1975 liegen. 

Nach diesen Überlegungen ist für 1976 bei der deut-
schen Bevölkerung mit einem Geburtendefizit zu 
rechnen, das größenordnungsmäßig demjenigen des 
Jahres 1975 (-17 000) in etwa entspricht. 

Problematischer ist eine Prognose der Zu- und Ab-
wanderungen. Im vergangenen Jahrzehnt war bei 
hohem, aber zuletzt doch kontinuierlich abnehmen-
dem Wanderungsvolumen ein beachtlicher positiver 
Wanderungssaldo zu verzeichnen. Dabei zeigte sich, 
daß bei der deutschen Bevölkerung die Wanderung 
weniger von konjunkturellen Einflüssen beeinflußt 
wurde. Positiv war der Wanderungssaldo vor allem 
deshälb, weil viele ältere Menschen aus anderen 
Bundesländern ihren Alters- und Ruhesitz nach Ba-
den-Württemberg verlegten. 

Bis 1974 umfaßte der Wanderungsgewinn deutscher 
Personen jeweils über 12 000, meist sogar über 
16 000 Personen. Im Jahre 1975 war er mit etwa 
5 000 erstmals merklich geringer. Für das Jahr 1976 
ist ebenfalls ein kleinerer Wanderungsgewinn zu er-
warten, der voraussichtlich in dieser Größenordnung 
liegen dürfte. 

Weit schwieriger gestaltet sich eine Prognose der 
ausländischen Bevölkerung, weil durch die Unge-
wißheit auf dem Arbeitsmarkt und das nur schwer 
abzuschätzende Verhalten der Ausländer bei hoher 
Arbeitslosigkeit keine genauen Aussagen über Zu-
und Abwanderung und damit über Bestand und 
Struktur der ausländischen Bevölkerung möglich 
sind. Was die längerfristige Entwicklung der Auslän-
derzahl betrifft, werden deshalb keine Prognosen 
erarbeitet, sondern Modellrechnungen durchgeführt'. 

Diese unzureichenden Informationen erschweren 
bereits eine Schätzung der natürlichen Bevölke-
rungsentwicklung des Jahres 1976. Mit Sicherheit 
kann lediglich gesagt werden, daß wieder ein hoher 
Geburtenüberschuß zu erwarten ist. Zwischen 1965 
und 1974 hat sich die Zahl der lebendgeborenen 
Ausländer nahezu kontinuierlich von 9 000 auf 
24 000 erhöht; im Jahre 1975 liegt sie, bedingt 
durch Änderungen in der Definition der Staatsan-
gehörigkeit von Kindern mit einem ausländischen 
Vater und einer deutschen Mutter, aber wohl auch 
aufgrund von Abwanderungen bzw. geringeren Zu-
wanderungen von Ausländerinnen im gebärfähigen 
Alter, soweit bisher absehbar unter 22 000. Da an-

zunehmen ist, daß diese Tendenz im Wanderungs-
verhalten anhält, ist für das Jahr 1976 mit einer 

noch niedrigeren Geburtenzahl zu rechnen. Gleich-

zeitig dürfte sich die Zahl der gestorbenen Auslän-
der wohl kaum auf über 2 000 erhöhen (im Jahre 
1975 werden es voraussichtlich 1 800 Sterbefälle 
sein). Der Geburtenüberschuß wird deshalb 1976 

mit einiger Sicherheit unter 20 000 liegen. 

Die Entwicklung der Zu- und Fortzüge ist einmal 
von der wirtschaftlichen Entwicklung abhängig, zum 

anderen vom Nachziehen bzw. Fortwandern von Fa-
milienangehörigen. Was den wirtschaftlichen Aspekt 
betrifft, so ist nicht sicher, ob die Ausländer bei ei-

ner weiterhin hohen Arbeitslosigkeit trotz Auslau-
fen des Arbeitslosengeldes im Lande bleiben oder 
ob sie verstärkt abwandern. Weiterhin ist die Zu-
wanderung von ausländischen Erwerbspersonen we-

gen der unsicheren Entwicklung des Arbeitsmarktes 
schwer abzuschätzen. Daneben bleibt ungewiß, wie 
sich der Fortzug, insbesondere aber auch der Zuzug 

der Familienangehörigen von erwerbstätigen Aus-
ländern gestalten wird. 

In den Jahren 1974 und 1975 ist die Zuwanderung 

von Ausländern stark zurückgegangen, sie lag unter 

150 000 bzw. 100 000 Personen, nachdem 1973 

noch fast 250 000 Ausländer nach Baden-Württem-
berg zogen. Dagegen hat sich zwischen 1973 und 

1975 die Abwanderung nur von 190 000 auf knapp 

170 000 reduziert. Insgesamt ist im Jahr 1975 da-
durch mit dem bisher höchsten Wanderungsdefizit 
in Höhe von 70 000 Ausländern zu rechnen. 

 

1 Vgl. Kapitel. 3.1 
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Für einen ebenfalls hohen negativen Wanderungs-
saldo im Jahre 1976 könnte die Annahme sprechen, 
daß sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt — zumal 
für die typischen Berufe von Ausländern — nicht 
entscheidend bessert, und daß ein Auslaufen des 
Arbeitslosengeldes zu einer Zunähme bei der Zahl 
der Fortzüge führt. Eine Quantifizierung erscheint 
allerdings kaum möglich. 

Aufgrund des zu erwartenden Wanderungsdefizits 
dürfte sich damit die absolute Zahl der Ausländer 
abermals reduzieren. Gleichzeitig ist zu erwarten,. 
daß sich wegen eines immer noch wahrscheinlich 
beachtlichen Geburtenüberschusses der Altersauf-
bau der Ausländer noch mehr verjüngt und damit 
ihre Erwerbsquote weiter absinkt. 

Sowohl bei der deutschen wie bei der ausländischen 
Bevölkerung ist also mit einem Rückgang zu rech-
nen. Bei den. Deutschen zeichnet dafür ein Gebur-
tendefizit verantwortlich, das durch einen zu erwar-
tenden Wanderungsgewinn wahrscheinlich nicht aus-
zugleichen ist. Umgekehrt wird bei den Ausländern 
der Wanderungsverlust größer sein als der voraus-
sichtliche Geburtenüberschuß. 

Was die Größenordnung in der Entwicklung der 
Gesamtbevölkerung betrifft, so dürfte das Defizit 
bei der deutschen Bevölkerung, das sich unter Be-
rücksichtigung der natürlichen und der räumlichen 
Komponenten ergibt, durch den zu erwartenden 
Geburtenüberschuß der Ausländer ausgeglichen 
oder leicht übertroffen werden. Die Entwicklung 
der Bevölkerungszahl wird deshalb nahezu aus-
schließlich durch die Wanderung der Ausländer be-
stimmt. Unter der Annahme, daß sich das Wande-
rungsverhalten des Jahres 1975 wiederholt und sich 
bei den Ausländern abermals ein Wanderungsverlust 
von 70 000 ergibt, dürfte demnach die Gesamtbe-
völkerung um 60 000 bis 70 000 Personen abneh-
men. Angesichts der für ausländische Erwerbsperso-
nen besonders ungünstigen Aspekte auf dem Ar-
beitsmarkt ist eventuell auch ein höheres Defizit 
denkbar. Andererseits könnte sich im Zuge einer —
allerdings unerwartet —starken Wiederbelebung der 
Wirtschaft auch ein niedrigerer Wanderungsverlust 
als 1975 und damit ein geringerer Bevölkerungs-
rückgang einstellen. Eine genauere Prognose kann 
für 1976 nicht gegeben werden, weil die Reaktion 
der ausländischen Arbeitskräfte und ihrer Familien 
auf die Lage am Arbeitsmarkt nur schwer abzu-
schätzen ist, zumal eine Situation mit derart hohen 
Unsicherheitsfaktoren in dieser Form erstmals auf-
getreten ist. 

Die voraussichtliche Abnahme der Bevölkerung im 
Jahre 1976 bringt, da sie vor allem auf einen Rück-
gang des ausländischen Bevölkerungsteils zurückzu-
führen sein dürfte, eine Abnahme der Erwerbsperso-
nen mit sich. Dies dürfte zu einer Entlastung des Ar-
beitsmarkts führen, und zwar insbesondere in Beru-
fen mit einer hohen Ausländerquote. Andere Berei-  

che in Wirtschaft und Gesellschaft werden durch 
diesen voraussichtlichen Bevölkerungsrückgang im 
Jahre 1976 kaum in•großem Ausmaß berührt. 

Wenn jedoch auch mittel- und langfristig die Bevöl-
kerung abnimmt oder stagniert oder zumindest mit 
geringeren Zuwachsraten als in der Vergangenheit 
ansteigen sollte, ergeben sich weitere beachtenswer-
te Konsequenzen. Dabei würde sich nicht nur der 
Umfang der Bevölk 

-
erung ändern, vielmehr ist we-

gen der wahrscheinlich rückläufigen oder stagnie-
renden Geburtenzahlen auch mit erheblichen Ver-
schiebungen ih der Altersstruktur zu rechnen. Bei-
de Aspekte haben auf längere Sicht Auswirkungen 
auf alle Teilbereiche des öffentlichen Lebens: Er-
werbstätigkeit und Arbeitsmarkt; Konsum, Inve-
stition und wirtschaftliches Wachstum; öffentliche 
Infrastruktur (z. B. Bildungs- und Gesundheitswe-
sen, soziale Einrichtungen); Höhe und Struktur der 
staatlichen Haushalte; Belastungen der Umwelt und 
weiteres mehr. 

Bei einigen dieser Teilbereiche (z. B. Bildungswesen 
und Arbeitsmarkt, Bedarf an Wohnungen und Al-
tenheimen) wurde in diesem und in den beiden zu-
rückliegenden Jahresberichten bereits auf wichtige 
Konsequenzen der Veränderungen im Wachstum 
und im Altersaufbau der Bevölkerung hingewiesen. 
Die die Gesellschaft interessierenden be- und entla-
stenden Effekte dieser vielschichtigen Entwicklung 
insgesamt.sind dabei im einzelnen sehr schwer zu 
ermitteln und gegeneinander aufzurechnen. 

2.3 Eckdaten aus dem Bildungsbereich 

 

Der seit Mitte der sechziger Jahre eingetretene star-
ke Rückgang der Geburtenzahlen hat im Laufe der 
siebziger Jahre zu einer deutlichen Verringerung in 
der Zahl der Schulanfänger geführt: Wurden zu Be-
ginn des Schuljahres 1970/71 noch 166 500 Kinder 
eingeschult, waren es 1975/76 lediglich 144 700. 
In den nächsten Jahren wird sich die Zahl der Schul-
anfänger weiter reduzieren und bis 1ä81 vermutlich 
auf unter 100 000 absinken. 

Im Zuge dieses Prozesses nahm seit dem Schuljahr 
1971/72 auch die Zahl der Grundschüler an öffent-
lichen und privaten Schulen kontinuierlich ab und 
erreichte 1975/76 mit insgesamt rund 591 000 den 
vorläufig niedrigsten Wert. Zu Beginn des Schul-
jahres 1976/77 ist ein weiterer Rückgang um 
25 000 und für 1977/78 sogar eine weitere Abnah-
me um 30 000 Grundschüler zu erwarten. 

Bei den weiterführenden Schulen kommen dagegen 
die geburtenstarken Jahrgänge 1959 bis 1964 erst 
noch zum Tragen und sorgen für ein rasches Wach-
sen der Schülerzahlen. Die Zahl der Hauptschüler 
lag 1975/76 mit 351 000 um 6% und die Zahl der 

29 



Realschüler mit 209 000 gar um 7% höher als im 
vorangegangenen Schuljahr. Beiden Gymnasien 
nahm die Schülerzahl um knapp 5% auf 296 000 zu. 

In den Schuljahren 1976/77 und 1977/78 wird auf-
grund der genannten geburtenstarken Jahrgänge die 
Zahl der Schüler in diesen Schulen weiter zuneh-
men, jedoch ist ein deutliches Abflachen der Zu-
wachsraten zu erwarten. Nach einer Projektion des 
Kultusministeriums wird bei den Hauptschulen die 
maximale Schülerzahl vermutlich im Schuljahr 
1977/78 mit 376 000 und bei den Realschulen ein 
Jahr später mit 233 000 erreicht sein. Die Zahl der 
Gymnasiasten wird bis 1979/80 auf 300 000 an-
wachsen. Ab den genannten Jahren werden die 
Schülerzahlen kontinuierlich zurückgehen und den 
heutigen Stand bei den Hauptschulen 1981/82, bei 
den Realschulen 1982/83 und zuletzt bei den Gym-
nasien im Schuljahr 1983/84 erstmals unterschrei-
ten. 

Voraussetzung für diese Entwicklung der Schüler-
zahlen ist unter anderem, daß sich die Annahmen  

der Zielprojektion, die sich an den Schulentwick- 
lungsplänen orientiert, zumindest mittelfristig 
nicht verändern. In dieser Zielprojektion wird vor 
allem eine Verschiebung zugunsten der Vollzeit-
ausbildung'im berufsschulischen Sektor angenom. 
men, was gleichzeitig ein zahlenmäßiges Anwach-
sen bei den Realschulen zur Folge haben wird. 

Die gegenwärtige und zukünftige Zahl der Lehrer 
muß sich einerseits an diesen Schülerzahlen orien-
tieren; andererseits müssen aber auch die finanziel-
len Möglichkeiten der öffentlichen Hand berück-
sichtigt werden, weitere Lehrer einzustellen bzw. 
zu beschäftigen. Das Land hat im letzten Jahr noch 
einmal alle fertig ausgebildeten Absolventen der 
baden-württembergischen Lehrerbildungseinrich-
tungen jh den Schuldienst übernommen. Wegen 
der angespannten Haushaltslage kann nicht mehr 
mit Steigerungsraten in Höhe der Vorjahre gerech-
net werden. Gleichwohl ist mittelfristig schon 
allein aufgrund des Geburtenrückgangs eine deut-
liche Verbesserung der Schüler-Lehrer-Relation zu 
erwarten. 

Tabelle 1 
Voraussichtliche Zahl der Absolventen an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen 

Aus dem. Schäljahr 

Die Absolventen 

werden überwiegend erwartet 

1975/76 1974/75 1976/77 1977/78 

Vorausschätzung 

Am Arbeitsmarkt  127 800  138 100  154 800 168 700 

davon Abgä nger von 
Hauptschulen ohne Abschluß 
Sonderschulen 
Gymnasien nach Abschluß der 
Klassen 10. bis 12 

Absolventen von 
Hauptschulen 
Realschulen 
Abendrealschulen 

Absolventen an beruflichen Schulen 
mit mittleren Abschlüssen nach 
Fachschulreife 

_  

6300 7 700 8 600 9200 

6 500 6 800 7200 7 600 

5000 4100 .5900 7100 

59 700 63600 
27 006 . 33 000 

1 100 1 100 

17 600 19 200 

2) 

3) 

4) 

9) 

12) 

43300 
23 700 

1 100 

15 000 

53 300 
21 600 

1 100 

16 100 

20 200 
7200 

25 050 

17 200 

Abgänger aus 
Berufsfachschulen 
Fachschulen 

An Hochschulen und Fachhochschulen 

aus allgemeinbildenden Schulen 
Absolventen mit allgemeiner und 
fachgebundener Hochschulreife 6) 
Abendgymnasien und Kollegs. 7)  

20 400 20 600 
7 300 7 300 

26 250 27 050 

17 500 17 500 

450 450 450 

19 800 
7 100 

23 150 

16 200 
450 

aus beruflichen Schulen 
Absolventen mit Fachhochschul. 
reife 
allgemeiner und fachgebundener 
.Hochschulreife. 

600 700 800 800 

5900, 6 700 7 500 8 300 

10) 

Fußnoten: Vgl. Tabelle im Anhang. 
Quelle: 7. Bericht der Arbeitsgruppe Bedarfsfeststellung der Kultusministerkonferenz vom April 1974 (Dokumentation Nr. 41). Die Ab-

 

solventenzahlen werden demnächst fortgeschrieben. 

30 



  

Die Situation an den beruflichen Schulen wird weit-
gehend von der Entwicklung im Haupt- und Real-
schulbereich abhängig sein. Eine exakte Vorhersage 
ist deshalb besonders schwierig, weil dieser Schulbe-
reich durch gezielte Ausbildungsmaßnahmen und 
Strukturprogramme (z. b. Aktionsprogramm Haupt-
schule, Aktionsprogramm Berufliche Bildung) star-
ken Wandlungen unterliegt und weil die Bewegung 
von der Teilzeit- zur Vollzeitform der beruflichen 
Schulen anhalten oder sich gar verstärken wird. Mit 
Sicherheit kann aber gesagt werden, daß der Lehrer-
bedarf an den beruflichen Schulen zunehmen wird. 

Aufgrund der geburtenstarken Jahrgänge ist auch 
die Zahl der Abgänger und Absolventen von allge-
meinbildenden und beruflichen Schulen weiterhin 
im Steigen begriffen. (Tabelle 1) 

Bereits-zum Abschluß des Schuljahres 1974/75 wur-
den rund 128 000 Schüler auf dem Arbeitsmarkt er-
wartet. Zum Ende des Schuljahres 1975/76 werden 
es nach Berechnungen des Kultusministeriums gut 
138 000 sein. Hiervon wird es sich zu rund 10% um 
Hauptschüler ohne Abschluß und um Sonderschüler 
handeln. Knapp 39% werden Absolventen einer 
Hauptschule sein. Weitere 31% kommen nach dieser 
Prognose aus Real- bzw. Abendrealschulen, weisen 
einen damit vergleichbaren mittleren Abschluß an 
einer beruflichen Schule auf oder haben die 10. 
bis 12. Klassenstufe eines Gymnasiums erreicht. 

Iii den folgenden Jahren wird demnach die Zahl der 
Absolventen, die am Arbeitsmarkt erwartet werden, 
weiter steigen, wobei an den Quoten der einzelnen 
Bildungsstufen keine nennenswerten Änderungen 
eintreten werden. Ein großes Problem wird es sein, 
bei einer zur Zeit stagnierenden Zahl der Arbeits-
plätze (vgl. Kapitel 3.5) für diese Abgänger einen 
adäquaten Ausbildungs- und Arbeitsplatz zu finden, 
zumal heute schon den Neigungen und Fähigkeiten 
der Schulabgänger bei der Berufswahl nicht immer 
entsprochen werden kann. Dies gilt um so mehr, als 
die Zahl derjenigen Abiturienten zunimmt, die we-
gen der Zulassungsbeschränkungen an den Hoch-
schulen und der nicht zu übersehenden Schwierig-
keiten am Arbeitsmarkt für Akademiker kein Stu-
dium aufnehmen, sondern auf andere Ausbildungs-
angebote ausweichen. Deshalb müssen in bezug auf 
das Arbeitsplatzangebot und die Wahlmöglichkei-
ten von Ausbildung und Beruf die anderen Schul-
abgänger Abstriche machen, was sich letzten Endes 
besonders nachteilig bei Sonderschülern und 
Hauptschülern ohne Schulabschluß auswirken dürfte. 

Aufgrund der geburtenstarken Jahrgänge und der ge-
förderten Ausbildungsmöglichkeiten ist auch die 
Zahl derjenigen Schulabsolventen im Steigen begrif-
fen, die auf Hoch- und Fachhochschulen überwech-
seln wollen. Nach Abschluß des Schuljahres 1976/ 
77 werden etwa 25 000 Schüler als Studenten er-
wartet, zwei Jahre später werden es über 27 000  

sein. Diese Zahlen könnten sich allerdings dann er-
mäßigen, wenn die erwähnte Tendenz einer Abnah-
me der Studienneigung bei den Abiturienten wei-
ter anhält. 

 

2.4 Aussichten für Beschäftigtenstand und 
Arbeitsmarkt 

Die gegenwärtigen, insbesondere aber die zukünfti-
gen Probleme auf dem Arbeitsmarkt ergeben sich 
nicht nur aufgrund wirtschaftlicher Schwierigkei-
ten. Sie stehen vielmehr in engem Zusammenhang 
mit Besonderheiten der Altersstruktur der in Baden-
Württemberg ansässigen Bevölkerung. Denn sowohl 
1976 wie auch in den darauffolgenden Jahren wer-
den die geburtenstarken Jahrgänge der sechziger 
Jahre ins Erwerbsleben eintreten. So werden im 
Jahr 1976, wie oben skizziert, etwa 138 000 Berufs-
anfänger verschiedener Altersstufen (etwa 15 bis 
20 Jahre) und mit unterschiedlichem Ausbildungs-
stand am Arbeitsmarkt unterzubringen sein. Wei-
terhin werden etwa 75 000 Berufsschüler einen Ab-
schluß erreichen und von einem Lehr- in ein festes 
Arbeitsverhältnis wechseln wollen. Außerdem darf 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß eine große Zahl 
von Jungakademikern auf den Arbeitsmarkt drän-
gen wird; für 1976 werden rund 17 000 Absolven-
ten aus den Pädagogischen Hochschulen, Fachhoch-
schulen und Universitäten des Landes erwartet. 

Demgegenüber werden im laufenden Jahr nur rela-
tiv schwach besetzte Jahrgänge aus der Zeit um den 
ersten Weltkrieg altershalber aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden, so daß sich allein aus der demographi-
schen Struktur ein Überschuß an Erwerbspersonen 
ergeben wird, die dann zusätzlich als Nachfrager . 
auf dem Arbeitsmarkt auftreten werden. Wie schon 
im Statistisch-prognostischen-Jahresbericht 1974 
ausgeführt, dürfte im Durchschnitt der nächsten 
zehn Jahre aus dem heimischen Potential mit etwa 
30 000 bis 40 000 zusätzlichen Erwerbspersonen 
zu rechnen sein' . 

Diese demographisch bedingte Situation der hohen 
Nachfrage nach Arbeitsplätzen, die zweifellos auch 
in Zeiten starken wirtschaftlichen Wachstums nicht 
ohne Reibungsverluste auszugleichen gewesen wäre, 
stößt nun auf ein aufgrund rezessiver Wirtschaftsent-
wicklung zurückhaltendes Angebot an Beschäfti-
gungsmöglichkeiten 2. 

Für den größten Beschäftigungsbereich, das Verar-
beitende Gewerbe, kann man aufgrund der Auftrags-
eingänge in den letzten Monaten dem konjunkturel-

 

1 Vgl. Statistisch prognostischer Jahresbericht 1974, S. 23 f. 
sowie hier Kapitel 3.5: Arbeitsmarkt. 

2 Vgl. Kapitel 3.5: Arbeitsmarkt 
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len Verlauf des Jahres 1976 ganz allgemein mit vor-
sichtigem Optimismus entgegen sehen. Da jedoch 
zur Zeit die Kapazitäten sowohl beim Produktions-
faktor Kapital wie auch beim Produktionsfaktor Ar-
beit nicht voll ausgelastet sind — wofür u, a. die hohe 
Kurzarbeiterzahl ein Indiz ist — dürfte selbst eine 
konjunkturelle Belebung zunächst keine wesentlich 
gesteigerte Nachfrage nach Arbeitskräften zur Fol-
ge haben. Im Baugewerbe kann damit gerechnet 
werden, daß der Personalabbau kurzfristig zum 
Stillstand kommt, denn die Erhöhung der Nachfra-
ge nach Bauleistungen infolge der — im Juni 1975 
ausgelaufenen — Investitionszulage dürfte etwa zu 
Beginn des Jahres 1976 in vollem Umfang markt-
wirksam werden. Im öffentlichen Bereich wird auf-
grund der angespannten Finanzlage des Staates die 
Beschäftigtenzahl allenfalls stagnieren. Damit zeich-
net sich zusammenfassend ab, daß im laufenden 
Jahr eine wesentliche Erhöhung der Zahl der Ar-
beitsplätze nicht erwartet werden kann. Hiermit 
kann wohl erst dann gerechnet werden, wenn die 
Aufschwungstendenzen sich nachhaltig durchge-
setzt haben und die Kapazitätsreserven aufgebraucht 
sind. 

Angesichts solcher Entwicklungsaussichten auf der 
Nachfrageseite des Arbeitsmarkts dürfte die Wieder-
eingliederung arbeitsloser und die Neueingliederung 
zusätzlicher Erwerbspersonen in den anstehenden 
Größenordnungen ein Problem sein, dem im laufen-
den Jahr erhebliches Gewicht zukommt. Im Durch-
schnitt des Jahres 1975 lag die Zahl der Arbeitslo-
sen bei fast 130 000 Personen. Weiterhin werden, 
wie oben skizziert, allein aus der demographischen 
Struktur in diesem Jahr 30 000 bis 40 000 Erwerbs-
personen zusätzlich als Nachfrager auf dem Arbeits-

markt auftreten. Die sich damit abzeichnenden Be-
lastungen könnten nur dann gemildert werden, 
wenn der zur Zeit beobachtete Rückgang bei den 
Zuzügen von ausländischen Erwerbspersonen auch 
1976 anhielte und wenn man darüber hinaus eine 
Abwanderung verstärkt fördern könnte. So verrin-
gerte sich ihre Zahl von 1974 nach 1975 um etwa 
70 000'. Je nach der Entwicklung dieser Abwan-
derungsbewegung würde sich also das Problem der 
1976 in den Arbeitsprozeß einzugliedernden Perso-
nen in einer Größenordnung von etwa 100 000 bis 
150 000 stellen. In Übereinstimmung mit den von 
anderer Seite schon geäußerten Vermutungen ist 
deshalb wohl davon auszugehen, daß — auch für 
den Fall einer konjunkturellen Erholung — die 
Zahl der Arbeitslosen noch beträchtlich sein und 
sich unter Umständen nicht allzu weit unter dem 
Stand von 1975 halten dürfte. 

1 Vgl. Abschnitt 3.1 
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2.5 Entwicklungslinien im öffentlichen Sektor 

 

Die rezessive Wirtschaftsentwicklung in den Jahren 
1974 und 1975 hatte über die damit verbundenen 
stark verringerten Steuereinnahmen nachhaltige 
Auswirkungen auf die Struktur der öffentlichen 
Haushalte, was seinerseits nicht ohne Rückwirkun-
gen auf die Wirtschaftsentwicklung in verschiedenen 
Teilbereichen blieb. So sah sich die Landesregierung 
im November 1975 genötigt, ein Programm zur 
kurz- und mittelfristigen Anpassung des Landes-
haushalts an die wirtschaftliche Entwicklung und 
Sicherung des Investitionsspielraums vorzulegen. 

Das Programm sieht Einsparungen im Haushalts-
jahr 1976 in Höhe von rund 1 Mrd.DM vor. Die 
Einsparungen sollen erreicht werden durch die im 
Haushaltsanpassungsgesetz vom 16. Dezember 1975 
festgelegten Änderungen gesetzlicher Vorschriften 
(56 Mill.DM), durch Änderung sonstiger Rechtsvor-
schriften wie Verordnungen, Richtlinien, Erlasse 
usw. (152,7 Mill.DM) und durch Veränderung lau-
fender Haushaltsansätze in den Bereichen Personal, 
sächliche Verwaltungsausgaben und Zuweisungen 
(351,4 Mill.DM). Die Realisierung letztgenannter 
Einsparungen soll im Rahmen des Haushaltsvoll-
zugs bzw. endgültig im Rahmen eines Nachtrags 
zum Haushaltsplan 1976 erfolgen. Die genannten 
Einsparungen ergeben zusammen einen Betrag von 
rund 560 Mill.DM. Die restlichen 440 Mill.DM sol-
len im Rahmen der Tarifabschlüsse und der Fest-
setzung der Beamtenbesoldung sowie durch die 
Erwirtschaftung eines Globalbetrages, dessen Höhe 
vom Umfang der Verbesserung der Bezüge abhängig 
ist, eingespart werden. Hierzu ist zu bemerken, daß 
jedes Prozent Veränderung in der Besoldung für das 
Land 85 Mill.DM ausmacht. 

Die Sparmaßnahmen setzen überwiegend im kon-
sumtiven Bereich an und zielen besonders stark ab 
auf die Einschränkung von Personalausgaben (vgl. 
Abschnitt 3.10). Dies soll überwiegend durch eine 
Einsparung an Personal ermöglicht werden, die man 
ihrerseits dadurch zu erreichen versucht, daß frei-
werdende Stellen nur in den dringendsten Fällen 
wieder neu besetzt werden. Die Entlastung der öf-
fentlichen Haushalte durch diese Maßnahmen und 
der damit stark einsetzende Zwang zur Ausschöp-
fung von Rationalisierungsmöglichkeiten sind hoch 
zu veranschlagen. Es kann allerdings nicht übersehen 
werden, daß von einer solchen Personalpolitik direkt 
keine Effekte ausgehen, die zu einer Entlastung der 
schwierigen Situation auf dem Arbeitsmarkt führen 
könnten. 

Hier zeigt sich die außerordentlich komplexe und 
schwierige Situation der öffentlichen Hand zwi-
schen Haushaltssanierung einerseits und einem Ver-
halten, das nicht nur konjunkturellen, sondern dar-
über hinaus demographisch-strukturellen Gesichts-

  



punkten Rechnung trüge,andererseits. Es ist die 
Frage, ob ein Ausgleich der konjunkturell und 
strukturell bedingten Arbeitsmarktschwierigkeiten 
unmittelbar von der öffentlichen Hand selbst gelei-
stet werden könnte. Eine Personaleinstellung um 

, ihrer selbst willen wurde dem Prinzip der rationalen 
und sparsamen Verwendung öffentlicher Mittel 
widersprechen, wobei in der gegenwärtigen Situa-
tion das gravierendste Problem darin bestehen wür-
de, daß sogenannte laufende Ausgaben auf lange 
Sicht und in hohem Ausmaß über Kreditaufnah-
men getätigt werden müßten. Ein solches Vorgehen 
würde im Widerspruch zu einem soliden Finanzge-
baren stehen und in absehbarer Zeit zu einer ruinö-
sen Situation der öffentlichen Haushalte führen. 
Die öffentliche Hand wäre überfordert, wenn man 
von ihr allein ein Gegensteuern gegen strukturelle 
Entwicklungsströmungen erwarten würde. 

Das Schwergewicht ihrer wirtschaftsstützenden 
Maßnahmen hat die öffentliche Hand in der gegen-
wärtigen Situation auf die Investitionen gelegt, 
denn diese werden von den tiefgreifenden Sparan-
sätzen so weit wie möglich verschont. So liegt das 
vorgesehene Sachinvestitionsvolumen 1976 in Höhe 
von 1 138 Mi11.DM in etwa auf dem Niveau des In-
vestitionsansatzes im Kernhaushalt' 1975 
(1 146,3 Mill.DM). Mit diesem im Vergleich zum 
Vorjahr gehaltenen Niveau soll auf indirektem Wege 
ein Beitrag zur Belebung der Wirtschaft und zur 
Sicherung der Arbeitsplätze geleistet werden. Dies 
gilt besonders für den von öffentlichen Aufträgen 
stark abhängigen Bausektor. Hier sind für 1976 Mit-
tel in Höhe von 801 Mill.DM vorgesehen. 

Die Investitionshilfen bewegen sich weiterhin auf 
einem hohen Niveau. Für 1976 sind sie mit insge-
samt 2 784 Mill.DM höher als 1974 (2 689 Mill. 
DM); gegenüber 1975 (2969 Mill.DM) ist zwar ein 
gewisser Rückgang zu verzeichnen, der sich jedoch 
daraus erklärt, daß im Jahre 1975 aufgrund der 
Konjunkturprogramme in einem besonders großen 
Umfang Mittel für Investitionsförderungsmaßnah-
men bereitgestellt werden konnten. 

2.6 Gegenwärtige wirtschaftliche Situation und 
Bestimmungsfaktoren der zukünftigen 
Entwicklung 

Stabilisierung der Situation 
Der Eindruck, daß etwa im Verlauf der zweiten 
Jahreshälfte 1975 die rezessive Entwicklung ihre 
„Talsohle" erreicht hat und Aussichten für eine 
Erholung bestehen, stützt sich auf das Verlaufsbild  

einer Anzahl.von Indikatoren, für die nach einem 
seit dem vierten Quartal 1974 ständigen Rückgang 
zur Zeit entweder ein Verharren auf dem inzwi-
schen erreichten niedrigen Niveau oder gar ein An-
stieg zu verzeichnen ist. 

So zeigt der Konjunkturindikator für Baden-Würt-
temberg — ein zusammenfassender Ausdruck für 
die Konjunktursituation — seit dem zweiten Quar-
tal 1975 einen ansteigenden Verlauf, das bedeutet, 
daß die Mehrzahl der in diesem Indikator zusam-
mengefaßten Einzelreihen eine aufwärts gerichtete 
Tendenz ausweist. Eine der wichtigsten aufgenom-
menen Einzelreihen ist der Auftragseingang bei der 
Industrie' der seinerseits ein Vorlaufsindikator für 
die künftig zu erwartende Produktionsentwicklung 
ist. Etwa seit Jahresmitte 1975 zeigt er eine gegen-
über früher nachhaltige Stabilisierung: Dem durch 
das Auslaufen der Investitionszulage bedingten 
außerordentlich starken Anstieg im Juni folgte 
zwar ein Rückgang, der jedoch geringer ausfiel als 
erwartet, so daß im August erstmals wieder seit En-
de 1973 ein entsprechender Vorjahresstand er-
reicht'wurde, der dann in den Folgemonaten in et-
wa gehalten (Oktober) bzw. deutlich übertroffen 
wurde (Sep?Pmber, November). Bemerkenswert ist, 
daß seit Mai eine deutliche Verbesserung der beson-
ders stark eingebrochenen Auslandsnachfrage vor-
liegt. Der Rückgang im Oktober ist dabei in hohem 
Ausmaß auf Sonderentwicklungen im Fahrzeugbau 
zurückzuführen. Der in Baden-Württemberg wichti-. 
ge Fahrzeugbau konnte schon früh eine verbesserte 
Auftragslage ausweisen, inzwischen aber ist auch 
bei den meisten anderen Branchen eine erhöhte Be-
stelltätigkeit festzustellen. Diese Stabilisierung mit 
ansteigender Tendenz schlägt sich auch deutlich in 
den Dezemberergebnissen für Baden-Württemberg 
nieder. 

Die allgemein verbesserte Auftragslage bei der Indu-
strie dürfte sich mit einem time-lag auch bei der zur 
Zeit noch auf niedrigem Niveau verharrenden Pro-
duktion niederschlagen 2 . Dies müßte allerdings rela-
tiv bald zu ersehen sein, da in der jetzigen Konjunk-
tursituation weder Auftrags- noch Lagerbestände 
sich als ausgleichende Puffer zwischen beide Größen 
schieben. Entsprechend hat sich denn auch das Pro-
duktionsvolumen im zweiten Halbjahr 1975 dem 
Vorjahresniveau wieder stärker angenähert. Mit Aus-
nahme in den Verbrauchsgüterindustrien ist es je-
doch noch nicht erreicht oder gar überschritten wor-
den. 

Im Bauhauptgewerbe gestaltete sich die Auftragsla-
ge vor allem infolge einer Belebung der Auftragsein-
gänge im Bereich des Hochbaus etwa ab Mitte des 
Jahres wieder günstiger. Auch in diesem Bereich ist 

1 Vgl, Schaubild 4, Teil 1. 
1 einschließlich Nachtrag 2 Vgl. Schaubild 5, Teil 1. 
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Schaubild 2 

Einige wichtige Einflußgrößen auf die Nachfragekomponenteri des Bruttosozialprodukts 

 

es nach dem Auslaufen der Investitionszulage nicht 
zu dem befürchteten Einbruch beiden Aufträgen 
gekommen. Allerdings lag das Auftragsvolumen der 
Monate Januar bis November 1975 insgesamt mit 
einer nominalen Zunahme von knapp 3% nur gering-
fügig über dem Vorjahr. 

Die Umsätze des baden-württembergischen Einzel-
handels bewegten sich im Gesamtzeitraum von Ja-
nuar bis Oktober 1975 real knapp 2% über dem 
Vorjahresniveau, womit die inländische Nachfrage 
sich als konsolidierender Konjunkturfaktor erwies. 
Auch im Gastgewerbe konnte mit einer realen Um-
satzsteigerung (Januar — September) von 1% die 
Situation im Vergleich zum Vorjahr gehalten wer-
den. 

Die Auswirkungen dieser sich auf niedrigem Niveau 
im allgemeinen konsolidierenden Situation auf dem 
Arbeitsmarkt zeigen sich darin, daß die hohen Ar-
beitsfreisetzungen, wie sie an der Jahreswende 
1974/75 vorgenommen wurden, aufgehört haben 
und die Zahl der Arbeitslosen sich seit dem Früh-
jahr 1975 auf einem hohen Niveau eingependelt hat. 
Die hohe Kurzarbeit wurde mit Beginn der zweiten 
Jahreshälfte deutlich zurückgenommen. Gegen Jah-
resende ist die Zahl der Arbeitslosen und Kurzarbei-
ter saisonbedingt wieder angestiegen. Eingewisser 
Zugang zu den Arbeitslosen dürfte sich auch wei-
terhin-  aus Firmenzusammenbrüchen ergeben. Die 
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Zeiten eines massiven Personalabbaus sind jedoch 
offenbar vorbei. Allerdings ergeben sich umgekehrt 
— wie skizziert — zur Zeit noch keine Anhaltspunk-
te für eine stärkere Einstellungsbereitschaft. 

Die wirtschaftliche Entwicklung wird in hohem Aus-
maß von mehr oder weniger subjektiven Beurteilun-
gen und Erwartungen beeinflußt. Deshalb sollten ab-
schli 

-
eßend die Novemberergebnisse eines vom Ifo-

Institut erhobenen Stimmungsbarometers (Bundes-
gebiet) nicht unerwähnt bleiben. 

Danach hat sich seit September die Zahl der Unter-
nehmen in der Verarbeitenden Industrie, die ihre 
Geschäftslage befriedigend bzw. saisonüblich ein-
schätzen, laufend erhöht, wohingegen die Zahl der 
pessimistischen Meldungen deutlich zurückging. 
Insbesondere werden auch die Auftragsbestände 
wieder günstiger beurteilt. Entsprechend hat denn 
auch die Zahl der Unternehmen, die in den näch-
sten 6 Monaten mit einer günstigeren Geschäftslage 
rechnen, deutlich zugenommen. Dabei erwartet 
man insbesondere vom Exportgeschäft starke lm- 
pulse. 

 

Bestimmungsfaktoren der zukünftigen Entwicklung 
Wenn man sich ein Bild über die absehbare allgemei-
ne Entwicklungslinie machen will, ist es erforderlich, 
zunächst das Spektrum keineswegs aller aber doch 

  



der wichtigsten bestimmenden Einflußfaktoren dar-
zustellen und jeden Faktor auf die jetzige Situation 
und die mögliche zukünftige Entwicklung hin zu 
untersuchen. Dabei wird das Bruttosozialprodukt 
als der zusammenfassende Indikator der wirtschaft-
lichen Leistungskraft betrachtet. 

In Schaubild 2 sind die wichtigsten Komponenten 
der Verwendungs- oder Nachfrageseite dieser Glo-
balgröße dargestellt. Ihr Nachfrageeffekt schlägt 
sich als Auftragseingang in den einzelnen Entste-
hungsbereichen (Landwirtschaft, Warenproduzie-
rendes Gewerbe, Dienstleistungsbereiche) im In-
und Ausland nieder und wird dort in Produktion 
von Waren und Dienstleistungen umgesetzt. 

Die aufgeführten Nachfragekomponenten des priva-
ten und öffentlichen Konsums und der Investitionen 
sowie des Exports sind ihrerseits wie im Schaubild 
angedeutet — von einer Vielzahl von Einflußfakto-
ren abhängig. Dabei ist insbesondere der Rückkop-
pelungseffekt zu beachten, nach dem die Entste-
hung des Bruttosozialprodukts von seiner Verwen-
dung abhängt und umgekehrt. 

Es ist allgemein bekannt, daß die Kapazität zur Er-
stellung einer höheren Wirtschaftsleistung sowohl 
auf seiten des Produktionsfaktors „Kapital" wie 
auch „Arbeit' vorhanden ist. Es wird jedoch wegen 
restriktiver Einflüsse bei den einzelnen Nachfrage-
komponenten nicht genutzt. Eine solche Konstella-
tion ist ganz generell typisch für konjunkturelle Ab-
schwungsphasen. Sie muß jedoch heute im Gegen-
satz zu zurückliegenden Zeiten auch bei längerfristi-
gen Wachstumsüberlegungen berücksichtigt werden. 
Insofern werden auch schoh.bei einem Ausblick auf 
das laufende Jahr konjunkturelle und strukturelle 
Elemente bei der Abschätzung der Entwicklung der 
einzelnen Einflußfaktoren zur Sprache kommen 
müssen. 

2.7 Aussichten für ausgewählte ökonomische 
Größen 

Privater Konsum 
Angesichts des starken Einbruchs sowohl bei der 
Auslandsnachfrage wie bei der inländischen Investi-
tionsgüternachfrage hat sich der inländische Kon-
sum im vergangenen Jahr durchaus als stützendes 
Element erwiesen. So lagen die Rückgänge bei Auf-
tragseingang und Produktion in den Verbrauchsgü-
terindustrien immer deutlich unter denen der übri-
gen Industriegruppen. Dennoch waren solche 
Erwartungen nicht angebracht, die ausgerechnet in 
Krisenzeiten vom privaten Konsum eine Ausgleich-
wirkung für die beiden ausfallenden Nachfragekom-
ponenten der Investitionen und des Exports er-
hofften. Man sollte auch nicht unberücksichtigt 
lassen, daß in Zeiten, die sich mit Problemen des  

Energie--und Rostoffmangels sowie der ökologi-
schen Zerstörung auseinandersetzen müssen, ein nor-
males und überlegtes Konsumentenverhalten ein im 
Grunde rationales und anzustrebendes Phänomen ist. 

Wenn schön in krisenhäften Zeiten der Konsum sich 
relativ ausgleichend entwickelte, so wird sich diese 
Tendenz bei sich bessernder Konjunkturlage auch 
weiterhin durchsetzen. Mit einem spontanen Um-
schlagen in eine Kaufeuphorie dürfte allerdings im 
Jahr 1976 noch nicht zu rechnen sein. Dem steht 
die hohe Zahl von Arbeitslosen entgegen sowie zwei-
fellos auch weiterhin bei vielen anderen der Gedanke 
an die Risiken eines eventuell doch noch möglichen 
Verlusts des Arbeitsplatzes. Man wird deshalb die 
zur Absicherung von Risiken angelegten Spargutha-
ben wahrscheinlich nicht mehr in demselben Aus-
maß wie bisher aufstocken, aber man dürfte sie 
auch nicht schnell abbauen. Wenn allerdings im Zu-
ge einer sich bessernden Situation eine Stimmung 
der Sicherheit um sich greift, dann könnte hieraus 
ein starker Nachfrageschub entstehen — der in ei-
nem solchen Moment unter Umständen wegen in-
flatorischer Gefahren nicht erwünscht sein könnte. 
Das, Verbraucherverhalten sollte deshalb vordem 
Hintergrund der großen Manövriermasse der Spar-
guthaben sehr sorgfältig beobachtet werden. 

Auch von der Einkommensseite her sind im Jahr 
1976 keine überschäumenden Kaufimpulse zu er-
warten. So ist für die Reallöhne von Mitte 1974 
bis Mitte 1975 ein Rückgang um immerhin 2,1 Pro-
zent zu verzeichnen. Für die Gehälter stellte sich 
die Situation etwas günstiger.dar, unteranderem 
auch deshalb, weil hier keine Arbeitszeitverkürzun-
gen zu Buche schlugen. Selbst dann, wenn im lau-
fenden Jahr die Einkommenszuwächse nicht we-
sentlich über einem Inflationsausgleich liegen wer-
den, dürften sich stabilisierende und gegenüber der 
bisherigen Zurückhaltung auch verstärkende Ele-
mente der Kaufhaltung daraus ergeben, daß man 
bei sich allgemein bessernder Wirtschaftssituation 
eher bereit ist, das verdiente Einkommen auch aus-
zugeben bzw. bei Aussicht auf wieder höhere Ver-
dienste die Sparguthaben nicht weiter aufzustocken 
oder sogar in gewissem Ausmaß abzubauen. 

Neben den konjunkturell bedingten Bestimmungs-
gründen des individuellen Konsumentenverhaltens 
sind bei Abschätzung der zukünftigen privaten 
Nachfrage in der gegenwärtigen Situation auch 
strukturelle Komponenten in die Überlegungen ein-
zubeziehen. Sie ergeben sich erstmals aus einer ge-
genüber früher leicht verringerten Bevölkerungs-
zahl, d, h. die Zahl der Konsumenten ist nicht wie 
bisher immer gestiegen - und zwar früher durch 
Geburten und Wanderungen bzw. in den letzten 
Jahren nur noch durch Wanderungen —,sondern 
sie hatabgenommen. Die Frage, ob und in welcher 
Höhe hiermit ein Ausfall der Gesamtnachfrage ver-
bunden sein könnte, stellt sich allerdings erst auf 
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längere Sicht. Für die nächsten Jahre kann generell 
gesagt werden, daß kein strukturell bedingter Nach-
frageausfall zu erwarten ist. Es wird vielmehr eine 
Verschiebung in dem auf bestimmte Altersgruppen 
abgestellten Konsum zu verzeichnen sein. Der Rück-
gang der Geburtenzahl führt zu einem Nachlassen 
des spezifischen Kinder- und Jugendbedarfs. Dem-
gegenüber nimmt die Zahl der Personen im Alter 
von 15 bis 65 Jahren sehr stark zu, und zwar bis 
1990 um insgesamt etwa 15%. 

Diese Altersjahrgänge jedoch tragen die Hauptmasse 
des Konsums. Ihre Zunahme wird stark bedingt 
durch das Hereinwachsen der geburtenstarken Jahr-
gänge der sechziger Jahre in den Lebensabschnitt, 
in dem man zunächst in das Erwerbsleben eintritt 
und selber verdient, in dem man weiterhin Haushal-
te und Familien bildet und Wohnungen benötigt 
und einrichtet. Aufgrund dieser altersstrukturbe-
dingten Zusammenhänge dürften von der Bevölke-
rungsentwicklung in den nächsten Jahren starke 
Konsumimpulse ausgehen, ein Effekt, mit dem 
durchaus schon in diesem Jahr zu rechnen ist. Er 
dürfte allerdings zunächst weniger konsumsteigernd 
als vielmehr konsumstabilisierend wirken, da auch 
1976 mit einer Verringerung der Zahl der Auslän-
der und damit der Zahl der Konsumenten gerech-
net werden muß. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß aus kon-
junkturellen wie strukturellen Gründen im laufen-
den Jahr eine leicht steigende Tendenz der privaten 
Nachfrage zu erwarten ist, so daß auch für Baden-
Württemberg die Prognose des Gemeinschaftsgut-
achtens realistisch erscheint, nach der für 1976 mit 
einem Anstieg des privaten Konsums um real 2% ge-
rechnet wird, wobei das Schwergewicht der Zunah-
me ins zweite Halbjahr gelegt wird. 

Private Investitionen 
Im Zentrum aller Überlegungen für eine auch länger-
fristig andauernde Wirtschaftsbelebung steht die 
Entwicklung der Investitionen. Dies insbesondere 
auch deshalb, weil letztlich nur über Investitionen 
die Probleme auf dem Arbeitsmarkt zu lösen sind. 

In der auslaufenden rezessiven Phase war die Inve-
stitionsheigung in einem bisher nicht dagewesenen 
Ausmaß zusammengebrochen. Ursächlich. hierfür 
war ein ganzes Bündel von Faktoren, in dem kon-
junkturelle Komponenten — wie die nachlassende 
in- und ausländische Nachfrage und ein starker La-
gerabbau — wie auch strukturelle Elemente — so 
eine durch starke Kostensteigerungen erheblich ver-
minderte Gewinnerwartung und eine allgemeine 
weltwirtschaftliche Unsicherheit — eine sich wech-
selseitig verstärkende Rolle gespielt haben. 

Es gibt inzwischen erste Anzeichen dafür, daß sich 
hier eine gewisse Tendenzwende abzeichnet. So hat 
die im Juni 1975 ausgelaufene Investitionszulage  

zwar nicht zu einer entscheidenden Wirtschaftsbele-
bung aber doch zu einer gewissen Stabilisierung ge-
führt. Denn nachdem der Auftragseingang in der 
Industrie bis zum Mai erheblich unter den entspre-
chenden Vorjahreswerten gelegen hatte und dann 
im Juni eine — gesetzlich bedingte — Spitze erreich-
te, pendelt er im weiteren Verlauf von 1975 um 
das Vorjahresniveau mit deutlichem Anstieg gegen 
Jahresende. Dies geht auf eine Belebung in allen 
drei Hauptbereichen der Industrie, also der Grund-
stoff- und Produktions-, der Investitions- sowie der 
Verbrauchsgüterindustrie zurück. Die Entwicklung 
im Investitionsgüterbereich ist allerdings noch ver-
gleichsweise verhalten. Dies schlägt sich auch in 
dem zuvor erwähnten Konjunkturtest des Ifo-In-
stituts nieder, in dem die Unternehmen aus dem 
Bereich der Investitionsgüter (ohne PKW) sowohl 
die gegenwärtige wie die zukünftige Geschäftslage 
zurückhaltender beurteilen als die Unternehmen 
aus dem Gesamtbereich der Verarbeitenden Indu-
strie. In diesem Zusammenhang ist deshalb bemer-
kenswert, daß in der in Baden-Württemberg wichti-
gen Schlüsselindustrie, dem Maschinenbau — der 
besonders stark und anhaltend eingebrochen war —, 
der Auftragseingang aus dem Inland im Oktober 
(vom Juniwert abgesehen) erstmals wieder — und 
dann auch im Dezember — das Vorjahresniveau 
überschritt. 

Was den Bereich des gewerblichen und industriellen 
Hochbaus betrifft, so hat sich hier seit August 1975 
in den Herbstmonaten eine starke, in steigenden 
Genehmigungszahlen zu Tage tretende Nachfragezu-
nahme gezeigt. Die Aussichten sind also nach die-
sem Indikator nicht ungünstig, wobei allerdings 
noch abzuwarten bleibt, in welchem Umfang.diese 
hohe Zahl der Genehmigungen 1976 

- 
auch als Auf-

träge am Baumarkt wirksam wird. 

Bei investiven Bauvorhaben spielt weiterhin die 
öffentliche Hand eine große Rolle, im Hochbaube-
reich kommen von ihr ein Viertel aller Aufträge, 
im Tiefbaubereich dominiert sie mit einem Anteil 
von neun Zehntel. In diesem Zusammenhang ist 
festzustellen, daß die im Kernhaushalt 1976 vorge-
sehenen Mittel für Baumaßnahmen mit 801 Mill. 
DM in etwa auf dem Niveau von 1975 liegen. 

Eine zyklische Aufwärtsbewegung wird im investi-
ven Bereich generell — angesichts des starken Lager-
abbaus gegenwärtig aber besonders stark — durch 
eine Vorratsaufstockung getragen. Entsprechend 
hat denn auch das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung bei seinen vierteljährlichen Berechnun-
gen zur Entwicklung des Bruttosozialprodukts fest-
gestellt, daß der für das dritte Quartal 1975 erst-
mals wieder zu verzeichnende Anstieg um 1,5% 
(zum Vorquartal) um etwa die Hälfte auf die Er-
höhung der Vorratshaltung zurückgeht. Der ent-
scheidende Durchbruch wird jedoch erst dann zu 
erzielen sein, wenn es zu Neuerungs- und/oder Er-
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weiterungsinvestitionen kommt. Hierfür besteht 
zunächst noch kein Anlaß, da auch eine starke Pro-
duktionsbelebung durch die freien Kapazitäten —
im geschätzten Ausmaß von 20-25% — abgefangen 
werden kann. Das Statistische Landesamt hält des-
halb den im Gemeinschaftsgutachten geschätzten 
Zuwachs der Anlageinvestitionen um 2% im Jahr 
1975 — wobei hier eine Realisierung erst im 2. 
Halbjahr angenommen wird — für realistischer als 
den im Sachverständigengutachten angegebenen 
Wert von 5,5%, der zudem in beiden Jahreshälften 
erreicht werden soll. 

Auf längere Sicht allerdings sind die Investitionsaus-
sichten nicht ungünstig. Dies ergibt sich nicht nur 
aus dem für Konjunktürzyklen typischen Zusam-
menhang, daß die Investitionsgüternachfrage jeweils 
überproportional reagiert und damit bei sich durch-
setzender Aufschwungsbewegung hier eine überpro-
portionale Belebung zu erwarten ist. Dafür sprechen 
auch einige strukturelle Gesichtspunkte. So hat das 
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung darauf 
hingewiesen, daß der Kapitalstock der Wirtschaft —
dessen Altersaufbau sich schon seit Ende der fünfzi-
ger Jahre verschlechtere — durch die seit 1970 zu 
beobachtende Investitionszurückhaltung in weiten 
Teilen deutlich überaltert sei und nicht mehr dem 
neuesten Stand der Technik und damit der Reali-
sierungsmöglichkeit von Produktivitätsfortschrit-
ten entspräche. Weiterhin seien zwischenzeitlich 
eine Anzahl neuer, investitionsintensiver Aufgaben 
wie Umweltschutz, Energieeinsparung und verbes-
serte Bedingungen am Arbeitsplatz aufgetreten. 
Aus diesen Zusammenhängen müßten sich im Lauf 
der Zeit Impulse für eine wieder verstärkte Investi-
tionsgüternachfrage ergeben. Diese müßten sich 
dann auch bei der baden-württembergischen Indu-
strie niederschlagen. 

 

Export 
Neben den positiven Impulsen, die vom privaten 
Verbrauch zu erwarten sind, zeichnet sich eine 
Stützung der zukünftigen Wirtschaftsentwicklung 
durch eine wiederlebhaftere Auslandsnachfrage ab. 
In den Monaten August und September 1975 wa-
ren, nach einer Stagnationsphase im ersten Halbjahr, 
erhebliche Zunahmen in allen Industriebereichen zu 
verzeichnen: Diese gesteigerte Ordertätigkeit des 
Auslands wurde zum Oktober hin unterbrochen, 
was aber in Baden-Württemberg bei Zunahmen (im 
Vergleich zum. Vorjahresmonat) in den Bereichen 
der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie so-
wie der Verbrauchsgüterindustrie allein auf ein 
Nachlassen bei den Investitionsgüterindustrien zu-
rückgeht und hier besonders durch Sonderereignis-
se beim Fahrzeugbau bestimmt wurde. Zum No-
vember — sowie leicht abgeschwächt zum Dezem-
ber — setzte sich diese aufsteigende Tendenz wie-
der fort. 

Ganz generell sind jetzt die Aussichten für den Ex- 
port nicht ungünstig. Denn auch in den westlichen 
Industrieländern — die nach wie vor noch Hauptab-
nehmer sind — mehren sich die Anzeichen, daß die 
Talsohle der Rezession erreicht wurde und dies in 
Verbindung mit staatlichen Konjunkturprogram-
men der westeuropäischen Länder sowie einer ge-
wissen Vorreiterfunktion der Wirtschaftsentwick-
lung in den Vereinigten Staaten und zum Teil auch 
in Japan die Konjunktur auf breiter Front in einen 
Aufschwung hineinführen wird. Es darf allerdings 
nicht übersehen werden, daß wegen des bisherigen 
gleichzeitigen Abschwungs in den einzelnen Län-
dern und wegen der Tiefe des allgemeinen Ein-
bruchs die Aufwärtsbewegung zunächst nur zögernd 
vor sich gehen dürfte. Es ist dann aber nicht ausge-
schlossen, daß sich im Laufe der Entwicklung die 
zyklischen Bewegungen in den einzelnen Ländern 
gegenseitig verstärken. 

Neben den konjunkturellen Einflußfaktoren dürfen 
auch beim Export strukturelle Momente nicht über-
sehen werden. Die durch die Erdölkrise ausgelösten 
Unsicherheiten über den künftig zu erwartenden 
wirtschaftlichen Strukturwandel und über eine neue 
Weltwirtschaftsordnung dürften sich insbesondere 
auf den investiven Bereich retardierend auswirken. 
Außerdem bestehen auch im Ausland freie Kapazi-
täten, über die zunächst ein Aufschwung aufgefan-
gen werden kann, so daß eine Notwendigkeit zu 
Investitionen nicht sofort besteht. Baden-Württem-
berg aber ist führend im Export von Investitionsgü-
tern. Im Zuge einer allgemeinen Wirtschaftsbele-
bung im In- und Ausland dürfte zwar mit einer ste-
tig steigenden Auslandsnachfrage zu rechnen sein, 
aus den oben genannten Gründen ist jedoch nicht 
zu erwarten, daß diese sich übermäßig stark ent-, 
wickelt — etwa im Sinne einer Kompensation einer 
zur Zeit noch fehlenden Inlandsnachfrage. Damit 
ist erst dann zu rechnen, wenn sich die Belebung in-
ternational durchgesetzt hat. Unter diesen Umstän-
den dürfte der im Gemeinschaftsgutachten angenom-
mene Zuwachs der Ausfuhr (VGR-Konzept) von 
7,5% im Jahr 1976 als Obergrenze anzusetzen sein. 
Zumal zu berücksichtigen ist, daß von dem in Ba-
den-Württemberg schon erreichten hohen Export-
niveau ein weiterer hoher Zuwachs nicht unmittel-
bar zu erzielen sein dürfte. 

 

2.8 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

Die Entwicklungsverläufe in den oben aufgeführten 
Teilsektoren der Wirtschaft werden indem Indika-
tor „Bruttoinlandsprodukt"' zu einem einzigen 

1 Bruttoinlandsprodukt = Bruttosozialprodukt abzüglich des 
Saldos der über die Landesgrenzen fließenden Erwerbs. und Ver-
mögenseinkommen. 
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Ausdruck der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
verdichtet und zusammengefaßt. In diese sehr kom- 
plexe,Größe gehen über die weitergehenden Inter-
dependenzen — wie sie im Schaubild 1 vereinfacht 
dargestellt sind — indirekt auch die Einflüsse ein, 
die sich aus den Bereichen der Bevölkerung, der 
Bildung, des Arbeitsmarktes und der öffentlichen 
Finanzwirtschaft ergeben. 

Der nach dem Hochjahr von 1973 einsetzende Ab-
schwung erreichte in Baden-Württemberg schon 
1974 mit einer Abnahme des Bruttoinlandspro-
dukts um 0,4% (gegenüber dem Vorjahr) eine Ab-
kühlung der Wirtschaftsentwicklung im Ausmaß 
der Rezession von 1967 (1967 gegen 1966: —0,6%). 
Die Situation war in beiden Jahren im Bundesge-
biet etwas günstiger (1967 gegen 1966: —0,2%, 
1974 gegen 1973: + 0,6%). Im Jahr 1975 setzte 
sich der konjunkturelle Rückgang — durch struk-
turelle Faktoren verstärkt — weiter fort. So ergibt 
sich nach vorläufigen Berechnungen für das erste 
Halbjahr eine Abnahme des Bruttoinlandsprodukts 
im Bundesgebiet um 5% (gegenüber dem entspre-
chenden Vorjahreszeitraum). 

Der Abschwungsprozeß vollzog sich im zweiten 
Halbjahr nicht in gleichem Ausmaß, so daß sich 
nach ersten Berechnungen im Bund für das Jahr 
1975 ein Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung in der Größenordnung von 3,6% ergibt. 
Mit einem Schätzergebnis von rund —3,5% weist 
Baden-Württemberg eine vergleichbare Entwick-
lung auf. Es kann allerdings nicht ausgeschlossen 
werden, daß bei der später erfolgenden endgültigen 
Berechnung der Rückgang der Wirtschaftsentwick-
lung insbesondere in Baden-Württemberg noch et-
was stärker zum Ausdruck kommt. 

Wenn die Entwicklung bei den einzelnen Nachfrage-
komponenten des Bruttoinlandsprodukts etwa in  

 

der Weise eintritt, wie es oben dargestellt wurde, so 
kann für das laufende Jahr wieder mit einer positi-
ven Wirtschaftsentwicklung gerechnet werden. Über 
das Ausmaß der zu erwartenden Erholung gehen 
allerdings die Meinungen zur Zeit noch auseinander. 

Von den beiden hier herangezogenen Gutachten ver-
tritt das im November 1975 vorgelegte Sachverstän-
digengutachten mit einer Zuwachsrate des Brutto-
inlandsprodukts von 4,5% eine optimistischere Ver-
sion, — wobei schon im ersten Halbjahr 1976 ein 
Anstieg um 3,5% unterstellt wird —, während das 
Gemeinschaftsgutachten die Situation etwas zu-
rückhaltender beurteilt und von einem Anstieg um 
4% — bei einer Halbjahresrate von 2,5% — ausgeht. 

 

Diese Entwicklungsaussichten für das Bundesgebiet 
stecken auch den Rahmen für die Entwicklung des 
Landes Baden-Württemberg ab. Sie müssen jedoch 
an die aufgrund landesspezifischer Besonderheiten 
gewonnenen speziellen Erwartungen und Vorstel-
lungen angepaßt werden. Danach empfiehlt sich - 
auch, in Anlehnung an die für die einzelnen Teilbe-
reiche vorausgeschätzten Größenordnungen — eine' 
Übernahme der zurückhaltenderen Variante. Ange-
sichts der besonderen Situation der baden-württem-
bergischen Wirtschaft sollte diese darüber hinaus 
um eine Bandbreite nach unten ergänzt werden. 
Denn es ist zu berücksichtigen, daß ein Erholungs- 
prozeß die Investitionsgüterindustrien in der Regel 
später erfaßt — wie es auch die Aufschwungsphase 
nach 1967 gezeigt, hat. Mit diesem Effekt muß die-
ses Mal aus den verschiedenen schon dargestellten 
Ursachen verstärkt gerechnet werden. Aufgrund 
dieser Überlegungen dürfte man von einer Zunahme 
des Bruttoinlandsprodukts als dem zusamrrienfas-
senden Indikator um etwa 3%— 4% im laufenden 
Jahr ausgehen, wobei das Schwergewicht der Ent-
wicklung in die zweite Jahreshälfte gelegt wird. 
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Teil III 

Einzeluntersuchungen zu politischen Schwerpunktbereichen 

3.1 Bevölkerung 

3.1.1 Entwicklung der Gesamtbevölkerung 

Die Entwicklung der Bevölkerungszahl, die unter 
vielen Aspekten für das Land und seine Regionen 
von Bedeutung ist, hat auch 1975 wieder besonde-
res Interesse gefunden. Dies war um so mehr ver-
ständlich, als schon das Jahr 1974 für Baden-Würt-
temberg, ebenso wie für die gesamte Bundesrepu-
blik, nach einer fast drei Jahrzehnte andauernden, 
ununterbrochenen Periode des Bevölkerungswachs-

 

tums einen — allerdings nur leichten — Rückgang 
gebracht hatte. 

Im Jahr 1975 hat sich die Bevölkerungsabnahme 
verstärkt; nach den bisher vorliegenden Daten ist 
die Einwohnerzahl Baden-Württembergs um mehr 
als 60 000 zurückgegangen. Diese Abnahme dürfte 
sich mit etwa 12 000 Personen auf die deutsche 
Bevölkerung und mit etwa 50 000 Personen auf 
die ausländische Bevölkerung verteilt haben. Am 
Jahresende 1975 hat sich somit ein Bevölkerungs-
stand von 9,165 Millionen Einwohner ergeben, der 
sich aus rund 8 320 000 Deutschen und 845 000 
Ausländern zusammensetzt. 

Die Gründe für den Bevölkerungsrückgang beruhen, 
wie die für das erste Halbjahr vorliegenden Zahlen 
zeigen, ausschließlich auf Abwanderung. Während 
sich nämlich in diesem Zeitraum noch ein geringer 
Geburtenüberschuf;(+ 171 Personen) ergab, zogen 

Tabelle 1 
Bevölkerungsbilanz 1974 und 1975 1) 

Schaubild 1 

Bevölkerungsentwicklung 1965 bis 1975 

per Saldo rund 29 500 Personen aus Baden-Würt-
temberg fort. Dabei handelte es sich ausschließlich 
um Ausländer, denn der angegebene Saldo setzte 
sich aus einem kleinen Wanderungsgewinn der deut-
schen Bevölkerung (+ 895 Personen) und einem be-
trächtlichen Wanderungsverlust der Ausländer 
(— 30 344 Personen) zusammen. 

Bevölkerung 

insgesamt Ausländer Deutsche Merkmal 

1974 1975 1974 1975 1974 1975 

Anzahl 

Lebendgeborene 

Gestorbene 

Geburtenüberschuß 

Zuzüge 

Fortzüge 
über die Landesgre

 

nze 

Wanderungsgewinn bzw. -verlust 

Zu- bzw. Abnahme insgesamt  

102 206 98 000 

93 127 95 000 

9 079 3 000 

274 660 205 000 

296 875 270 000 

— 22 215 — 65 000 

— 13 136 — 62 000  

77 702 

91 360 

- 13 658 

125 604 

112962 

12 642 
- 1 016  

76 200 24 504 21 800 

93 200 1 767 1 800 

— 17 000 22 737 20 000 

107 000 149 056 98 000 

102 000 183 913 168 000 

5 000 — 34 857 — 70 000 

— 12 000 — 12 120 — 50 000 

Bevölkerung am 31. Dezember 

11 Geschätzte Zahlen.  

9 226 240 9 164 000 8 330 643 8 319 000 895 597 845 000 
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Rückläufige Zahl der Geburten 

Die Geburtenentwicklung des Jahres 1974 hatte zu 
der Aussage berechtigt, der seit Mitte der 60er Jahre 
anhaltende Geburtenrückgang habe sich erheblich 
abgeschwächt. Während die Geburtenzahl von 
161 000 im Jahr 1964 auf 112 800 im Jahr 1972 
zurückgegangen war, lag nämlich die 1974 registrier-
te Zahl der Lebendgeborenen mit 102 200 nur noch 
knapp unter der des Vorjahres. Nach den bis jetzt 
vorliegenden Ergebnissen für das Jahr 1975 ist je-
doch die Geburtenzahl wieder stärker gesunken. 
Von Januar bis einschließlich September 1975 ging 
die Zahl der Lebendgeborenen gegenüber dem ver-
gleichbaren Vorjahreszeitraum noch einmal um fast 
5% zurück. 

Allerdings dürfte die sogenannte Fruchtbarkeit 
(Zahl der Geburten bezogen auf die Zahl der Frau-
en im Alter von 15 bis 45 Jahren) nicht im gleichen 
Maße gesunken sein, da die Abnahme der Geburten-
zahl wenigstens teilweise durch den Bevölkerungs-
rückgang bedingt ist. Unter den abwandernden Aus-
ländern befanden sich nämlich auch zahlreiche 
jüngere Frauen. 

Die Zahl'der Lebendgeburten insgesamt im Jahr 
1975 betrug etwa 98 000 und blieb damit um rund 
4 000 hinter dem Vorjahreswert zurück. Nach der 
Staatsangehörigkeit differenziert, gliedert sich die 
Gesamtzahl in rund 76 200 deutsche und rund  

21 800 ausländische Kinder (Tabelle 1). Auf den 
ersten Blick würde die Abnahme bei den deutschen 
Kindern 1 500, bei den ausländischen Kindern 
2 700 betragen. Dabei bleibt allerdings unberück-
sichtigt, daß mit Jahresbeginn 1975 eine Änderung 
des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes'in 
Kraft getreten ist, wonach die neugeborenen eheli-
chen Kinder einer deutschen Mutter, die mit einem 
Ausländer verheiratet ist, die deutsche Staatsange-
hörigkeit erwerben. Infolge dieser neuen Abgren-
zung jag der tatsächliche Geburtenrückgang bei der 
deutschen Bevölkerung um etwa 2 000 höher, so 
daß sich gegenüber 1974 bei den deutschen Kindern 
eine Abnahme der Geburtenzahl um rund 3 500 
und bei den ausländischen Kindern um rund 700 
ergab. Aus der Tatsache, daß der Geburtsjahrgang 
1975 nochmals schwächer besetzt ist als die vorher-
gehenden Jahrgänge, zeichnet sich für die Jahre ab 
1978/79 zunächst eine weitere Entlastung im Be-
reich der Kindergärten und für 1981/82 eine erneu-
te Verminderung der Zahl der Schulanfänger ab: 

Leichte Zunahme der Sterbefälle 

Die jährliche Zahl der Sterbefälle hat sich zwischen 
1970 und 1974 der absoluten Höhe nach kaum ge-
ändert. Im Jahr 1975 bewirkte im wesentlichen die 
in den Monaten Januar und Februaraufgetretene 
Grippe mit ihren Folgeerscheinungen eine leichte 
Zunahme der Sterbefälle. Ihre Zahl erhöhte sich 
infolgedessen gegenüber dem Vorjahr um 2 000 auf 

 

Tabelle 2 

Durchschnittliche Lebenserwartung nach den Sterbetafeln 1852/63 bis 1970/72 

Männlich Weiblich 
Voll 

endetes 

Alters-

Jahr 

Durchschnittliche Lebense wartung der Personen nebenstehenden Alters in Jah en nach der Sterbetafel t ) 

1852/63  1901/10  1924/26  1949/51 1970/72 1852/63  1901/10  1924/26 1949/51  1970/72 

0 28,01 45,15 57,32 64,89 68,49 31,16 48,08 59,82 68,66 74,50 

5 47,11 55,77 60,31 6447 65,32 46,80 56,77 61,21 6742 71,10 

10 44,79 51,62 55,76 59,73, 60,50 44,16 52,71 56,60 62,63 66,23 

15 41,26 47;12 51,10 54,95 55,63 40,50 48,33 5192 57,78 61,31 

20 37,78 42,93 46,72 50,29 51,03 36,97 44,23 47,55 53,02 56,48 

25 34,72 38,98 42,60 45,77 46,45 33,57 40,26 43,35 48,32 5163 

30 - 31,27 34,94 38,38 41,24 41,79 30,28 36,36 39,16 43,64 46,78 

35 27,71 30,87 34,11 36,71 37,13 27,02 32,49 34,92 39,00 41,97 

40 24,17 26,92 29,83 32,20 32,53 23,81 28,62 30,71 34,38 37,21 

45 20,76 23,09 25,63 27,79 28,06 20,55 24,71 26,56 29,85 32,54 

50 17,54 19,45 21,59 23,57 23,74 17,24 20,81 _ 22,46 25,44 28,01 

55' 14,66 16,08 17,76 19,58 19.64 14,23 17,07 18,54 21,19 23,63 

60 11,84 13,00 14,22 15,87 15,83 11,39 13,69 14,88 17,14 19,37 

65 9,36 10,22 11.09 12,44 12,46 8,90 10.68 11,63 13,41 15,36 

70 7,19 7,78 8,39 9,42 9,64 6,79 8,10 9,8c 10,11 11,73 

75 5,31 5,68 6,15 6,86 _ 7,33 5.09 6;01 6,-O 7,41 8,62 

80 4,09 4,05 4;57 4,96 5,44 4,06 4,37 4,83 5,36 6,17 

1) 1852/63 = Mortaltatstafel für Baden, 1901/10 und 1924/26= Sterbetafel für Württemberg, 1949/51 und 1970/72 = Sterbetafel für Baden-
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Schaubild  

   

Veränderung der Sterbewahrscheinlichkeit 1970/72 gegenüber 1960/62 in Prozent 

 

etwa 95 000. Diese Zunahme darf keineswegs über-
bewertet werden, denn sie tritt in ähnlicher Form 
in unregelmäßigen Abständen von einigen.Jahren 
im Zusammenhang mit Grippewellen immer wieder 
auf. 

Langfristig betrachtet entwickelte sich die Sterb-
lichkeit recht günstig, wie dies die 1975 veröffent-
lichte neue Sterbetafel für Baden-Württemberg wie-
der deutlich aufzeigte: Innerhalb der letzten 120 
Jahre hat sich die durchschnittliche Lebenserwar-
tung eines Neugeborenen in unserem Land bei bei-
den Geschlechtern weit mehr als verdoppelt, denn 
sie ist bei den Knaben von 28,1 auf 68,5 Jahre und 
bei den Mädchen von 31,2 auf 74,5 Jahre gestiegen. 

'Die Anälyse der Sterblichkeitsveränderungen des 
letzten Jahrzehnts führt zu der Feststellung, daß all-
gemein beim weiblichen Geschlecht von einer relativ 
günstigen Entwicklung gesprochen werden kann, 
während beim männlichen Geschlecht eine gleiche 
Aussage nicht möglich ist.2war ist auch beim männ-
Iichen'Geschlecht die Lebenserwartung gegenüber 
1960/62 leicht gestiegen, aber dieser Anstieg, der in 
erster Linie auf den Rückgang der Säuglingssterb-
lichkeit zurückgeht, darf nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß das Sterblichkeitsrisiko in verschiedenen 
Altersbereichen sogar zunahm. Dies ist besonders im  

Alter von 15 bis 23 Jahren ( Kraftfahrzeug-Unfälle) 
und von 38 bis 48 Jahren (vermehrte Streßsituation) 
der Fall (Schaubild). 

Werden für das Jahr 1975 die Geburten und Sterbe-
fälle zahlenmäßig gegenübergestellt, so ergibt sich 
ein Geburtenüberschuß von etwa 3 000 Personen, 
der kleiner ist als im Jahr 1974 (9 000). Schon 1974 
hatte unter allen Bundesländern nur Baden-Württem-
berg einen Geburtenüberschuß aufgewiesen. Der Ge-
burtenüberschu ß des Jahres 1975 ist jedoch allein 
auf den ausländischen Bevölkerungsteil zurückzufüh-
ren. Während bei den Ausländern für 1975 bei etwa 
21 800 Lebendgeborenen und 1 800 Sterbefällen ein 
Geburtenüberschuß von 20 000 Personen eintritt, er-
gibt bei der deutschen Bevölkerung die Gegenüber-
stellung der Zahl der Geburten von ca. 76 200 und 
der Zahl der Sterbefälle von ca. 93 200 ein deutli-
ches Geburtendefizit von ca. 17 000 Personen. 

Wachsende Bedeutung der Wanderungsbewegung 
Als Folge des andauernden Geburtenrückgangs ver-
ringerte sich der Einfluß der durch Geburt und Tod 
bestimmten natürlichen Bevölkerungsbewegung auf 
den Bevölkerungsbestand in den letzten Jahren deut-
lich. Umgekehrt hat das Gewicht der zweiten Kom-
ponente der Bevölkerungsentwicklung„der Wande-
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rungsbewegung, laufend zugenommen und dies nicht 
zuletzt aufgrund ihrer weitgehenden Determinierung 
durch wirtschaftliche Gegebenheiten. 

Baden-Württemberg verzeichnete 1969 und 1970 
noch Wanderungsgewinne von 150 000 und 109 000 
Personen. Die folgenden 3 Jahre erbrachten per Saldo 
eine jährliche Zuwanderung zwischen 70 000 und 
80 000 Personen. Mitverursacht durch die wirtschaft-
liche Krise war 1974 der positive Saldo in einen Wan-
derungsverlust von über 22 000 Personen umgeschla-
gen. 1975 hat sich der Wanderungsverlust noch erheb-
lich verstärkt, denn bereits in den ersten fünf Mona-
ten dieses Jahres war er größer als im ganzen Jahr 
1974. Am Jahresende 1975 war ein negativer Saldo 
von insgesamt rund 65 000 Personen zu verzeichnen. 
Bemerkenswert erscheint dabei die Tatsache, daß die-
ser Wanderungsverlust nicht etwa — wie in den Jah-
ren 1967/68 — durch verstärkte Abwanderung be-
wirkt wurde (in dem betreffenden Zeitraum hat die 
Zahl der Fortzüge insbesondere von Ausländern so-
gar leicht abgenommen), sondern allein durch das 
Ausbleiben gewohnt hoher Zuwanderung. 

Wie bei der natürlichen Bevölkerungsbewegung be-
steht auch bei der Wanderungsbewegung ein großer 
Unterschied zwischen dem deutschen und ausländi-
schen Bevölkerungsteil. Während sich 1975 bei der 
deutschen Bevölkerung noch ein Wanderungsgewinn 
(+ 5 000) errechnete, ergab sich bei der ausländi-
schen Bevölkerung ein Wanderungsverlust, der etwa 
70 000 Personen betrug und damit doppelt so groß 
ausfiel wie im Jahr 1974 (Tabelle 1). Unter den ab-
wandernden Ausländern befanden sich 1975 im Ge-
gensatz zu 1974 auch nichterwerbstätige Familien-
angehörige. 

Somit war die Bevölkerungsabnahme 1975 von min-

destens 60 000 Personen in erster Linie durch die 
Abwanderung ausländischer Erwerbspersonen be-

dingt. 

Regionale Aspekte 

Die regionale Bevölkerungsentwicklung im Jahr 1975 
unterscheidet sich, soweit sie durch Geburten und 
Sterbefälle bestimmt wurde, nicht sonderlich von 

früheren Jahren. Die auf 1 000 Einwohner bezogenen 
Geburtenziffern der Stadt- und Landkreise haben sich 

in den letzten, vom Geburtenrückgang geprägten Jah-

ren zwar stark angeglichen, sie lagen jedoch auch 

1975 in den Landeskreisen durchweg noch etwas hö-

her als in den Stadtkreisen. Ohne Berücksichtigung 

der Ergebnisse aus den letzten 3 Monaten des Jahres 

ergaben sich relativ hohe Geburtenzahlen in den 
Landkreisen Böblingen, Hohenlohekreis und Ostalb-

kreis sowie im allgemeinen im Regierungsbezirk Tü-
bingen (mehr als 12 Geburten je 1 000 Einwohner 
gegenüber einem Landesdurchschnitt von 10,8). 

Die Sterbeziffer lag in solchen Kreisen, in denen die 

Ausländer einen großen Bevölkerungsanteil stellen 
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oder in denen auch bei der deutschen Bevölkerung 
der Anteil der jüngeren, erwerbstätigen Menschen be-
sonders hoch ist, unter dem Landesdurchschnitt 
(10,5 auf 1 000 Einwohner). Hierzu gehören vor al-
lem die Kreise der Region Mittlerer Neckar, beson-
ders Böblingen (7,9) und Esslingen (8,9) sowie die 
Landkreise Breisgau-Hochschwarzwald und Waldshut 
(je 8,7) und Tübingen (8,1). 

Wesentlich größer sind die durch Zu- und Abwande-
rung ausgelösten Unterschiede. Von allen 44 Stadt-
und Landkreisen Baden-Württembergs hatten im 1. 
Halbjahr 1975 nur 7 Kreise einen Wanderungsge-
winn; in den restlichen Kreisen überwogen die Fort-
züge. 

Der Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald, der Kreis 
der 1974 die höchste Bevölkerungszunahme aufzu-
weisen hatte, verzeichnete erneut einen hohen Wan-
derungsgewinn. Außerdem traten Wanderungsgewin. 
ne auf in den Stadtkreisen Baden-Baden, Heidelberg 
und Pforzheim sowie in den Landkreisen Freuden-
stadt, Alb-Donau-Kreis und Emmendingen. 

Sämtliche anderen Kreise wiesen Wanderungsverlu-
ste auf. Teils handelte es sich um Gebiete, die schon 
in den letzten Jahren Abwanderungen oder nur 
schwache Zuwanderungen verzeichnet hatten, teils 
sind es Kreise mit hohen Ausländeranteilen, bei de-
nen sich die Abwanderung der Ausländer relativ 
stark auswirkt. Besonders hoch waren die Wande-
rungsverluste an der jeweiligen Einwohnerzahl ge-
messen in den Stadtkreisen Freiburg im Breisgau, 
Stuttgart, Heilbronn und Mannheim sowie in den 
Landkreisen Heidenheim, Hohenlohekreis, Zollern-_ 
albkreis, Tübingen, Schwarzwald-Saar-Kreis, Esslin-
gen und Konstanz. 

Da gegenwärtig die Bevölkerungsentwicklung in 
starkem Maße von der Wanderungsbewegung be-
stimmt wird, ändert sich für das erste Halbjahr 1975 
bei der Zusammenfassung beider Entwicklungskom-
ponenten in der die Bevölkerungsveränderung kenn-
zeichnenden Rangfolge der Kreise gegenüber der bei 
den Wanderungen gegebenen Darstellung nicht viel. 

 

In sämtlichen Stadtkreisen des Landes (mit Ausnahme 
von Ulm) errechnet sich für 1975 ein negativer Saldo 
zwischen Lebendgeburten und Sterbefällen. In den 
Landkreisen sind die Ergebnisse unterschiedlich. So 
verzeichnen im Regierungsbezirk Tübingen neben 
dem Stadtkreis Ulm auch sämtliche Landkreise einen 
Geburtenüberschuß. Ganz anders sieht es im Regie-
rungsbezirk Karlsruhe aus, denn außer in den Land-
kreisen Karlsruhe und Enz-Kreis ergibt sich dort in 
sämtlichen Kreisen ein Geburtendefizit. In den Regie-
rungsbezirken Stuttgart und Freiburg weisen außer 
den Stadtkreisen auch folgende Landkreise ein Ge-
burtendefizit auf: Göppingen, Hohenlohekreis, 
Schwäbisch Hall und Main-Tauber-Kreis sowie Or-
tenaukreis, Rottweil, Tuttlingen, Konstanz und 
Lörrach. 
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In den Städten Baden-Baden, Heidelberg und Pforz-
heim reichten die erwähnten Wanderungsgewinne 
nicht aus, um das dort aufgetretene Geburtendefizit 
auszugleichen, so daß in diesen Stadtkreisen der Be-

 

völkerungsstand leicht zurückging. Umgekehrt blieb 
im Bodenseekreis die Abwanderung hinter dem Ge-
burtenüberschuß zurück, so daß die Bevölkerungs-
zahl dort leicht anstieg. Eine leichte Bevölkerungs-
zunahme verzeichneten außerdem die Landkreise 
Freudenstadt und Emmendingen. Über 0,3% be-
trug im ersten Halbjahr 1975 die Bevölkerungszu-
nahme im Alb-Donau-Kreis und sogar über 0,7% im 
Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald. 

In allen anderen Kreisen trat im ersten Halbjahr 
1975 eine Bevölkerungsabnahme ein. Am stärksten 
war diese in den Stadtkreisen Freiburg im Breisgau 
und Stuttgart (1,2% und 1,1%). Besonders hohe Ab-
nahmeraten ergaben sich auch in den Stadtkreisen 
Mannheim und Heilbronn, im Landkreis Heiden-
heim, im Stadtkreis Karlsruhe sowie im Zollernalb-
kreis, Hohenlohekreis und Landkreis Konstanz. 

3.1.2 Ausländer 

Die Ausländerfrage wurde im vergangenen Jahr 
durch die angespannte Lage am Arbeitsmarkt er-
neut deutlich in das Bewußtsein der Bevölkerung 
gerückt. Die Brisanz der Situation resultierte aus 
der Tatsache, daß 98 600 oder 2,7% der deutschen 
Arbeitnehmer (Stand September 1975) arbeitslos 
und etwa 520 000 ausländische Arbeitnehmer noch 
im .Land beschäftigt waren; zur gleichen Zeit waren 
aber auch 30 500 Ausländer ohne Arbeit (5,8%), 
die — zumindest solange sie Arbeitslosengeld erhal-
ten - dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. 

Dieser Entwicklung vorausgegangen war der im No-

 

vember 1973 — als sich eine Veränderung der kon-
junkturellen Situation abzeichnete — von der Bun-
desregierung verhängte generelle Anwerbestopp für 
Ausländer aus Ländern, die nicht der Europäischen 
Gemeinschaft angehören, um den bis zu diesem Zeit-
punkt starken Zustrom ausländischer Arbeitskräfte 
einzudämmen. Eine weitere Maßnahme ist im Rah-
men der Regionalsteuerung in der am 1. April 1975 
in Kraft getretenen Zuzugssperre zu sehen, die für 
solche Gebiete gilt, in denen der ausländische Be-
völkerungsanteil 12% und mehr beträgt. Außerdem 
hat sich die Landesregierung für eine Begrenzung 
der Aufenthaltsdauer von Ausländern bzw. eine 
Stärkung ihrer Rückkehrwilligkeit ausgesprochen. 
Sie hat vorgeschlagen, bei künftigen Anwerbungen 
die Aufenthaltsdauer auf fünf Jahre zu beschränken 
(Rückkehrprinzip) sowie die Rückkehrwilligkeit ar-
beitslos gewordener Ausländer durch die Kapitalisie-
rung des Arbeitslosengeldes zu fördern. Dadurch 
würden ausländische Arbeitnehmer sofort nach Be-
ginn der Arbeitslosigkeit in die Lage versetzt, in 
ihr Heimatland zurückzukehren, und mit dem aus-

 

Schaubild 3 

Entwicklung der Ausländerzahlen 
1961 bis 1975 

Personen. in Tausend 

1961 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 74 75 

1) Fortschreibung 2) Arbeitsämter, ab 1973 Mikrozensus 
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bezahlten Kapitalbetrag wäre ihnen ein besserer 
Start gesichert. Eine entsprechende Gesetzesinitia-

 

tive des Landes befindet sich zur Zeit in der parla-
mentarischen Beratung. 

Bereits im vergangenen Jahr wurde im Rahmen.des 
von der Landesregierung beschlossenen Programms 
zur Sicherung der Wirtschaftsstruktur und von Ar-
beitsplätzen im Raum Heilbronn/Neckarsulm der-
artige Rückkehrhilfen gewährt. Dabei wurden 15,3 
Mill.DM aus Landesmitteln für arbeitslos werdende 
Ausländer aus Nicht-EG-Staaten bereitgestellt. Die 
Hilfen wurden an solche bei der Firma Audi-NSU 
beschäftigt gewesene Ausländer geleistet, die sich 
zur Beendigung ihres Aufenthalts in der Bundesre-
publik und zur dauernden Rückkehr in ihre Hei-
matländer verpflichtet haben. 

Bisherige Entwicklung 
In den 60er Jahren und in den ersten Jahren des 
laufenden Jahrzehnts war der Anteil der Ausländer 
an der Wohnbevölkerung Baden-Württembergs 
ganz erheblich gestiegen, und zwar von knapp 2% 
(147 300 Personen) im Jahre 1960 auf 9,9% 
(913 000 Personen) im Herbst 1973; lediglich im 
Rezessionsjahr 1966/67 hatten sich rückläufige 
Tendenzen gezeigt. Der damals beobachtete schnel-
le Rückgang des Ausländerbestandes in Anpassung 
an die wirtschaftlichen Verhältnisse ist allerdings 
bei der 1973 einsetzenden Krise nicht in derselben 
Weise festgestellt worden; offenbar wollten die 
ausländischen Arbeitnehmer diesmal noch in den 
Genuß des Arbeitslosengeldes kommen, auf das sie 
einen rechtlichen Anspruch haben. 
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Schaubild 4 

Ausländerquoten am 30.9.1975 

Anteile in °. der Wohnbevölkerung 

 

Im Zuge der Anfang des Jahres 1974 beginnenden 

allgemeinen Stagnation der Bevölkerungsentwick-
lung trat im letzten Quartal 1974 sogar eine Abnah-

me ein, die auf deutscher Seite 1 000, beim auslän-

dischen Bevölkerungsteil hingegen über 12 000 Per-

sonen umfaßte. Im Laufe des Jahres 1975 verstärk-

te sich der Bevölkerungsrückgang speziell bei den 
Ausländern beträchtlich. Bis Ende 1975 hat die aus-

ländische Bevölkerung vermutlich um rund 50 000 

Personen auf 845 000 Menschen abgenommen. Die 

.Ursache für diese Entwicklung liegt alleine in dem 

beträchtlichen Wanderungsverlust von 70 000 Per-

sonen, zumal ein Geburtenüberschuß von rund 

20 000 Personen zu verzeichnen war. Für den ne-

gativen Wanderungssaldo verantwortlich zeichnete 

in erster Linie die stark verminderte Zahl von Zu-
zügen (98 000 gegenüber 149 000 im Jahr zuvor); 

mit 168 000 Fortzügen haben die Abwanderungen 
gegenüber dem Vorjahr (183 913) dagegen nur 

leicht abgenommen. 

Im Hinblick auf die Struktur der Ausländer sowie 

auf die daraus resultierenden Konsequenzen ist die 

Tatsache besonders erwähnenswert, daß die Abwan-

 

derung von Erwerbspersonen durch den Zuzug von 

Nichterwerbspersonen (im Rahmen der Familien-
zusammenführung) zeitweilig überlagert wurde und 

daß sich der Wanderungsverlust wohl anfänglich  

auf die erwerbstätigen Ausländer beschränkte, aber 
seit Februar 1975 auch deren Familienmitglieder 
miteinschließt. 

Weniger Ausländergeburten 
Die Zahl der lebendgeborenen ausländischen Kin-
der hat als Folge des steigenden Bevölkerungsbe-
standes überhaupt und des wachsenden Frauenan-
teils in den vergangenen Jahren ständig zugenom-
men, ist jedoch erstmalig im Jahr 1975 kleiner ge-
worden. 

Lebendgeburten der Ausländer 
1970 16 315 

1971 19 712 
1972 21 352 

1973 22 789 
1974 24 504 

1975 21 800` 

1) geschätzte Zahl 

Einmal hängt dies mit der zu Beginn des Jahres 1975 
in Kraft getretenen Änderung des Reichs- und Staats-
angehörigkeitsgesetzes zusammen, nach der nunmehr 
auch die neugeborenen ehelichen Kinder einer deut-
schen Mutter, die mit einem Ausländer verheiratet 
ist, die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben. Im 
Jahr 1974 war dies bei 8O/D der Ausländergeburten 
der Fall gewesen. Zum anderen steht die Verringe-
rung der Geburtenzahl auch mit der Abwanderung 
zahlreicher jüngerer Frauen in Zusammenhang. Trotz-
dem ist der Geburtenüberschuß der Ausländer noch 
so hoch, daß im Jahr 1975 bei einem Geburtendefi-
zit der deutschen Bevölkerung von 17 000 insgesamt 
ein Geburtenüberschuß von 3 000 Personen zu erwar-
ten ist. 

Kaum Änderungen in der regionalen Verteilung 

Die 1974 bestehende regionale Verteilung der Aus-
länder in unserem Land ist durch die gegenwärtige 
Abwanderung nicht nennenswert geändert worden. 
Nach dem Stand vom 1. Juli 1975 schwanken die 
Anteile der Ausländer an der Gesamtbevölkerung 
zwischen 3,4% im Main-Tauber-Kreis und 15,7% in 
Stuttgart. Binnen Jahresfrist ist der Ausländeranteil 
lediglich in den Stadtkreisen Mannheim, Ulm und 
Baden-Baden sowie im Landkreis Rastatt leicht ge-
stiegen, bei wenigen Kreisen ist dieser Anteil auf 
gleicher Höhe geblieben, bei den meisten hat er sich 
jedoch etwas verringert. 

Von der Regionalsteuerung waren zunächst — ent-

 

sprechend den Daten des Ausländerzentralregisters, 

Stand 30.9.1974 — 9 Kreise betroffen, in denen der 
Anteil der Ausländer mehr als das Doppelte (12%) 
des Bundesdurchschnitts von 6% betrug. Es waren 
dies die Stadtkreise Stuttgart, Mannheim, Ulm und 
Pforzheim sowie die Landkreise Ludwigsburg, Ess-
lingen, Böblingen, Rems-Murr-Kreis und Schwarz-
wald-Baar-Kreis. Nach den Zahlen des Ausländer-
zentralregisters zum 30.9.1975 fallen jedoch zwei 
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Tabelle 3 

Ausländer nach der Staatsangehörigkeit 1960, 1970 und 1975 1i 

1960 1970 1975 1960 1970 1975 
Staatsangehörigkeit 

Land 
Anzahl in 1000 Anteil in % 

147.3 724,3 

1337 691,8  

882,1 100 

837,2 90.8  

100 100 

95,5 94,9 

Ausland insgesamt 

Europäisches Ausland 

darunter 
Anwerbeländer 

Jugoslawien 

Italien 

Türkei 

Griechenland 

Spanien 

Portugal 

Anrainerländer 

Österreich 

Frankreich 

Schweiz 

79,4 607,9 749.7 53.9 83,9 85,0 

5,8 170,3 204,5 3,9 23,5 23,2 

59,4 196,4 193,0 40,3 27.1 21,9 

1,4 95,3 189,1 1,0 13,2 21,4 

8,6 89,6 99,8 5,8 124 1,3 

4,2 46,0 42,4 2,9 6,4 4,8 

0,1 10,4 20,9 0,1 1,4 2,4 

27,3 48,8 55,1 18,5 6,8 6,2 

14,8 27,9 30,7 10,0 3,9 3,5 

6,0 12,7 16;4 4,1 1,8 1,9 

6,4 8,2 8,0 4,3 1,1 0,9 

 

1) Jeweils am 30. September. 

Kreise nicht mehr darunter, weil bei ihnen der Aus-
länderanteil nunmehr unter 12% liegt, Es handelt 
sich um den Stadtkreis Pforzheim (11,6%) sowie 
den Schwarzwald-Baar-Kreis (11,8%). 

Auch die Verteilung auf die verschiedenen Nationa-
litäten wurde durch die Wanderungsbewegung kaum 
beeinflußt, wie ein Vergleich mit den Verhältnissen 
von 1974 zeigt. In den Jahren zuvor hatten sich aller-
dings die Anteile der einzelnen Nationalitäten infol-
ge sehr unterschiedlicher Beteiligung am Zustrom 
nach Baden-Württemberg beträchtlich verschoben, 
so daß die Gliederung nach der Staatsangehörigkeit 
heute ein anderes Bild aufweist als vor 15 Jahren. 

Aufenthaltsdauer 

Angesichts der politischen Zielsetzung, die 
Aufenthaltsdauer der Ausländer künftig zu be-
grenzen, kommt der Beobachtung ihrer Anwesen-
heitszeit besondere Bedeutung zu. Rund 44% aller 
Ausländer lebten Ende September 1975 sechs und 
mehr Jahre im Lande, 19% der Ausländer waren so-
gar schon zehn und mehr Jahre hier. Die lange 
durchschnittliche Aufenthaltsdauer beruht insbe-
sondere auf der Anwesenheit von Italienern und 
Griechen, die zu 25% bzw. 26% seit zehn Jahren 
im Land ansässig sind. Bei den Spaniern beträgt 
dieser Anteil sogar ein Drittel. 

Bemerkenswert ist jedoch die im Rahmen eines 
Vergleichs der Wanderungsstatistik und der Stati-
stik des Ausländerzentralregisters gewonnene Fest-
stellung, daß die Mehrzahl der in den Jahren 1971 
bis 1973 zugezogenen Ausländer nur relativ kurz 
(etwa 1 Jahr) im Land anwesend war und nach Ab-
lauf dieses Jahres wieder aus Baden-Württemberg 
wegzog. Diese „Rückkehrquote" nach einem Jahr  

lag bei den Männern etwas über 60%, wogegen sie 
bei den Frauen, die häufig zum Zweck der Familien-
zusammenführung hierher kamen, lediglich 50% 
ausmachte. Immerhin die Hälfte der Ausländer prak-
tiziert somit bereits eine freiwillige Rückkehr nach 
einem Jahr. Diese Tatsache ist im Hinblick auf die 
Diskussion um das Rückkehrprinzip sehr interessant, 
zeigt sie doch, daß sich Industrie und Gewerbe bis-
her schon jährlich auf einen Austausch der Hälfte . 
der während eines Jahres zugegangenen ausländi-
schen Arbeitskräfte einstellen mußten. 

Umstrukturierung der Haushafte 

Der starke Zugang von Familienangehörigen, der 
Wegzug von Erwerbstätigen sowie die hohe Gebur-
tenzahl ausländischer Kinder im Jahr 1974 führten 
zu einer Umstrukturierung der Haushalte. Bei einer 
Abnahme der Haushaltszahlen von 395 000 auf 
345 000 (- 6%) hat die Zahl der Haushalte mit 4 
Personen um 17% und die mit 5 und mehr Personen 
um 25% zugenommen. Im Gegensatz dazu ist die 
Zahl der Einpersonenhaushalte um 25% und die der 
Zweipersonenhaushalte um 30% rückläufig. Die in 
den vergangenen Jahren schon festzustellende Ten-
denz zur Verstärkung des Anteils größerer Haushal-
te setzt sich somit deutlich fort. Man kann anneh-
men, daß die Mitglieder von Mehrpersonenhaushal-
ten, die einen Anteil von etwa 50% der ausländi-
schen Bevölkerung ausmachen, relativ seßhaft sind 
und sich schon weitgehend an die Lebens- und Ar-
beitsverhältnisse im Bundesgebiet angepaßt haben. 
Die Mobilität und damit auch die Einstellung auf 
die wirtschaftliche Lage wird vornehmlich in den 
kleineren Haushalten zu finden sein, die am Rück-
gang des Ausländerbestandes überproportional be-
teiligt sind. 
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Tabelle 4 

Aufenthaltsdauer 

Ausländer 
am 

30.9.1975 
insgesamt 

Davon mit einer Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet 
von  bis unter ..... Jahren 

3 bis 6 6 bis 10 

Staatsangehörigkeit 

1 bis 3 10 und mehr unter 1 

männlich 519177 20146 88584 172669 129294 108484 
weiblich 362 937 21 606 75 875 118 855 87 037 59 564 
1 nsgesamt 882 114 41 752 164 459 291 524 216.331 168 048 
% 100 4,7 18,6 33;0 24;5 19,1 

männlich 51 747 1785 5885 15816 13148 15113 
weiblich 48 083 1 766 5 750 15 793 13 529 11 245 
1 nsgesamt 99 830 3 551 11 635 31 609 26 677 26 358 
% 100 3.6 11,7 31,7 26,7 26,4 

männlich 118 239 3 538 15 767 30 828 34 044 34.062 
weiblich 74 716 3 749 14 340 21 663 20 317 14 647 

Insgesamt 192 955 7 287 30 107 52 491 54 361 48 709 
% 100 3,8 15,6 27,2 28,2 25,2 

männlich 117 589 2 902 18 040 49 911 35 963 10 773 
weiblich 86 953 4 092 17 033 35 012 24 754 6 062 
I nsgesamt 204 542 6 994 35 073 84 923 60 717 16 835 
% 100 34 17,1 41,5 29,7 8,2 

männlich 24 658 458 3 030 6 764 6 051 8 355 
weiblich 17 752 578 2 604 4 698 4 369 5 503 
1 nsgesamt 42 410 1 036 5 634 11 462 10 420 13 858 
% 100 2,4 13,3 27,0 24,6 32,7 

männlich 121 274 5 884 30 044 46 052 25 599 13 695 
weiblich 67775 6145 21754 23407 11840 4629 
1 nsgesamt 189 049 12 029 51 798 69 459 37 439 18 324 
% 100 6.4 27,4 36.7 19,8 9,7 

Ausländer 

darunter aus 

Griechenland 

Italien 

Jugoslawien 

Spanien 

Türkei . 

 

Quelle: Bundesverwaltungsamt (Ausländerzentralregister). 

Auch die Zahl der Ausländerfamilien hat um 9% auf 
308 000 abgenommen. Betroffen von diesem Rück-
gang sind jedoch nur Familien ohne Kinder (- 26%) 
sowie Familien mit 1 Kind (— 7%). Bei den größeren 
Familien mit 2 und mehr Kindern ist durchweg die 
seit langem schon registrierte kontinuierliche Zunah-
me nicht unterbrochen worden. Wiederum zeigt sich 
daher, daß größere Familienverbände nicht so schnell 
durch Abwanderung auf rückläufige wirtschaftliche 
Entwicklungen reagieren wie kleinere Familien und 
Familien ohne Kinder oder gar wie Personen, die 
keinem Familienverband zuzurechnen sind. 

Im Zusammenhang mit der Einführung der neuen 
Kindergeldregelung zu Beginn des vergangenen Jah-
res war erwartet worden, daß Ausländer ihre minder-
jährigen Kinder in verstärktem Maße nachkommen 
lassen, um in den Genuß eines höheren Kindergel-
des zu gelangen. Dies war aber nicht der Fall. Die 
absolute Zahl von Zuzügen Jugendlicher unter 18 
Jahren in den Monaten Januar bis März 1975 blieb 
deutlich hinter den vergleichbaren Vorjahreswerten 
zurück. Ein kurzfristiges Ansteigen der Zuzugsrate 
jugendlicher Ausländer über das 1972 und 1973  

übliche Maß, hinaus erfolgte bereits im Jahr 1974 
und dauerte bis etwa Februar 1975, dürfte aber 
die Zahl von insgesamt 5 000 Personen kaum über-
troffen haben. 

Verbesserte Wohnsituation 
Die Wohnverhältnisse der im Mai 1975 gezählten 
374 000 Ausländerhaushalte (einschließlich der Ein-
Personen-Haushalte) haben sich seit 1972 nicht un-
wesentlich verbessert. Lebten damals erst 52% aller 
ausländischen Haushalte als Hauptmieter oder Ei-
gentümer und 48% als Untermieter und in Unter-
künften, so wohnen heute 66% als Hauptmieter bzw. 
Eigentümer, und lediglich noch 34% sind als Unter-
mieter und in Unterkünften untergebracht. Aller-
dings deutet der Anteil der Mietwohnungen in Kel-
ler- und Dachgeschossen in Höhe von 30% — wie 
auch der Anteil der Untermieter, die hier leben 
(33%) — darauf hin, daß sich die Unterbringung 
wohl bezüglich der Möglichkeit des Zusammenle-
bens verbessert hat, daß aber zunächst die weniger 
wertvollen Wohnungen (gemessen an ihrer Lage in-
nerhalb des Gebäudes) genutzt werden. Ein Hin-
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550.0 
567,8 
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5 
_ 1 

576,2 
598,6 
642,1 
704,6 

+ 4 
+ 11 
+ 22 

576,2 
600,0 
637,9 
689,6 

+ 4 
+ 11 
+ 20'  

 

912,4 

252,8 
653,4 

6,2 

 

+ 18 
+ 27 
+ 14 
+ 19 

19 

31 
16 
12 

+ 2 
+ 14 

1 

52 

+ 3 
+ 4 
+ 4 

— 17 

+ 29 
+ 29 
+ 29 
+ 36 

26 
+ 21 
+ 26 
+ 96 

925,9 
231.6 
684,1 
108 

1 067,2 

290,9 
764;8 

11,4 

1 157,9 
287,9 
852,4 

17,7 

1 054,8 

283,7 
755,6 

15,5 

1. 126,9 
269.4 
832,0 

25.5 

 

Das Ergebnis dieser Modellrechnung ist nun-auf . 
den ersten. Blick überraschend, denn trotz des ste-
ten Äbwanderungsüberschusses wird die Zahl der 
Ausländer bis 1990 keineswegs abnehmen, sondern 
in etwa stagnieren: So wird die ausländische Bevöl-
kerung insgesamt um 3% zunehmen und die Zahl 
der Erwerbspersonen um 1 % abnehmen (Tabelle 5). 
Eine Abnahme der ausländischen Bevölkerung und 
ein beschleunigter weiterer-Rückgang der ausländi-
schen Beschäftigten wäre also erst bei einem größe-
ren Abwanderungsüberschuß als 15 000 Personen 
jährlich zu erwarten, 

Die Ursache dieser Zusammenhänge ist der hohe 
Geburtenüberschuß des ausländischen Bevölke-
rungsteils, der im Durchschnitt jährlich rund 
17 000 Personen beträgt. Bei der großen' Fruchtbar-
keit und bei dem hohen Ausgangsbestand an Aus-
länderirinen im gebärfähigen Alter — 233 000 der 
381.000 Ausländerinnen (61 %) sind 15 bis 45 Jah-
re alt — darf dies nicht erstaunen. Auch wenn bei 
der Abwanderung entsprechend der angenomme-
nen altersmäßigen Besetzung einige dieser Auslän-
derinnen mit abwandern, so reicht der voraussicht-
liche Geburtenüberschuß des verbleibenden Bestan-
des doch aus, den Abwanderungsüberschuß zu kom-
pensieren. 

Diese Tendenzen treten verstärkt hervor, wenn 
man nicht von•einem Abwanderungsüberschuß, son-
dern von einem Wanderungssaldo gleich Null aus-
geht, bei dem sich also Zu- und Fortzüge ausglei-
chen. Da das Wanderungsverhalten des ausländi-
schen Bevölkerungsteils insbesondere auf längere 
Sicht nicht abzusehen ist, müssen die Auswirkun-
gen auch dieser Möglichkeit untersucht werden. 
Entsprechend gehen die Modelle 2 und 3 von'der 
Voraussetzung aus, daß sowohl Zu- und Fortzüge 
erfolgen, daß durch sie weder eine Abnahme noch 
ein Zuwachs an Ausländern erfolgen soll. 

Wie die Berechnungen ergeben (vgl. Tabelle 5) 
muß sowohl bei Modell 2 wie auch bei Modell 3 
bis 1990 mit einem erheblichen Zuwachs an Aus-
ländern gerechnet werden (+ 29% bzw. + 26%). 
Dieser ergibt sich, wie zuvor aufgezeigt, aus dem 
hohen Geburtenüberschuß des ausländischen Be-
völkerungsteils. Somit kann aus dieser aufgezeigten 
Entwicklungsmöglichkeit geschlossen werden, daß 
auch bei einer auf Austausch beruhenden Wande-
rungsbewegung, bei der sich Zu- und Fortzüge aus-
gleichen, mit einem weiteren Anwachsen des Aus-
länderbestandes zu rechnen ist, was selbstverständ-
lich auch eine Zunahme der Zahl der ausländischen 
Erwerbspersonen (üm 22 bzw. 20%) nach sich zie-
hen wird. Das errechnete Wachstum bleibt dabei 

Tabelle 5 

Modellrechnung über die Entwicklung des Ausländerbeständes 

Modell 1 Modell 2 Modell 3 

Stand am  Veränderung Veränderung Veränderung. 

Altersgruppe (Jahre) 1000 gegenüber 1000 gegenüber 1000 gegenüber 
1975 in % 1975 in % 1975 in % 

Bevölkerung 

1.1.1975 insgesamt 
unter 15 
15 bis unter 65 
65 und älter 

1.1. 1980 insgesamt 
unter 15 
15 bis unter 65 

65;unä älter 

1.1.1985 

unter 15 
15 bis unter 65 
65 und älter 

1.1.1990 
unter 15 
15 bis unter 65 
65 und älter 

1975 
.1980 
1985 
199O 
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Modell 1 
— Modell 2 
— Modell 3 

Schaubild 5 

Altersgliederung der Ausländer 

am 1.1.1975  am 1.1.1990 

20 15 10 5 0 0 5 10 15 20 15 10 5 0 0 5 10 15 
in Tausend in Tausend 
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vom Wanderungsvolumen verhältnismäßig unabhän-
gig, wenn auch ein geringeres Wanderungsvolumen 
geringere Steigerungen des Ausländerbestandes er-
warten läßt. Auch eine restriktive Ausländerpolitik 
dürfte nur begrenzte Wirkungen zeitigen. Denn es 
ist zu berücksichtigen, daß derzeit 234 000 (26%) 
aller Ausländer aus EG-Ländern stammen, denen 
wegen der zwischen EG-Staaten geltenden Freizü-
gigkeit keine Beschränkungen auferlegt werden 
können. Darüber hinaus kommen 105 000 (11%) 
Ausländer aus sogenannten Nicht-Anwerbeländern. 
Weiter deutet der hohe Anteil der schon über 10 
Jahre im Bundesgebiet lebenden Ausländer auf eine 
verhältnismäßig große immobile Masse hin, die 
durch eine Rückwanderungspolitik nur schwer ge-
ändert werden kann. 

Zwar sind die dargestellten drei Modellrechnungen —
wie eingangs bereits eingeschränkt — nicht in der La-
ge, Erwartungswerte einer tatsächlichen Entwicklung 
zu ergeben, umso mehr, als jede Vorausschätzung,  

die derzeit für Ausländer erarbeitet würde, bereits 
am Ende des ersten Vorausschätzungsjahres über-
holt wäre. Sie vermögen aber durchaus eventuelle 
Entwicklungsalternativen als Folge gewisser An-
nahmen aufzuzeigen. Daher darf nochmals kurz 
zusammengefaßt werden: 

— Wie die Modelle 2 und 3 zeigen, bewirkt ein 
reiner Austausch ausländischer Arbeitnehmer 
wegen der bereits hohen Bestandsmasse ein wei-
teres Anwachsen des Ausländerbestandes, das 
dann etwas geringer ausfallen wird, wenn das 
Wanderungsvolumen klein bleibt. 

Ein in etwa konstanter Ausländerbestand kann 
in den nächsten 15 Jahren nur dann gesichert 
werden, wenn jährlich mindestens 15 000 Aus-
länder mehr weg- als zuziehen. Dies kann so-
wohl durch Einschränkung der Zuzüge wie 
auch durch Förderung von Fortzügen oder . 
durch beides gleichzeitig erreicht werden. 
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3.2 Regionale Aspekte. 

3.2.1 Die Gemeindereform 

Im Jahr 1975 ist mit der Gemeindereform eines der 

landespolitisch wichtigsten und schwierigsten Projek-
te der letzten Jahre abgeschlossen worden. Durch 
das Besondere Gemeindereformgesetz vom 9. Juli 
1974 wurde zum 1. Januar 1975 die Gemeindege-

bietsreform und zum 1. Juli 1975 die Zusammen- 
fassung von Gemeinden zu Verwaltungsgemein-
schaften abgeschlossen. 

Gegen das Besondere Gemeindereformgesetz wurden 
84 Normenkontrollanträge beim Staatsgerichtshof 
für das Land Baden-Württemberg gestellt. Von den 
53 inzwischen durch Urteil beendeten Normenkon-
trollverfahren sind nur zwei gesetzliche Gemeinde-
zusammenschlüsse für ungültig erklärt worden. Die 
Zahl von 1 107 Gemeinden, die nach dem Willen 

des Gesetzgebers nach Abschluß der Gemeindere-
form hätten bestehen sollen, erhöhte sich durch 
diese Urteile auf 1 111. Obwohl noch nicht alle 
Normenkontrollverfahren abgeschlossen sind, kann 
über die Gemeindereform bereits in der Art einer 
Schlußbilanz berichtet werden. Auf der ,;Haben-
Seite" stehen dabei am 1. Januar 1976 1 109 Ge-
meinden, nachdem über das Besondere Gemeinde-
reformgesetz hinaus noch zwei weitere Gemeinde-
zusammenschlüsse zustande gekommen sind. 

Die Entwicklung des Gemeindebestandes seit 1968 

Die Reform der Gemeindeebene setzte im Jahr 
1968 mit dem Gesetz zur Stärkung der Verwal-
tungskraft kleinerer Gemeinden vom 26. März 

Tabelle 1  

1968 ein. Erwartungsgemäß konnte dieses Gesetz 
allein nicht den Durchbruch bringen; die Zahl der 
Gemeinden verringerte sich in diesem Jahr denn 
auch nur von 3 379 auf 3 375. Es bedurfte weiterer 
Anreize für freiwillige Reformschritte, wie etwa die 
Verbesserung der finanziellen Förderung von Ge-
meindezusammenschlüssen und ihre Ausdehnung 
auf Verwaltungsgemeinschaften, sowie die Einfüh-
rung der Ortschaftsverfassung. 

So erreichte die Gemeindereform in den Jahren 
1971 und 1972 einen ersten Höhepunkt, wohl , 
hauptsächlich unter dem Einfluß finanzwirtschaft-
licher Dispositionen und unter der Einwirkung der 
zunehmend konkreter werdenden Zielplanung der 
Landesregierung zur Gemeindereform. Im ersten 
Halbjahr 1973 ist eine rückläufige Entwicklung fest-
zustellen, deren Gründe in der zum, 1. Januar dieses 
Jahres in Kraft getretenen Kreisreform und'in der 
Erwartung der letztlich ausschlaggebenden kommu-
nalen Zielplanung nach der dritten Zielplanungsrunde 
liegen' . Ausweislich der Zahlen waren das zweite 
Halbjahr 1973 und das erste Halbjahr 1974 durch 
das Wissen um das Ende der Freiwilligkeitsphase 
und den gesetzlichen Abschluß der Gemeindereform 
geprägt. Zahlenmäßig schlug sich dies so nieder, daß 

1 Bekanntmachungdes Innenministeriums überdie Zielplanung der 
Landesregierung für die Gemeindereform vom 20. August 1973: vgl. 
hierzu auch die Zielplanungskarte (Beilage zum Staatsanzeiger für 
Baden-Württemberg, 22. Jg. Nr. 68 vom 25. August 1973) sowie die 
Grundsätze der Landesregierung zur Zielplanung für die Gemeinde-
reform-vom 30. Januar 1973. 

  

Entwicklung der Zahl der Gemeinden 1968 bis 1975 
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Eingliederungen Neubildungen 
Stichtag 
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1.1.19... 
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3 375 
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3266 

2 707 
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144 336  
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14 3 

74 3 
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148 252  
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8 

29 
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83 
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1 914 322 798 476 162 

- 241 613 372 86 - 81 185 104 76 

- - 

 

11 Freiwilli durch Vereinbarung mit staatlicher Genehmigung. —2)  Durch Gesetz (unter Berücksichtigung der Entscheidungen des Staatsge-
richtshofs in Normenkontrollverfahren). 
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der Landtag von den nach der Zielplanung späte-
stens zum 1. Januar 1975 anstehenden 485 „Fällen" 
von Gemeindezusammenschlüssen lediglich noch 
159 durch Gesetz entscheiden mußte. Bezogen auf 
die Zahl der 1 282 beteiligten Gemeinden betraf die 
gesetzliche Regelung etwa ein Drittel (415 Gemein-
den. 

 

Von den qualitativen Grundsätzen der Zielplanung 
der Landesregierung, die sich für eine zahlenmäßige 
Erfassung eignen, werden folgende, nur auszugswei-
se zitierten Prämissen partiell untersucht: 
— Durch die Gemeindereform sollen größere örtli-
che Verwaltungseinheiten (Gemeinden und Verwal-
tungsgemeinschaften) gebildet werden, die in der 
Lage sind. ... einheitliche Lebens- und Wirt-
schaftsräume .... weiter zu entwickeln. 

Im Einzelnen werden die Größe der neugeordneten 
Gemeinden und der örtlichen Verwaltungseinheiten, 
sowie die Erwerbs- und Finanzstruktur und die Aus-
wirkung der Gemeindereform auf die Wachstums-
struktur der Gemeinden untersucht. 

Die Größe der Gemeinden und der örtlichen Ver-

 

waltungseinheiten 

Nach den Zielplanungsgrundsätzen sollen die örtli-
chen Verwaltungseinheiten in der Regel mindestens 
8 000 Einwohner haben. Vor allem in schwach be-
siedelten Gebieten können die besonderen örtlichen 
Verhältnisse Abweichungen nach unten erfordern. 
In stärker verdichteten Räumen sollen die örtlichen 
Verwaltungseinheiten mehr Einwohner haben.' 

In den verdichteten Räumen um Großstädte sollen 
die örtlichen Verwaltungseinheiten so viele Einwoh-
ner haben, daß sie nach ihrer Leistungs- und Verwal-
tungskraft zu einer wirksamen Entlastung der Kern-
stadt beitragen und mit dieser partnerschaftlich zu-
sammenarbeiten können. In besonders stark verdich-
teten Räumen sind die Voraussetzungen dafür in 
der Regel ab einer Einwohnerzahl von 20 000 gege-
ben.' 

Organisationsformen der örtlichen Verwaltungsein-

 

heiten können sein: 
— Die Einheitsgemeinde 

Sie soll die,Organisationsform der örtlichen Ver-

 

waltungseinheiten in Räumen sein, in denen eine 

1 Diese Zielplanungsgrundsätze sind durch Nr. 3.1.2 Abs. 2 der 
Grundsätze der Landesregierung zur Lösung des Stadt-Umland-
Problems vom 19. Juli 1973 wie folgt teils konkretisiert, teils rela-
tiviert worden: Die Größe der anzustrebenden Umlandgemeinden 
soll in stärker verdichteten Räumen wegen der besonderen Ver-
waltungs-, Planungs. und Investitionsaufgaben und im Interesse 
eines relativen Gleichgewichts als Partner der Stadt nach Möglich. 
keit deutlich über der für den ländlichen Raum geltenden Regelmin. 
destgröße des örtlichen Verwaltungsraumes von 8 000 Einwohnern 
liegen. In besonders starkverdichteten Räumen um die Kernstadt 
ist eine Größe der neuzuordnenden Umlandgemeinden erforderlich, 
die auch die Ausstattung mit höheren Dienstleistungen zur Entla-
stung der Kernstadt erlaubt, soweit dies ohne Störung des zentral. 
örtlichen Gefüges möglich ist. 

Schaubild 1 

Gemeinden nach Größenklassen 
1968 und 1975 

Anzahl 

unter 1000 2000 8000 20000, 
1000 bis unter bis unter bis unter und mehr 
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Gliederung der örtlichen Verwaltungseinheit in 
mehrere Gemeinden insbesondere mangels trag-
fähiger Ansätze oder wegen besonders enger Ver-
flechtungen im Sinne der Reformziele nicht sach-

 

gerecht wäre. 
Die Verwaltungsgemeinschaft 
Sie ist die Organisationsform einer örtlichen Ver-
waltungseinheit, die in mehrere Gemeinden geglie-
dert ist. Die Gemeinden sollen auf Dauer Bestand 
haben, einen Grundbestand gemeindlicher Aufga-
ben wahrnehmen und sich als eigenständige, enge-
re Gemeinwesen behaupten und entfalten. Dies 
ist bei einer Einwohnerzahl von 2 000 in der Re-
gel als gesichert anzusehen. 

 

Wie Schaubild 1 und in detaillierter Form Tabelle 2 
wiedergeben, wurden diese Zielplanungsgrundsätze 
über die Größe der Gemeinden und örtlichen Ver-
waltungseinheiten durch Zusammenschlüsse vor al-
lem der einwohnerschwachen Gemeinden erreicht. 

 

Von den 1 109 Gemeinden haben zwar 287 oder 
gut ein Viertel weniger als 2 000 Einwohner. In die-
sen Fällen überwogen Gesichtspunkte, die sich ins-
besondere aus abweichenden örtlichen Verhältnis-
sen wie Siedlungsstruktur, Entfernung zum Sitz der 
Gemeindeverwaltung, landschaftliche und topögra-
phische Gegebenheiten sowie Unterschieden in der 
Bevölkerungsdichte ergaben, soweit der Fortbestand 
dieser Gemeinden nicht schon wegen der Zugehörig-
keit zu einer bestandsgeschützten Verwaltungsge-
meinschaft gerechtfertigt.war. 
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56 M 1 1 9 9 6 3 6 4 6 16 
]] 44 9 9 14 14 B 6 7 6 9 35 
64 38 14 14 14 13 3 3 5 2 11 37 
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99 31 3 3 9 8 6 5 7 6 6 21 
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xl Gm6n5dte sowie verdichtete Räume um G,o6slädle lSchwergu nktzuordnungl. 
11 Unier eerücksich,igung da, Entscheidungen des Staangerichithofs in Normenkontrollverfahren. — 21 Stand 1 _ Januar 1975. — 31. Darumer VG Gemeinden In Vervsltungseemeim 
schaffen vereinbarte Verwaltungsgemeinschaften öder GemeindeveiwltumwerWndel. 
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gemeinden 

 

33 bis unter 66, 
ländliche 

Gemeinden 

 

0 bis unter 33 
Wahn-Betriebs-

Gemeinden 
Wohngemeinden 

Betriebs-
gemeinden 

33 bis unter 66 0 bis unter 33 

Erwerbstätige 
in der Landwirtschaft 

am Wohnort 
in % der Erwerbstätigen 
am Wohnort (VZ 1970) 

Erwerbstätige in den Wirtschaftsbereichen Produzierendes Gewerbe und Dienstleistungen 
am Arbeitsort in % der Erwerbstätigen am Wohnort (VZ 1970) 

(Anzahl und Prozen anteil der Gemeinden) 

66 bis unter 100 100 und mehr 

landwirtschaftliche 
Gemeinden 

     

'Betriebsgemeinden 
mit hohem 
' positivem 

Einpendlersaldo 

 

66 bis unter 100 

66 bis unter 100 

33 bis unter 66 

0 bis unter 33 

— 1,9 

—14,3 

— 12,2 

+ 1,0 — 0,1 —

 

+ 12,8 + 12,5 2,3 
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Die örtlichen Verwaltungseinheiten (Einheitsgemein-
den oder Verwaltungsgemeinschaften) weisen nach 
den Reformgrundsätzen in der Regel mindestens 
8 000, in stärker verdichteten Räumen erheblich 
mehr als 8 000 Einwohner auf. Von den 459 örtli-
chen Verwaltungseinheiteri (188 Einheitsgemein-
den und 271 Verwaltungsgemeinschaften) liegen 
108 Einheitsgemeinden und 218 Verwaltungsge-
meinschaften, also zusammen etwa 71% der Ver-
waltungseinheiten, über der Regelmindesteinwohner-
zahl: Bei den verbliebenen 134 Einheiten ließen die 
örtlichen Gegebenheiten die Erreichung dieser Regel-
größe nicht zu. 

Die Darstellung war bisher hauptsächlich auf die Er-
reichung der mit der Reform angestrebten Vergrö-
ßerung der kommunalen Einheiten abgestellt. Neben 
diesem Reformziel sollen dreiweitere qualitative Re-
formziele betrachtet werden, allerdings, in dem ver-
hältnismäßig engen Rahmen, der sich aus den stati-
stischen Analysemöglichkeiten ergibt. 

Eines der wichtigsten Ziele war, für alle Teile des 
Landes gleichwertige Lebensbedingungen zu schaf-
fen. Dabei darf gleichwertig nicht im- Sinne von 
identisch verstanden werden, da jeder Raum seine 
spezifischen Vor- und Nachteile hat. Eine wesentli-
che Voraussetzung zur Erreichung dieses Zieles wur-
de mit der Überleitung der sehr heterogenen Ge-
meindelandschaft Baden-Württembergs -in.eine ho-
mogenere Struktur erfüllt, wobei es der erklärte 
Wille der Landesregierung war, keine schemati-
schen Lösungen anzustreben. 

 

Die Analyse steht vor der Schwierigkeit, daß ein 
Vergleich der Struktur des Gemeindebestandes zu 
Beginn und nach Beendigung der Gemeindereform 
zwangsläufig von den sehr unterschiedlichen ge-
meindlichen Gebietsständen ausgehen muß. Um 
überhaupt Vergleiche anstellen zu können, muß 
von einem identischen kompatiblen Datenpool aus- . 
gegangen werden. Vorab ist ferner deutlich darauf 
hinzuweisen, daß sich allein durch die Gemeindere-
form die regionalen Strukturverhältnisse nicht geän-
dert haben. 

Tabelle 3 

Klassifizierung der Gemeinden nach der Erwerbsstruktur 1970 und 1975 

Gemeinden in % der Gesamtzahl der Gemeinden 1970 

66 bis unter 100 I  

33 bis unter 66 

0 bis unter 33 

Gemeinden in % der Gesamtzahl der Gemeinden 1975 

66 bis unter 100 I  

33 bis unter 66 

0 bis unter 33 

Veränderung der %-Anteile um %-Punkte 

2,4 

22,7 

24,0 

4,0 

28,1 

0.2 

10.7 7.9 

0,5 

84 

11,8 

5,0 

40,9 

0,1 

23,2 10,2 



bis unter 500 

500 "' "' 750 

750 1000 

1000 und mehr 

Summe 

Veränderung der %Anteile um %-Punkte 

- 0,9 - 0,1 

+ 0,6 + 0 

+ 1,7 + 0,6 

0,6 + 0,1 

2,0 + 0,6 

 

- 10,2 

+ 5.3 

+ 6.4 

- 1,4 

- 0.1 + 0,1 

  

- 9,2 

+ 4,6 

+ 4,1 

- 2,1 

- 24 

 

- 0,1 
+ 0 

+ 0 

Die. Erwerbsstruktur der Gemeinden zum Stand 
1970 und 1975 
Die Tabelle 3 wurde aus Ergebnissen der Volkszäh-
lung 1970 errechnet und erlaubt einen Überblick 
zur Erwerbssituation in den alten und neuen Ge-
meinden, dabei wurde der Pendlersaldo als Klassi-
fizierungskriterium herangezogen und mit den Er-
werbstätigen am Wohnort verglichen. Die Gemein-
dereform hatte hier folgende Auswirkungen: 
- Landwirtschaftliche Gemeinden 

Bäuerlich strukturierte Gemeinden mit weniger 
als 33% nichtlandwirtschaftlichen Erwerbsstel-
len sind nach der Reform praktisch nicht mehr 
vorhanden. 

- Ländliche Gemeinden und Wohngemeinden 
Die Gesamtzahl dieser mit relativ wenigen nicht-
landwirtschaftlichen Erwerbsstellen ausgestatte-
ten Gemeinden ging von 1 565 auf 224 zurück. 
Vor der Gemeindereform machten diese Gemein-
den noch fast die Hälfte.aller Gemeinden aus, 
heute nicht einmal mehr ein Viertel. 

- Ländliche Betriebsgemeinden 
Diese von der Erwerbsstruktur her recht ausgegli-
chenen dörflichen Gemeinden mit einem erheb-
lichen nichtlandwirtschaftlichen Erwerbsbereich 
haben prozentual auffallend zugenommen. 

- Wohn-Betriebs-Gemeinden und Betriebsgemein-
den  

Der Anteil dieser für weite Teile Baden-Württem-
bergs (mit seiner ausgeprägten mittelständischen 
Wirtschaft) adäquaten Gemeindeform hat sich 
fast verdoppelt und macht heute 64% der Ge-
meinden des Landes aus. Man kann wohl sagen, 
daß die Gemeindereform die Voraussetzungen 
zur Erreichung des oben zitierten Ziels für diese 
Gemeinden in besonderem Maße geschaffen hat. 

- Betriebsgemeinden mit hohem positiven Einpend-
lersaldö 
Der Anteil dieser sehr gewerbestarken Gemeinden 
hat sich schwach vermehrt. Es handelt sich dabei 
im wesentlichen um die größeren Städte. 

Die Finanzstruktur der Gemeinden zum Stand 
1970 und 1975 
Hauptziel der Gemeindereform insbesondere im 
ländlichen Raum war, leistungsstarke Gemeinden 
zu schaffen. Die Leistungsstärke aller Gemeinden 
des Landes zu untersuchen und darzustellen, würde 
den Rahmen dieses Berichtes sprengen. Einen gewis-
sen Überblick kann man jedoch erhalten, wenn die 
Gesamteinnahmen und der Schuldenstand der Ge-
meinden betrachtet werden. Als Vergleichsfaktor 
wurden die auf den Bevölkerungsstand bezogenen 
gemeindefinanzstatistischen Daten von 1969 heran-
gezogen. Aus Vereinfachungsgründen werden auch 
hier nur Prozentzahlen angegeben. 

 

Tabelle 4 
Klassifizierung der Gemeinden nach der Gemeindefinanzstruktur 

Schuldenstand je Einwohner 1969 in DM 
Gesamteinnahmen 

je Einwohner 
in DM 

750 
bis unter 

1000 

Summe 500 
bis unter 

750 

1000 
und mehr 

bis unter 
500 

Gemeinden in % der Gesamtanzahl der Gemeinden 1970 

19,8 1,4 0,1 

38,8 5,4 1,0 

15,1 4;3 0,9 

7,3 3,4 1,1 

21,3 

45,3 

20;5 

12,8 

bis unter 500 

500 750 

750 "' 1000 

1000 und mehr 

0,1 

0,2 

1,0 

99,9 81,0 14,5  3,1 1,3 Summe 

Gemeinden in %,der Gesamtanzahl der. Gemeinden 1975 

11,1 

50,6 

26,9 

11,4 

bis unter 500 

500 750 

750 1000 

1000 und mehr 

Summe  

10,6 0,5 

43,6 6,0 

19,2 6,0 

5,2 4,0 

78.6 16,5 3,7 1,2 

 

1,0 

1,5 

2 

0,2 

1,0 

100,0 
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Tabelle 5 

Klassifizierung der Gemeinden nach der Gemeindefinanzstruktur 11 

— Veränderung der %-Anteile 1975 gegenüber 1970 um %-Punkte—
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Vergleicht man die Veränderung der Prozentanteile, 
sieht man deutlich, daß die Gemeindereform auch 
eine ausgewogene Finanzstruktur geschaffen hat. 

Die sehr finanzschwachen Gemeinden mit weniger 
als 500 DM Gesamteinnahmen je Einwohner haben 
von einem Fünftel aller Gemeinden im Jahre 1970 
auf etwa ein Zehntel abgenommen. Ebenso verrin-
gerte sich der Anteil der sehr wohlhabenden Ge-
meinden mit niedrigem Schuldenstand. Dagegen ist 
der Anteil der Gemeinden mit mittleren Gesamtein-
nahmen und mittleren Schuldenständen auffallend 
größer geworden. 

Eine sehr detaillierte Darstellung, die zusätzlich 
noch eine Untergliederung nach Gemeindegrößen-
klassen bietet, ist in Tabelle 5 zu finden. Danach 
hatte fast die Hälfte aller aufgelösten Gemeinden 
weniger als 1000 Einwohner und eine sehr nied-
rige Verschuldung, allerdings in der Regel auch 
geringe Einnahmen. Die häufig geäußerte Meinung, 
daß die Verwaltungsreform auf Kosten der wohl-
habenden kleinen Gemeinden durchgeführt wurde, 
wird durch das dargestellte Zahlenmaterial wider-
legt. Eine gewisse positive Umschichtung ist aber 
für die Gemeinden zwischen 2000 und 5000 Ein-
wohner festzustellen. 

Die Wachstumsstruktur der Gemeinden zwischen 
1961 und 1970 zum Stand 1970 und 1975 

Die Gemeinden Baden-Württembergs haben seit dem 
Zweiten Weltkrieg eine zum Teil sehr unterschiedli-
che Entwicklung durchgemacht. Diese Tendenzen 
setzten sich — regional mehr oder weniger ausge-
prägt — noch zwischen den Jahren 1961 und 1970 
fort. Ein wesentliches Ziel der Gemeindereform 
war es, diese verschiedenen Entwicklungstendenzen 
auszugleichen.  

den nach der Bevölkerungsentwicklung und der Ver-
änderung der Beschäftigtenzahlen zwischen den Zäh-
lungsstichtagen 1961 und 1970 dargestellt. 

Im Einzelnen lassen sich grob folgende Entwicklungs-

 

tendenzen unterscheiden: 

— Gemeinden mit insgesamt rückläufiger Entwicklung 
Während vor der Gemeindereform noch fast ein 
Zehntel aller Gemeinden einen zum Teil sehr aus-
geprägten Rückgang von Beschäftigten und Bevöl-
kerung aufwies, sind es heute nur noch 2,3% aller 
Gemeinden; das negative Wachstum.der betroffe-
nen Gemeinden wurde durch ihren Zusammen-
schluß mit wachstumsintensiven Gemeinden auf-

 

gehoben. 

— Gemeinden mit mittlerer Bevölkerungsentwick-

 

lung und rückläufigen Beschäftigtenzahlen 

Der Anteil dieser sich immer mehr zu reinen Wohn-
orten entwickelnden Gemeinden konnte durch die' 
Verwaltungsreform erheblich verringert werden. 

— Gemeinden mit extremer Bevölkerungsentwick-
lung und rückläufigen Beschäftigtenzahlen 
Gemeinden mit dieser sozioökonomisch nicht 
unproblematischen Entwicklung, die vor der Re-
form zwar auch nur 4% aller Gemeinden ausmach-
ten, repräsentieren heute nur noch 2% aller Ge-
meinden und sind überdies zu erheblichen Teilen 
Mitglieder von Verwaltungsgemeinschaften. 

— Gemeinden mit rückläufiger Bevölkerungsentwick-
lung und mittlerer bzw. starker Entwicklung der 
Beschäftigtenzahlen 

Auch für Gemeinden dieses Typs ist die beschäfti-
gungs- und bevölkerungsspezifische Entwicklung 
zwischen,1961 und 1970 bedenklich verlaufen. 
Ihr Anteil wurde durch die Verwaltungsreform 
um mehr als die Hälfte auf knapp 3% reduziert. 

Für Gemeinden mit einer unausgewogenen bzw. ins-

 

Eine aufschlußreiche Klassifizierung der Gemeinden gesamt rückläufigen Entwicklung läßt sich zusam-
nach Wachstumsaspekten und den Auswirkungen der menfassend feststellen daß sich ihre Anteile von 
Gemeindereform ist in Tabelle 6 zu finden. Dabei 16,4% auf günstige 5,6% und somit um fast 2/3 ver-

 

sind in Form einer Kreuzklassifikation-die Gemein- ringert haben. 
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bis unter 0 

0 bis unter 20 

20 und mehr 

Summe 

- 6.3 - 4,3 - 2,0 -12,6 

- 1,4 + 9,8 + 1,5 + 9,9 

- 2,5 + 2.2 + 3.5 + 3,2 

- 10,2 + 7;7 + 3,0 + 0,5 

Tabelle 6 

Klassifizierung der Gemeinden nach der Wachstumsstruktur zwischen 1961 und 1970 
zum Stand 1970 und 1975 

  

Prozentuale 
Veränderung der 

Beschäftigtenzahlen 
zwischen den Jahren 

1961 und 1970 

Prozentuales Bevölkerungswachstum zwischen den Jahren 1961 u nd 1970 

0 bis unter 20 20 und mehr, 

 

bis unter 0 Summe 

Gemeinden 

mit 

insgesamt 
rückläufiger 
Entwicklung 

Gemeinden 

mit mittlerer 
Bevölkerungsentwicklung 

und rückläufigen 

Beschäftigtenzahlen 

Gemeinden 

mit extremer 
Bevölkerungsentwicklung 

und rückläufigen 
Beschäftigtenzahlen 

Gemeinden 
mit 

rückläufigen 
Beschäftigtenzahlen 

bis unter 0 

Gemeinden 

mit rückläufiger 
Bevölkerungsentwicklung 

und mittlerer 
Entwicklung 

- der Beschäftigtenzahlen 

Gemeinden 
mit mittlerer 
Entwicklung 

der Bevölkerung 
und der 

Beschäftigtenzahlen 

Gemeinden 
mit extremer 

Bevölkerungsentwicklung 
und mittlerer Entwicklung 

der Beschäftigtenzahlen 

Gemeinden 
mit mittlerer 
Entwicklung 

der 
Beschäftigtenzahlen 

0 bis unter 20 

- 

Gemeinden 

mit dickläufiger 
Bevölkerungsentwicklung 

und extremer 
Entwicklung 

der Beschäftigtenzahlen 

Gemeinden 

mit mittlerer Entwicklung 
der Bevölkerung 

und extremer 

Entwicklung 

der Beschäftigtenzahlen 

Gemeinden 

mit extremer 
Entwicklung 

der Bevölkerung 
und der 

Beschäftigtenzahlen 

Gemeinden 
mit extremer 
Entwicklung 

der 
Beschäftigtenzahlen 

20 und mehr 

Gemeiniden 
mit 

rückläufiger 
Bevölkerungsentwicklung 

Gemeinden 
mit 

mittlerer 
Bevölkerungsentwicklung 

Gemeinden 
. mit 

extremer 
Bevölkerungsentwicklung 

Doppelsumme Summe 

bis unter 0 

0 bis unter 20 

20 und mehr 

Summe 

Gemeinden in % der Gesamtzahl der Gemeinden 1970 

8,6 - 16,6 4,0 

2,9 16,2 6,3 

3.8 21,9 19,4 

15,3 54,7 

29,2 

25,4 

45.1 

99,7 29,7 

Gemeinden in % der Gesamtzahl der Gemeinden 1975 

2,3 

1,5 

1,3 

12,3 2,0 bis unter 0 

0 bis unter 20 

20 und mehr 

Summe 

16,6 

35,3 

48.3 

100,2 

26,0 7,8 

24,1 22,9 

32,7 62,4 5,1 

 

Veränderung der %-Anteile um %-Punkte 
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— Gemeinden mit extremer Bevölkerungsentwick-
lung und mittlerer Entwicklung der Beschäftigten-
zahlen und solche mit mittlerer Bevölkerungsent-
wicklung und extremer Entwicklung der Beschäf-
tigtenzahlen 
Obwohl auch für diese Gemeinden, sieht man von 
bestimmten bevölkerungs- und beschäftigungspo-
litischen Konsolidierungserscheinungen ab, noch 
eine gewisse Unausgewogenheit der Entwicklung 
festzustellen ist, nahm der Anteil um knapp 4%-
Punkte als Folge der notwendigen starken Ver-
ringerung der etrem unausgewogenen Gemeinden 
zu-

 

- Gemeinden mit mittlerer Entwicklung der Bevöl-
kerung und der Beschäftigtenzahlen 
Während der Anteil dieser organisch und ausgewo-
gen sich entwickelnden Gemeinden 1970 nur etwa 
16% ausmachte, repräsentieren diese heute ein gu-
tes Viertel aller Gemeinden. Hier kann auch für 
die Zukunft mit großer Wahrscheinlichkeit ein ho-
mogenes Wachstum erwartet werden, zumal Ba-
den-Württemberg nicht mehr mit starken Bevöl-
kerungsverschiebungen rechnen muß. 

— Gemeinden mit extremer Entwicklung der Bevöl-
kerung und der Beschäftigtenzahlen 
Obwohl der Anteil dieser Gemeinden sich um 
knappe 3,5%-Punkte vermehrte, ist ihr Anteil mit 
etwa 1/5 fast konstant geblieben. Auch für diese 
Gemeinden kann eine ausgeglichene Entwicklung 
konstatiert werden. 

Die Gemeindereform hat, wenn auch nicht alle un-
günstigen Entwicklungstendenzen in vollem Umfang 
aufgehoben werden konnten, zu homogeneren Ge-
meinden geführt, die für die Zukunft eine ausgewo-
genere Entwicklung gewährleisten. 

Die Weiterentwicklung einheitlicher Lebens- und 
Wirtschaftsräume kann und darf nicht als ein Zu-
sammenwachsen der Siedlungsbereiche verstanden 
werden. Diese sollen sich auch weiterhin an den 
Entwicklungsachsen oder an Zentralen Orten außer-
halb von Entwicklungsachsen orientieren. 

Das Zusammenwachsen der Gemeinden wird sich 
zunächst im wesentlichen im infrastrukturellen 
Planungs- und Investitionsbereich abspielen. Da Ba-
den-Württemberg insgesamt nur noch mit einem be-
grenzten oderstagnierenden Bevölkerungswachstum 
rechnen darf, kann eine bauliche Integration vieler 
Gemeindeteile — wenn dies überhaupt wünschens-
wert ist — nur über zentrale Einrichtungen, wie 
Schulen, Freizeiteinrichtungen usw. erfolgen. 

Die Konsolidierung der neuen Gemeinden — insbe-
sondere der großflächigen — setzt auch in der Bevöl-
kerung ein neues kommunalpolitisches Bewußtsein 
voraus. Mit der Neuwahl der Gemeinderäte in den 
meisten Gemeinden des Landes nach Abschluß der 
Reform wurde ein wichtiger Schritt in diese Rich-
tung getan. 

 

Die Gemeinderatswahlen von 1971 und 1975 

In den 1 110 Gemeinden Baden-Württembergs waren 
insgesamt 6,1 Millionen Personen wahlberechtigt. 
Zwei Drittel davon beteiligten sich an der Wahl und 
gestalteten dabei die kommunalpolitische Landschaft 
nicht unerheblich um. Gemessen an der prozentualen 
Verteilung der sogenannten gleichwertigen Stimmen, 
bei denen die in den elf Gemeindegrößenklassen sehr 
unterschiedlichen Stimmengewichte egalisiert sind, 
haben gegenüber den letzten Gemeinderatswahlen im 
Jahr 1971 die freien Wählervereinigungen ziemlich 
an Boden verloren. Mit ihren 26,7% der gültigen 
Stimmen liegen sie jetzt fast 10 Punkte hinter der 
CDU (36,1%), aber noch vor der SPD mit 25,5%. 
Die FDP/DVP bekam 4,1%der Stimmen. 

Wie aus Tabelle 7 weiter hervorgeht, wurden insge-
samt 18 642 Gemeinderäte neu gewählt, darunter 
nur noch 6,6% durch Mehrheitswahl. Nach der Ver-

 

Die Konsolidierung der Gemeinden 

Mit dem gesetzlichen Abschluß der Gemeindere-
form sind noch keine in vollem Umfang bürger-
schaftlich integrierten Gemeinwesen entstanden. 
In den nächsten Jahren wird es darauf ankommen, 
die durch die Reform gegebenen Chancen zu nutzen. 

Tabelle 7 

Ergebnisse der Gemeinderatswahlen 1975 und 1971 
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teilung der bei Verhältniswahl vergebenen Sitze 
halten die freien Wählervereinigungen trotz erhebli-
cher Einbußen mit 40,5% nach wie vor die Spitze 
vor der CDU, die mit 33,1% ihren bisherigen Anteil 
verdoppelte. SPD (16,5%) und FDP/DVP (1,4%) 
blieben etwa bei ihren Anteilen. 

Inzwischen sind auch die durch die Gemeindereform 
erforderlich gewordenen Neuwahlen von Bürgermei-
stern durchgeführt, so daß alle Gemeinden wieder 
über die aus direkten Volkswahlen hervorgegangenen 
Hauptorgane verfügen. Kommunalpolitisch ist die 
Gemeindereform somit abgeschlossen. 

3.2.2 Entwicklung und Situation der Großstädte 
und ihres Umlandes 
Problem der Bevölkerungsabwanderung aus 
den Großstädten 

Die Abwanderung der Bevölkerung aus den Groß-
städten in deren Umland ist eine sich in allen west-
lichen Industrienationen vollziehende Entwicklung. 
Grundsätzliche Erkenntnisse, wie diesem Trend Ein-
halt geboten werden kann, liegen noch kaum vor. 
Eine Anfang 1975 von der Landesregierung gebilde-
te Interministerielle Arbeitsgruppe „Großstädte' 
hat die Aufgabe, Entscheidungsgrundlagen für alle 
relevanten Fragen zu erarbeiten. Stadtplanung und 
Stadtentwicklung sind zwar in erster Linie Aufga-
ben der gemeindlichen Selbstverwaltung; die Lösung 
des Abwanderungsproblems ist jedoch nur in enger 
Zusammenarbeit der Städte mit dem Land zu errei-
chen. Auch die Großstädte, die von der Bevölke-
rungsabwanderung mit ihren negativen Auswirkun-
gen am stärksten betroffen sind, setzen sich in jüng-
ster Zeit verstärkt mit deren Ursachen und Folgen 
auseinander und suchen Lösungsmöglichkeiten da-  

für zu finden. So wurde z. B. Anfang November 
1975 vom Oberbürgermeister der Stadt Stuttgart 
der Öffentlichkeit eine Denkschrift „Gedanken zur 
Kernstadt — Umland — Frage in der Region Mittle-
rer Neckar" vorgelegt, die u. a. Vorschläge zur Lö-
sung dieses Problems enthält. 

 

Vielfalt der Ursachen 

Die Bevölkerungsabwanderung aus den Großstädten 
setzte zum großen Teil in den sechziger Jahren ein. 
Bis weit in die Mitte dieses Jahrhunderts hinein er-
möglichten die Großstädte in besonderem Maße die 
Erfüllung der Funktionen des menschlichen Lebens - 
wie wohnen, arbeiten, sich versorgen, sich erholen, 
sich bilden und sich unterhalten — weitgehend an 
einem Ort. Die durch die gestiegene Mobilität der 
Gesellschaft gegebene Möglichkeit, die einzelnen 
Funktionen an verschiedenen Orten erfüllen zu kön-
nen, beeinträchtigte zwangsläufig die Attraktivität 
der Großstädte. Bessere Verkehrsverhältnisse erleich-
terten das rasche Erreichen der Arbeitsstätte, auch 
außerhalb des Wohnorts. In zunehmendem Maße 
konnten die gehobenen Bedürfnisse auch in kleine-
ren oder mittleren Städten befriedigt werden. 

In der Diskussion werden zum Teil sehr unterschied-
liche Motive als Ursache für die Abwanderung der 
deutschen Wohnbevölkerung angenommen. Unter-
suchungen der Städte Stuttgart, Mannheim, Heidel-
berg und Ulm ergaben, daß „Wohnungsgründe" als 
Hauptmotiv der Abwanderung angegeben wurden. 

Der Bericht stellt im folgenden die Entwicklung und 
Situation der Großstädte und ihres Umlandes unter 
vorwiegend demographischen Gesichtspunkten dar, 
da dieser Aspekt von besonderer Bedeutung für die 
Entwicklung der Großstädte ist. Andere Aspekte, wie 
z. B. zunehmende finanzielle Belastungen und gesell-

 

Tabelle 8 
Entwicklung der Wohnbevölkerung in den Großstädten 
Gebietsstand 1.1.1975 

Bevölkerungsstand 

Großstadt 
1.12.1900 17.5.1939 13.9.1950  6.6.1961  27.5.1970  31.12.1974 

497 677 637 539 Stuttgart 

Heilbronn 

Karlsruhe 

Heidelberg 

Mannheim 

Pforzheim 

Freiburg 

Ulm 

268 969 

55 380 

134 144 

56 357 

160 964 

57 017 

71 380 

51 487  

496 490 

84 303 

198 648 

91 298 

285 753 

84 015 

116 019 

78 338 

73 299 

209 705 

123 650 

245 634 

60 776 

116 640 

76 961 

99 257 

254 169 

133 566 

313890 

90 183 

154 153 

100 237  

633 158 

113 725 

275 450 

129 697 

332 163 

99910 

174 308 

101 628  

613 263 

115924 

270 647 

130 134 

320 508 

102 339 

179196 

98 499 

Wohnbevölkerung des Landes 

Wohnbevölkerung der Großstädte 

Anteil in % 

4 107 325 

955 698 

20,83 

5476396 

1 434 864 

26,20 

6 430 225 

1 404 342 

21,84  

7 759 154 

1 782 994 

22,98  

8 895 048 

1 860 039 

20,91  

9 226 240 

1 830 510 

19.84 
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zugrunde, so zeigt sich, daß die Bevölkerung der Heilbronn 

acht größten Städte des Landes (Stuttgart, Heil-
bronn, Karlsruhe, Heidelberg, Mannheim, Pforz-
heim, Freiburg im Breisgau, Ulm) vom 1.12.1900 
bis zum,31.12.1974 um insgesamt knapp 1 Mil-

 

lion Einwohner und damit um 114% zunahm. Die - Karlsruhe 

Bevölkerung des Landes lohne die Großstädte) 
wuchs dagegen im gleichen Zeitraum von etwa 
3 Millionen um rund 127% auf ca. 7,4 Millionen 
Einwohner (vgl. Tabelle 4 im Anhang). Die Ent-
wicklung der Bevölkerung in den Städten und in 
den sie umgebenden.Mittelbereichen ist recht un-
terschiedlich verlaufen. So hat die Abnahme der 
Wohnbevölkerung in den einzelnen Städten nicht 
überall zum gleichen Zeitpunkt eingesetzt. Ebenso 
sind auch bei der Entwicklung der Wohnbevölke-
rung:im Zeitverlauf gewisse Unterschiede zwischen 
den größeren und den kleineren der acht untersuch-
ten Städte festzustellen. Dennoch läßt sich der Zeit-
raum von 1900 bis 1974 grob in vier, für die Be-

 

völkerungsentwicklung charakteristische Phasen 
unterteilen, die durch den 2. Weltkrieg und seine 
Folgen bestimmt werden. 
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Während der ersten Phase vom Beginn des 20. Jahr-
hunderts bis zum Ausbruch des 2. Weltkrieges 
wuchs die Bevölkerung insbesondere in den Städten 
sehr stark an. Die Bevölkerungszunahme in den 
Städten lag dabei durchweg über dem Bevölkerungs-
wachstum in den sie umgebenden Mittelbereichen 
und auch deutlich über dem des Landes. So nahm 
die Bevölkerung in den Städten im genannten Zeit-
raum zwischen knapp 50% (Pforzheim) und etwa 
85% (Stuttgart) zu. Das Bevölkerungswachstum in 
den sie umgebenden Mittelbereichen (ohne Städte) 
lag dagegen zwischen 7% (Umland Heilbronn) und 
etwa 60% (Umland Mannheim) und betrug für das 
Land insgesamt genau ein Drittel. 

In der zweiten Phase während des 2. Weltkrieges 
und der unmittelbaren Nachkriegszeit wurde die 
Entwicklung der Wohnbevölkerung vor allem durch 
Faktoren wie die Zerstörung von Wohnungen und 
Gebäuden sowie durch den Zuzug von Heimatver-
triebenen und Flüchtlingen und durch zwangsmäßi-
ge Wohnungszuweisungen entscheidend beeinflußt. 

 

Diese kriegsbedingten Folgen zeigen sich deutlich 
in der sehr unterschiedlichen Bevölkerungsentwick-
lung der Städte gegenüber dem Stand von 1939. 
Bevölkerungsabnahmen hatten Pforzheim, Mann-
heim und Heilbronn zu verzeichnen, während in 
Ulm, Stuttgart, Freiburg im Breisgau und Karlsruhe 
die Wohnbevölkerung 1950 zahlenmäßig in etwa 
der vor Beginn des 2. Weltkrieges entsprach. Nur in 
Heidelberg wuchs die Bevölkerung um mehr als ein 
Drittel. Deutliche Zunahmen der Wohnbevölkerung 
hatte dagegen das die Städte umgebende Umland 
aufzuweisen. Die Zunahmen lagen zwischen 10,1% 
(Uhland Freiburg) und 43,6% (Umland Heidelbergz ). 

Die dritte Phase — die Phase des Wiederaufbaus und 
der Konsolidierung — war insgesamt gekennzeichnet 
durch relativ starkes Bevölkerungswachstum sowohl 
in den Städten als auch in deren Umland. Da das 
Ausmaß der Zerstörungen in den einzelnen Städten 
sehr unterschiedlich war, kann die Zunahme der Be-
völkerung auch während dieser Phase nur bedingt 
miteinander verglichen werden. Überdies haben die 
geschilderten Entwicklungen teilweise schon vor 
1950 begonnen. 

Die Wohnbevölkerung nahm in Stuttgart von 1950 
bis 1970 um ein starkes Viertel, in Karlsruhe, Mann-
heim und Ulm um rund ein Drittel, in Freiburg und 
Heidelberg um etwa die Hälfte und in Pforzheim um 
knapp 65% zu. Dagegen lag der Zuwachs der Bevöl-
kerung in den zugehörigen Mittelbereichen (ohne 

2 Die überraschend starken Bevölkerungszunahmen im Umland von 
Heidelberg — zusätzlich zum starken Wachstum der Stadt Heidelberg 
selbst — sind wohl vor allem auf den besonders starken Zustrom von 
Aussiedlern, die teilweise Umsiedlung der Bevölkerung der zerstörten 
Stadt Mannheim, die damalige Attraktivität der Stadt Heidelberg und 
die Ansiedlung von deutschen Bediensteten der US-Truppen zurück-
zuführen. 
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Städte) zwischen 27,4% (Umland Ulm) und 144,5% 
(Umland Stuttgart). Dieses Wachstum der Wohnbe-
völkerung ist zu Beginn des Zeitraums 1950 bis 
1970 noch überwiegend auf den Zustrom von Hei-
matvertriebenen und Flüchtlingen zurückzuführen. 
Anfang der 60er Jahre setzten in zunehmendem 
Maße Zuzüge von Ausländern ein, die in Baden-
Württemberg Beschäftigung suchten. 

Während dieser Phase setzte jedoch in Stuttgart und 
in Heidelberg bereits eine Abnahme der Wohnbevöl-
kerung ein, die nach 1970 auch Karlsruhe, Mann-
heim und Ulm erfaßte (vgl. Tabelle 8 und Tabelle 

4 im Anhang). Dabei wurde das Problem der teil-
weise schon starken Abnahme der deutschen Wohn-
bevölkerung mit ihren Folgewirkungen während die-
ser Zeit allgemein noch nicht hinreichend gesehen, 
da sie zum Teil noch verdeckt wurde durch den rela-
tiv großen Zuzug von ausländischen Arbeitskräften. 
Das allgemein überproportional starke Anwachsen 
der Bevölkerung in dem die Großstädte umgebenden 
Umland zeigte bereits deutlich die Tendenz der Be-
völkerung, zwar in gut erreichbarer Nähe der Groß-
stadt zu bleiben, jedoch als Wohnort eine Gemeinde 
im Umland der Stadt zu suchen. 

Der während der dritten Phase begonnene zuneh-
mende Prozeß der Verdichtung und Verstädterung, 
des Umlandes um die Großstädte setzte sich in der 
ersten Hälfte der 70er Jahre, dem Beginn einer vier-
ten Phase weiter fort. So nahm im Zeitraum 1970 
bis Ende 1974 die Wohnbevölkerung — insgesamt 
gesehen — in Mannheim um 3;5%, in Stuttgart und 
in Ulm um je 3,1% und in Karlsruhe um,1,7% ab, 
während sie in den übrigen Städten insgesamt noch 
zunahm. Die Bevölkerung im Umland aller acht 
Städte wuchs dagegen gemessen am Landesdurch-

schnitt von + 3,7% überproportional zwischen 5,5% 
(Umland Heilbronn) und 18,1% (Umland Freiburg). 

Die negative Beurteilung „stadtspezifischer" Fakto-
ren, wie umfangreiche Tiefbaumaßnahmen, Straßen-
lärm, Verschmutzung und mangelnde Attraktivität 
sowie die zunehmende Bedeutung des Wohn- und 
Freizeitwertes im Bewußtsein der Gesellschaft führ-
ten dazu, daß immer mehr Bewohner die Stadt als 
Wohnort verließen und sich in Gemeinden im Um-
land der Stadt ansiedelten. Diese Entwicklung nahm 
allgemein im Zeitverlauf verstärkt zu und wurde be-
günstigt durch die, im Vergleich zur Stadt billigeren 
Baulandpreise, die den Erwerb von Wohnungs- bzw. 
Hauseigentum während der Zeit der Hochkonjunktur 
oftmals ermöglichten. Der Ausbau des öffentlichen 
Personennahverkehrs und die Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse allgemein erleichterten zudem das 
schnelle Erreichen des Arbeitsortes auch außerhalb 
des Wohnortes in zunehmendem Maße und verstärk-
ten damit den Trend, sich im Umland der Städte an-
zusiedeln; wobei das tägliche Pendeln zur Arbeits-
stätte meist in Kauf genommen wurde. Dabei erfolg-
te die Ansiedlung der aus den Großstädten abwan-

 



 

dernden Bevölkerung im Zeitverlauf nicht nur in die 
unmittelbar an die Stadt angrenzenden Gemeinden, 
sondern auch in weiter vom Stadtkern entfernte Ge-
meinden. Gleichzeitig setzte in diesem Zeitraum ei-
ne teilweise Verlageruna industrieller Arbeitsstätten 
aus der Stadt ins Umland ein, wodurch der Verdich-
tungsprozeß des Umlandes weiter verstärkt wird. 

Bevölkerungsbewegung in der ersten Hälfte der 
70er Jahre 

Bei der Betrachtung der Entwicklung der Großstädte 
kommt den zwei Komponenten der Bevölkerungsbe-
üvegung, der natürlichen Bevölkerungsbewegung und 
der Wanderungsbewegung, je nach der verschiedenar-
tigen Struktur der Städte durchaus unterschiedliche 
Bedeutung zu (vgl. Tabellen 4 und 5 im Anhang). 
Die Salden der natürlichen Bevölkerungsbewegung 
der deutschen Wohnbevölkerung waren im Betrach-
tungszeitraum vom 27.5.1970 bis zum 31.12.1974 
wegen des relativ starken Rückgangs der Geburten-
häufigkeit in allen acht Städten durchweg negativ 
oder wurden ab 1971 (in Ulm) bzw. ab 1972 (in 
Heilbronn und Freiburg) negativ, wobei die Gebur-
tendefizite von 1971 bis 1974 im allgemeinen stark 
anwuchsen'. Diese Geburtendefizite betrugen 1974 
(bezogen auf 1 000 Einwohner der deutschen Wohn-
bevölkerung) in Stuttgart — 5, in Karlsruhe — 6, in 
Heidelberg und Mannheim ca. — 7 bei einem Gebur-
tendefizit des Landes (ohne die acht Städte) von 
—0,6. 

Gegenläufig war die Entwicklung der Geburtenzah-
len der Ausländer in den Großstädten, die sämtlich 
positiv ausfielen und im Zeitverlauf sogar zunah-
men. Diese Zunahmen der Geburten, die mit auf 
den verstärkten Zuzug weiblicher ausländischer Ar-
beitskräfte und das Nachziehen von Frauen männ-
licher Ausländer zurückzuführen sind, beeinflußten 
die Gesamtsalden der natürlichen Bevölkerungsbe-
wegung in den Städten relativ stark. Diese lagen da-
durch 1974 z. B. (bezogen auf 1 000 Einwohner 
der gesamten Wohnbevölkerung) zwischen + 0,3 
(Heilbronn) und — 4,7 (Heidelberg). 

Die Wanderungsbewegung als zweite Komponente 
der Bevölkerungsbewegung hat für die Bevölkerungs-
entwicklung der Großstädte besondere Bedeutung. 
Dabei wirken sich vor allem die Wanderungsgewinne 
bzw. Wanderungsverluste der ausländischen Wohn-
bevölkerung — analog zur natürlichen Bevölkerungs-
bewegung — entscheidend auf die Gesamtsalden 
zwischen Zuzügen und Fortzügen der Bevölkerung 
insgesamt aus (vgl. Tabellen 4 und 5 im Anhang). 
Bei der Betrachtung der im allgemeinen ziemlich 
stark ausgeprägten und größenmäßig weit über den 
Salden der natürlichen Bevölkerungsbewegung lie-
genden Wanderungsbewegung in den Großstädten 

3 Eine Ausnahme bildet hier die Stadt Freiburg, in der das Gebur-
tendefizit von 1973 auf 1974 um 42 auf — 350 zurückging. 

zeigt sich deutlich die für Räume mit großer Ver-
dichtung im allgemeinen charakteristische hohe Mo-
bilität. 

Abgesehen von wenigen Ausnahmen` wiesen alle 
untersuchten Städte im Betrachtungszeitraum vom 
27.5.1970 bis zum 31.12.1974 Wanderungsverluste 
der deutschen Wohnbevölkerung auf. Diese Verluste 
betrugen z. B. in Stuttgart im Jahr 1973 fast 10 000 
deutsche Einwohner, 1972 und 1974 jeweils knapp 
7 000 (vgl. Tabelle 4 im Anhang). Dagegen ergaben 
sich bei den Ausländern bis einschließlich 1973 
durchweg deutliche Wanderungsgewinne, die die 
Salden der gesamten Wanderungsbewegung nach-
drücklich beeinflußten. Die wirtschaftliche Rezession 
des Jahres 1974 wirkte sich auf die Wanderungen 
der ausländischen Wohnbevölkerung besonders stark 
aus: mit Ausnahme von Heidelberg verzeichneten 
alle Städte 1974 negative Wanderungssalden bei den 
Ausländern, die teilweise wieder in ihr Heimatland 
zurückkehrten. Die starke Auswirkung der Wande-
rungsbewegung auf die gesamte Bevölkerungsbewe-
gung kommt in den Städten besonders deutlich zum 
Ausdruck: in Stuttgart verdoppeln sich z. B. die Ab-
nahmen der gesamten Wohnbevölkerung seit 1971 
jährlich. Die Wanderungsverluste betreffen haupt-
sächlich die Großstädte, da die Wegzüge der aus den 
Großstädten abwandernden Wohnbevölkerung häu-
fig in das Umland erfolgen. Dabei wird die Entwick-
lung der deutschen Wohnbevölkerung zumindest bis 
Ende 1973 durch die relativ starken Geburtenüber-
schüsse und Wanderungsgewinne der ausländischen 
Wohnbevölkerung wenigstens zum Teil kompensiert 
und damit auch etwas verdeckt. 

Erwerbstätige am Arbeitsort und Einwohner-/Arbeits-
platzdichte 
Die Entwicklung der Erwerbstätigen am Arbeitsort 
und der Einwohner-/Arbeitsplatzdichte deuten schon 
bis 1970 darauf hin, daß das Arbeitsstättenpotential 
im Umland der Städte im Vergleich zu den Städten 
selbst zunimmt und damit den Trend zur Verstädte-
rung und Verdichtung des Umlandes der Städte be-
günstigt. Grund dafür ist nicht nur die Aussiedlung 
von Industriebetrieben aus den Großstädten. Die 
Bevölkerungsverdichtung bewirkt auch den Nachzug 
von Arbeitsstätten, insbesondere im Dienstleistungs-
bereich. 

Der prozentuale Anteil der Erwerbstätigen am Ar-
beitsort nahm in den Großstädten, gemessen an den . 
Erwerbstätigen am Arbeitsort in den Mittelberei-
chen, insgesamt von 1961 auf 1970 in den Städten 
Stuttgart und Mannheim ab. Dagegen stieg dieser 
Anteil in den übrigen Städten zwischen einem und 

4 Ausnahmen bildeten: Heilbronn im Jahre 1972, Heidelberg in den 
Jahren 1971 und 1974, Pforzheim in den Jahren 1970, 1973 und 
1974 sowie Freiburg in fast dem gesamten Betrachtungszeitraum. 
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2969,4 3109,8 
5219,5 5212,5 

592,2 889,1 

339,3 397,8 

1 648,8 1 876,7 

220,6 263,9 

1 124,8 1 240,2 
2679,7 2855,0 

335,5 420,4 

818,9 881,3 

1 836,6 1 832.8 

397,5 487,2 

2883,1 3042,5 
3628,9 3770,8 

789,3 997,8 

434,5 491,4 
1 768,3 1 887,2 

231,5 278,9 

369.4 439,0 

1 540,9 1 780,5 
142,9 179,8 

271,6 299,5 

1 457,7 1 553,7 
118,6 137,6 

Tabelle 9 
Entwicklung der Einwohner- /Arbeitsplatzdichte in den Großstädten und im Umlandll der Großstädte 
Gebietsstand 1.1.1975 

 

Einwohner-/Arbeitsplatzdichte 
Veränderungen 

1970 gegen 1961 in % im tertiärem 
Bereich 

im sekundären 
Bereich 

Großstadt 

Umland 

insgesamt 

insgesamt 
im sekundären 

Bereich 
im tertiären 

Bereich 1970 1970 1970 1961 

Mittelbereich Stuttgart 
Stuttgart Stadt 

Umland 

Mittelbereich Heilbronn 

Heilbronn Stadt 

Umland 

Mittelbereich Karlsruhe 
Karlsruhe Stadt 
Umland 

Mittelbereich Heidelberg 
Heidelberg Stadt 

Umland 

Mittelbereich Mannheim 
Mannheim Stadt 

Umland 

Mittelbereich Pforzheim 
Pforzheim Stadt 
Umland 

Mittelbereich Freiburg 

Freiburg Stadt 
Umland 

Mittelbereich Ulm 
Ulm Stadt 
Umland 

2514,2 
4 131,8, 

805,8 

353,0 
1 549,9 

244,7 

1 005,0 
2232,7 

381,7 

746,7 
1 448,1 

456,2 

2533.7 
3 100,2 

943,2 

433,5 
1 598,4 

256,1 

357:6 

-1 361,0 
163,7 

256,9, 
1 255,8 

128,0  

+ 4,7 + 3,2 + 6,7 

- 0,1 - 2,2 + 1,7 
+ 50,1 + 47,5 + 50,0-

 

+ 17,2 + 16,2 + 18,2 
+ 13,8 + 11,8 + 16,7 
+ 19,6 + 18,9 +-19,1 

+ 10,3 + 8.2 + 13,3 
+ 6,5 + 4,4 + 10,1 
+ 25,3 + 21,7 + 25,3 

+ 7,6 + 6,9 + 9,0 

- 0,2 - 2,8 + 0,2 
+ 22,6 + 23,0 + 26,1 

+ 5,5 + 4,7 + 8,1 
+ 3,9 + 2,8 + 6,6 
+ 26,4 + 27,0 + 25,6 

+ 13,1 + 12,0 + 16,9 
+ 6,7 + 4,8 + 12,4 . 
+ 20.5 + 19.8 + 21,3 

+ 18,8 + 16,3 + 19,7 
+ 15,6 + 11,9 + 17,0 
+ 25,8 + 24,1 + 25,2 

+ 10,3 + 7,5 + 11',6 
+ 6,6 + 2,2 75 
+ 16,0 + 15,0 + 17,4 

2489,3 

4 136,8 
749,3 

324,9 
1 465,9 

221,6 

1 062,0 
2408,1 

378,6 

763,1 
1 574,7 

427,0 

2398,6 
2962,1 

816,5 

390,8 
1 406,6 

236,1 

388,3 
1 568,5 

160,2 

239,8 
1 166,6 

120,2 

1) Der jeweilige Mittelbereich ohne das zugehörige Mittelzentrum. 

drei Prozentpunkten ans . Betrachtet man die Ent-
wicklung der Erwerbstätigen am Arbeitsort nach 
Wirtschaftsbereichen, so zeichnen sich - je nach 
Wirtschaftsbereich - unterschiedliche Entwicklun-
gen ab. Mit Ausnahme von Ulm ging der Anteil der 
Erwerbstätigen im Produzierenden Gewerbe in allen 
Städten zugunsten des Umlandes zwischen einem 
und vier Prozentpunkten zurück. Im Dienstleistungs-
bereich war die Entwicklung der Erwerbstätigen da-
gegen uneinheitlich: der Anteil der Erwerbstätigen 
in den Städten stagnierte oder ging von 1961 auf 
1970 - mit Ausnahme von Freiburg - leicht zu-
rück. Die Erwerbstätigen im Dienstleistungsbereich 
nahmen dagegen in sämtlichen Mittelbereichen in 
absoluten Zahlen zum Teil um mehr als ein Drittel 
zu. 

Die Einwohner-/Arbeitsplatzdichte ist als Summe 
der Einwohner und Beschäftigten in nichtlandwirt-

 

5 Eine Ausnahme bildet die Stadt Karlsruhe, in der der prozentuale 
Anteil der Erwerbstätigen in etwa stagnierte. 
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schaftlichen Arbeitsstätten je qkm definiert und 
wird allgemein als Meßgröße für den,Verdichtungs-
grad eines Raumes herangezogen. Die Werte der Ein-
wohner-/Arbeitsplatzdichte in den Großstädten Ba-
den-Württembergs entsprechen etwa der Entwick-
lung der Erwerbstätigen am Arbeitsort. 

Betrachtet man die Veränderungen der Einwohner-/ 
Arbeitsplatzdichte, so nahm sie in den Städten Stutt-
gart und Heidelberg von 1961 auf 1970 geringfügig 
ab, stieg in den übrigen Städten zwischen 4% (Mann-
heim) und knapp 16% (Freiburg im Breisgau) und 
nahm in den betrachteten Mittelbereichen ebenfalls 
durchweg zwischen 5% (Mittelbereich Stuttgart) 
und knapp 19% (Mittelbereich Freiburg) zu. 

Innerstädtische Entwicklung der Wohnbevölkerung 
in Stuttgart, Mannheim und Freiburg im Breisgau 
Die innerstädtische Bevölkerungsbewegung und -um-
strukturierung ist entsprechend vom Wohnwert der 
verschiedenen Stadtteile geprägt. So läßt sich-in den 

  



 

Stadtkernen und den alten Zentren der einzelnen 
Stadtteile mit ihrer häufig überalterten Bausubstanz 
eine Abwanderung der deutschen Wohnbevölkerung 
beobachten. Sofern diese Bauten nicht zu Einrich-- 
tungen des tertiären Bereichs umgebaut werden Lind 

-damit die Verödung der Zentren beschleunigen, son-
dern als Wohnbauten erhalten bleiben, werden sie 
zunehmend von Ausländern übernommen. Dies führt 
zu einer Konzentrierung von Ausländern in-den be-
treffenden Stadtteilen. Demgegenüber ist in Neubau-
gebieten, die zum Stadtrand hin tendieren, der Zu-
zug von Deutschen zu verzeichnen. 

Auch bei der Entwicklung der Wohnbevölkerung in 
den einzelnen Stadtteilen einer Stadt ergeben sich 
teilweise beträchtliche Unterschiede im Zeitverlauf. 
Diese unterschiedliche innerstädtische Entwicklung 
der deutschen und der ausländischen Wohnbevölke-
rung wird nachfolgend exemplarisch für die Städte 
Stuttgart, Mannheim und Freiburg im Breisgau auf-
gezeigt. Zur vergleichbaren Darstellung wurden da-
bei jeweils die zentralen, im allgemeinen dem 1 nnen-
bereich der Städte zuzurechnenden Stadtteile zu ei-
nem „Inneren Stadtgebiet", die periphereren Stadt-
teile zu einem „Äußeren Stadtgebiet" zusammenge-
faßt (vgl. Tabelle 7 im Anhang). 

Im Untersuchungszeitraum vom 27.5.1970 bis zum 
31.12.1974 ist die Abnahme der deutschen Wohn-
bevölkerung nach den Unterlagen der kommunalsta-
tistischen Ämter im Inneren Stadtgebiet der Städte 
Stuttgart, Mannheim und Freiburg im Breisgau gene-
rell weit stärker ausgeprägt als in den Stadtteilen 
des Äußeren Stadtgebietes. 

Diese starke Abnahme der deutschen Wohnbevölke-
rung im Inneren Stadtgebiet der untersuchten Städ-
te ist wohl mit auf den in der Regel großen Bestand 
an älteren, oftmals mit unzureichenden sanitären 
Einrichtungen versehenen Wohnungen zurückzufüh-  

ren, die deri allgemein gestiegenen Wohnansprüchen 
der deutschen Wohnbevölkerung nicht mehr ent-
sprechen. Der starke Zuzug von Ausländern in diese, 
von der deutschen Wohnbevölkerung verlassenen 
Wohnungen, insbesondere in Stuttgart und Mann-
heim, führt dabei zu einer Konzentration ausländi- - 
scher Wohnquartiere in den Zentren der Städte, die 
die sozioökonomische Struktur dieser Städte nach-
haltig beeinflussen. 

Obwohl in Stuttgart und Mannheim auch die deut-
sche Wohnbevölkerung im Äußeren Stadtgebiet ins-
gesamt abnimmt', zeigt sich aber, daß einzelne, at-
traktive Stadtteile des „Äußeren Stadtgebietes" von 
der deutschen Wohnbevölkerung deutlich bevorzugt 
werden. Diese oft relativ „jungen" Stadtteile am 
Rande der Städte entsprechen zwar häufig sowohl 
von der Wohnumwelt als auch von der baulichen 
Ausstattung der Wohnungen her den gestiegenen 
Wohnansprüchen der Bevölkerung. Relativ hohe 
Mietpreise bzw. Kosten für den Erwerb einer Woh-
nung oder eines Eigenheimes überschreiten jedoch 
vielfach die finanziellen Vorstellungen und Möglich-
keiten eines großen Teils der Bevölkerung. Mit aus 
diesen Gründen dürfte deshalb auch häufig eine . 
Ansiedlung der die Städte verlassenden Wohnbe-
völkerung im kostengünstigeren, weiter vom Stadt-
kern entfernteren Umland erfolgen. 

 

Zusammenfassung und Ausblick 

Die Entwicklung und Situation der Großstädte und 
ihres Umlandes ist ein aktuelles politisches Problem„ 
das nicht nur Eingang in die Landes- und Kommu-
nalpolitik gefunden hat, sondern auch von einer 
breiten Öffentlichkeit erörtert und diskutiert wird. 

7 In Freiburg dagegen nimmt die deutsche Wohnbevölkerung im 
Betrachtungszeitraum im „Äußeren Stadtgebiet" insgesamt um 
8 000 Einwohner zu. 

Tabelle 10 
Die innerstädtische Entwicklung der Wohnbevölkerung in Stuttgart, Mannheim und Freiburg im Breisgau 

Bevölkerung insgesamt am Jeweiliger Auslände anteil in % 

Stadt / Stadtgebiet 27. 
Mai 
1970 

31. 
Dezember 

1971  

31. 
Dezember 

1972  

31. 
Dezember 

1973  

31. 
Dezember 

1974 

27. 
Mai 
1970 

31. 
Dez, 
1971 

31. 
Dez. 
1972 

31. 
Dez. 
1973 

31. 
Dez. 
1974 

Stuttgart 

Inneres Stadtgebiet 238 288 231 652' 229 037 224 199 217 502 12,2 14,2 16,0 17.9 18,3 

Äußeres Stadtgebiet 394 870 397 098 397 651 400 255 394 794 12,2 13,2 14,0 14,9 14,7 

Mannheim 

Inneres Stadtgebiet 131 339 128 313 126 323 124 380 123 334 10,1 12,8 14,5 16,2 16,9 

Äußeres Stadtgebiet 200824 202322 202088 201006 197174 8,1 9,1 9,2 10,2 10,4' 

Freiburg im Breisgau 

Inneres Stadtgebiet 100 587 99 670' 98 945 96 950 95 619 4,9 6,1 7,2 7,8 7,9 

Äußeres Stadtgebiet 73 721 77 622 79 606 82 584 83 577 4,8 5,4 5,9 6,6 '6.5 
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Die Abwanderung der Bevölkerung — und insbeson-
dere die Abwanderung der deutschen Wohnbevölke-
rung — stellt dabei mit das zentrale Problem bei al-
Ien Überlegungen und Diskussionen um die Entwick-
lung der Großstädte dar. Weder die Abwanderung 
der deutschen Wohnbevölkerung aus den Großstäd-
ten noch die daraus resultierenden Folgewirkungen 
wurden in ihrem Ausmaß zu Beginn dieser Entwick-
lung erkannt und hinreichend überdacht. Dieser 
Problemkomplex rückte erst im Laufe der letzten 
Jahrein seiner ganzen Tragweite ins Bewußtsein. 

Zusammenfassend ist zur Entwicklung und Situation 
der Großstädte festzustellen: 
1)Die Abnahme der deutschen Wohnbevölkerung in 

den Großstädten setzt durchweg Mitte bis Ende 
der 60er Jahre ein und nimmt im Zeitverlauf ver-
stärkt zu. 
Gründe für diese Abwanderung der Wohnbevölke-
rung sind vor allem die gestiegenen Wohnansprü-
che der deutschen Wohnbevölkerung, die Ausdeh-
nung der Dienstleistungsbereiche, die Beeinträch-
tigung der Lebensbedingungen durch die zuneh-
mende Umweltbelastung (Lärm, Luftverschmut-
zung) und damit verbunden mangelnde Attrakti-
vität der Innenstädte, sowie die Verbesserung des 
Verkehrsangebots. 

2) Die Bevölkerung nimmt zunächst im näheren Um-
land der Städte allgemein stark zu. Dieser Prozeß 
der Verdichtung und Verstädterung des Umlandes 
der Städte erstreckt sich, besonders während der 
letzten Jahre, auch auf das vom Stadtkern weiter 
entfernte Umland. 
Die zunehmende Bedeutung des Wohn- und Frei-
zeitwertes im Bewußtsein der Gesellschaft führte 
mit dazu, daß die die Stadt verlassenden Bewoh-
ner sich in Gemeinden im Umland der Stadt an-
siedelten, in denen das Wohnen attraktiver schien. 
Die Ansiedlung der Bevölkerung im Umland der 
Städte wurde dabei begünstigt durch die im Ver-
gleich zur Stadt billigeren Mietpreise bzw. Bau-
landpreise, die den Erwerb von Wohnungs- bzw. 
Hauseigentum oftmals ermöglichten. Der Ausbau 
des öffentlichen Personennahverkehrs und die 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse allgemein 
erleichterten zudem das schnelle Erreichen des 
Arbeitsortes auch außerhalb des Wohnortes und 
verstärkten damit den Trend,sich im Umland der 
Städte niederzulassen. 

3) Im Vergleich zur Entwicklung der Bevölkerung 
im weiteren Umland der Städte stagniert die Be-
völkerung am Rande der Städte während der 
letzten Jahre zum Teil oder nimmt sogar leicht 
ab. 

 

Gründe für diese Entwicklung dürften in den zum 
Teil „stadtähnlichen Faktoren" zu suchen sein, 
die Teile der Bevölkerung veranlassen, sich im wei-
ter entfernten Umland der Städte anzusiedeln. 

4) In die von der deutschen Wohnbevölkerung verlas-
senen Wohnungen, besonders im Kern der Städte, 
ziehen vor allem Ausländer ein. Diese Konzentra-
tion ausländischer Wohnbevölkerung im Zentrum 
der Städte beeinflußt die Gesamtstruktur der 
Städte wesentlich. 
Die relativ billigen Mieten für die Wohnungen in 
den meist älteren Gebäuden, die oftmals nicht 
den Ansprüchen der deutschen Wohnbevölkerung 
gerecht werden, veranlassen vor allem Ausländer, 
sich in diesen „Wohnquartieren" einzumieten. 
Dabei unterbleiben zumeist Maßnahmen zur Sa-
nierung der älteren Wohngebäude und zur Verbes-
serung ihrer Ausstattung, was den Verfall der be-
stehenden Wohnsubstanz und die Verödung der 
Innenstädte beschleunigt. 

5) Während der letzten Jahre erfolgt eine teilweise 
Verlagerung industrieller Arbeitsstätten aus der 
Stadt in das Umland. 
Diese teilweise Verlagerung der Arbeitsstätten be-
günstigt den Trend zur Verstädterung und Ver-
dichtung des Umlandes und hat für'die Städte 
selbst auch nachteilige finanzielle Auswirkungen. 

6) Die Abwanderung der Wohnbevölkerung aus den 
Großstädten führt zu Einnahmeverlusten der 
Städte durch die Minderung der Lohn- und Ein-
kommensteuerzuweisungen. 

7) Trotz sinkender Einwohnerzahl der Großstädte 
nimmt das Ausgabevolumen der Städte zunächst 
nicht ab, da z. B. ein Großteil der infrastrukturel-
len Einrichtungen der Städte zumeist auch wei-
terhin durch die zur Arbeit in die Stadt einpen-
delnde Bevölkerung des Umlandes in Anspruch 
genommen wird und die Städte nach wie vor zen-
trale Aufgaben zu erfüllen haben. 
Sinkende Einnahmen bei gleichbleibendem oder 
sogar steigendem Ausgabenvolumen verstärken 
das zum Teil bereits bestehende Gefälle zwischen 
der infrastrukturellen Ausstattung der Städte und 
den Gemeinden des Umlandes. 

Ausblick 

Die Landesregierung geht davon aus, daß — unab-
hängig von der Entwicklung.der ausländischen Wohn-
bevölkerung — ohne gegensteuernde Maßnahmen 
die Großstädte weiter an Anziehungskraft für die 
Wohnbevölkerung verlieren. Durch die weitere Ab-
wanderung der Wohnbevölkerung von der Stadt in 
das Umland würden aber die bereits bestehenden 
Stadt-Umland-Probleme noch verschärft werden. 

Maßnahmen, die mit dazu beitragen könnten, das 
Wohnen in den Großstädten wieder attraktiver zu 
gestalten, könnten z. B. darin bestehen, den Woh-
nungsbau in den Kernbereichen der Städte zu för-
dern, erhaltenswerte Wohnquartiere zu sanieren, 
Altbauwohnungen zu modernisieren, Ruhezonen 
und Grünflächen zu schaffen und allgemein das 
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städtische Bewußtsein zu aktivieren. Derartige Maß-
nahmen dürften auch geeignet sein, die negativen 
Auswirkungen, die durch die Abwanderung der Be-
völkerung aus den Großstädten entstanden sind, zu-
mindest unter Kontrolle zu bringen und damit we-
nigstens langfristig die Substanz der Großstädte zu 
wahren. Bei Großstädten, in deren Umland der Ver-
dichtungsprozeß weit fortgeschritten ist oder durch 
die gebietlichen Erweiterungen im Zuge der Gemein-
dereform keine entscheidende Entlastung erfahren 
haben, können Maßnahmen der genannten Art je-
doch nur voll wirksam werden, wenn sie in eine die 
übergeordneten Belange des Gesamtraumes berück-
sichtigende Entwicklung eingebettet sind. Die im 
Bereich der Großstädte Stuttgart, Mannheim, Karls-
ruhe, Heidelberg, Pforzheim und Ulm am 1. Januar 
1976 entstandenen Nachbarschaftsverbände sind 
mit der Gewährleistung einer geordneten städtebau-
lichen Entwicklung durch die einheitliche Wahrneh-
mung der Aufgabe der Flächennutzungsplanung wie 
durch ihre gesetzliche Koordinierungs- und Aus-
gleichsfunktion hinsichtlich aller raumbedeutsamen 
Maßnahmen auch unter diesem Aspekt von kaum zu 
überschätzender Bedeutung. 

 

3.2.3 Empirische Untersuchung der regionalen 
Konjunkturentwicklung 

Das Ziel der Untersuchung besteht darin zu zeigen, 
in welchem Ausmaß sich der Konjunkturabschwung 
regional niedergeschlagen hat. Als Ausgangspunkt 
der Betrachtung wurde das Jahr 1973 als Höhepunkt 
des gegenwärtigen Konjunkturzyklus gewählt. 
Schließlich bot sich dieses Jahr auch deshalb an, 
weil mit Inkrafttreten der Verwaltungsbezirksreform 
am 1. Januar 1973 das völlig neue Bild der Stadt-
und Landkreise verwirklicht wurde. 

Um die Ergebnisse in ihrer Vergleichbarkeit nicht 
durch Änderungen der Kreisgrenzen, die sich im Zuge 
der Gemeindereform ergeben haben, zu beeinträchti-
gen, wurde für den gesamten beobachteten Zeitraum 
für die im folgenden genannten industriestatistischen 
Merkmale als einheitlicher Gebietsstand der 1. März 
1975 zugrunde gelegt: 
— Beschäftigtenzahlen als Indikator für die Arbeits-

platzentwicklung 
— Arbeiterstunden je Arbeiter (durchschnittliche 

Arbeiterzeit) als Indikator für die Auslastung der 
vorhandenen Arbeitsplatzkapazitäten 

Mangels Eignung des übrigen bereichsstatistischen 
Regionaldatenmaterials für konjunkturanalytische 
Betrachtungen werden, um auch ein Bild von der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in verschiede-
nen Gebietsteilen zu erhalten, die vom Landesar-
beitsamt erhobenen Zahlen der Arbeitslosen und 
Kurzarbeiter mitberücksichtigt. Die Daten der Ar-
beitsverwaltung können regional al'erdings erst ab  

November 1974 in der jetzt geltenden Bezirksein-
teilung präzise im Zeitablauf verglichen werden. 
Bei der Beurteilung ist in Gebieten mit hohen Pend-
lerbewegungen zu beachten, daß die Industriebe-
schäftigten am Arbeitsort, die Arbeitslosen dagegen 
am Sitz des für die Wohngemeinde des Erwerbslo-
sen zuständigen Arbeitsamtes erfaßt werden. 

Als Orientierungsrahmen für die regionale Betrach-
tung sei ein kurzer Oberblick über die Konjunktur-
entwicklung im Lande vorangestellt. Die sich Ende 
1973 anbahnenden rezessiven Tendenzen beendeten 
die Phase stark ausgeprägten Wirtschaftswachstums 
nach der Rezession 1966/67. Der Personalabbau, 
mit dem sich die Unternehmer der veränderten 
Nachfragesituation anpaßten, setzte allerdings nur 
zögernd ein. Zwischen Dezember 1973 und August 
1974 war das Angebot an offenen Stellen noch im-
mer größer als die Zahl der Arbeitslosen. Ab Herbst 
1974 verschlechterte sich dann die wirtschaftliche 
Lage zunehmend. Trotz einer sprunghaft hoch- . 
schnellenden Zahl von Kurzarbeitern wurde der Be-
schäftigtenstand nun stark abgebaut. Im Frühjahr 
1975 wurden mit knapp 4,08 Mill. Erwerbstätigen 
230 000 Arbeitskräfte weniger beschäftigt als im 
Frühjahr 1973. Ab September 1974 waren mehr Ar-
beitslose als offene Stellen zu verzeichnen. Im Janu-
ar 1975 lag die Zahl der Arbeitslosen erstmals über 
100 000. Im Dezember erreichte sie mit rund - 
144 000 und einer Arbeitslosenquote von 4,0% einen 
neuen Höchststand. 

Speziell in der Verarbeitenden lndüstrie, die für die 
konjunkturelle Entwicklung der Gesamtwirtschaft 
von entscheidender Bedeutung ist, zeigte die Pro-
duktion, ungeachtet der damals bereits einsetzenden 
Mineralölkrise, noch im vierten Quartal 1973 einen 
neuen absoluten Höchststand (Produktionsindex = 
196,0) und stieg die Beschäftigung auf ein seit dem 
Frühjahr 1971 nicht mehr erreichtes Niveau 
(1588 000). Lediglich die arbeitstägliche wie durch-
schnittliche Arbeitszeit gab infolge der -bereits stei-
genden Kurzarbeiterzahlen und des Oberstundenab-
baus schon leicht nach. In den ersten beiden Quar-
talen des Jahres 1974 deutete sich der Konjunktur-
umschwung nun auch in der Industrie an, wenn 
auch zunächst in noch relativ gemäßigter Ausprä-
gung: vergleichsweise geringes Produktionswachstum 
und stetige Abnahme der Beschäftigung. Im zweiten 
Halbjahr schlug sich dann der Abschwung in Zahlen. 
der 1 nput- wie der Outputseite gleichermaßen und 
ab dem letzten Quartal mit beschleunigender Ten-
denz nieder. Die Abwärtsentwicklung setzte sich im 
Verlauf des Jahres 1975 fort und erst im dritten 
Quartal verdichteten sich die Anhaltspunkte für eine 
Verlangsamung der Talfahrt und ließen weitere An-
zeichen ein absehbares Rezessionsende erhoffen. 
Die Industrie des Landes beschäftigte im dritten 
Quartal mit 1 428 000 Personen nur wenig mehr 
Arbeiter und Angestellte als im Durchschnitt des 
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Rezessionsjahres 1967 und rund 153 000 Beschäf-
tigte weniger als im Vergleichsquartal 1973. Die in-
dustrielle Produktion erreichte im dritten Quartal 
des Jahres 1975 nicht einmal ganz den Vergleichs-
wert von 1971. 

Der skizzierte Konjunkturverlauf hat sich regional 
auf die Beschäftigungs!age insgesamt sowie speziell 
auf die Beschäftigung in der Industrie recht unter-
schiedlich ausgewirkt. Die Industriebeschäftigung 
hat zwar vom dritten. Quartal 1973 bis zum dritten 
Quartal 1975 in allen Kreisen abgenommen, mit 
Ausnahme vom Stadtkreis Ulm, wo Sonderaufträge 
die Entwicklung in der Industrie überdeckten. Auch 
verzeichneten alle Arbeitsamtsbezirke eine Zunahme 
der Arbeitslosenzahlen und der Arbeitslosenquoten. 
Trotzdem lassen sich regional unterschiedlich starke 
Veränderungen feststellen. 

In den Ballungsräumen Baden-Württembergs sind 
zwei auseinandergehende Entwicklungen feststellbar. 
Die Industriebeschäftigung nahm besonders stark ab 
im Rhein-Neckar-Kreis und im Landkreis Karlsruhe, 
in geringerem, aber ebenfalls noch überdurchschnitt-
lichem Maße unter anderem auch in Heidelberg und 
den Stadt- und Landkreisen Heilbronn. Dabei setzte 
der Personalabbau hier meist bereits schon in der 
Frühphase des Konjunkturrückgangs oder noch frü-
her ein. So war die Arbeitslosenquote in den Arbeits-
amtsbezirken Mannheim und Heidelberg, die dane-
ben auch den Rhein-Neckar-Kreis mit einschließen, 
sowie Karlsruhe (einschließlich Stadt Karlsruhe) und 
Heilbronn bereits frühzeitig überdurchschnittlich 
hoch, ein Tatbestand, der sich bis heute nicht änderte. 

In den dichter industrialisierten Kreisen der Regional-
verbände Mittlerer Neckar und Neckar-Alb verringer-
te sich die Industriebeschäftigung dagegen von 1973 
bis 1975 mit Ausnahme der Kreise Stuttgart, Göp-
pingen und Tübingen weniger als im Landesdurch-
schnitt. Entsprechend günstig verlief die Arbeitslo-
senentwicklung in den diesen Gebieten zugehörigen 
Arbeitsamtsbezirken. 

Die Unterschiede zwischen den beiden Ballungsgebie-
ten verminderten sich allerdings in den letzten Mona-
ten. Von November 1974 bis Oktober 1975 nahm. 
die Zahl der Arbeitslosen in den Arbeitsamtsbezir-
ken Stuttgart, Ludwigsburg und Reutlingen schnel-
ler zu als in den Bezirken Mannheim, Heidelberg, 
Karlsruhe und Heilbronn. In der Beschleunigungs-
phase des Konjunkturabschwungs war also das Indu-
striegebiet am mittleren Neckar verstärkt betroffen. 
In den weniger dicht-mit Industrie besetzten Räu-
men im Südwesten, Südosten und Nordosten des 
Landes verlief die Entwicklung ebenfalls nicht ein-
heitlich. In den Kreisen Lörrach, Waldshut, Kon-
stanz, Emmendingen, Rottweil, Ortenaukreis, 
Schwarzwald-Baar-Kreis und in den Kreisen Schwä-
bisch Hall und Ostalbkreis wurde der Beschäftigten-
stand in der Industrie stärker abgebaut als im Lan-  

  

desdurchschnitt. Parallel hierzu gestaltete sich die 
Arbeitslosenquote ungünstig. Im Neckar-Odenwald-
und im Main-Tauber-Kreis dagegen sowie in allen 
Kreisen der Regionalverbände Donau-I Iler und Bo-
densee-Oberschwaben verringerte sich die Zahl der 
Industriebeschäftigten schwächer als im Landes-
durchschnitt. Die Arbeitsamtsbezirke Ulm und Ra-
vensburg verzeichnen daher eine im Vergleich zum 
Landesdurchschnitt günstige Arbeitslosenquote. Da-
gegen liegt die Arbeitslosenquote im Arbeitsamtsbe-
zirk Tauberbischofsheim deutlich über dem Landes-
durchschnitt, eine Entwicklung, die allerdings erst 
in den letzten Monaten zu beobachten ist. 

Insgesamt gesehen ist die Situation am Arbeitsmarkt 
sowohl innerhalb der dicht industrialisierten als auch 
innerhalb der weniger dicht industrialisierten Räume 
recht unterschiedlich. Hier zeigt sich, daß sich offen-
bar Einflüsse mit örtlich begrenzter Wirkung in der 
regionalen Konjunkturentwicklung sehr stark nieder-
schlagen. 

Die Arbeitszeit der baden-württembergischen Indu-
striearbeiter ist im Vergleichszeitraum um 17% zu-
rückgegangen. In den Landkreisen Karlsruhe, Rhein-
Neckar- und Schwarzwald-Baar-Kreis hat sie sich so-
gar um mehr als ein Viertel vermindert, das sind, ge-
messen am Landesdurchschnitt, mindestens rund 
10% und mehr. Unter den 20 weiteren Kreisen mit 
rückläufiger Tendenz befinden sich auch die meisten 
jener Gebiete, die bereits im Zusammenhang mit ih-
rer besonders negativen Beschäftigtenentwicklung 
namentlich erwähnt wurden. Eine positive Arbeiter-
zeitentwicklung weist ausschließlich der schon be-. 
sprochene Sonderfall der Stadt Ulm auf. Darüber 
hinaus haben sich 20 Kreise insofern relativ günstig 
entwickelt, als der Rückgang der Arbeiterzeit dort 
weniger stark als im Ländesdurchschnitt verlief. Her-
vorzuheben sind hier Mannheim, dessen Arbeiterzeit 
nur um 10% zurückging, sowie die Landkreise Böb-
lingen, Enzkreis und Freudenstadt, Tuttlingen und 
Zollernalbkreis, deren Arbeiterzeit immerhin um 
mindestens 5% weniger als die des Landes abnahm. 
Unter den Regionalverbänden haben der Nord-
schwarzwald, Neckar-Alb und Donau-I Iler relativ am 
günstigsten, Mittlerer und Südlicher Oberrhein sowie 
Schwarzwald-Baar-Heuberg am schlechtesten abge-
schnitten. 

Neben der Entwicklung der Arbeitsplatzkapazitäten 
und der Produktion liefert die Relation der je Arbei-
ter geleisteten Arbeiterstunden als Anhaltspunkt für 
den Auslastungsgrad der vorhandenen Arbeitsplätze 
eine zusätzliche wichtige Grundlage für die Beurtei-
lung der regionalen Konjunkturlage. Sie ist gewisser-
maßen auch in Indiz für das ungefähre Ausmaß der 
Kurzarbeit in der Industrie. Angesichts des beträcht-
lichen Beschäftigungsabbaus muß die Verringerung 
der durchschnittlichen Arbeiterzeit gegenüber dem 
Vergleichsquartal um fast 6% als noch beachtlich 
hoch angesehen werden. 
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troffen sind. Dies gilt insbesondere für die Landkrei-
se Breisgau-Hochschwarzwald, Schwäbisch Hall und 
Calw, in geringerem Umfang aber auch für den Main-
Tauber-Kreis, Rastatt und Freudenstadt sowie die 
Regionalverbände Donau-Iller und Bodensee-Ober-
schwaben. 

   

Bei der Betrachtung nach Kreisen fällt zunächst auf, 
daß bei dieser Größe die regionalen Merkmalswerte 
weniger stark streuen, was möglicherweise dafür 
spricht, daß der Unterauslastung von Arbeitskapazi-
täten in allen Gebieten längerfristig finanzielle Gren-
zen gesetzt sind. So haben sich von insgesamt 21 
Kreisen nur Emmendingen, der Schwarzwald-Baar-
und der Bodenseekreis sowie der Hohenlohekreis 
mit einem Rückgang der durchschnittlichen Arbei-
terzeit von über 10% erheblich schlechter als der 
Landesdurchschnitt entwickelt. Parallel hierzu er-
höhte sich in den für diese Gebiete überwiegend zu-
ständigen Arbeitsamtsbezirken die Zahl der Kurzar-
beiter überdurchschnittlich. Auf der anderen Seite 
heben. sich von den 22 Kreisen mit vergleichsweise 
geringer Abnahme, lediglich der Sonderfall Ulm 
weist eine positive Durchschnittsentwicklung auf, 
nur Böblingen und Mannheim aufgrund des mit nur 
einem Prozent sehr geringen Rückgangs der je Arbei-
ter geleisteten Stunden besonders hervor, wobei im 
Arbeitsamtsbezirk Mannheim die Kurzarbeiterzähl 
deutlich abgebaut werden könnte. 

 

Insgesamt gesehen fällt auf, daß mehrere Gebiete, 
die sich aufgrund der Analyse der Beschäftigtenent-
wicklung als besonders konjunkturanfällig bzw. rela-
tiv wenig konjunkturreagibel zeigten, sich bezüglich 
der durchschnittlichen Arbeiterzeit gerade umgekehrt 
verhalten. In den Stadtkreisen Stuttgart, Heilbronn 
und den Landkreisen Göppingen, Heilbronn, Karls-
ruhe und Rottweil ist die je Arbeiter geleistete Ar-
beiterzeit, gemessen am Landesdurchschnitt, unter-
durchschnittlich gesunken, während der Rückgang 
der Beschäftigtenzahlen mehr oder minder stark 
überdurchschnittlich ausfiel. Auf der anderen Seite 
verlief die Beschäftigtenentwicklung in den Landkrei-
sen Rastatt, Freudenstadt, Breisgau-Hochschwarz-
wald und Tuttlingen relativ günstig, die durchschnitt-
liche Arbeiterzeit dagegen unterdurchschnittlich. 
Der erste Fall läßt die Annahme zu, daß es hier ver-
hältnismäßig gut gelungen ist, die Arbeitskapazitäten 
der veränderten Produktionsnachfrage anzupassen, 
während in den zuletzt genannten Gebieten, wo im 
übrigen der Konjunkturabschwung erst viel später 
als bei den ersteren einsetzte, diese Konsolidierung 
noch nicht abgeschlossen sein dürfte. 

Bemerkenswert an der regional differenzierten Kon-
junkturentwicklung ist die Tatsache, daß gerade Krei-
se, die, gemessen z. B. am Bruttoinlandsprodukt je 
Kopf der Wirtschaftsbevölkerung, zu den eher wirt-
schaftlich schwächeren Gebieten zu rechnen wären, 
nur verhältnismäßig wenig von dem Abschwung be-

 

Es liegt nahe, die differenzierte Konjunkturentwick-
lung mit der unterschiedlichen Industriestruktur in 
den Kreisen in Verbindung zu bringen. Eine eingehen-
de Analyse der Strukturfaktoren dergestalt, daß hier-
von möglicherweise eine allgemeine Aussage abgelei-
tet werden könnte, muß umfassenderen und bedeu-
tend aufwendigeren Untersuchungen vorbehalten 
bleiben. So läßt sich unter der'Einschränkung, daß 
regionale Sonderentwicklungen vom Gewicht her so 
stark sein können, um die konjunkturelle Grundten-
denz zu überdecken, nur feststellen, daß sich die be-
sonders starken Konjunktureinbrüche auf bestimmte 
Industriezweige im Lande, z. B. gemessen an absolu-
ten Beschäftigungsverlusten im Maschinenbau, der 
Elektrotechnik, der Textilindustrie oder Eisen-, 

'Blech- und Metallwarenindustrie, konzentrieren, so 
daß sie sich bei entsprechend ähnlicher Industrie-
struktur auf bestimmte Gebiete lokalisieren. So hat 
z.. B. Stuttgart allein im Maschinenbau und der Elek-
trotechnik mehr als die Hälfte der gesamten Arbeits-
platzeinbußen zu verzeichnen, während Böblingen, 
dessen Beschäftigungsschwergewicht im Fahrzeug-
bau liegt, wie auch der gesamte Industriezweig rela-
tiv günstig abschneidet. 

Die seit wenigen Monaten in weiten Bereichen der 
Industrie und jüngst auch im Baugewerbe gebesserte 
Auftragsentwicklung, die bereits steigende Produk-
tion in der Schlüsselindustrie Fahrzeugbau und der 
Abbau der Kurzarbeit können bei Verstetigung die-
ser Tendenz als Vorboten einer allgemeinen Konjunk-
turwende interpretiert werden. Dann werden jene 
Gebiete von dem Wiederaufschwung am schnellsten 
profitieren, in denen die Schlüsselindustrien selbst 
und/oder stark mit diesen verflochtene Zulieferer-
branchen angesiedelt sind. Man kann davon ausge-
hen, daß die in der Rezession mit am stärksten und 
frühzeitig benachteiligten Kreise, meist solche mit 
hohen Anteilen in der lnvestitionsgüterproduktion 
und Eisen- und Metallherstellung, sich auch relativ 
rasch wieder erholen werden (z. B. Stuttgart, Rhein-
Neckar-Kreis, Landkreis Karlsruhe). Entsprechend 
werden andere Gebiete, deren Schwergewicht mehr 
im Verbrauchsgüterbereich liegt, erst später und 
voraussichtlich auch schwächer im Falle des Auf-
schwungs ergriffen. 
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3.3 Bildung 

Der anhaltende Rückgang der Geburten macht in 
Verbindung mit der wirtschaftlichen Gesamtsituation 
einige der im Bildungswesen entstandenen Problem-
bereiche deutlich. Seit 1967 sind die Jahrgangsstärken

 

g le  erheblich zurückgegangen; 1975 la d' Gesamtzahl 
der Geburten nur bei rund 98 000 (1966: 161 000). 
Als Folge sind Investitionen in Bildungseinrichtungen 
zur Erweiterung oder Verbesserung ihrer Kapazitäten 
zu überprüfen. Die niedrigere Geburtenräte zeichnet 
sich in den Eingangsklassen der Grundschulen bereits 
seit 1971 ab und zeigt sich jetzt erstmals auch in den 
Eingangsklassen der weiterführenden Schulen. Die Ge-
samtzahl der Grundschüler hat seit 1971 kontinuier-
lich abgenommen; in absehbarer Zeit wird es zu einer 
Entlastung der Realschulen und Gymnasien kommen 
und in etwa 10 Jahren auch zu einer der Hochschulen. 

.3.3.1 Absolventen 

Rund 50 000 Hauptschüler kamen mit Abschluß 
des Schuljahres 1974/75 auf den Arbeitsmarkt zu. 
Haben schon in Zeiten normaler wirtschaftlicher 
Entwicklung diejenigen ohne Hauptschulabschluß 
und die Sonderschüler Schwierigkeiten, geeignete 
Arbeitsplätze zu finden, so war dieser Kreis von der 
derzeitigen wirtschaftlichen Situation auch beson-
ders betroffen. 

Im Schuljahr 1974/75 hatten von den rund 65 000 
Berufsschülern im 1. Ausbildungsjahr (darunter 
28 200 weibliche) 12% (10%) keinen Hauptschulab-
schluß. Der Anteil dieser Jugendlichen hatte im vor-
angegangenen Schuljahr nur 10% (weiblich 10%) be-
tragen; die Quote ist also noch einmal nicht unbe-
trächtlich angestiegen. Während aber die Zahl der 
Berufsschüler im 1. Ausbildungsjahr gegenüber dem 
Schuljahr 1973/74 um fast 11% zurückgegangen ist, 
nahm die Zahl der Schüler ohne Hauptschulabschluß 
im gleichen.Zeitraum sogar um knapp 3% zu. Diese 
Situation ist jedoch im Vergleich zu den anderen 
Bundesländern noch relativ günstig, denn Baden-
Württemberg weist trotz seines vergleichsweise hohen 
Ausländeranteils immer noch eine der günstigsten 
Quoten auf. Insbesondere für arbeitsuchende Jugend-
liche, die noch nicht 18 Jahre als waren und die noch 
keine oder nur wenig Berufspraxis hatten, erlangt der 
Schulabschluß eine zunehmende Bedeutung'. Da die 
Zahl der die Hauptschulen in den nächsten Jahren 
verlassenden Schüler wegen der stärkeren Geburts-
jahrgänge größer werden wird, verdient das sich hier 
abzeichnende Problem im Rahmen der Bildungspoli-
tik besondere Beachtung. 

 

1 Zur Situation auf dem Arbeitsmarkt und dem Lehrstellenangebot 
vgl. die ausführliche Darstellung im Kapitel 3.5 Arbeitsmarkt. 

 

Sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene stand 
1975 im Bereich der beruflichen Schulen das Bemü-
hen um die Sicherung der Ausbildungs- und Arbeits-
plätze im Mittelpunkt der politischen Aktivitäten. 

Mit dem Schulentwicklungsplan II, dem Akademie-
plan sowie dem Aktionsprogramm für das beruf-
liche Schulwesen hat das Land ein Gesamtkonzept 
zur Weiterentwicklung und Verbesserung der be-
ruflichen Bildung vorgelegt. Über ein Sonderpro-
gramm Wurden Maßnahmen zur Arbeits- und Aus-
bildungsplatzbeschaffung eingeleitet sowie Grund-
und Berufsvorbereitungslehrgänge •für ungelernte 
Arbeitslose und noch nicht berufsreife Jugend-
liche besonders gefördert. 

Auch an den Berufsschulen soll die Effizienz der 
Ausbildung durch innere Reformen gesteigert wer-
den. Zu diesem Zweck wurde an verschiedenen Mo-
dellschulen die Gestaltung des Wahlpflichtbereichs 
erprobt und auf andere Schulen übertragen. Stütz-
kurse sollen Schülern, die Lücken in ihrer Vorbil-
dung haben und keine ausreichenden Leistungen er-
zielen, zum Bestehen der Abschlußprüfungen oder 
zu einem besseren Notendurchschnitt verhelfen. 
Daneben sieht das neue Programm für die Gestaltung 
des Wahlpflichtbereichs erweiternde Kurse für Schü-
ler mit befriedigenden Leistungen in den Pflichtfä-
chern vor. Hierbei handelt es sich um fachbezogene, 
allgemeinbildende oder schultypübergreifende Kur-
se. Daneben wurde die Möglichkeit geschaffen, über 
ein weiteres Programm zusammen mit der Berufs-
schulabschlußprüfung die Fachschulreife zu erlan-
gen. 

 

Das bereits seit 1974 vorliegende, aber erst 1975 end-
gültig gebilligte Entwicklungsprogramm für überbe-
triebliche Ausbildungsstätten soll mit einem Mittel-
aufwand von 12 Millionen Mark im Jahre 1975 kurz-
fristig die derzeitige Lehrstellenknappheit vermin-
dern und langfristig die Ausbildung im beruflichen 
Schulwesen verbessern. Die überbetriebliche Ausbil-
dung soll jedoch nicht den Charakter eines Ersatzes 
der betrieblichen Ausbildung erhalten, sondern diese 
lediglich ergänzen. Die Trägerschaft wird nicht vom 
Land übernommen, sondern den Organisationen der 
Wirtschaft überlassen, die unter bestimmten Voraus-
setzungen staatliche Zuschüsse erhalten. 
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jedoch, daß Baden-Württemberg allein 17,8% der zur 
Verteilung kommenden Studienplätze zur Verfü-
gung stellt. Das heißt also, daß das Land zwar mehr 
Studienplätze erhalten hat als es seinem Bevölke-
rungsanteil entspricht, aber dennoch nicht soviel, 
wie es aufgrund seiner Bemühungen um den Aus-
bau der-  Hochschulkapazitäten erwarten könnte. 
Baden-Württemberg hat im Gegensatz zu einer 
Reihe von anderen Bundesländern den Ausbau sei- 
ner Hochschulkapazität an den im Lande erworbe-
nen Hochschulberechtigungen orientiert. 

Untersucht man nun, wie sich die Zulassungsquo-
ten im Studienjahr 1974/75 auf die einzelnen Stu-
dienfächer verteilen, dann zeigt sich, daß gerade 
in den Studienfächern, denen man allgemein die 
größte Bedeutung beimißt, baden-württembergi-
sche Studenten unterrepräsentiert sind: 

Anteil in % an den 
Studienplätzen Zulassungen 

1)  Neueingeschriebene Studenten en allen Hochschulen zusammen; 

jeweiligem, Sommersemester und darauffolgendes Wintersemester 
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Erstmals Bonus für die Bewerber um Studienplätze 

aus Baden-Württemberg 

In Baden-Württemberg wurden im Schuljahr 1974/75 
fast genau 21 000 Schüler zur Hochschulreife (ohne 
Fachhochschulreife) geführt. Durchschnittlich haben 
insgesamt 15,7% eines Geburtsjahrgangs (im Vorjahr 
15,4%) die Hochschulreife erreicht. 

Bei der Bewerbung um einen der unter Zulassungsbe-
schränkungen stehenden Studienplätze haben die 
Kandidaten aus Baden-Württemberg 1975 erstmals 
seit Vergabe durch die zentrale Verteilungsstelle An-
spruch auf einen Bonus von 0,1 Punkten. Die Frage 
einer adäquaten Zulassungsquote kann nur durch ei-
ne differenzierte Betrachtung nach Studienfächern 
abschließend beurteilt werden und nicht allein im 
Hinblick auf die zugeteilte Globalquote, die sich ein-
schließlich des Nachrückverfahrens für das Sommer-
semester 1974 und das Wintersemester 1974/75 er-
gibt. Bei einem Anteil von 14,9% an der Gesamtbe-
völkerung des Bundesgebiets und von 15,4% an der 
Bevölkerung im Alter von 18 bis unter 21 Jahren, 
hat Baden-Württemberg im Studienjahr 1974/75 
15,1% aller zulassungsbeschränkten Studienplätze 
erhalten und somit einen nicht ganz seiner Bevöl-
kerung entsprechenden Anteil. Allerdings handelt 
es sich um die Gesamtzahl der Zulassungen aus 
Leistungen, Warte- und Härtefällen; im reinen Lei-
stungsbereich ist Baden-Württemberg dagegen noch 
deutlich unterrepräsentiert. Zu berücksichtigen ist  

Pharmazie 16,7 13,8 

Allgemeine 
Medizin 16,0 13,7 

Zahnmedizin 15,1 12,2 

Legt man die Anteilquote von 15,4% an der Bevöl-
kerung im Alter von 18 bis unter 21 Jahren als Ver-
gleich zugrunde, dann erhält Baden-Württemberg 
für folgende Fächer höhere Zulassungsquoten als 
es seinem Bevölkerungsanteil entspricht: 

 

Studienfach Zulassungen 
Anzahl in % des 

Bundesgebiets 

Architektur 320 16,8 
Biochemie 25 26,3 
Chemie 930 15,7 
Lebensmittelchemie 58 17,0 
Bauingen.-wesen 510 18,1 
Elektrotechnik 642 19,6 
Lehramt an Gymnasien 774 17,9 

Außer in Elektrotechnik und dem zahlenmäßig un-
bedeutenden Fach Lebensmittelchemie bleiben die 
Zulassungsquoten jeweils unter dem Anteil, den das 
Land dem Bund an Studienplätzen zur Verfügung 
stellt. 

Ob die Berücksichtigung baden-württembergischer 
Studenten in den Studienfächern, in denen diese 
bisher unterrepräsentiert waren, infolge des Bonus 
von 0,1 Punkten auf die Abiturnote im Studienjahr 
1975/7.6 günstiger war, kann derzeit noch nicht 
beurteilt werden. - 
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Neue Programme im Bildungswesen 
Eine in die Zukunft gerichtete langfristige Konzep-
tion stellt neben dem Schulentwicklungsplan II der —
allerdings noch nicht endgültig verabschiedete —
Akademieplan dar, der die berufliche Bildung attrak-
tiver und konkurrenzfähiger machen soll. Er umfaßt 
den Bereich der beruflichen Schulen mit höherqua-
lifizierendem Abschluß; das sind Berufsfachschulen, 
die auf einem mittleren Abschluß aufbauen, Fach-
schulen, Technikerschulen, Meisterschulen und Be-
rufsakademien. Die Einrichtung der Berufsakademie 
hat in der interessierten Öffentlichkeit besondere 
Aufmerksamkeit erzielt, weil sie — angesichts stei-
gender Zulassungsbeschränkungen an den Hoch-
schulen — Abiturienten eine Alternative zum Hoch-
Schulstudium bietet und somit zur Anpassung der 
Ausbildungseinrichtungen an die veränderte Arbeits-
marktsituation beiträgt. Hierbei wurde das duale 
System der Ausbildung in den tertiären Bereich 
übertragen. Der praktische Teil der Berufsausbil-
dung erfolgt am Arbeitsplatz sowie in der überbe-
trieblichen Ausbildungsstätte, während der theore-
tische Teil des Ausbildungsganges an der staatli-
chen Studienakademie vermittelt wird. Bis 1975 
haben insgesamt drei Berufsakademien in Stutt-
gart, Mannheim und Villingen-Schwenningen mit 
derzeit rund 500 Schülern ihre Tätigkeit aufgenom-
men. Rund 300 Abiturientenhaben 1975 hier ihre 
Ausbildung begonnen. Wie aus der Zahl der einge-
gangenen Bewerbungen und den von den Abiturien-
ten geäußerten Studienwünschen hervorgeht, wird 
dieser Ausbildungsgang als attraktive Alternative 
zum Hochschulstudium angesehen. 

3.3.2 Die Entwicklung des Lehrerbestandes 

Etwa 7 000 Lehramtskandidaten kommen zur Zeit 
jährlich von den Pädagogischen Hochschulen und 
Universitäten. Haben sie eine Chance, als Lehrer in 
den Landesdienst übernommen zu werden? Eine in 
den letzten 15 Jahren zahlenmäßig bereits verdop-
pelte und dabei stark verjüngte Lehrerschaft steht in 
Zukunft immer kleineren Schülerjahrgängen gegen-  

über. Die besondere Schwierigkeit liegt jedoch darin, 
daß zuvor noch die geburtenstarken Jahrgänge das 
Schulsystem durchlaufen und für ihre optimale Ver-
sorgung weitere Lehrer benötigt würden. 

Kaum eine andere Entwicklung ist so stürmisch ver-
laufen, wie die des Lehrerbestandes. Im Schuljahr 
1960/61 gab es an den allgemeinbildenden Schulen 
26 400 hauptamtliche und hauptberufliche Lehrer. 
Als im Jahr 1966 dem Landtag das Strukturmodell 
für die Lehrerbildung vorgelegt wurde, hatte sich 
ihre Zahl auf etwa 32 000 erhöht. Mit dem Struk-
turmodell sollte einerseits die. Unterrichtskapazität 
auf die geburtenstarken Jahrgänge der Jahre 1961 
bis 1963 vorbereitet werden und andererseits die 
qualitative Bildungsreform — erweitertes Bildungs-
angebot und vergrößerte vertikale Durchlässigkeit —
gelöst werden. Bis zum Schuljahr 1970/71 war die 
Zahl der hauptamtlichen und hauptberuflichen 
Lehrer an allgemeinbildenden Schulen auf rund 
44 000 angestiegen, d. h. im Zeitraum von 10 Jah-
ren um etwa zwei Drittel. Demgegenüber hatte die 
Zahl der Schüler in diesem Zeitraum nur um 49% 
zugenommen. Rein rechnerisch ergibt sich damit 
für die allgemeinbildenden Schulen eine Verbesse-
rung der Schüler-Lehrer-Relationen zwischen 
1960/61 und 1970/71 von 32,9 auf 29,3. Beson-
ders stark waren die Veränderungen im Lehrerbe-
stand bei den Sonderschulen und Realschulen mit 
ihren speziellen bildungspolitischen Aufgaben so-
wie bei den Gymnasien. So stieg im Vergleichs-
zeitraum die Zahl der Lehrer an Sonderschulen um 
386%, an Realschulen um über 260% und an Gym-
nasien um 67% an. 

Nicht ganz so stark vollzog sich die Entwicklung 
des Lehrerbestandes an den beruflichen Schulen. 
1960 waren an ihnen 5 360 Lehrer hauptamtlich 
beschäftigt. Bis 1970 erhöhte sich ihre Zahl auf 
6770, also um 26%. Nach 1970/71 setzte sich 
immer stärker die Erkenntnis von der Notwendig-
keit eines parallelen Ausbaus des beruflichen Schul-
wesens durch. Allein zwischen 1970 und 1972 er-
höhte sich die Zahl der hauptamtlichen Lehrer an 
beruflichen Schulen so stark wie in den 10 Jahren 

Tabelle 1 
Lehrer an öffentlichen allgemeinbildenden Schulen 1975 

 

Hauptamtliche und hauptberufliche 
Lehrer 

Teilbeschäftigte 
Lehrer 

Stu ndenweise.beschäf tigte 
Lehrer 

Schularten 
darunter 
weiblich 

darunter 
weiblich 

darunter 
weiblich insgesamt insgesamt insgesamt 

Grund. und 

Hauptschulen 29685 

Sonderschulen 4991 

Realschulen 7 590 

Gymnasien 11353 

16 745 

3 182 

3 390 

3 487 

4209 

293 

562 

1 458 

4 047 

288 

532 

1 177 

6 806 

355 

1 025 

1 930 

3171 

248 

399 

722 
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vorher; sie stieg auf fast 8 000 an. Diese Tendenz 
setzte sich bis 1975 fort, so daß derzeit fast 
10 000 Lehrer an den beruflichen Schulen tätig 
sind. 

Tabelle 2 

Anteil der Klassen nach Klassenstärken an 
Öffentlichen Allgemeinbildenen Schulen 1975 1  i 

Zahl der Schüler 

36-40  u.mehr 
41 

 

Grundschule  2) 1,7 13,7 29,2 33,4 18,1 3,8 

Hauptschule  21 1,8 16,3 30,8, 29,4 16,5 5,2 

Realschule 1,1 8,9 26,7 39,3 21,9 2,1 

Gymnasium 13,1 18.4 21,9 27,5 17,8 1,3 

11 Aussagen über die Klassengröße geben nur bedingt ein 
Bild über die konkrete Unterrichtssituation, da in ganz en 
heblichem Umfang durch Teilung der Klassen und Diffe-
renzierungsmaßnahmen das Unterrichtsangebot günstiger ist. 

21 Ohne Klassen an nicht vollausgebauten Schulen. 

An den Grundschulen waren in den vergangenen 
Jahren die Klassenstärken am höchsten. Nach dem 
bei den Studenten der Pädagogischen Hochschulen 
ermittelten Stufenschwerpunkt entscheiden sich im 
Durchschnitt nur rund 40% aller Studenten für den 
Stufenschwerpunkt Grundschule und 60% für den 
Stufenschwerpunkt Hauptschule. Vom Bedarf her 
gesehen müßte das Verhältnis gerade umgekehrt 
sein. Im Zuge des Zulassungsverfahrens wird diesem 
Gesichtspunkt neuerdings Rechnung getragen. Auch 
sind wegen der kleiner werdenden Einschulungsjahr-
gänge Verbesserungen zu erwarten. 

Die starke zahlenmäßige Veränderung im Lehrerbe-
stand wirkte sich natürlich auch auf die Schüler-
Lehrer-Relation positiv aus, da die Zahl der Lehrer 
im Vergleich zu der der Schüler überproportional 
angestiegen war. Allerdings muß berücksichtigt wer-
den, daß im Verlauf der letzten Jahre die Zahl der 
teilzeit- und stundenweise beschäftigten Lehrer an 
allen Schularten stark zugenommen hat. So ist 
allein seit dem Schuljahr 1970/71 die Zahl der teil-
zeitbeschäftigten Lehrer an Grund- und Hauptschu-
len von 2 400 bis 1974/75 auf über 4 200 angestie-
gen (+ 75%); an den beruflichen Schulen erhöhte 
sie sich sogar um über 85%. 
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Die Veränderung der Schüler-Lehrer-Relationen 
unter anteilmäßiger Einbeziehung der teilzeitbe-
schäftigten Lehrer an den einzelnen Schularten er-
gibt sich aus nachstehender Übersicht: 

1960/61 

1974/75 

Es muß jedoch in diesem Zusammenhang immer 
wieder darauf verwiesen werden, daß es sich bei die-
sen Zahlen um rechnerische Durchschnittsgrößen 
handelt. Das tatsächliche Schüler-Lehrer-Verhältnis 
kann klassenweise und regional extrem nach oben 
und unten abweichen. 

Hinsichtlich der Schüler-Lehrer-Relationen weist 
Baden-Württemberg im Vergleich zum Bundesgebiet 
überdurchschnittlich gute Verhältnisse auf. Sowohl 
bei den allgemeinbildenden Schulen insgesamt als 
auch bei den beruflichen Schulen insgesamt hat 
(Stand 1973) kein anderer Flächenstaat so niedrige 
Quoten aufzuweisen. Auch für die einzelnen Schul-
arten ergeben sich auf diesem Gebiet Spitzenposi-
tionen, mit Ausnahme bei den Gymnasien, bei denen 
das Land gerade den Bundesdurchschnitt erreicht. 

Weitere Entwicklung der Lehrerstellen 

Bis zum Jahr 1977 wächst die Schülerzahl in die-
sem Bereich noch an. In den Jahren danach würde 
der Rückgang der Gesamtschülerzahl rechnerisch 
bereits zu Verbesserungen der Schüler-Lehrer-
Relation führen, auch wenn die Stellenzahl nicht 
mehr erhöht werden sollte. In diesem Falle wür-
den jedoch Umschichtungen der Stellen in der 
Weise erforderlich sein, daß mit dem durch das 
allgemeinbildende Schulsystem wandernden 
"Schülerberg" ein entsprechendes Lehrerangebot 
in den einzelnen Schularten und Schulstufen 
parallel laufen müßte. Dieser "Schülerberg", der 
in den einzelnen Schularten und Schulstufen zu 
unterschiedlichen Belastungen führen wird, wird 
in folgenden Jahren seinen Höhepunkt erreichen: 

Hauptschulen 1977 bis 1979 
Realschulen 1977 bis 1979 
Gymnasien, 5. bis 
10. Klassenstufe 1977 bis 1979 
Gymnasien, 11. bis 
13. Klassenstufe 1982 bis 1985 
Berufl. Vollzeitschulen 1980 bis 1983 
Berufsschulen 1980 bis 1983 

Grund-

 

u. Haupt- Sonder- Real- Gymna- Berufl. 
schulen schulen schulen sien Schulen 

36,2 19,8 30,6 21,6 44,5 
32;2 14,4 26,0 21,1 42,6 
28,9 10,9 23,9 21,2 34,0 

Aber auch im allgemeinbildenden Schulwesen waren 
zwischen 1970 und 1975 nochmals starke Zunahmen Schuljahr 

im Lehrerbestand zu verzeichnen, insbesondere wie-

 

der an Realschulen und Gymnasien und vor allem an 

Sonderschulen. Der Lehrerbestand an den Grund- 1970/71

 

und Hauptschulen erhöhte sich im Vergleichszeit 
raum um rund 2 330 Personen; an Realschulen 
stieg er um 2 620 und an Gymnasien um 2 500 
Lehrpersonen an. 

Schularten 21-25 26-30 31-35 
unter 
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Bei einer Stellenumschichtung handelt es sich je-
doch nicht allein um ein globales Stellenproblem. 
Lehrer mit bestimmten Lehrämtern sind nicht be-
liebig in den einzelnen Schularten einsetzbar. Ins-
besondere wenn in den Jahren 1982 bis 1985 die 
erhöhte Schülerzahl in den gymnasialen Oberstu-
fen erwartet wird, muß nicht nur die Lehrerzahl 
ausreichend sein, sondern die Qualifikation dieser 
Lehrer dem speziellen Unterrichtsbedarf entspre-
chen. 

Aufgrund der Finanzkrise ist ungewiß, ob zusätzW 
che Stellen bereitgestellt werden können, zumal 
im Jahr 1976 aufgrund der gesamten Stellenzahl 
die Richtwerte des Bildungsgesamtplans für die Re-
lation Schüler je Lehrer nahezu erreicht sein wer-
den. Vorgesehen ist, daß die für das Schuljahr 
1974/75 im Haushalt ausgewiesenen 60 956 Leh-
rerstellen im Schuljahr 1975/76 auf 63 305 und 
im Schuljahr 1976/77 auf 64 344 erweitert werden. 

b) berufliche Schulen 

Im Staatshaushaltsplan waren für 1974 noch 963 
neue Lehrerstellen, aufgenommen, während die 
Haushaltspläne für 1975 und 1976 wegen der an-
gespannten Haushaltslage nur noch 598 bzw. 555 
neue Lehrerstellen vorsehen. Hierbei kann sich die 
Realisierung der im Schulentwicklungsplan II für 
die einzelnen beruflichen Schulen vorgesehenen 
Schüler-Lehrer-Relationen bei dreizehn Wochen-
unterrichtsstunden bis zum Jahre 1980 verzögern. 
Dennoch soll nach dem von der Bund-Länder-
Kommission verabschiedeten Stufenplan zur Ver-
besserung der Situation der beruflichen Bildung der 
Berufsschulunterricht im ersten Lehrjahr bereits 
1978 auf 12 Wochenstunden erhöht werden. Da 
für die Jahre nach 1982 ein Sinken der Schülerzah-
len an den beruflichen Schulen durch den 1966 
einsetzenden Geburtenrückgang zu erwarten ist, 
muß rechtzeitig geprüft werden, ob für die Jahre 
nach 1982 nicht allein die Verringerung der Schü-
lerzahlen ausreicht, um die angestrebte Verbesse-
rung der Schüler-Lehrer-Relation zu erreichen. 

Fast ein Viertel der Universitätsstudenten wollen 
ein Lehramt erwerben 

Im Vergleich zu den vorangegangenen Semestern 
hat sich an den Universitäten das Interesse der Stu-
denten für ein Lehramtsstudium weiter erhöht; fast 
ein Viertel aller Studenten arbeiten jetzt auf dieses 
Studienziel hin. Ebenfalls weiter ansteigend ist der 
Zugang an Studentinnen und dies, ohne daß ein 
erkennbares Nachlassen der Studienneigung von 
Mädchen für das Studium an Pädagogischen Hoch-
schulen erkennbar wäre. An den Universitäten ist  

die Quote der Studentinnen bereits auf rund 29% 
angewachsen; an den Pädagogischen Hochschulen 
liegt sie bereits seit mehreren Jahren bei etwa 62%. 

Seit dem Wintersemester 1975/76 besteht an den 
Pädagogischen Hochschulen des Landes generelle 
Zulassungsbeschränkung. Da die Zulassungen nach 
den vorhandenen Studienplätzen und nicht orien-
tiert an dem in den einzelnen Schularten voraus-
sichtlich zu erwartenden Lehrer- und Unterrichts-
bedarf erteilt werden, laufen Unterrichtsbedarf und 
Lehrbefähigungen auseinander. Wie der tatsächliche 
Unterrichtsbedarf und der Anteil der Lehrbefähi-
gung in einigen Studienfächern beiden Studienrefe-
rendaren der Gymnasien im Jahr 1975 divergieren, 
zeigt nachfolgende Übersicht: 

Tabelle 3 
Lehrbefähigungen von Studienreferendaren 1975 

   

Lehrbefähigung 
Anteil 

der Lehrbefähigung 
Unterrichtsbedarf 

   

Mehr Lehrbefähigungen als Unterrichtsbedarf 

Französisch 

Physik 

Chemie 

Biologie 

Geographie 

Mehr Unterrichtsbedarf als Lehrbefähigung 

Evang. Theologie 

Kath. Theologie 

Englisch 

Latein 

Mathematik 

Kunsterziehung 

Musik 

Leibesübungen 

Einzig in den Fächern Deutsch und Geschichte bzw. 
politische Wissenschaft entspricht der Anteil der 
Lehrbefähigungen der Referendare dem tatsäch-
lichen Unterrichtsbedarf. Die Belegung von Lei-
stungskursen durch die Schüler an den reformier-
ten Oberstufen läßt darauf schließen, daß vermut-
lich auch in absehbarer Zeit der Unterrichtsbedarf 
in den Fächern Theologie, Kunsterziehung und 
Musik mit den vorhandenen Lehrbefähigungen 
nicht in Einklang gebracht werden kann, während 
sich der Oberhang an Lehrbefähigungen zumindest 
in den Fächern Französisch, Physik und Biologie 
in den nächsten Jahren noch erweitern dürfte. 

9.3 8,5 

8,3 3,7 

5,1 3,1 

7.0 5,6 

5,8 4,7 

0,8 3,5 

1,4 3,2 

11,8 12,4 

2,6 5,1 

11,7 13,2 

1,6 4,7 

2,5 4,4 

6,6 8,8 
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Allerdings müßte zu einer abschließenden Beurtei-
lung der Situation im Unterrichtsbedarf die Vertei-
lung der Lehrbefähigungen im derzeitigen Lehrerbe-
stand mitberücksichtigt werden sowie das Problem 
der Substituierbarkeit bei Mangelfächern durch Lehr-
befähigungen in verwandten Fächern näher unter-
sucht werden. 

Veränderung der Altersstruktur der Lehrer 
Mit der seit dem Schuljahr 1960/61 eingetretenen 
Verdoppelung des Lehrerbestandes war auch eine 
strukturelle Wandlung in der Form verbunden, daß 
sich Ausbildungsrichtungen und Altersaufbau der 
Lehrerschaft entscheidend verändert haben. Auf 
den künftigen Lehrerbedarf wirkt sich insbesondere 
die Altersstruktur aus. Während im Schuljahr 
1960/61 — trotz der in den Jahren davor bereits 
schon nachhaltig verbesserten Altersgliederung —
die Hälfte aller im allgemeinbildenden Schulwesen 
tätigen Lehrkräfte jünger als 41 Jahre war, ist seit 
dem Schuljahr 1970/71 die Hälfte aller Lehrer so-
gar jünger als 34 Jahre, 
Diese Entwicklung ist im wesentlichen durch zwei 
Faktoren bestimmt worden. 
Zwischen dem Altersaufbau der Lehrerschaft und 
dem der Wohnbevölkerung besteht eine enge Ver-
flechtung. Die Zonen der Geburtenausfälle während 
des ersten und zweiten Weltkrieges zeichnen sich 
hier wie dort deutlich ab. Auf die Verjüngung des 
Lehrkörpers hatte zunächst das Ausscheiden der 
1960 noch stark besetzten älteren Jahrgänge größe-
ren Einfluß. So betrug 1960/61 der Anteil der 55-
jährigen und älteren Lehrer rund 27%. Dieser An-
teil ging bis zum Schuljahr 1974/75 um 3 000 Per-
sonen auf nur 8% zurück. Infolge der derzeitigen 
Altersstruktur zeichnet sich heute bereits ab, daß 
nach 1990 wieder mit einem deutlichen Ansteigen 
des Bestandes an über 55 Jahre alten Lehrern ge-
rechnet werden muß. 

Die starke Feminisierung des Lehrkörpers ist durch 
die vergleichsweise kurzen Studiengänge an den Pä-
dagogischen Hochschulen und den Erwerb der klei-
nen Fakultas an Universitäten begünstigt worden. 
Das zahlenmäßige Verhältnis von Lehrerinnen zu 
Lehrern an den einzelnen Schularten der allgemein-
bildenden Schulen hat sich deshalb zwischen den 
Schuljahren 1960/61 und 1974/75 insgesamt stark 
zugunsten der Frauen verschoben. Der nach Schul-
arten erheblich voneinander abweichende Femini-
sierungsgrad wirkt sich auch unterschiedlich auf 
den Ersatzbedarf aus. 

Anteil der Lehrerinnen in den einzelnen Schularten 
der allgemeinbildenden Schulen in %: 
Schul- Grund- u. Sonder- Real- Gymna-

 

jahr Hauptschu- schulen schulen sien 
len 

1960/61 42 37 42 27 
1974/75 56 64 45 31  

An allen Schulärten der allgemeinbildenden Schulen 
veränderten mehr und jüngere Lehrerinnen den Leh-
rerbestand. Im Schuljahr 1974/75 sind von allen 
hauptamtlichen Lehrkräften, die jünger als 35 Jahre 
alt sind, 58% Lehrerinnen (1960: 36%), während 
die Lehrerinnen an der Gesamtheit der Lehrerschaft 
nur 50% ausmachen. An Sonderschulen und Real-
schulen sind sogar drei Viertel aller Lehrerinnen 
jünger als 35 Jahre alt. 

Aufgrund der seit 1969 beim Statistischen Landes-
amt geführten Lehrer-Individualdatei ist es möglich, 
die Lehrerbewegung in Kombination von Altersjah-
ren und Bewegungsgründen zu analysieren; eine ge-
nauere Untersuchung ist in Vorbereitung. 

Im Schuljahr 1973/74 sind insgesamt 6 800 Lehr-
kräfte neu in den Schuldienst übernommen worden, 
andererseits sind 3 500 — darunter 580 durch Ein-
tritt in den Ruhestand — ausgeschieden. Rund 80% 
aller Zugänge kamen direkt von den Ausbildungs-
stätten. In dieser Zugangsgruppe liegt bei den Frau-, 
en das Schwergewicht (67%) in der Altersgruppe 
20 bis unter 25 Jahre, bei den Männern (50%) meist 
infolge Wehrdienst und längerer Ausbildungszeit 
(große Fakultas) in der Altersgruppe 25 bis unter 
30 Jahre. Im Jahr 1974 hat das Land 530 Lehrkräf-
te (8%) durch Zugänge aus anderen Bundesländern 
gewonnen, andererseits wechselten 270 Lehrer in 
den Schuldienst anderer Bundesländer über. 

Die Quote für die Rückkehr von ausgeschiedenen 
Lehrerinnen in den Schuldienst hat seit 1972 stetig 
abgenommen. Sie betrug 1972 rund 8% aller zuge-
gangenen Lehrerinnen und ist seither auf 4% gesun-
ken. Im Jahr 1974 sind insgesamt 170 Lehrerinnen 
in den Schuldienst zurückgekehrt. 

3.3.3 Weiterbildung 

Der Weiterbildung wird angesichts der sich ständig 
verändernden Lebens-, Arbeits- und Umweltbedin-
gungen und der damit vielschichtiger und komplexer 
werdenden Probleme gesellschaftspolitisch zuneh-
mende Bedeutung zugeschrieben. Besonders jetzt, 
da das Bildungsbewußtsein wieder stärker auf beruf-
liche Ausbildung mit den Schranken der Erreichbar-
keit und Zweckmäßigkeit ausgerichtet sein muß, 
wird Weiterbildung zur Persönlichkeitsformung und 
zur Befriedigung des einzelnen eine größere Rolle 
spielen. Der Forderung der Bildungspolitiker, den 
Weiterbildungsbereich zu einem vierten Hauptbe-
reich innerhalb des Bildungssektors weiterzuentwik-
keln, sind zunächst noch finanzielle Grenzen gesetzt. 
Aber auch die konzeptionelle und methodische Dis-
kussion muß noch weiterentwickelt werden. 
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Über 5 000 Weiterbildungsinstitutionen 

Aufgrund der in Baden-Württemberg durchgeführten 
Modellerhebung läßt sich bezüglich der Struktur der 
Weiterbildung feststellen, daß über 5 000 Institutio-
nen aus allen gesellschaftlichen Bereichen Weiterbil-
dungsarbeit betreiben. Sie bedienten sich dabei außer-
dem noch über 7 500 Außenstellen. Im Vergleich zu 
den vorhandenen rund 6 400 schulischen Ausbildungs-
stätten ist ihre Zahl hoch; allerdings betreiben nur 
wenige der 5 000 Weiterbildungseinrichtungen eine 
kontinuierliche und damit zugleich auch intensive 
Weiterbildungsarbeit. 

Die rund 5 000 Institutionen,von denen knapp 
4 000 in die Modellerhebung einbezogen waren, ha-
ben für Weiterbildungszwecke im Jahre 1972 rund 
2,8 Millionen Unterrichtsstunden abgehalten. Auf 
die Bevölkerung bezogen bedeutet dies, daß im 
Landesdurchschnitt rund 30 Unterrichtsstunden je 
100 Einwohner für Weiterbildung anfallen. Ob da-
mit nur ein Mindestangebot oder aber ein ausrei-
chendes Angebot an Weiterbildungsmöglichkeiten 
erreicht wurde, kann nicht beurteilt werden, da die 

Zielvorstellungen eines ausreichenden Angebots bis-
her nicht quantifiziert wurden und auch ein Länder-
vergleich wegen fehlender Daten aus den anderen 
Bundesländern nicht angestellt werden kann. Im 
Vergleich zu den 2,8 Millionen Unterrichtsstunden 
im Weiterbildungssektor sind in den Klassen der all-
gemeinbildenden und beruflichen Schulen über 60 
Millionen Unterrichtsstunden durchgeführt worden. 

Bildungs-

 

abschluß 

Allerdings ist bei diesem Vergleich zu berücksichti-
gen,daß im Weiterbildungsbereich der Lehrstoff 
vergleichsweise häufiger durch Literaturstudium, 

Fernlehrgänge usw. vermittelt wird. 

Erste Voraussetzung für die Qualität des Bildungs-
angebots ist eine ständige, kontinuierliche Weiter-
bildungsarbeit durch die Einrichtungen. Je konti-
nuierlicher eine Einrichtung Weiterbildungsveran-
staltungen durchführt, desto eher liefert sie auch 
ein qualitativ zufriedenstellendes Bildungsangebot. 
Im Durchschnitt wurden 1972 von den in Baden-
Württemberg vorhandenen Weiterbildungseinrich-
tungen 702 Unterrichtseinheiten je Einrichtung ab-
gehalten. Dieser Durchschnitt wurde jedoch nur 
von 546 Einrichtungen (14%) übertroffen. Fast die 
Hälfte aller derartigen Institutionen dagegen führ-
ten weniger als 50 Unterrichtsstunden durch; insge-
samt erreichten über drei Viertel nicht einmal 300 
Unterrichtseinheiten. 

Rund 700 hauptberuflich Tätige 

Ein weiteres Indiz für das Vorliegen einer qualitativ 
befriedigenden Weiterbildungsarbeit kann in einer 
hauptamtlichen Leitung der Weiterbildungseinrich-
tungen gesehen werden. Angesichts der Tatsache, 
daß nur relativ wenige Weiterbildungseinrichtungen 
kontinuierlich im Weiterbildungsbereich arbeiten, 
ist es nicht überraschend, daß nur 539 von ihnen von 
einem vollzeitbeschäftigten Leiter geführt werden 

und nur 177 pädagogische Mitarbeiter vollzeitbe-
schäftigt sind. Nach den gemeinsamen Empfehlun-
gen der Kultusministerkonferenz und des Deut-
schen Städtetages soll ein hauptamtlich Beschäftig-

 

ter für je 2 400 Unterrichtseinheiten vorgesehen sein, 

so daß also danach ein Bedarf an weiteren rund 400 
hauptamtlichen Mitarbeitern bestände. Da jedoch 
nur 184 Weiterbildungseinrichtungen jährlich mehr 
als 2 400 Unterrichtseinheiten leisten, andererseits 
aber 539 hauptamtliche Leiter von Weiterbildungs-
einrichtungen schon vorhanden sind, läßt sich ein 
zusätzlicher Bedarf zumindest bei der derzeitigen 
Struktur nicht ohne weiteres ableiten. Die Lehrin-
halte selbst werden ganz überwiegend durch teilzeit-
beschäftigte Lehrkräfte vermittelt. Die rund 40 000 
teilzeitbeschäftigten Lehrer wurden noch durch 
knapp 1 000 vollzeitbeschäftigte Lehrkräfte ergänzt. 

Die Mehrzahl der Themen im Weiterbildungsbereich 
(56%) war der allgemeinen Weiterbildung zuzuord-
nen. Dabei dominierten eindeutig die Sprachen. Jede 
sechste Unterrichtsstunde beschäftigte sich mit Spra-
chen, Sprachwissenschaften oder Philologie. Philoso-
phie, Theologie, Soziologie und Politikwissenschaft 
waren in 8% der Unterrichtsstunden Thema. Der Ge-
sundheit und Medizin dienten 6% aller Unterrichts-
stunden. Knapp 5% befaßten sich mit Kochen, Nä-
hen und sonstigen hauswirtschaftlichen Tätigkeiten. 
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Neben der allgemeinen Weiterbildung findet berufs-
bezogene Weiterbildung das stärkste Interesse. Jede 
dritte Unterrichtsstunde kann man zu diesem Be-
reich der engeren betriebsbezogenen Weiterbildung 
zählen. Vom Thema her dominierten dabei die anzu-
wendenden Techniken in den einzelnen Wirtschafts-
bereichen, die 8% aller Unterrichtsstunden ausmach-
ten. Knapp 7% wurden dem Bürowesen, der Büro-
technik in der Büroarbeit gewidmet. Probleme der 
elektronischen Datenverarbeitung wurden in 3% der 
Unterrichtsstunden behandelt. 

Neben allgemeiner und beruflicher Weiterbildung 
war ein dritter Schwerpunkt in dem Themenbereich 
zu sehen, der auf einen höheren Bildungsabschluß 
hinführt. 14% aller Unterrichtsstunden dienten die-
sem Zweck. 

Eine Möglichkeit der Sicherung des breitgefächerten 
Bildungsangebots ist in der pluralistischen Struktur 
der Träger von Weiterbildungseinrichtungen zu sehen. 
Unterschiedliche Schwerpunkte der Bildungsarbeit 
der einzelnen Einrichtungen führen zusammen mit 
der Vielfalt der Träger zu einem entsprechenden An-
gebot. So werden z. B. die Themen allgemeiner Natur 
hauptsächlich von den Volkshochschulen, den Kir-
chen und den Organisationen der freien Wohlfahrts-
pflege angeboten. Dabei dominierten im sprachlichen 
Bereich eindeutig die Volkshochschulen, die drei 
Viertel aller Unterrichtseinheiten in diesem Fachge-
biet abdeckten. Bei Themen mit einer engeren beruf-
lichen Beziehung standen dagegen eindeutig die wis-
senschaftlichen Anstalten und die Unternehmen im 
Vordergrund. Sie bestritten.jeweils ein Viertel aller 
entsprechenden Unterrichtsstunden. Erwähnenswert 
ist jedoch auch ein durchaus beachtlicher Anteil der 
Volkshochschulen, der Schulen, der Wirtschaftsver-
bände und der Arbeitnehmerorganisationen an die-
ser Thematik. 

Über die Hälfte aller Unterrichtsstunden (58%), die 
der Vorbereitung zu einem Bildungsabschluß dien-
ten, wurden vom Schulbereich durchgeführt. Jede 
zehnte dieser Unterrichtsstunden wurde von den 
Volkshochschulen veranstaltet, jede zwölfte von an-
deren wissenschaftlichen Anstalten. 

In diesen Zahlen kommt recht deutlich zum Aus-
druck, daß ein vielfältiges, thematisch breitgefächer-
tes Angebot an Weiterbildungsmöglichkeiten unter 
anderem durch die Vielfalt unterschiedlich orientier-
ter Bildungsträger gesichert wird. Erst das Zusam-
menspiel aller gesellschaftlich tragenden Kräfte im 
Weiterbildungsbereich ermöglicht offenbar ein the-
matisch ausgewogenes, differenziertes Weiterbil-
dungsangebot. Es wird vom gesamten bildungspoli-
tischen Konzept und den Möglichkeiten seiner Ver-
wirklichung abhängen, wie weit die Aktivitäten im 
Weiterbildungsbereich ausgebaut und in ihren The-
menschwerpunkten weiterentwickelt und koordi-
niert werden können. 

.3.4 Schwerpunkte sozialer Arbeit 

 

Soziale Sicherung kann sich nicht darauf besch 
ken, dem einzelnen in den Wechselfällen des Lebens 
möglichst umfassende materielle Hilfen zu geben. 
Sie umfaßt vielmehr auch einen weiten Bereich per-
sönlicher Dienstleistungen, aus dem in der nachfol-
genden Darstellung zwei besonders aktuelle Teilbe-
reiche, nämlich die Gemeindekrankenpflege und 
die offene Altenhilfe, herausgegriffen und aus da-
tenorientierter Sicht näher beleuchtet werden sol-
len. Die Wirksamkeit unseres Systems der sozialen 
Sicherung hängt außerdem in sehr starkem Maße 
davon ab, daß die für die Gewährung sozialer Hilfen 
erforderlichen Einrichtungen in ausreichender Zahl 
und Qualität zur Verfügung stehen, also eine lei-
stungsfähige soziale Infrastruktur vorhanden ist. 
Auch hierzu sollen in der nachfolgenden Darstel-
lung zwei Teilbereiche, nämlich die Einrichtungen 
zur beruflichen Rehabilitation Behinderter und 
die Heime für alte Menschen, behandelt werden. 

3.4.1 Ambulante pflegerische Dienste — 
Sozialstationen 

Die ambulante Krankenpflege oder Gemeindekran-
kenpflege, die seit etwa 100 Jahren besteht, wird 
ihrer Tradition entsprechend weitgehend von den 
Kirchengemeinden getragen. Neben der Kranken-
pflege für alte Menschen, für Behinderte, psychisch 
Kranke oder Langzeitkranke führen die Pflegekräfte 
auch ärztliche Verordnungen aus und übernehmen 
nach Krankenhausaufenthalten die weitergehende 
Versorgung der Patienten. Weitere Aufgaben der 
Gemeindekrankenschwestern sind die Hilfe und 
Mitwirkung bei der Rehabilitation, die Anleitung 
von Familienangehörigen und Nachbarn bei der 
Pflege, die Beschaffung und Instandhaltung von 
Pflegehilfsmitteln und die Ausbildung und Leitung 
des Hilfspersonals. Darüber hinaus betreuen die 
Pflegekräfte, soweit sie einer kirchlichen Organisa-
tion angehören, die hilfebedürftigen Menschen 
auch seelsorgerisch und vermitteln geistliche Hilfe. 

Die Zahl der Gemeindepflegestationen ist seit 
gerer Zeit rückläufig. Während es 1969 noch 2 
solcher Stationen gab, waren es nach einer Erhebung 
des Sozialministeriums 1973/74 nur noch 1 898 mit 
insgesamt 2 552 Pflegekräften. Damit hat im Lan-
desdurchschnitt eine Gemeindekrankenschwester 
einen Bereich mit rund 3 620 Menschen zu betreu-
en. Der betreute Personenkreis ist zu über 60% älter 
als 65 Jahre. 

Die Versorgung der einzelnen Stadt- und Landkreise 
ist sehr unterschiedlich. Die beste Versorgung errei-
chen die Landkreise Sigmaringen, Schwäbisch Hall 
und der Ortenaukreis. Dagegen weisen die Stadtkrei-
se Stuttgart, Karlsruhe, Heilbronn und Mannheim 
die schlechteste Versorgungslage auf (Schaubild 1). 
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Schaubild 1 

 

Einwohner je Gemeindekrankenschwester 

77% der Stationen waren 1973/74 nur mit einer 
Pflegekraft besetzt. Das Durchschnittsalter der Ge-
meindekrankenschwestern lag 1973 im Bundesge-
biet bei 58 Jahren. Der Anteil der wegen Erreichung 
der Altersgrenze ausscheidenden Gemeindekranken-
schwestern war in den vergangenen Jahren sehr hoch. 
Er belief sich z.B. im Bereich der Evangelischen Lan-
deskirche in Württemberg in den letzten zwei Jahren 
auf rund 20%. Mit einem weiteren starken Rückgang 
an konfessionellen Gemeindekrankenschwestern 
muß gerechnet werden, da die Mutterhäuser nicht 
über genügend Nachwuchskräfte verfügen. 

Die Finanzierung der Gemeindepflegestationen er-
folgt durch die Träger, aus dem Beitragsaufkommen 
der Krankenpflegevereine und durch die Kommunen. 
Die Landesversicherungsanstalten gewähren im gan-
zen Lande Zuschüsse. In den Regierungsbezirken 
Freiburg und Tübingen erhalten die Stationen auf-
grund von vertraglichen Regelungen der Landesver-
bände der Krankenkassen mit den Trägern der Sta-
tionen pauschale Zuwendungen von den Kranken-
kassen. Ebenfalls auf Vereinbarung der genannten 
Stellen beruht das in den nördlichen Regierungsbe-
zirken praktizierte System der Einzelvergütungen 
bestimmter Leistungen der Stationen. 

Landeszuschüsse werden für die Gemeindepflegesta-
tionen nicht geleistet. Für die Mitglieder von Kran-
kenpflegevereinen wird der Dienst der Gemeinde-  

krankenschwester teils unentgeltlich, teils zu einer 
ermäßigten.Gebühr erbracht. Die Sozialämter über-
nehmen die Kosten für Sozialhilfeempfänger. 

Die rückläufige Entwicklung und die personellen 
Probleme der Stationen haben dazu geführt, daß 
die Versorgung der Bevölkerung mit ambulanter 
Krankenpflege durch die traditionellen Gemeinde-
pflegestationen bereits heute an vielen Orten des 
Landes nicht mehr gewährleistet ist. Dazu kommt, 
daß die vorhandenen Angebote an Hilfen unüber-
sichtlich sind, da die einzelnen Dienste und Träger 
oftmals getrennt voneinander und ohne gegenseitige 
Abstimmung arbeiten. Deshalb hat die Landesregie-
rung gemeinsam mit den Verbänden der freien 
Wohlfahrtspflege und den kommunalen Landesver-
bänden die Neuordnung der ambulanten Pflegedien-
ste in Modellsozialstationen in Angriff genommen. 
Dabei werden folgende Ziele angestrebt: 
1. Verbesserung und Sicherung der Versorgung mit 

ambulanten pflegerischen Diensten, wobei Kran-
kenpflege, Altenpflege, Haus- und Familienpfle-
ge innerhalb eines bestimmten Einzugsbereichs 
zu koordinieren sind. 

2. Aufbau und Intensivierung der Nachbarschafts-
hilfe, indem die Hilfsbereitschaft sozial engagier-
ter Bürger gefördert und ein geeignetes Betäti-
gungsfeld angeboten wird. 

3. Schulung der Bevölkerung in Fragen der häusli-
chen Krankenpflege, der Gesundheitserziehung 
und der Gesundheitsvor- und nachsorge. 

4. Schaffung zeitgerechter Arbeitsbedingungen für 
die Pflegekräfte. 

5. Verstärkte Zusammenarbeit zwischen freien Trä-
gern untereinander und zwischen den freien-Trä-
gern und-den Kommunen. 

Der Einzugsbereich einer Sozialstation soll ein Ge-
biet mit etwa 20 000 Menschen umfassen, wobei 
die Grenzen der kommunalen Gebietskörperschaf-
ten zu beachten sind. 

Jede Sozialstation sollte über folgende Grundaus - -

 

stattung verfügen: 

Behandlungsraum 
Personalraum (Umkleideraum und Ruhezimmer 
für den Bereitschaftsdienst) 
Büroraum 
Geräteraum 
Garagen oder Einstellplätze 

 

Die personelle Ausstattung sollte mindestens vier 
hauptamtliche Vollzeitkräfte umfassen. Davon soll-
ten mindestens zwei examinierte Krankenschwe-
stern sein, während die anderen Familien- oder Al-
tenpflegerinnen,.Dorfhelferinnen oder Kranken-
pflegehelferinnen sein können. In der Haus- und 
Familienpflege sowie in der Ältenpflege sind über-
dies auch ehrenamtliche oder nebenberufliche 
Kräfte einzusetzen. 

 

1 
1 

1 
1 
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Anfang 1976 gab es in Baden-Württemberg bereits 
41 Modellsozialstationen (Schaubild 2). Die Finan-
zierung dieser Stationen erfolgt anteilig durch Trä-
ger, Land und Kommunen. Der Träger (Verbände 
der freien Wohlfahrtspflege, Kirchengemeinden 
oder kommunale Gebietskörperschaften) über-
nimmt dabei von den ungedeckten Betriebskosten 
20°/G, das Land und die Kommunen tragen je 40% 
bis zu dem Höchstbetrag von jeweils 60 000 DM. 
Zur Erstausstattung werden außerdem Zuschüsse 
gewährt, und zwar 50% der Kosten bis zum Höchst-
betrag von 10 000 DM. Im Jahre 1973 hat das 
Land erstmals zur Förderung der Modellsozialsta-
tionen Mittel zur Verfügung gestellt und zwar in 
Höhe von 1 Mill.DM. Im Haushaltsjahr 1975 belief 
sich der entsprechende Betrag auf 1,65 MiII.DM. 

 

Außerhalb des Förderungsprogramms sind zusätz-
lich zahlreiche Sozialstationen in Betrieb, im Auf-
bau und in der Planung. Dennoch werden, um die 
Versorgung der Bevölkerung mit ambulanten pfle-
gerischen Diensten zu gewährleisten, in den kom-
menden Jahren noch große Anstrengungen erfor-
derlich sein. Angestrebt wird ein flächendeckendes 
Netz von Sozialstationen in Baden-Württemberg.  

3.4.2," Offene Altenhilfe 

Aus Befragungen älterer Menschen ist bekannt, daß. 
die Mehrzahl von ihnen den Wunsch hat, den Le-
bensabend in weitgehender Eigenständigkeit und 
Unabhängigkeit zu verbringen und solange wie mög= 
lich in der vertrauten Umgebung zu verbleiben. Da-
mit sind in der Altenhilfe, neben den auch weiter-
hin unentbehrlichen Heimen, vor allem die offenen 
Hilfen von herausragender Bedeutung. Sie können 
frühzeitig einsetzen und dem allmählichen Abneh-
men der Kräfte älterer Menschen angepaßt werden. 
Sie sind nicht nur die billigere, sondern häufig auch 
die sachgerechtere Form der Hilfe. Erst dann, wenn 
diese Hilfen zur Bewältigung der Lebenssituation 
nicht mehr ausreichen, sind Hilfen in Heimen oder 
sonstigen Einrichtungen erforderlich. Das Angebot 
an offenen Hilfen für ältere Menschen, das durch 
eine erfreuliche Vielfalt der Aktivitäten sozial enga-

 

gierter Gruppen und Einzelpersonen geprägt ist, 
konnte in den letzten Jahren beträchtlich erweitert 
werden. Das Land hat sich am Ausbau dieser Hilfen . 
durch Zuschüsse beteiligt. 

Altenberatung 
Für den älteren Menschen ist es oftmals schwierig, 
mit auftretenden Problemen allein fertig zu werden. 
Die Inanspruchnahme vorhandener Hilfen scheitert 
nicht selten an der fehlenden Orientierung. Die Be-' 
ratung ist damit selbst bereits ein wichtiger Bestand-
teil der Hilfe. Sie"erfolgt durch die Sozialämter der 
Städte und Landkreise und die Organisationen der 
freien Wohlfahrtspflege, die hierzu z.T. spezielle 
Altenberatungsstellen eingerichtet haben. Der 
Schwerpunkt der Beratungstätigkeit liegt in der Ver-
mittlung von Heimplätzen, Essenszubringerdiensten, 
Erholungsaufenthalten, häuslichen und pflegeri-
schen Diensten und in der Erteilung von Rat bei 
persönlichen und familiären Problemen. Wichtig 
sind auch Auskünfte darüber, welche Stellen für 
Renten-, Wohngeld-, Lastenausgleichs- und ähnli-
che Angelegenheiten zuständig sind. 

Altenbegegnungsstätten, Altenclubs 
Für Unterhaltung und Geselligkeit sorgen Altenbe-
gegnungsstätten und Altenclubs, von denen es ge-
genwärtig in Baden-Württemberg mehr als 1 800 
gibt. Das sind rund doppelt soviel wie noch im Jah-
re 1971. Die weitaus überwiegende Zahl der Ein-
richtungen (mehr als 1 700) wird von den Verbän-
den der freien Wohlfahrtspflege und den diesen an-

 

geschlossenen Organisationen unterhalten, die 
übrigen stehen in kommunaler Trägerschaft. 

Verschiedene Einrichtungen sind täglich geöffnet, -
andere nur an bestimmten Wochentagen. Die ange-
botenen Programme und Möglichkeiten reichen von 
Vorträgen über Themen der verschiedensten Art bis 
zur Pflege von Hobbys und zu gemeinsamen Aktivi-

 

täten wie Wandern oder Spielen. 
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Behinderungsart 1975 1980 1985 

  

Zahl Rehabilitationsmaßnahmen 

ausschließlich medizinische 
Rehabilitation 

medizinische und berufliche 
Rehabilitation 

ausschließlich berufliche 

 

Insgesamt 

851830 81,7 

 194 •. a,z 

 14,1 

1 043 268 100 

 

Blinde 

Gehörlose 

Geistigbehinderte 

Körperbehinderte 

Lernbehinderte 

Schwerhörige 

Sehbehinderte 

_Sprachbehinderte 

Verhaltensgestörte 

Insgesamt 

11 Im Alter von 15 bi unter 18 Jahren. 

rufsfördernden Leistungen gehören insbesondere 
Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung eines Arbeits-
platzes, Berufsfindung, Arbeitserprobung und Be-
rufsvorbereitung, berufliche Anpassung, Fdrtbil-
dung, Ausbildung und Umschulung. Diese Rehabili-
tationsmaßnahmen werden in den verschiedensten 
Einrichtungen durchgeführt. Hierbei sind vor allem 
die Berufsbildungswerke, die Berufsförderungswerke, 
die Rehabilitationskrankenhäuser und die Werkstät-
ten für Behinderte zu nennen. Nach einer Schätzung 
aus dem Schulbereich liegt die Zahl der behinderten 
Jugendlichen im Alter von 15 bis unter 18 Jahren 
bei knapp 30 000. Für die erwachsene Bevölkerung 
wird die Zahl der Behinderten auf rund 460 000 ge-
schätzt. Auch wenn nur ein Teil dieser heute etwa 
490 000 Behinderten einer beruflichen Eingliederung 
bedarf, zeigt sich doch der Umfang der Aufgabe, die 
den Trägern und dem Land in diesem Bereidh ge-
stellt ist. Im gesamten Bundesgebiet entfielen 1974 , 
von mehr als 1 Mill. abgeschlossenen Rehabilitations-
fällen rund 191 000 (18,3%) auf das Gebiet der be-
ruflichen,Rehabilitation (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle 2 

Rehabilitationsfälle im Bundesgebiet, 
ohne Sozialhilfe und Kriegsopferversorgung 1974 

64 

212 

73 

243 

68 

227 

2 540 2 913 

 

4 855 4 550 

  30 622 

2 724 

1362 

18 160 

817 

454 

2 270 

1 457 

19 420 

874 

486 

2 428 

1 270 

16 936 

762 

423 

2 117 

4 234 

28 558 

Häusliche und pflegerische Dienste 

Eine der wichtigsten offenen Hilfen für ältere Men-
schen sind die von der freien Wohlfahrtspflege und 
den Kommunen eingerichteten häuslichen und 
pflegerischen Dienste. Aus Aufzeichnungen der Ge-
meindepflege- und Sozialstationen ist bekannt, daß 
der von diesen Einrichtungen betreute Personenkreis 
zu mehr als 60% aus älteren Menschen besteht. Die 
in Abschnitt 3.4.1 geschilderten Bemühungen um 
eine Stärkung dieser Dienste sind daher auch für die 
offene Altenhilfe von Bedeutung. 

 

Essendienste 

Ein besonderes Problem für ältere Menschen ist oft 
das Einkaufen oder Kochen: Fahrbare Essensdien-
ste, die fertig zubereitete Mahlzeiten, ins Haus brin-
gen und nahezu ausschließlich von den Organisatio-
nen der freien Wohlfahrtspflege unterhalten werden, 
sind insbesondere in den Städten im Einsatz. Sie ha-
ben 1974 mehr als 1,1 Millionen Mahlzeiten ausge-
fahren. 1970 hatte die Zahl der ausgegebenen Mahl-
zeiten erst 519 000 betragen. An einigen Orten ha-
ben ältere Menschen die Möglichkeit, an einem sta-
tionären Mittagstisch teilzunehmen. Auch hier ist 
binnen weniger Jahre eine Verdoppelung festzu-
stellen. 

Altenerholung 

Eine weitere, von den älteren Menschen gern akzep-
tierte Hilfe sind die von den Verbänden der freien 
Wohlfahrtspflege mit finanzieller Unterstützung des 
Landes und teilweise auch der Städte und Landkrei-
se durchgeführten Erholungsaufenthalte und Stadt-
randerholungen. Im Rahmen der Stadtranderholung 
wurden 1974 mehr als 44 000 Verpflegungstage ge-
leistet, bei den zwei oder drei Wochen dauernden 
Erholungsaufenthalten betrug die Zahl der Verpfle-
gungstage mehr als 380 000. 

Förderung durch das Land 

Das Land fördert die offenen Hilfen für ältere Men-
schen seit 1973 durch Zuschüsse. 1975 wurden hier-
für (einschließlich Eventualhaushalt) insgesamt 3,5 
MiII.DM bereitgestellt. Wichtigste Einzelposten der 
Förderung sind die Haus- und Altenpflege mit 
.850 000 DM, die Altenerholung mit 750 000 DM, 
die mobile Altenbetreuung mit 660 000 DM und 
die Zuschüsse zur Einrichtung und Ausstattung von 
Altenbegegnungsstätten, Altentagesstätten und 
dergleichen in Höhe von 523 000 DM. 

 

3.4.3 Einrichtungen zur beruflichen Rehabilitation 

 

Die Leistungen zur beruflichen Rehabilitation um-
fassen alle Hilfen, die erforderlich sind, um die Er-
werbsfähigkeit des Behinderten entsprechend seiner 
Leistungsfähigkeit zu erhalten, zu bessern, herzustel-
len oder wiederherzustellen und ihn hierdurch mög-
lichst auf Dauer beruflich einzugliedern. Zu den be-

 

32749

Rehabilitation

44

147244
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Tabelle 1 

Behinderte Jugendliche 1) nach Behinderungsart 
1975, 1980 und 1985 

 



Berufsbildungswerke 
,Die Berufsbilduhgswerke dienen der überbetriebli-
chen Ausbildung behinderter Jugendlicher nach Be-
endigung ihrer Sonderschulzeit. Aufgenommen wer-
den solche Behinderte, die voraussichtlich nur mit 
Hilfe besonderer Förderungsmaßnahmen zu einem 
beruflichen Abschluß gelangen können. Diesen Ju-
gendlichen soll eine ihrer Begabung und ihrer Behin-
derung angemessene Berufsausbildung bis zur vollen 
Berufsreife ermöglicht werden. Der eigentlichen 
beruflichen Ausbildung werden dabei in der Regel 
berufsfördernde Maßnahmen wie Berufsfindungs-
und Förderungslehrgänge vorangeschaltet. Den viel-
fältigen Arten von Behinderungen wird durch ein 
System von ausbildungsbegleitenden Maßnahmen 
in Form von Heilbehandlung, psychologischen, heil-
pädagogischen und sozialen Hilfen, Krankengymna-
stik, Bewegungstherapie und Sport Rechnung ge-
tragen. Ein Berufsbildungswerk soll etwa 300 —
350 Plätze umfassen, Spezialeinrichtungen für be-
sondere Behinderungsarten können mit niedrigeren 
Platzzahlen auskommen. 

Da über den tatsächlichen Bedarf keine zuverlässi-
gen Informationen vorlagen, wurde 1972/73 in 
Baden-Württemberg eine empirische Untersuchung 
durchgeführt. Es zeigte sich, daß in Berufsbildungs-
werken 76% aller Plätze für Lernbehinderte reser-
viert werden müssen. Es folgen die Körperbehinder-
ten (10%), die Verhaltensgestörten (4%), die Hör-
oder Sprachbehinderten (4%), die Sehbehinderten 
— ohne Blinde — (2%) sowie sonstige Behinderte 
mit 4%. 

Nach dem Ergebnis der Untersuchung wurden 
1 100 Behinderte des Entlaßjahrgangs 1972/73 als 

in Berufsbildungswerken förderungsbedürftig ange-
sehen. Bei im Durchschnitt 3jähriger Ausbildungs-
dauer ergibt sich ein Bedarf von 3 300 Plätzen in 
Berufsbildungswerken. 

Folgende Berufsbildungswerke sind errichtet bzw. 
im Bau oder geplant: 
— Das Berufsbildungswerk für körperbehinderte 

Kinder und Jugendliche der Stiftung Rehabilita-
tion in Neckargemünd mit 315 Ausbildungsplät-
zen. Dieses, im September 1974 in Betrieb ge-
nommene Berufsbildungswerk dient der Förde-
rung körperbehinderter Jugendlicher. 

— Das im Rohbau fertiggestellte Berufsbildungs-
werk der Johannes-Anstalten Mosbach als erste 
Baustufe eines 

- 
Eingliederungszentrums für mehr-

fachbehinderte Kinder und Jugendliche. Aufge-
nommen werden geistig Behinderte mit zusätz-
lichen Verhaltensstörungen. Insgesamt werden 
hier 320 Plätze geschaffen, davon 80 für Berufs-
findung und Arbeitserprobung. 

— Das Berufsbildungswerk Waiblingen der Anstalt 
Stetten im Remstal befindet sich derzeit im Bau. 
Es dient der Berufsausbildung lernbehinderter  

Jugendlicher und soll das bereits in Stetten vor-
handene kleine Berufsbildungswerk ersetzen. 
Nach seiner Fertigstellung werden 330 Plätze 
vorhanden sein. 

— Durch die Nikolauspf lege Stuttgart soll ein Be-
rufsbildungswerk für Blinde und Sehbehinderte 
mit etwa 150 Plätzen errichtet werden. Einzugs-
bereich dieses Berufsbildungswerkes wird der ge-
samte süddeutsche Raum sein. 

Mit Abschluß der geplanten und im Bau befindli-
chen Maßnahmen stehen in Baden-Württemberg 
1 115 Ausbildungsplätze, also etwa ein Drittel des 
ermittelten Bedarfs zur Verfügung. 

Hirngeschädigte Kinder und Jugendliche erfahren 
im Jugendwerk Gailingen eine besondere Förderung. 
Dort können neben diagnostischen und therapeuti-
schen Maßnahmen auch Berufs- und Arbeitsplatz- . 
erprobungsuntersuchungen durchgeführt werden. 
Hierfür stehen 180 Plätze zur Verfügung. 

Für den Bau des Jugendwerks Gailingen und der 
Berufsbildungswerke wurden in den letzten Jahren 
Zuschüsse des Landes in Höhe von 67 Mill.DM bewil-
ligt. Die damit geförderten Einrichtungen erfordern 
Gesamtinvestitionen in Höhe von etwa 203 Mill.DM. 

 

Berufsförderungswerke 
Berufsförderungswerke dienen der Umschulung und 
Ausbildung behinderter Erwachsener. Wesentlich 
für ein Berufsförderungswerk ist die ausbildungsbe-
gleitende Förderung (medizinische Behandlung, 
Krankengymnastik, Psychotherapie, psychologi-
scher Dienst, Rehabilitationsberatung). 

Das Land verfügt über Berufsförderungswerke mit 
insgesamt 2 600 Plätzen. Das ist über ein Drittel 
aller Plätze der Berufsförderungswerke im Bundes-
gebiet. Damit sind in Baden-Württemberg so viele 
qualifizierte Einrichtungen vorhanden, daß nach 
vorläufigen Berechnungen und Erfahrungen der Be-
darf im Lande auf diesem Sektor abgedeckt sein 
dürfte. 

Im einzelnen handelt es sich um die nachstehenden 
Einrichtungen: 

Das Berufsförderungswerk Heidelberg ist das größte 
Berufsförderungswerk im Bundesgebiet. In 1 720 
Ausbildungsplätzen ist es möglich, insbesondere Be-
hinderte mit besonders schweren Behinderungsaus-
wirkungen zu betreuen. Dabei werden neben einer 
qualifizierten Ausbildung umfassende ausbildungs-
begleitende Rehabilitationsmaßnahmen angeboten. 
In einem angegliederten Rehabilitationsinstitut für 
Berufsfindung werden (auf 200 Plätzen) Maßnah-
men der Berufsfindung durchgeführt. Vor Aufnah-
me in das Berufsförderungswerk werden alle Behin-
derten, die für eine Ausbildung auf Fachschul-, 
Fächhochschul- oder Hochschulebene vorgesehen 
sind, auf eine Dauer von mindestens 6 Monaten im 
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Berufsförderungswerk selbst oder am Wohnort vor-
gefördert. Bei den Behinderten der übrigen Ausbil-
dungsbereiche wird eine Vorförderung bei Bedarf 
durchgeführt. Im Rahmen der Ausbildung ist eine 
gezielte Individualförderung einzelner Behinderter 
sichergestellt. Im Berufsförderungswerk.Heidelberg 
werden etwa 50 Ausbildungsarten vom Anlern- bis 
zum Hochschulberuf geboten. Das Ausbildungspro-
gramm erstreckt sich auf kaufmännische, Datenver-
arbeitungs- und Verwaltungsberufe, auf gewerbli-
che/technische und sonstige Berufe. Die Ausbil-
dungsgänge dauern je nach Abschluß zwischen 18 
und 36 Monaten und enden mit Abschlußprüfungen 
vor der Industrie- und Handelskammer, dem Fach-
schulexamen oder Fachhochschulexamen. 

Im Berufsförderungswerk Schömberg können 600 
erwachsene Behinderte gefördert werden. Es ist die 
Möglichkeit der Berufsfindung und Arbeitserpro-
bung (12 bis 20 Plätze) gegeben. Vor Beginn des ei-
gentlichen Ausbildungsprogramms ist eine Vorför-
derung am Wohnort oder im Berufsförderungswerk 
möglich. Während der Ausbildung ist eine begleiten-
de Förderung der Behinderten sichergestellt. 
Das Ausbildungsprogramm umfaßt kaufmännische 
Berufe, Datenverarbeitungs- und Verwaltungsberufe 
sowie gewerbliche/technische Berufe, die in der Re-
gel nach 18 Monaten mit einer Prüfung vor der In-
dustrie- und Handelskammer abgeschlossen werden. 

Das Berufsförderungswerk Wildbad ist eine Spezial-
einrichtung vor allem für querschnittsgelähmte Be-
hinderte und andere Rollstuhlfahrer. Ihnen stehen 
84 der 1.35 Ausbildungsplätze zur Verfügung. Im 
Berufsförderungswerk ist die Möglichkeit der Be-
rufsfindung und Arbeitserprobung (derzeit 5 Plät-
ze) gegeben. Das Ausbildungsprogramm umfaßt 
kaufmännische Berufe, Datenverarbeitungs- und 
Verwaltungsberufe sowie gewerbliche/technische 
Berufe. Diese Programme dauern in der Regel 20 
Monate und enden mit einer Abschlußprüfung vor 
der Industrie- und Handelskammer. 

Das Kurt-Lindemann-Haus Heidelberg-Schlierbach 
dient der beruflich-sozialen Rehabilitation von 
Querschnittsgelähmten und anderen Personen mit 
schweren Körperbehinderungen auf 75 Ausbildungs-
plätzen. Auf 5 Plätzen ist die Möglichkeit einer Be-
rufsfindung und Arbeitserprobung geboten. Das 
Ausbildungsprogramm umfaßt kaufmännische 
Berufe und gewerbliche/technische Berufe mit ei-
ner Ausbildungsdauer von 24 Monaten. Diese Pro-
gramme schließen mit einer Abschlußprüfung vor 
der Industrie- und Handelskammer ab. 
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den; ein Ausbau auf 200 Plätze ist geplant. Die an-
gebotene Ausbildung bezieht sich nicht auf spezielle 
Berufe, sie dient vielmehr der Vorbereitung auf ver-
schiedene Berufsfelder der Wirtschaft und Verwal-

 

tung. . 

Ein anschauliches Bild der Arbeit-der Berufsförde-
rungswerke kann z. B. aus den Erfahrungsberichten 
des Berufsförderungswerks Schömberg gewonnen 
werden. Die dort in die Rehabilitationsmaßnahmen 
einbezogenen Behinderten waren; überwiegend Män-
ner. Der Anteil der Frauen stieg von 2,1% im Jahre 
1970 auf 8,1 % im Jahre 1975 an. Die größte Gruppe 
der Rehabilitanden stellt die Altersgruppe zwischen 
20 und 39 Jahren mit etwa 80%. In den Behinde-
rungsarten der geförderten Behinderten treten dege-
nerative Erkrankungen des Stütz- und Bewegungs-
apparates bzw. Unfallfolgen mit zusammen etwa 
45% am häufigsten auf. Baden-Württemberg stellt 
im Durchschnitt der letzten Jahre etwa 70% der An-
meldungen und Rheinland-Pfalz etwa 9%. Die Pro-
zentanteile der Behinderten aus den übrigen Bundes-
ländern schwanken stark. Nur ein verschwindend 
geringer Teil der Rehabilitanden konnte die Ab-
schlußprüfung vor der Industrie- und Handelskam-
mer nicht bestehen. 76% der 1973 entlassenen Re-
habilitanden hatten bereits bei ihrem Abgang einen 
ihrer Ausbildung angemessenen Arbeitsplatz. 

Rehabilitationskrankenhäuser 
Der Rehabilitation (meist Schwerbehinderter Perso-
nen) dienen besondere Einrichtungen, bei denen 
eine enge Verzahnung zwischen medizinischer und 
beruflicher Rehabilitation besteht. Den Kern sol-
cher Rehabilitationszentren bilden Krankenhäuser, 
die über alle modernen diagnostischen und thera-
peutischen Mittel verfügen und darüber hinaus Lei-
stungen anbieten, die den gesamten sozialen Bereich 
des Patienten in die Behandlung miteinbeziehen. 
Folgende modellhaften Rehabilitationskrankenhäu-
ser im oben genannten Sinne bestehen in Baden-
Württemberg: 

Das Südwestdeutsche Rehabilitationskrankenhaus 
Karlsbad-Langensteinbach mit heute 300 Betten 
befindet sich derzeit im Ausbau auf 505 klinische 
Betten und 120 Internatsplätze. 
Das Rehabilitationszentrum für Herz- und Kreislauf-
kranke Bad Krozingen hat bei insgesamt 212 Bett-
plätzen 159 klinische Betten. Die Einrichtung einer 
Coronar-Chirurgie ist geplant. 
Im Rehabilitationskrankenhaus Heidelberg des Be- -
rufsförderungswerks Heidelberg befinden sich 110 
klinische Betten und in der Abteilung für Quer-
schnittsgelähmte der Orthopädischen Anstalten 
Heidelberg-Schlierbach 65 klinische Betten. 
Die Rehabilitationsklinik des Süddeutschen Rehabi-
litationszentrums für Kinder und Jugendliche 
Neckargemünd hat 80 Betten. 

  

- Das Stephanuswerk lsny dient als Rehabilitations-
zentrum für die Berufsvorbereitung und Förderung 
— meist querschnittsgelähmter — Behinderter und 
besitzt in seiner Aufgabenstellung eine gewisse Ver-
wandtschaft mit den 

- 
Berufsförderungswerken. 

Dort können derzeit 70 Behinderte gefördert wer-

 



   

Das Rehabilitationszentrum für Nlerenkranke,an 
der medizinischen Universitätsklinik Heidelberg 
(Nierenzentrum Heidelberg) mit 36 Betten ist im 
Bau. Seine Fertigstellung ist 1976 zu erwarten. 
Geplant bzw. im Bau sind das Chirurgisch-orthopä-
dische Rehabilitationszentrum Ulm mit 220 klini-
schen Betten (insgesamt 300 Bettplätzen) und das 
Orthopädische Zentrum Markgröningen mit eben-
falls 220 klinischen Betten. 

Die Rehabilitationskrankenhäuser und die Berufs-
förderungswerke wurden durch das Land Baden-
Württemberg in den Jahren 1966 bis 1975 mit Zu-
schüssen in Höhe von ca. 62 Mill.DM gefördert. 
Die Investitionen der Träger hatten einen Gesamt-
umfang von 163 Mill.DM. 

 

Werkstätten für Behinderte 

Die Werkstatt für Behinderte ist eine Einrichtung 
zur Eingliederung Behinderter, die wegen Art oder 
Schwere der Behinderung nicht auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt tätig sein können. Die Werkstatt 
bietet den Behinderten einen Arbeitsplatz oder 
Gelegenheit zur Ausübung einer geeigneten Tätig-
keit. Die Werkstatt muß es den Behinderten er-
möglichen, ihre Leistungsfähigkeit zu entwickeln, 
zu erhöhen oder wiederzugewinnen und ein dem 
Leistungsvermögen angemessenes Arbeitsentgelt 
zu erreichen. Sie soll über ein möglichst breites An-
gebot an Arbeitsplätzen und Plätzen für Arbeits-
training sowie über eine Ausstattung mit begleiten-
den Diensten verfügen. Der Schwerpunkt der Ar-
beit der Werkstätten für Behinderte liegt in der Re-
gel auf industrieller Fertigung und Montage. Die 
Arbeitsmethoden, Arbeitseinrichtungen und die 
Arbeitsatmosphäre sind auf die besonderen Belan-
ge der Behinderten abgestimmt. 

Baden-Württemberg verfügt bereits jetzt über ein 
fast lückenloses Netz von Werkstätten. Der Werk-
stättenplan des Landes' weist zum Stichtag 
31.12.1974 72 Werkstätten aus, davon 48 im ex-
ternen und 24 im internen.Bereich. Insgesamt 
sind rund 5 300 Werkstattplätze vorhanden, von 
denen etwa ein Viertel sanierungsbedürftig oder 
provisorischer Natur ist. 1975 konnten rund 850 
Werkstattplätze neu geschaffen oder renoviert wer-
den. Damit ist bereits mehr als die Hälfte des 1980 
erforderlichen Bestandes an Werkstattplätzen vor-
handen. In der Entwicklungsplanung für Werkstät-
ten für Behinderte wurde bis zum Jahre 1980 ein 
Zusatzbedarf, einschließlich eines Sanierungsbe-
darfs von mehr als 1 000 Plätzen, von insgesamt 
etwa 5 300 Plätzen ermittelt. 

1) Werkstätten für Behinderte in Baden-Württemberg —

Eine Situations- und Bedarfsanalyse, herausgegeben vom Ministe-

rium für Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung Baden-Württem-

barg, Stuttgart, Oktober 1974 

 

Das Land Baden-Württemberg hat in-den vergange-
nen 5 Jahren allein für die Werkstätten für Behihder-
te Fördermittel in Höhe von über 25 Mill.DM (da-
von rd. 4,5 Mill.DM Verpflichtungsermächtigung) 
bewilligt. 

3.4.4 Heime für alte Menschen 

Die steigende Zahl älterer Menschen — gegenwärtig 
leben in Baden-Württemberg 470 000 Männer und 
780 000 Frauen im Alter von 65 und mehr Jahren —
und vor allem die aufgrund des Altersaufbaus unse-
rer Bevölkerung in den kommenden Jahren zu erwar-
tende starke Zunahme bei den Hochbetagten führen 
dazu, daß den Heimen für ölte Menschen bei der Be-
urteilung der sozialen Infrastruktur wachsende Be-
deutung zukommt. 

Um einen Oberblick über den derzeitigen Bestand 
an Heimen und Heimplätzen für alte Menschen so-
wie über Größe, Alter, Ausstattung und Belegung . 
der Heime und über den Personenkreis der Heimbe-
wohner zu erhalten, hat das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Sozialordnung im April 1974 in en-
ger Zusammenarbeit mit den Dienststellen und Or-
ganisationen der öffentlichen und freien Wohlfahrts-
pflege eine Erhebung durchgeführt. 

Steigendes Heimplatzangebot 
Nach der Erhebung gab es am 3. April 1974 721 
Heime für alte Menschen mit insgesamt 44 558 
Heimplätzen. Davon entfielen 
auf die Altenwöhnheime 
(einschl. Wohnstifte) 5 706 Plätze 
auf die Altenheime 26 850 Plätze 

und auf die Altenpflegeheime 
sowie auf Pflegeabteilungen in 
Altenwohn- und Altenheimen 12 002 Plätze. 

Neben diesen allgemein zugänglichen Heimen be-
standen im Lande noch 50 Heime mit insgesamt 
2 383 Plätzen, die ausschließlich für Angehörige 
von Schwesterngemeinschaften bestimmt sind 
(Schwesternaltenheime) und 4 Altenheime für 
Blinde oder Gehörlose mit 187 Plätzen. 

Im

 

 Vergleich zu einer vom Wohlfahrtswerk für Ba-
den-Württemberg Anfang 1969 durchgeführten Be-
standsaufnahme ergibt sich eine Zunahme um rund 
10 000 und gegenüber einer Erhebung aus dem Jah-
re 1961-sogar von 18 000 Plätzen. Damit entfallen 
gegenwärtig im Landesdurchschnitt auf 100 Men-
schen im Alter von 65 und mehr Jahren 3,9 Heim-
plätze. 

Als im Bau befindlich wurden bei der Erhebung ins-
gesamt 5 053 Heimplätze gezählt. Davon können 

'nach den Angaben der Heime und Träoer 4 810 
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Trägergruppe 

123 
19 

2 

6 126 
1 654 

187 

13,75 
3,71 
0,42 

172 13493 30,28 
144 8 676 19,47 

38 4 151 9,32 

13 1 403 3,15 

10 704 1,58 

38 2 785 6,25 

162 5 379 12.07 

721 44 558 100 

Tabelle 3 

Heime und Plätze für alte Menschen nach 
Trägergruppen• 

Zahl der Zahl der Plätze 

Heime 

'Gemeinden und Städte 
Landkreise 
Sonstige öffentliche Träger 

Diakonisches Werk 
Caritawerband 

Deutscher Paritätischer Wohl-
fahrtsverband 
Arbeiterwohlfahrt 
Deutsches Rotes Kreuz 
Sonstige gemeinnützige Träger 

Private Träger 

Insgesamt 

Plätze voraussichtlich binnen 24 Monaten fertigge-
stellt werden. Die Gesamtzahl der Plätze, die nach 
den Angaben der Heime in den nächsten 24 Mona-
ten wegfallen werden, beträgt 1 203. Es kann folg-
lich damit gerechnet werden, daß Mitte 1976 etwa 
48 000 Heimplätze zur Verfügung stehen. 

In der Aufteilung der Heimplätze nach Trägern wird 
das zunehmende Engagement gemeinnütziger Orga-
nisationen offenkundig, deren Anteil am Heimplatz-
bestand von 1961 bis 1974 von 60,2 auf 70% 
(31 212 Plätze) gestiegen ist. Der Anteil der öffent-
lichen Träger ist im gleichen Zeitraum von 36,2 
auf 17,9% (7 967 Plätze) zurückgegangen. Auf pri-
vate Träger entfallen 12,1%aller Heimplätze, 1961 
hatte der entsprechende Anteil erst bei 3,6% gele-
gen. 

Eine Unterscheidung nach Heimarten ergibt, daß 
mehr als zwei Drittel der insgesamt 721 Heime für 
alte Menschen eingliedrig sind; in der Mehrzahl der 

Tabelle 4 

Heime und Plätze für alte Menschen nach 
ein- und mehrgliedrigen Einrichtungen 

Zahl der 
Zahl der Plätze 

Heime 

Eingliedrige Einrichtungen 

Fälle handelt es sich um reine Altenheime ohne 
Pflegeabteilung (385 Heime mit 13 930 Plätzen). 
Insgesamt halten die eingliedrigen Heime 47,6% 
des gesamten Platzangebots vor. Bei den zweiglie-
drigen Einrichtungen, ih denen sich 42,9% aller 
Plätze befinden, dominiert das kombinierte Alten-
und Altenpflegeheim, während die Kombinationen 
Altenwohnheim/Altenheim und Altenwohnheim/ 
Altenpflegeheim relativ selten sind. Der Anteil der 
dreigliedrigen Altenwohn-, Alten- und Altenpflege-
heime am gesamten Heimplatzbestand beläuft sich 
auf 9,5%. 

In der Aufteilung der Heime nach Größenklassen 
machen die kleineren Heime mit weniger als 50 
Plätzen zwar mehr als die Hälfte aller Heime aus, 
ihr Anteil an den Plätzen beträgt aber nur etwa ein 
Fünftel. Zu den Heimen mittlerer Größe mit 50. - 
bis 200 Plätzen gehören 42% aller Heime, ihr An-
teil an den Plätzen erreicht jedoch nahezu zwei 
Drittel. Zu den großen Heimen mit 200 und mehr 
Plätzen gehören nur 3% aller Heime, in diesen Hei-
men befindet sich rund ein Siebtel des gesamten 
Platzangebots. 

Baujahr und Ausstattung 

Angaben über das Baujahr liegen für 686 der insge-
samt 721 Heime vor. Sie lassen erkennen, daß sich 
rund die Hälfte aller derzeit vorhandenen Heim-
plätze in Neubauten befinden, die nach 1959 er-
stellt wurden. In der Ausstattung der Heime mit 
Speisesälen und Gemeinschaftsräumen (Aufent-
halts-, Lese-,Fernsehräume, Spielzimmer usw.), 
mit Personenaufzügen, Behandlungsräumen und 
therapeutischen Einrichtungen (wie Gymnastik-
räume, Kneippanlageri und Bewegungsbäder) ist 
zwischen neueren und älteren sowie größeren und 
kleineren Heimen im allgemeinen ein deutliches 
Gefälle festzustellen. 294 Heime verfügen nach ei-
genen Angaben über keinen Personenaufzug: Hier-
unter befinden sich 123 Heime mit 20 bis 49 Plät-
zen und 28 Heime mit 50 und mehr Plätzen. Heime 
dieser Größe erstrecken sich in der Regel bereits 
über mehrere Stockwerke. Über,  einen Behandlungs-
raum verfügen nur etwas mehr als ein Drittel aller 
Heime. Therapeutische Einrichtungen haben 76 
Heime. Eine Altenbegegnungsstätte, die auch 
Nichtheimbewohnern zugänglich ist, ist nur bei 57 
von insgesamt 721 Heimen vorhanden. 

insgesamt % 

 

Art des Heimes insgesamt 

 

496 21 201 47,6 

Altenwohnheime 
Altenheime 
Altenpflegeheime 

Zweigliedrige Einrichtungen 

Altenwohn-/Altenheime 
A Itenwo h n-/AI tenpf legehei me 
Alten-/Altenpflegeheime 

Dreigliedrige Einrichtungen 

Altenwohn-/Alten-/Alten- _ 
Pflegeheime 

Zusammen 

 

38 2888 6,5 Die Ausstattung. der Wohnungen (Appartements) 
385 13930 31,3 in Altenwohnheimen (Wohnstiften) und der Zim-

 

73 4383 9.8 mer in Alten- und Altenpflegeheimen ist in Schau-

 

197 19106 42,9 bild 3 dargestellt. Während die Wohnungen in AI-

 

7 467 1,1 tenwohnheimen bzw. Appartements in Altenwohn-

 

6 1 465 3,3 stiften im allgemeinen recht gut ausgestattet sind, 
184 17 174 38,5 entspricht die Ausstattung der Zimmer in Alten-

 

heimen, insbesondere die Ausstattung mit Naß-
zellen (eigene Dusche, eigenes WC), Balkonen und 

28 4 251 Notrufeinrichtungen nicht immer den Anforderun-

 

721 44 558 100 gen, die heute allgemein an ein Heim gestel It wer-
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M Altenheime 
1193 Altenpflegeheime und Pflegeabteilungen 
Ei] Altenwohnheime und Wohnstifte 

 

Schaubild 3 

Ausstattung der Zimmer in Altenheimen,Alten-
pflegeheimen und Altenwohnheimen 1974 

oda 

Warmwasser Nolrul- Balkon 
emric lu g Terrasse 

elge ..WC eigenes Bad 
Dusc e 

Ausstattung in 

❑ Allenheimen ❑ Altenpflegeheimen -'?'` Altenwohnheimen 

?676 

den. Auch die Ausstattung der Zimmer in Alten-
pflegeheimen ist teilweise noch verbesserungsbedürf-

 

tig. 

Der Anteil der Einbettzimmer hat in den Altenhei-
men in den letzten Jahren erfreulich zugenommen, 
er liegt nunmehr bei 75% des gesamten Platzange-
bots. 1969 hatte der entsprechende Anteil erst 63% 
und 1961 sogar erst 50% betragen. Bei den Mehr-
bettzimmern ist eine ständige Abnahme festzustel-
len. Befanden sich 1961 noch 28% und 1969 noch 
25% aller Plätze in Zweibettzimmern, so sind es 
gegenwärtig nur noch 19%. Noch stärker ist der 
Rückgang bei den Zimmern mit 3 und mehr Betten. 
Während auf diese Zimmer 1961 noch 22% und 
1969 noch 12% aller Plätze entfielen, sind es jetzt 
nur noch 5%. 

Anders verhält es sich bei den Plätzen in Altenpfle-
geheimen und Pflegeabteilungen. Hier dominiert 
mit einem Anteil von nunmehr 49% immer stärker 
das Zweibettzimmer. 1961 hatte der entsprechende 
Wert erst 31 % und 1969 46% betragen. Der Anteil 
der Einbettzimmer blieb dagegen von 1961 bis 
1974 mit 21 bzw. 23% nahezu konstant. Bei den 
Dreibettzimmern ist ein leichter Rückgang festzu-
stellen, ihr Anteil an den Plätzen beläuft sich auf 
17% (1961 = 21%, 1969 = 18%). Auf Vierbettzim-
mer entfallen gegenwärtig noch 6%, auf Zimmer 
mit 5 und mehr Betten 4% des Heimplatzbestandes.  

gen nur etwas mehr als ein Fünftel. Jeder 11. Platz 
wird von einem Bewohner beansprucht, der das 
65. Lebensjahr noch nicht erreicht hat. 

Stellt man der Altersgliederung der Heimbewohner 
die Ergebnisse aus der Bevölkerungsstatistik gegen-

 

über, so zeigt sich, daß von den 65- bis 69jährigen 
Einwohnern Baden-Württembergs nur 0,7%, von 
den 80- bis 84jährigen dagegen 7,8% und von den 
85jährigen und Älteren sogar 12,8% in Heimen le-
ben. Für die künftige Entwicklung des Heimplatz-
bedarfs kommt es folglich weniger auf die Zu- oder 
Abnahme der Altenbevölkerung insgesamt als viel-
mehr auf die zu erwartende Zahl der Hochbetagten 
an, Gerade bei dieser Personengruppe sind jedoch 
in den kommenden Jahrzehnten überproportionale 
Zunahmen zu erwarten. 

78,4% aller Heimbewohner sind Frauen, von der ge-
samten Altenbevölkerung dagegen 62%. Die Frauen 
sind also, gemessen an ihrem Bevölkerungsanteil, in 
den Heimen überrepräsentiert. Während z. B. von 
100 Männern im Alter von 85 und mehr Jahren 8 
in Heimen leben, sind es von 100 gleichaltrigen Frau-
en 15 und damit rund doppelt so viel. 

Schaubild 4 

 

Bewohner der Altenwohn-, Alten- und 

Altenpflegeheime nach dem Alterl 

Aller in Jahren 
100 

Frauen 

 

90 

85 

80 

IIlIIW0011~I~~Pllll 
 I I mlln"'°" 

AIIIP111111 il 
Umlik 

Illmlr, 
,iull~ 

~II 

II~ 

400 . 200 0 0 200 00 600 800 1000 7200 1100 1600 7800 
I r 

Personen 

Bewohner der 

95 

I.19.mm 

""^nnolqui~~~lluiouo 
• . 

- '911111I~IIVII~~~i~ 
IYm 

75 

70 

65 

60 

Hochbetagte unter den Heimbewohnern sehr zahl-

 

relCh
-) Heimbewohner im Alter unter fie lehren sind in die Derelellung nicht in-

reich  

neeue: 
Schaubild 4. Mehr als zwei Drittel aller Heimbewoh- • Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung Baden Württemberg 

ner (68,2%) stehen im Alter von 75 oder mehr Jah-

 

ren. Der Anteil der 65-bis 74jährigen beträgt dage- za rs 

85 

Die Altersstruktur der Heimbewohner ergibt sich aus 



unter 2 

® 2 bis unter 4 

_P 1 
— SCNW 

WALD Emmmemgm ~~// 

2318 

Alleinstehende Personen sind im Alter wesentlich 
häufiger auf ein Heim angewiesen als verheiratete. 
So leben z. B. von den verheirateten Personen des 
Geburtsjahrgängs 1899 nur 3,1% in Heimen, von 
den ledigen dagegen 20,8%.Insgesamt sind 95% der 
weiblichen Heimbewohner ledig, verwitwet oder 
geschieden. 

Der Anteil der dauernd pflegebedürftigen Personen 
unter den Heimbewohnern beläuft sich auf 31,5%. 
Insgesamt wurden bei der Erhebung im Jahre 1974 
12 660 Dauerpflegefälle gezählt, davon 140 in Al-
tenwohnheimen, 3 132 in Altenheimen und 9. 388 
in Altenpflegeheimen und Pflegeabteilungen. Die 
Mehrzahl von ihnen steht in höherem Lebensalter. 

 

Zu der sozialpolitisch außerordentlich bedeutsamen 
Frage, wieviele Heimbewohner in der Lage sind, die 
Kosten ihres Heimaufenthalts selbst zu bestreiten 
(z. B. aus Renteneinkünften, Ersparnissen, Vermö-
gen, Unterhaltsleistungen von Angehörigen usw.) 
und wieviele Sozialhilfe erhalten, liegen Angaben 
nur für die Alten- und Altenpflegeheime vor, da 
die Sozialämter in der Regel nur diesen Heimen ge-
genüber unmittelbar als Kostenträger in Erschei-
nung treten. Allerdinqs können die Heime in der 

Schaubild 5 

 

Versorgung mit Altenwohn-, Alten- und 
Altenpflegeheimplätzen 1975 

Auf 100 Menschen im Alter 
von 65 und mehr lehren 
entfallen  Heimplätze 
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Regel keine Angaben darüber machen, inwieweit 
es sich bei den Sozialhilfeempfängern um Perso-
nen handelt, die ausschließlich Sozialhilfe erhal-
ten und inwieweit es sich um Personen handelt, bei 
denen letztlich nur der nicht anderweitig abgedeck-
te Spitzenbetrag der Heimkosten aus Mitteln der 
Sozialhilfebestritten wird. 

Am Stichtag der 1974 durchgeführten Erhebung' 
waren 41,3% d er Alten- und Altenpflegeheimbe-
wohner Sozialhilfeempfänger. In den Pflegeheimen 
und Pflegeabteilungen lag der Anteil der Sozialhilfe-
empfänger mit 56,3% infolge der höheren Pflege-
sätze deutlich über dem Vergleichswert für die 
Altenheime (34,8%). 

Regionale Unterschiede in der Heimplatzversorgung 

Die regionalen Unterschiede in der Versorgung mit 
Heimplätzen werden aus Schaubild 5 sichtbar, in 
dem dargestellt ist, wieviele Plätze in den einzelnen 
Stadt- und Landkreisen jeweils auf 100 Menschen 
im Alter von 65 und mehr Jahren entfallen. 

Nicht berücksichtigt ist in der Darstellung der regio-
nal unterschiedliche, von einer Vielzahl von Fakto-
ren bestimmte Bedarf an Heimplätzen. Es ist grund-
sätzlich davon auszugehen, daß dieser Bedarf in den 
Großstädten deutlich höher ist, als beispielsweise in 
ausgesprochen ländlichen Gebieten. innerhalb der 
Kreise wird sich der Bedarf vorwiegend auf die 
Städte konzentrieren. Für seine Höhe kommt es 
neben der Alters-, Familien- und Siedlungsstruktur 
der Bevölkerung insbesondere auch auf das Ange-
bot an offenen Hilfen, die Situation in der Woh-
nungsversorgung, die bestehenden Verflechtungen 
mit Nachbarkreisen und -städten und die Zu- und 
Abwanderungen älterer Menschen an. 

Langfristiger Bedarf auf Landesebene 
Die vom Sozialministerium 1973 herausgegebene 
Denkschrift „Altenhilfe in Baden-Württemberg" 
beziffert den langfristigen Bedarf an Altenwohn-
heimplätzen im Lande auf rund 21 000. Der lang-
fristige Bedarf an Altenheimplätzen und an Pflege-
plätzen würde mit jeweils rund 3O000 ermittelt. 
Vom rechnerischen Gesamtergebnis her wird also 
dieser Bedarf an Altenheimplätzen in absehbarer 
Zeit gedeckt sein. Bei einer solchen Gegenüberstel-
lung des Bestands (Ist) und des Bedarfs (Soll) darf 
allerdings nicht übersehen werden, daß innerhalb 
des Landes ein erhebliches Gefälle in der Versor-
gung alter Menschen mit Heimplätzen besteht und 
das Überangebot in einzelnen Landesteilen nicht 
gegen den Fehlbestand in anderen Landesteilen 
aufgerechnet werden kann. Da die alten Menschen 
in der Regel auch bei Übersiedlung in ein Heim 
möglichst in ihrer vertrauten Umgebung und in 
der Nähe ihrer Verwandten und Bekannten bleiben 
möchten, ist eine solche Aufrechnung selbst zwi-
schen benachbarten Kreisen nur bedingt möglich. 

   



Aus dem vorstehenden Soll/Ist-Vergleich ergibt 
sich jedoch die zwingende Konsequenz, daß zusätz-
liche Altenheimplätze nur noch nach genauester 
Prüfung der Bedarfslage geschaffen werden soll-
ten. Die Nachfrage nach Altenheimplätzen wird 
auf lange Sicht nicht zuletzt davon abhängen, wel-
che Alternativen zum Altenheim, sei es in Form 
offener Hilfen, sei es in Form von Altenwohnhei-
men angeboten werden. Soweit örtlich noch ein 
Fehlbestand an Altenheimplä 

-
tzen abzudecken ist, 

sollte dies soweit als möglich im Rahmen mehr-
gliedriger Einrichtungen, also in Kombination mit 
Altenwohn- und Altenpflegeheimen, geschehen. 

Bei den Altenwohnheimplätzen'und den Pflege-
plätzen wird auch nach Fertigstellung der im Bau 
und in der Planung befindlichen Objekte noch ein 
erheblicher Fehlbestand zu verzeichnen sein. Wie 
schon in der Altenhilfedenkschrift zum Ausdruck 
gebracht, wird deshalb der Schwerpunkt der Bau-
tätigkeit künftig — abgesehen von Sanierungsmaß-
nahmen — eindeutig bei den Altenwohn- und Al-
tenpflegeheimen liegen müssen. Als besonders vor-
dringliche Aufgabe erweist sich die Schaffung zu-
sätzlicher Pflegeplätze. Sie ist sowohl unter dem 
Gesichtspunkt der Entlastung der Familien als 
auch der Entlastung der Krankenhäuser von Dauer-
pflegefällen zu sehen. 

Förderung durch das Land 

Das Land fördert den Bau (Erwerb), die Erweite-
rung und die bauliche Verbesserung von Heimen 
für alte Menschen durch Zuschüsse aus dem Kapi-
tel „Altenhilfe" sowie durch Darlehen aus dem 
Landeswohnungsbauprogramm. Die Zuschüsse be-
tragen bei den Altenwohnheimen und Altenheimen 
15% und beiden Altenpflegeheimen 30%der förde-
rungsfähigen Kosten. 1975 wurden hierfür im 
Staatshaushaltsplan 25,3 Mill.DM bereitgestellt. 
Hinzu kommen 15,7 Mill.DM aus dem Eventual-
haushalt des Landes, die zur Hälfte aus Bundesmit-
teln finanziert werden. Im Rahmen des Landes-
wohnungsbauprogramms wurden 1975 für 1 300 
Heimplätze Darlehen in Höhe von 12,4 Mill.DM 
bereitgestellt. Zusätzlich zu diesen Förderungsmaß-
nahmen hat die Landeskreditbank bankeigene Mit-
tel zur Ablösung hochverzinslicher Kapitalmarkt-
darlehen zur Verfügung gestellt. 

 

3.5 Arbeitsmarkt 

Die besonders tiefgreifende rezessive Wirtschaftsent-
wicklung der Jahre 1974/75, bei der sich konjunk-
turelle Abschwungstendenzen mit strukturellen Um-
schichtungsprozessen überlagerten und gegenseitig 
verstärkten, hat zu entsprechend weitreichenden 
Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt geführt. So 
bewegt sich die Zahl der im Jahr 1975 von Arbeits-  

einschränkungen Betroffenen mit einem monatli-
chen Durchschnitt von 313 000 Personen auf einem 
in der Nachkriegszeit bisher nicht erreichten Niveau. -
Davon waren 411/a  arbeitslos und 59% von Kurzar-
beit betroffen. Die sich damit abzeichnenden Pro-
bleme auf dem Arbeitsmarkt standen im abgelaufe-
nen Jahr im Zentrum der öffentlichen Aufmerksam-
keit und bestimmten viele persönliche Schicksale. 
Insbesondere Ausmaß und Dauer dieser Arbeitsfrei-
setzung haben Anlaß zu Sorge gegeben. Sie werden . 
im Abschnitt 3.5.1 näher beschrieben. 

Neben der quantitativen Seite dieses Problems sind 
im Laufe der Entwicklung qualitative Aspekte aufge-
treten: Es hat sich eine Reihe von Personengruppen 
herausgeschält, die besonders oft und nachhaltig 
von Arbeitslosigkeit betroffen werden, weil ein 
oder mehrere einstellungshemmende Faktoren sich 
überlagern. Dies gilt besonders für jugendliche und 
ältere Arbeitnehmer, für gesundheitlich Beeinträch-
tigte, für Frauen, für Niedrigqualifizierte und für 
,Busländer. Es genügt nicht, die Wiederbeschäftigung 
solcher Problemgruppen allein von einem Konjunk-
turaufschwung zu erhoffen, denn auch heute vermit-
teln die Arbeitsämter eine Vielzahl von Arbeitskräf-
ten in neue Positionen. Aber die Einstellungspraxis 
der Unternehmen zeigt, daß man nach einem perso-
nellen Schrumpfungsprozeß höhere Anforderungen 
an die schulische oder berufliche Qualität der zu-
künftigen Mitarbeiter stellt. Die veränderte Kosten-
und Wettbewerbssituation erzwingt solche Maßstäbe. 
Diese Beobachtungen zeigen, daß das quantitative 
Arbeitsmarktproblem in weiten Bereichen ein quali-
tatives Problem ist und daß für eine ausgeglichene -
Arbeitsmarktbilanz nicht nur eine quantitative, son-
dern auch eine qualitative Übereinstimmung zwi-
schen Angebot und Nachfrage erforderlich ist. Es 
ist deshalb wichtig, solche Problemfaktoren abzu-
bauen,wie sie insbesondere in mangelhafter Schul-
und Berufsausbildung bestehen. Darüber hinaus 
sollte eine fundierte Schul- und Berufsausbildung zu 
der im Zuge des technischen Wandels und der zu er-
wartenden Änderungen der Wirtschaftsstruktur not-
wendigen beruflichen Flexibilität befähigen. 

Im Hinblick auf Ausmaß und Dauer der in der Ar-
beitsfreisetzung zum Ausdruck kommenden fehlen-
den Nachfrage nach Arbeitskräften liegt es nahe, , 
auch die wirtschaftsstrukturelle Seite des Problems 
zu betrachten. Dabei ist es zweckmäßig, einen Über-
blick über die längerfristige Entwicklung der Ge-
samtmasse der Beschäftigten in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen zu gelten (Abschnitt 3.5.3).'Nicht, 
zuletzt daraus ergeben sich einige Anhaltspunkte 
für die sich abzeichnenden Entwicklungslinien. — 

Die Vielzahl der quantitativen, qualitativen und 
wirtschaftsstrukturellen Schwierigkeiten, die sich 
jetzt erstmals nach langen Zeiten der Voll- und 
Überbeschäftigung zeigen, hat nicht zuletzt den 
Blick für die Frage geschärft, wie sich die Verhält-
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nisse nicht nur in naher, sondern auch in weiterer 
Zukunft auf dem Arbeitsmarkt gestalten werden. 
Verläßliche Prognosen zu diesem Problemkreis kön-
nen aus prinzipiellen Gründen von niemandem gege-
ben werden. Es lassen sich jedoch die wichtigsten 
Wirkungsfaktoren in ihrer möglichen Entwicklung 
aufzeigen, so daß eine Rahmenorientierung erleich-
tert wird (Abschnitt 3.5.4). 

3.5.1 Arbeitsfreisetzung 1974/75 
Arbeitslose — besonders in den Metall- und 
Verwaltungsberufen 

Während der Vorgänge auf dem Arbeitsmarkt um 
die Jahreswende 1974/75 schnellten die Arbeitslo-
senzahlen Monat für Monat um jeweils mehr als 
10 000 in die Höhe. Etwa ab Februar 1975 beruhig-
te sich die Entwicklung und pendelte sich auf dem 
hohen Niveau von rund 130 000 Personen ein, er-
reichte jedoch in den letzten beiden Monaten des 
Jahres saisonbedingt mit rund 140 000 Personen ei-
nen vorläufigen Höhepunkt. Gleichzeitig lag ab Sep-
tember 1974 — und dies erstmals in der Nachkriegs-
geschichte — die Zahl der offenen Stellen unter der 
Zahl der Arbeitslosen, wobei sich diese Spanne in 
den Folgemonaten insbesondere wegen der star-
ken Zunahme der Arbeitslosen — beträchtlich ver-
größerte (vgl. Teil 1, Schaubild „Konjunkturindi-
katoren"). 

Im Bundesgebiet war das Tempo der Arbeitsfrei-

 

- Setzung. noch stürmischer verlaufen, es ging dann 
-aber bis zum Frühsommer 1975 wieder zurück (Ju-
ni: 1,002 Mill.Arbeitslose). Diese im ersten Halb-
jahr unterschiedlichen Entwicklungen führten zu 
einem Anstieg des Anteils der Arbeitslosen Baden-
Württembergs an denen des Bundes von 10,7% im 
Februar auf 12,4% im Juni, um dann bis zum De-
zember auf 11,8% wieder leicht abzunehmen. 

Schaubild 1 

Entwicklung der ArbeitslosenqubEe 
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Zwar bewegt sich die Gesamtzahl der Arbeitslosen 
seit Monaten auf gleichbleibend hohem Niveau. 
Dies darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß sich die personelle Zusammensetzung dieser 
Gesamtmasse sehr schnell und stark verändert. Es 
haben — nach einer Sonderauswertung für Mai 
1975 — knapp die Hälfte (46%) aller Arbeitslosen 
spätestens nach einem Vierteljahr einen neuen Ar-
beitsplatz gefunden, und nach einem weiteren Vier-
teljahr sind nochmals mehr als ein Viertel wieder 
in den Arbeitsprozeß integriert worden. Weiterhin 

darf nicht übersehen werden, daß ein Siebtel der Ar-
beitslosen nicht voll zur Verfügung stand, denn 
11,2% suchten eine Teilzeitarbeit-und 2,8% eine 
Heimarbeit. Bis Ende September (erneute Sonder-
auswertung) hat sich an diesen Strukturdaten nichts 
Wesentliches geändert. 
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Tabelle 1 

  

Arbeitslose nach Berufsgruppen 

Berufsgruppe 

Sämtliche Berufsgruppen 

darunter 
Organisations-, Verwaltungs- und Büro- 
berufe 
Montierer und Metallberufe 
Schlosser, Mechaniker und zugeordnete 
Berufe 
Hilfsarbeiter ohne nähere Tätigkeits. 
angabe 
Warenkaufleute 
Lagerverwalter, Lager- und Transport. 
arbeiter 

Textil- und Bekleidungsberufe 
Bauberufe 
Elektriker 

- Metallerzeuger und Metallbearbeiter 

In Abhängigkeit von der Stärke der rezessiven Ent-
wicklung in einzelnen Branchen und von der Größe 
dieser Branchen im Land werden bestimmte Berufs-
gruppen überproportional stark freigesetzt. Dies gilt 
besonders für das „Berufsfeld Metall" (Montierer 
und Metallberufe, Schlosser, Mechaniker, Metaller-
zeuger und -bearbeiter), aus dem etwa ein Viertel 
aller Arbeitslosen kommt. 

Darüber hinaus werden aber auch Berufe betroffen, 
die von einer speziellen Branchenentwicklung unab-
hängig sind und deren Freisetzung eher mit generel-
len Rationalisierungsmaßnahmen zu erklären ist: So 
kommen knapp 14% der Arbeitslosen aus den Ver-
waltungs- und Büroberufen und 17% entstammen 
dem „Berufsfeld Vertrieb und Verkauf' (Waren-
und Dienstleistungskaufleute, Verkehrsberufe, La-
ger- und Transportarbeiter, Warenprüfer). Bemer-
kenswert ist, daß die Situation bei den Bauberufen 

Arbeitslose 

3. Quartal 1975 

Anzahl I % 

130 603 100,0 

17 871 13,7 
16 319 12,5 

9 630 7,4 

8814 57 

8000 6,1 

5 962 4,6 
5123 3,9 
4 561 3.5 
4198 3,2 
4 161 3,2 
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Ende September und damit vor den kälteren Mona-
ten noch ausgeglichen war. Da der Anteil der Aus-
länder im Bauhauptgewerbe mit über einem Drittel 
(1973) besonders hoch war, dürfte dieser Ausgleich 
darauf zurückzuführen sein, daß ein guter Teil ar-
beitsloser Ausländer in die Heimatländer zurückge-
kehrt ist und damit nicht mehr als arbeitslos in Er-
scheinung tritt. 

Es fällt weiterhin auf und stimmt bedenklich, daß 
besonders bei höherqualifizierten Berufen wie In-
genieuren und Technikern, sowie im Gesundheits-
dienst und im sozialen und erzieherischen Bereich 
eine wesentliche Verschlechterung zu verzeichnen 
ist. Mit etwa 13 000 Personen im Durchschnitt des 
3. Quartals 1975 machen sie inzwischen 10% der 
Arbeitslosen aus. 

Die meisten Kurzarbeiter in Baden-Württemberg 

Die Entwicklung der Arbeitsfreisetzung weist für 
Baden-Württemberg — wenn man Arbeitslose und 
Kurzarbeiter vergleicht — eigene, landesspezifische 
Züge auf. Im Jahr 1974 haben die Unternehmer als 
Reaktion auf die Energiekrise und auf die nachlas-
sende Wirtschaftstätigkeit zunächst überwiegend 
mit Entlassungen reagiert, denn bis zum Herbst lag 
die Zahl der Arbeitslosen immer über der Zahl der 
Kurzarbeiter. (Teil I, Tabelle 4). Im letzten Quar-
tal 1974 bahnte sich jedoch eine Veränderung an, 
die sich im ersten Halbjahr 1975 voll durchsetzte. 
Während sich die Zahl der Kurzarbeiter vom 4. 
Quartal 1974 bis zum 2. Quartal 1975 mehr als ver-
doppelte (+ 104%) und damit eine Größenordnung 
von 230 000 erreichte, nahm die Zahl der Arbeits-
losen um 50% auf 126 000 zu. Es scheint dies eine 
besondere Reaktionsform der baden-württember-
gischen Unternehmen und Betriebe zu sein, denn 

die verstärkte Kurzarbeit geht einher mit einem we-
sentlich schwächeren Anstieg der Arbeitslosenquote 
Baden-Württembergs im.Vergleich zum Bund. Ent-  

sprechend ist im Durchschnitt des Jahres 1975 
knapp jeder vierte Kurzarbeiter des Bundesgebiets 
in Baden-Württemberg beschäftigt, während von den 
Arbeitslosen etwa nur jeder achte hier anzutreffen 
ist. 

Damit zeigt sich, daß in vielen Branchen zumindest 
seit dem Frühjahr 1975 der Wirtschaftsentwicklung 
gegenüber eine abwartende Haltung eingenommen 
wurde, die es geraten erscheinen ließ, den Stamm 
der Belegschaft zunächst einmal nicht übermäßig —
bzw. ab Sommer 1975 dann kaum noch — zu redu-
zieren, sondern verstärkt in Kurzarbeit auszuwei-
chen. Solche Überlegungen können sich allerdings 
nur Unternehmen und Branchen leisten, die über 
Reserven an Wirtschaftskraft verfügen und die den 
Nachfragerückgang nach ihren Produkten weniger 
auf einen strukturellen Schrumpfungsprozeß als 
vielmehr auf mehr oder weniger schnell vorüberge-
hende Einbrüche (z. B. Export) zurückführen. 

Entsprechend konzentriert sich die Kurzarbeit auf 
die größten Branchen des Landes: Allein auf Ma-
schinenbau und Elektrotechnik entfällt im IV. Quar-
tal 1975 mit monatlich rund 81 000 Personen gut 
die Hälfte aller Kurzarbeiter, was weit über dem Be-
schäftigtenanteil dieser Branchen liegt. 

Ende 1974 wies auch noch der Straßenfahrzeugbau 
mit fast 10% einen höhen Kurzarbeiteranteil aus, 
dieser wurde jedoch wegen der sich bessernden 
Marktlage im Laufe des Jahres 1975 deutlich abge-
baut. Auch bei den EBM-Waren verringerte sich die 
Zahl der Kurzarbeiter, während vor allem beim Ma-
schinenbau und bei Feinmechanik und Optik die 
Kurzarbeit im Jahresablauf stark zunahm. 

Ein derart starkes Ausweichen auf Kurzarbeit, wie 
es in Baden-Württemberg praktiziert wird, ist als 
besonders vorsichtig und weitsichtig zugleich zu 
kennzeichnen. Wenn allerdings der erhoffte Auf-

 

Tabelle 2 

Kurzarbeiter nach Wirtschaftsgruppen 

1974 1975 

iv W irtschaftsgruppen 1 II III Iv 

Quartal 

Kurzarbeiter insgesamt 

darunter 

Elektrotechnik 

Maschinenbau 

Straßenfahrzeugbau 

Eisen- Blech- und Metallwaren 

Textil 

Metallverformung 

Feinmechanik und Optik, Uhren 

Bau  

112 369 

21,8 

17,5 

9.5 

7,5 

6,9 

5,5 

38 

1,6  

196 453 228 639 152 100 161 431 

24,1 21,8 

19,4 20,9 

7,4 5,5 

5,8 5,4 

4,5 6,6 

5,2 4,7 

4,7 5.1 

4,9 7,4 

23,1 

26,3 

3,7 

4,8 

5.6 

4,3 

5,9 

3,4 

21,9 

28,3 

3.6 

4,7 

4,7 

5,6 

5,7 

2,4 
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11 0,2 249 3,4 260 1,8 

5 572 78,6 5 153 69,6 10 725 74,0 

434 6,1 430 5,8 864 6,0 

969 13,7 1 598 21,6 2 567 17,7 

6 120 86,3 5 811 78,4 11 931 62,3 

1 376 
4 701 

355 
24 

633 

4 627 
2 404 

43 
15 

19,4 
66,3 

5,0 

0,3 
8,9 

65,3 
33,9 

0,6 
0.2 

1 128 
5 192' 

661 

37 

391 

4 679 
2 328 

348 
54 

15,2 
70,1 
8,9 

0,5 
5,3 

63,2 
31,4 

4,7 
0,7 

2 504 
9 893 
1 016 

61 
1 024 

9 306 
4 732 

391 
69 

17,3 
68,2 

7,0 

6,4 
7,1 

64,2 
32,6 

2,7 
0,5 

    

Schwung auch auf längere Sicht ausbleibt, so dürf-
ten diese Kurzarbeiter ein Reservoir für zukünftige 
Arbeitslose darstellen. 

3.5:2 Soziale Aspekte der Arbeitslosigkeit 
Relativer Rückgang der Jugendarbeitslosig-
keit 

In der gegenwärtigen Rezession hat von allen Pro-
blemgruppen wohl die der jugendlichen Arbeitslo-
semdie meiste Aufmerksamkeit auf sich gezogen, 
denn besonders bei großer Jugendarbeitslosigkeit 
dürften soziale Unruhen nicht auszuschließen sein. 
Außerdem kann ein schlechter Start in die Arbeits-
welt ungünstige Auswirkungen auf das gesamte Be-
rufsleben des Betroffenen haben, die auch im Inte-
resse der Gesellschaft.vermieden werden sollten. 

Ende September 1975 waren beim Landesarbeits-
amt 14 500 Arbeitslose unter 20 Jahren erfaßt, 
darunter knapp 5 000 — also über ein Drittel —
noch nicht 18-jährige. Insgesamt gesehen hat die 
Arbeitslosenzahl der Jugendlichen in der Zeit von 

Tabelle 3  

Ende September 1974 bis Ende September 1975 ih 
Baden-Württemberg mit einer Rate von 195% weni-
ger stark zugenommen als die der Arbeitnehmer 
insgesamt (+ 233%). Damit ist ihr Anteil an den Ar-
beitslosen Ende September 1975 auf 11,2% gering-
fügig zurückgegangen, nachdem er vor einem Jahr 
noch 13,5% betragen hatte. Verglichen mit Ende 
Mai 1975 (8,0%) lag diese Quote im September 
1975 allerdings um 3,2 Prozentpunkte höher, was 
jedoch mit den unterschiedlichen zeitlichen Ab-
ständen der Stichtage von den Schulentlassungs-
terminen und dem jahrgangsbedingten teilweisen 
Wechsel des erfaßten Personenkreises zu erklären 
ist.,Insgesamt zeigt die Entwicklung aber, daß sich 
das Problem der Jugendarbeitslosigkeit, gemessen 
an dem der Gesamtarbeitslosigkeit, leicht gemildert. 
hat. Positiv zu vermerken ist weiterhin, daß nur bei 
2,1% (gegenüber 6,6% bei den Arbeitslosen insge-
samt) Dauerarbeitslosigkeit vorlag, also seit einem 
Jahr oder länger kein Arbeitsverhältnis bestanden 
hatte. In den meisten Fällen dauerte das Fehlen 
der Erwerbsquelle weniger als drei Monate (65%) 
gegenüber 44% bei den Arbeitslosen aller Alters-
gruppen. 

Arbeitslose Jugendliche (unter 20 Jahren) Ende September 1975 

Merkmal 

1 nsgesamt Frauen Männer 

Anzahl Anzahl Anzahl 

   

Arbeitslose Jugendliche insgesamt 

darunter 

Deutsche 
Ausländer  

7 089 100,0 7 409 100,0 14 498 100,0 

5 633 79,5 6 291 84,9 11 924 82,2 

1456 20,5 1118 15,1 2574 17,8 

Angestellte 
übrige 

Teilnehmer an, Grundausbildungslehrgängen 
Teilnehmer an Förderungslehrgängen 
Teilnehmer an Lehrgängen zur Verbesserung der 
Eingliederungsmöglichkeiten 

1 110 15,7 3537 47,7 
5 979 84,3 3 872 52,3 

55 0,8 24 0,3 

79 0,3 15 0,2' 

34 0,5 54 0,7'  

4647 32,1 
9 851 67,9 

79 0,5 
34 0,2 

88 0,6 

streben eine betriebliche Ausbildungsstelle an 

streben keine betriebliche Ausbildungsstelle an 

544 7,3 1 112 7,7 

6 865 92,7 13 386 92,3 
568 

6 521 

8,0 

92,0 

wünschen nur Teilzeitarbeit 

mit Bezug von oder Antrag auf Leistungen nach 
dem AFG 

hatten gesundheitliche Einschränkungen 

ohne bisherige Berufstätigkeit 

mit bisheriger Berufstätigkeit 

ohne Hauptschulabschluß 
mit Hauptschulabschluß 

mit mittlerem Abschluß 
mit Hoch/Fachhochschulreife 
Schulbildung unbekannt 

ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
einschließlich Anlernung 
mit abgeschlossener Lehre 

mit Berufsfachschule _ 
mit Fachschule 

Quälle: Landesarbeitsverwaltung. 
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Die relativ schnelle Vermittlung jugendlicher Ar-
beitsloser weist darauf hin, daß die Jugendarbeits-
losigkeit bisher nicht primär als Problem eines zu 
geringen Angebotes an Lehrstellen anzusehen ist. 
Unterstrichen wird diese Vermutung auch dadurch, 
daß zwar 64% von ihnen ohne abgeschlossene Be-
rufsausbildung waren, ddß aber gleichzeitig nur 
rund 8% eine betriebliche Ausbildungsstelle an-
strebten. In Hinblick auf das künftige Lehrstellen-
angebot ist zu beachten, daß in den kommenden 
Jahren der Schulabgang geburtenstarker Jahrgänge 
ansteht, so daß die Schaffung von Ausbildungsplät-
zen noch längere Zeit vorrangige Bedeutung haben 
wird. 

Große Hemmnisse für den Eintritt oder Wiederein-
tritt ins Berufsleben lagen bei den Jugendlichen oft-
mals im mangelhaften Bildungsstand. Rund 64% 
der jugendlichen Arbeitslosen konnten keine aus-
reichende Berufsausbildung aufweisend, h. sie hat-
ten gar keine abgeschlossene Berufsausbildung oder 
verfügten lediglich über eine Anlernausbildung. Was 
die Schulausbildung betrifft, so hatten 17% keinen 
Hauptschulabschluß, und bei fast 7% war die Schul-
bildung unbekannt. 

Während bei den älteren Jahrgängen unzureichende 
Schul- und Berufsausbildung mit Rücksicht auf die 
früheren Ausbildungsmöglichkeiten und die Viel-
zahl störender Ereignisse (zwei Weltkriege, Nach-
kriegszeiten, Inflation) verständlich sind, müssen 
diese Verhältnisse bei den heutigen Jugendlichen 
angesichts der vielfältigen intensiven Ausbildungs-
bemühungen der letzten Jahre außerordentlich er-
staunen. Es überrascht weiterhin, daß auch trotz 
eingetretener Krisensituationen der Ausbildungswil-
le überwiegend fehlt. Dies zeigt die geringe Zahl der 
jugendlichen Arbeitslosen, die eine betriebliche Aus-
bildungsstelle anstreben, bzw. die an mit Mitteln 
des Landes geförderten Lehrgängen zur Aus- und 
Fortbildung teilnehmen. 

Man kann generell — wie die relativ kurze Dauer 
der Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen zeigt — anneh-
men, daß deren Eingliederung bzw. Rückführung in 
den Erwerbsprozeß bei einer entsprechenden Ver-
besserung der wirtschaftlichen Rahmendaten durch-
aus gelingen kann. Dies nicht zuletzt auch deshalb, 
weil ihre regionale Mobilität groß und die berufli-
che Spezialisierung im allgemeinen noch nicht so 
weit fortgeschritten ist, daß bereits eine Erstarrung 
des in Frage kommenden Arbeitsplatzprofils einge-
treten ist. Wenn diese Jugendlichen sich jedoch 
nicht um eine Verbesserung ihrer Schul- und Berufs-
ausbildung bemühen, werden sie bei der nächsten 
Krise wiederum zu den ersten gehören, die ihren Ar-
beitsplatz verlieren und dies unter Umständen ihr 
ganzes Leben hindurch. Wenn außerdem nicht er-
reicht werden kann, daß ein größerer Teil der Ju-
gendlichen als bisher zu einem Schul- und Berufsab-

schluß kommt, dann wird nicht zuletzt aus diesen  

Gründen bei wirtschaftlichen Rückschlägen die Ju-
gendarbeitslosigkeit immer wieder als Problem auf-
treten. 

Dauerarbeitslosigkeit am stärksten bei den älteren 
Arbeitslosen 
In der Einschränkung der beruflichen Flexibilität, 
der regionalen Mobilität und häufig auch der Ge-
sundheit liegt einer der Hauptgründe dafür, daß die 
Wiedereingliederung der über 45-jährigen Arbeitneh-
mer, die Ende Mai 1975' rund 23% des Gesamtbe-
standes Arbeitsloser darstellen, sehr viel schwieriger 
als bei Jugendlichen ist. Entsprechend liegt bei den 
älteren die Dauerarbeitslosigkeit'(8%) doppelt so 
hoch wie bei den Beschäftigungslosen insgesamt. 
Männer sind häufiger davon betroffen (9%) als Frau-
en (7%). Über 60% der älteren Arbeitslosen verfü-
gen über keine abgeschlossene Berufsausbildung, 
30% haben gesundheitliche Einschränkungen, darun-
ter sind viele Schwerbehinderte bzw. diesen gleich-
gestellte. Darin drückt sich aus, daß sich in vielen 
Fällen eingliederungshemmende Faktoren überla-
gern. Hinzu kommt, daß Maßnahmen zur berufli-
chen Förderung — wie z. B. die Ausbildung zum 
Industrie- und Handwerksmeister bzw. Techniker —
sowie ganz allgemein Maßnahmen der beruflichen 
Umschulung und Einarbeitung in andere Arbeits-
aufgaben von den älteren Arbeitslosen in nur gerin-
gem Umfang in Anspruch genommen werden. 

Die Dauer der Arbeitslosigkeit ist ganz entscheidend 
vom Lebensalter der Arbeitslosen abhängig: Mitzu-
nehmendem Lebensalter wächst auch die Zeitspanne 
der Nichtbeschäftigung. So hat, jeweils gemessen an 
den anderen Altersgruppen, die ausgesprochen kurze 
Arbeitslosigkeit von weniger als einem bzw. zwischen 
einem und drei Monaten das relativ größte Gewicht 
für die unter 20-jährigen Jugendlichen. In der Gruppe 
derjenigen, die zwischen drei und sechs Monaten ar-
beitslos waren, sind besonders die 25- bis 40-jährigen 
vertreten. Dauert aber die Nichtbeschäftigung länger 
als ein halbes, ein oder sogar zwei Jahre, dann domi-
niert die Gruppe der über 45-jährigen beschäftigungs-
losen Arbeitnehmer. 

Besonders Personen, bei denen gesundheitliche Ein-
schränkungen und weitere einstellungshemmende 
Faktoren zusammen auftreten, dürften weiterhin 
großen Schwierigkeiten ausgesetzt sein. Speziell die 
Beschäftigungslage der 1 717•schwerbehinderten 
älteren Arbeitslosen kann sich allerdings dann bes-
sern, wenn die Regelungen des Schwerbehinderten-
gesetzes greifen, die Wirtschaft und Verwaltung die 
Aufnahme Schwerbehinderter in gewissem Umfang 
zur Pflicht machen. 

1 Die Strukturdaten dieses und der folgenden Abschnitte (Frauen, 
schulische und berufliche Qualifikation, Ausländer) sind der Sonder-
untersuchung des Landesarbeitsamtes für Ende Mai 1975 entnom-
men. Die Ergebnisse der für Ende September wiederholten Sonder-
untersuchung weichen in wesentlichen Punkten von den hier ge-
nannten Strukturen nicht ab. 
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0,0 

0,1 

0,2 

0,5 

1,1 

1,1 

1,4 

1,9 

3,0 

4,8 

7,8 

9,3 

26,0 

28,0 

28,6 

26,9 

25,1 

26,6 

17,6 

18,6 

22,3 

25,5 

29,9 

31,6 

18.5 

15,4 

13,6 

13,3 

10,6 

8,8 

3,6 0,4 22,6 27,4 124 891 14,0 

0,3 

0,8 

0.5 

0,4 

0.4 

 

2,7 

3,1 

2,2 

2,1 

3.6 

14,3 

11.5 

12,3 

13,4 

22,5 

13,6 

12,9 

24,5 

16,3 

27,4 

39,3 

41,0 

25.2 

35,2 

14,0 

a) Ende Mai 1975 

36.4 _ 

36,0 

32,3 

29,0 

25,6 

22,6 

32,1 

b) Zeitvergleich 

29,5 

30,7 

35,3 

32,6 

32,1 

10 013 

40 337 

32 682 

23 589 

13449 

4 821 

12 518 

16 065 

37 686 

55 402 

124 891 

Tabelle 4 

 

. Arbeitslose nach Alter und Dauer der Arbeitslosigkeit 

 

Davon mit einer Dauer der Arbeitslosigkeit von 

Arbeitslose 

insgesamt 
unter 

1 Monat 
1 bis unter 
3 Monate 

3 bis unter 
6 Monate 

6 bis unter 
12 Monate 

1 bis unter 
2 Jahre 

2 Jahre 
und länger 

Merkmal 

 

unter 20 Jahre 

20 bis unter 30 Jahre 

30 " " 40 

40 " " 50 

50  .1 ,. 60  

60 und mehr Jahre 

Zusammen 

Stichtag 

September 1972 

September 1973 

Mai 1974 

September 1974 

Mai 1975 

Quelle: Landesarbeitsamt 

 

Frauen relativ häufiger arbeitslos als Männer 

Neben den Gruppen der Jugendlichen und Älteren 
sowie der nur bedingt Arbeitsfähigen sind es beson-
ders Frauen, die häufig arbeitslos sind. So lag die 
Arbeitslosenquote der Frauen bereits während des 
rezessiven Einbruches 1966/67 nahezu 1 Prozent-
punkt über derjenigen der Männer. Der Anteil der 
erwerbslosen Frauen an den Arbeitslosen insgesamt 
betrug Ende Mai 43% und Ende Dezember 1975 so-
gar 47%, während der entsprechende Anteil an den 
abhängig Erwerbstätigen bei 37% liegt. Es zeigt sich 
also deutlich, daß die von Frauen eingenommenen 
Arbeitsplätze unsicherer sind als diejenigen der 
Männer bzw. daß Betriebe im allgemeinen den 
Frauen eher kündigen als ihren männlichen Mitar-
beitern. Dies könnte zum Teil daran liegen, daß 
Frauen weit häufiger als Männer Teilzeitarbeits-
plätze innehaben, die sehr konjunkturgefährdet 
sind. Entsprechend sucht jede vierte arbeitslose 
Frau keinen Vollzeit- sondern einen Teilzeitarbeits-
platz. Während für die jüngeren weiblichen Arbeits-
losen das Streben nach einer Ganztagsarbeit die Re-
gel ist, sind es besonders Frauen in den mittleren 
Jahren, wahrscheinlich häufig mit Kindern im Haus-
halt, die zur Aufbesserung des Haushaltsbudgets 
oder aus sonstigen Gründen einen Teilzeiterwerb 
suchen. Es fällt auf, daß sehr viele Frauen (Ende 
Mai 1975: 69%) nur vormittags zur Arbeit gehen 
wollen und nur zu einem geringen Teil bereit sind, 
abends (7%) eine betriebliche Aufgabe zu überneh-
men. 

Von Entlassungen waren besonders Frauen ohne 
praktische Berufsausbildung betroffen, deren An-
teil an den weiblichen Beschäftigten in Wirtschaft 
und Verwaltung rund 50% beträgt und deren Ar-
beitsplätze bei abschwingendem Konjunkturzyklus 
besonders häufig als erste durch Rationalisierungen 
eingespart werden. Frauen mit praktischer Berufs-
ausbildung — sei.es nun, daß eine berufliche Lehre 
oder eine betriebsbezogene Anlernzeit, die die 
Qualifikation für einen ganz bestimmten Arbeits-
platz bringt, absolviert oder daß der Abschluß an 
einer Berufsschule oder Fachhochschule erreicht 
wurde — hatten in geringerem Umfang die Arbeits-
plätze eingebüßt (34%) als Frauen ohne entspre-
chende praxisorientierte Qualifikation (66%). Ins-
gesamt ist somit festzustellen, daß je besser die 
schulische bzw. berufliche Ausbildung, desto gerin-
ger das Risiko ist, arbeitslos zu werden. 

Beinahe die Hälfte der arbeitslosen Frauen hatte 
vor der Arbeitslosigkeit den Beruf einer Montiere-
rin, einen Metallberuf oder aber einen Organisa-
tions-, Verwaltungs- bzw. Büroberuf ausgeübt. Jede 
zehnte Erwerbslose war zuletzt entweder als Hilfs-
arbeiterin ohne nähere'Angabe, als Warenprüferin 
oder im Versarid beschäftigt. 7% übten Textil- oder 
andere Berufe der Bekleidungsbranche aus. Diese 
Aufgliederung nach Berufen, in denen.besonders 
viele Frauenarbeitslos sind, zeigt, daß sie überwie-
gend erwerbslos wurden, weil sie in Branchen arbei-
teten, die Frauen bevorzugt dann beschäftigen, 
wenn die konjunkturelle Lage günstig ist (Konjunk-
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10 557 21,2 7,3 8,0 6,3 5,4 3,7 
77 21 1 62,2 60;3 57,3 62,2 71,2 76,4 

7 460 3,7 8.4 5,6 3,2 5,7 7,1 
4 150 0,1 4.3 4,2 2,2 2,7 3,1 

25 513 12,8 19.7 24,8 24,1 15,0 9:7 

72893 
9 564 

34 565 
3 988 
1 586 
1 972 

71,2 
5,6 

21,8 
1,4 

49,8 
6,6 

35,8 
4,0 
1;6 
1,9 

58,2 
8,3 

25,5 
3,9 
1,5 
2,4 

67,2 
8,5 

20,3 
2,1 

,0,9 
1,0 

62,7 
9,5 

23,4 
2,4 
1,0 
1,0 

51,4 
8,0 

34,9 
2,8 
1,8 
1,0 

 

turpufferfunktion) oder'wenn zur Ausübung ihrer 
betrieblichen Tätigkeit keine besondere Qualifika-
tion erforderlich war (Problem der schulischen und 
beruflichen Ausbildung). 

 

Schulische und berufliche Qualifikation besonders 
wichtig 
Der Zusammenhang zwischen schulischer und beruf-
licher Qualifikation einerseits sowie der Arbeitslosig-
keit andererseits gilt aber nicht nur für Frauen, son-
dern ganz allgemein: Je schlechter die schulische 
bzw, berufliche Ausbildung der einzelnen Arbeit-
nehmer ist, desto größer ist das Risiko, arbeitslos zu 
werden. Zwar hatten die meisten der Ende Mai bei 
der Arbeitsverwaltung registrierten Arbeitslosen den 
Hauptschulabschluß als höchsten Schulabschluß 
(62%) erreicht, jedoch ist der Anteil derjenigen, die 
keinen entsprechenden Schulabschluß nachweisen 
konnten, mit 8% sehr hoch. Einen mittleren Schul-
abschluß besaßen 6%, Hoch- bzw. Fachhochschul-
reife hatten 3% erreicht. 

Der Tatbestand, der für den allgemeinbildenden 
Schulabschluß aufgezeigt wurde, gilt entsprechend 
für den berufsqualifizierenden Nachweis. Während 
rund 40% der Arbeitslosen die Berufsausbildung bis 
zum Abschluß verfolgt hatten, verfügten rund 60% 
über keinen entsprechenden Nachweis, 91 % der Ar-
beitslosen, die ohne Hauptschulabschluß geblieben 
waren, hatten gleichzeitig auch keine praktische 
Berufsausbildung genossen. Je höher der erreichte 
allgemeinbildende Schulabschluß ist, desto niedri-
ger wird der Anteil derer, die ihre Berufsausbildung 
nicht abgeschlossen haben: bei Arbeitslosen mit 
Hauptschulabschluß beträgt er 50%, wenn ein mitt-
lerer Abschluß vorliegt, sinkt er auf 19%. Es kommt  

also deutlich der konstituierende Faktor des'allge- 
meinbildenden für den beruflichen Abschluß und 
darüber hinaus die berufliche Qualifikation für die 
Verminderung.des persönlichen Risikos, arbeitslos 
zu werden, zum Vorschein. 

Eine Sonderentwicklung ist bei den Arbeitslosen 
mit Hoch- bzw. Fachhochschulausbildung festzu-
stellen. Das Schwergewicht der fachlichen Ausbil-
dung der Akademiker liegt nämlich nicht in den 
industriellen bzw. handwerklichen Fächern, son-
dern in Fachrichtungen, die mehr zu einem Dierist-
leistungsberuf befähigen. So ist es flicht verwunder-
lich, daß nur jeder fünfte erwerbstätige Akademiker 
in der Urproduktion bzw. im Verarbeitenden Ge-
werbe tätig ist, dagegen 81% im Dienstleistungsge-
werbe. Entsprechend ist die Mehrzahl der Akade-
miker im öffentlichen Dienst tätig oder in Dienst-
leistungen, die von öffentlicher Bedeutung sind. 
Da in diesen Bereichen das Arbeitsplatzrisiko ge-
ring bzw. zum Teil praktisch ohne Bedeutung ist, 
nimmt es nicht wunder, daß der Anteil der Be-
schäftigungslosen mit akademischer Ausbildung 
sehr gering ist (1,6%). Betrachtet man den Alters-
aufbau der Arbeitslosen mit Hochschulausbildung, 
so zeigt sich, daß 40% unter 30 Jahre alt und 65% 
davon seit weniger als drei Monaten arbeitslos sind. 
Es läßt sich vermuten, daß darunter der Anteil der-
jenigen besonders hoch ist, die erst in jüngster.Zeit. 
von der Hochschule abgegangen sind. 

Das Rückwanderungsverhalten der Ausländer hat 
sich geändert 

Mit steigender Arbeitslosigkeit wandelte sich auch 
die Struktur der Arbeitsuchenden. So sind jetzt, 
neben den Frauen überdurchschnittlich viele Aus- ' 

 

Tabelle 5 

Arbeitslose verschiedener Ältersgruppen nach Schul und Berufsausbildung Ende Mai 1975 

Altersgruppe (von  bis unter  Jahren) 
Arbeitslose nach' 

Berufs. und Schulbildung 

Zu-

sammen 
20 

bis unter 
30 

30 
bis unter 

40 

40 
bis unter 

50 

50 
bis unter 

60 . 

60 
und mehr 

unter 
20 

Arbeitslose insgesamt 124891 

davon nach Schulbildung 

ohne Hauptschulabschluß 
mit Hauptschulabschluß 
mit mittlerem Abschluß 
mit Hoch/Fachhochschulreife 
mit unbekannter Schulbildung 

nach Berufsausbildung 

ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
mit Anlernausbildung 
mit abgeschlossener Lehre 
mit Berufsfachschule 
mit Fachhochschule 
mit Hochschule 

Quelle: Landesarbeitsamt  

10 013 40 337 32 682 23589 13 449 4 821 
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Geschlecht 

Stellung im Beruf 

Tabelle 6 

 

Erwerbstätige und Ausländerquote-  (Ausländer in % der abhängig Erwerbstätigen) 

Darunter im Wirtschaftsbereich N 
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Handel 

und 

Verkehr 

Erwerbstätige 

insgesamt 

Dienstleistungs-

gewerbe 

Produzierendes 

Gewerbe 

1974 1975 1974 1975 

  

1974 1975 

 

1974 1975 

 

Insgesamt 1000 4 247 4 078 — 4,0 2 323 2 181 — 6,1 573 565 — 1,4 1 072 1 048 —2,3 
darunter Abhängige 1000 

darunter Ausländer %  

 

3648 3485 — 4,5 2181 2048 — 6,1 480 472 — 1,7 954 933 —2,2 
15,8 13,8 —16,31) 222 19,6 —17,071 6,3 4,8 —25,711 5,9 5,9 —3,011 

Männlich zusammen 1000 2607 2482 — 4,8 1635 1 522 — 6.9 317 317 +' 0,1 534 516 —3,4 
darunter Abhängige 1000 2 282 2 158 — 5,5 1 532 1 426 — 6,9 260 - 261 + 0,6 467 448 —3,9 

darunter Ausländer % 17,1 14,6 —19,21) 22,3 19,4 —18,911 8,7 6,5 —25,11) 4,4 4,2 —9,51) 

1 640 1 596 — 2,7 689 659 — 4,3 256 247 — 3,4 ' 538 532 —1,2 

1 366 1 328 — 2,8 649 622 — 4,1 220 210 — 4,4 487 484 .-0 ,5 
13,6 12.5 —10,41)  21,9 20,0 —12,31) (3,5) (2,7) (-27,3)1)  7,3 7,4 +0,81) 

Weiblich zusammen 1000 

darunter Abhängige 1000 
darunter Ausländer % 

Ergebnisse der Mikrozensus-Stichp obe. Differenzen in den Summen durch Runden  der  Zahlen. 
1) Prozentuale Veränderung der abhängig erwerbstätigen Ausländer. 

länder arbeitslos geworden. Besonders deutlich 
tritt dieser Tatbestand hervor, wenn man für das 
Jahr 1974 die Relation „ausländische Beschäftigte 
zu Beschäftigten insgesamt" (16%) dem.Anteil der 
ausländischen Arbeitslosen an den Arbeitslosen 
insgesamt-(30%) gegenüberstellt. Dabei ist diese 
Quote für ausländische Männer noch weitaus gün-
stiger (17%:28%) als für Ausländerinnen (14%:31%). 

Die Höhe des Anteils an den Arbeitslosen dürfte 
allerdings nicht dadurch hervorgerufen worden sein, 

daß etwa aufgrund einer bewußten Auslese den Aus-
ländern eher gekündigt worden wäre als den Deut-
schen. Aus der Sicht eines Betriebes hängt nämlich 
im Einzelfall die Entscheidung darüber, ob ein aus-
oder inländischer Arbeitnehmer entlassen wird, letzt-
lich von rationalen Kriterien der Unternehmenslei-
tung ab. Ausschlaggebend für den hohen Ausländer-
anteil an den Arbeitslosen dürfte vielmehr sein, daß 
die Ausländer überwiegend in Branchen arbeiten, 
die vom konjunkturellen Rückgang und dere struk-
turellen Anpassungsprozeß besonders in Mitleiden-

 

schaft gezogen wurden. 

Zur Erklärung- dieses Zusammenhanges kann die auf 
einzelne Wirtschaftszweige bezogene Ausländerquo-

 

te herangezogen werden. Darunter wird der Anteil 

der ausländischen Beschäftigten an allen abhängig -

 

Erwerbstätigen der entsprechenden Branche ver-

standen. Die so errechnete Ausländerquote betrug 

1975 für den gesamten produzierenden Wirtschafts-
bereich 20%, darunter für das Baugewerbe 19% 
und das Verarbeitende Gewerbe 20%, also Bran-

 

chen, die 67% der Ende Mai 1975 Erwerbslosen 
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zuletzt beschäftigten. Im Dienstleistungssektor lag 

die Ausländerquote bei 6%. Außerdem wirkt sich 
eine strukturelle Komponente aus: der Anteil der 
von Freisetzungen weniger betroffenen Angestell-
ten ist bei den Ausländern besonders niedrig, die 
Zahl an- und ungelernter Arbeiter sehr viel höher 
als bei den Deutschen. 

Neben konjunkturellen Gründen gibt es auch Ein-
flußgrößen, die letztlich auf Entscheidungen so-
zial- bzw. arbeitsmarktpolitischer Natur zurückge-
hen. Während bei der Rezession 1966/67 viele ar-
beitslos gewordene Ausländer umgehend wieder in 
ihre Herkunftsländer zurückwanderten — so daß 
danach zurecht davon gesprochen werden konnte, 

die Ausländer hätten sich flexibel als „Konjunk-

 

turpuffer" verhalten — und dadurch ihren Anteil 

an den Arbeitslosen relativ niedrig hielten, hat 
sich in der gegenwärtigen Wirtschaftskrise das 
Rückwanderungsverhalten der beschäftigungslos 
gewordenen Ausländer geändert. So konnten im 
Aufschwung, der auf die Rezession 1966/67 folg-

 

te, die ausländischen Arbeitskräfte unbehindert 

wieder in die Bundesrepublik einreisen. Dieser 

Weg ist der zahlenmäßig größten Ausländergruppe 
bei einer in mehr oder weniger naher Zukunft er-
warteten wirtschaftlichen Besserung wegen des 
Anwerbestopps für ausländische Arbeitnehmer 
aus Nicht-EG-Staaten versperrt. So entspricht 
es durchaus rationalen Erwägungen der Betroffe-
nen, wenn sie in der gegenwärtigen Krise nicht 
mehr sofort in die Heimatländer zurückwandern, 
sondern die im Aufenthaltsrecht Festgesetze Ver-
weildauer voll ausschöpfen. 
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3.5.3 Wirtschaftsstrukturelle Aspekte 

Zur Untersuchung,der wirtschaftsstrukturellen Seite 
des Problems der Arbeitsfreisetzung, zur Darstellung 
der Besonderheiten der gegenwärtigen Situation so-
wie zur Ableitung zukünftiger Aspekte ist es zweck-
mäßig, einen Überblick über die Entwicklung so-
wohl der Gesamtbeschäftigung wie der Beschäfti-
gung in den einzelnen Sektoren der Wirtschaft im 
Verlauf der letzten zehn Jahre zu geben. 

Beschäftigtenentwicklung in den letzten 10 Jahren 
Im Vergleich zur heutigen Situation kann die Situa-
tion am Arbeitsmarkt während der Rezession 1966/ 
67 kaum als kritisch bezeichnet werden. Denn im 
Schnitt dieser Jahre war das Angebot an Arbeits-
plätzen immer doppelt so groß wie die, Zahl der Ar-
beitsuchenden. Der wirtschaftliche Aufschwung, 
der Ende 1967 wieder einsetzte, führte zu einer 
starken Expansion der Erwerbstätigen. Vom Früh-
jahr 1967 bis zum Frühjahr 1973 erhöhte sich die 
Zahl der Arbeitskräfte um rund 320 000 (+ 8a/o) 

auf 4,31 Mill. Personen. Darüber hinaus war am Ar-
beitsmarkt ein deutlicher Nachfrageüberhang nach 
Arbeitskräften vorhanden. Zusammen mit dem An-
stieg des realen Bruttosozialprodukts um 43% kenn-
zeichnet _dies ein hohes Wirtschaftswachstum, das 
in Baden-Württemberg verglichen mit dem übrigen 
Bundesgebiet besonders stark ausgeprägt war. 

Ende 1973 bahnten sich erneut rezessive Tenden-
zen an. Der Personalabbau, mit dem sich die Unter-
nehmer der veränderten Nachfragesituation anpaß-
ten, setzte allerdings zunächst nur zögernd ein. Ab 
Herbst 1974 verschlechterte sich dann die wirt-
schaftliche Lage rapide. Trotz einer sprunghaft 
hochschnellenden Zahl von Kurzarbeitern wurde 
der Beschäftigtenstand nun stärker abgebaut als 
1967. Im Frühjahr 1975 wurden mit knapp 4,08 
Mill. Erwerbstätigen 230 000 Arbeitskräfte weniger 
beschäftigt als im Frühjahr 1973 und damit die Zu-
nahme der Jahre 1967 bis 1973 zum größten Teil 
wieder rückgängig gemacht. 

Die rasche Zunahme der Beschäftigten zwischen 
1967 und 1973 war nur durch den Zustrom auslän-
discher Erwerbstätiger möglich. Er glich darüber 
hinaus den Rückgang deutscher Arbeitskräfte in 
dieser Zeit aus, der durch eine Verlängerung der 
Ausbildungszeiten sowie insbesondere durch die 
demographische Komponente des Ausscheidens 
starker Geburtsjahrgänge aus dem Erwerbsleben 
bei gleichzeitigem Hineinwachsen nur schwach be-
setzter Jahrgänge bedingt war. Die Konzentrat 

-
ion 

der Ausländer in besonders konjunkturempfindli-
chen Branchen hatte allerdings zur Folge, daß sie 
vom Personalabbau zwischen 1973 und 1975 stär-

 

ker betroffen wurden als deutsche Arbeitskräfte. 

Tabel le 7 

Erwerbstätige 1966 bis 1975 

Erwerbstätige 

insgesamt darunter Ausländer 

In den einzelnen Wirtschaftsbereichen zeichnete 
sich in den letzten Jahren folgendes Entwicklungs-
bild ab: Nahezu drei Viertel der zwischen 1967 und 
1973 zusätzlich eingesetzten Erwerbstätigen entfie-
len auf das Verarbeitende Gewerbe. Trotz des inzwi-

 

schen erfolgten Personalabbaus waren hier im Früh-

 

jahr 1975 immer noch mehr Personen tätig als im 

Schaubild 2 

Erwerbstätige in ausgewählten 
Wirtschaftsabteilungen 1967 bis 1975 
Tausend Personen 

 

Jahr 
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- 181 023 - 11.4 - 2,3 

- 
- 
- 
- 
- 
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28 278 

7 537 
4 823 
5 757 

93 133 

21 938 
8 726 

31 055 
9 537 

12,574 

53 482 

1 806 
21 728 
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- 
- 
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20,9 
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14,0 
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Rezessionsjahr 1967. Dies traf auch für den Bereich 
der privaten und öffentlichen Dienstleistungen zu, 
während die Zahl der Arbeitskräfte in der Land-
und Forstwirtschaft und im Baugewerbe geringer 
war als 1967 (siehe Schaubild 2). Darüber hinaus 
wird das Bild noch, durch besondere Entwicklungs-
merkmale der wichtigsten Bereiche vertieft und 
ergänzt. 

 

Verarbeitendes Gewerbe 

Fast jeder zweite Erwerbstätige (45%) in Baden-
Württemberg ist im Verarbeitenden Gewerbe, das 
heißt in der Industrie und im produzierenden Hand-
werk, tätig. Im Vergleich zu anderen Bundesländern 
hat damit das Verarbeitende Gewerbe in unserem 
Lande das stärkste Gewicht. 

Im Verlaufe der letzten zehn Jahre hat die Industrie 
den höchsten Beschäftigtenstand (1,61 Mill.) im - 
Jahr 1970 erreicht. Danach setzte bis zum Jahre 
1973 ein leichter Personalabbau ein, der jedoch im 
wesentlichen auf die Rationalisierungsbemühungen 
der Textil- und Bekleidungsindustrie, der Schuhher-
stellung und Lederindustrie zurückzuführen war. 

Die allgemeine Lähmung der wirtschaftlichen Akti-
vität, die Ende 1973 begann, führte dann 1974/75 
zu einem Beschäftigteneinbruch von bisher nicht 
gekanntem Ausmaß. Ende November 1975 belief 
sich die Beschäftigtenzahl auf 1,41 Mill., wobei die 
Arbeiter von der rückläufigen Entwicklung stärker  

betroffen waren als die Angestellten. Der Beschäf-
tigtenstand war damit um 11,4% niedriger als im 
November 1973, das heißt, in diesem Zeitraum ist 
jeder 9. Arbeitsplatz in der Industrie weggefallen. 
Dabei haben von den drei großen Bereichen die 
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie sowie 
die Verbrauchsgüterindustrie die Beschäftigtenzahl 
relativ am stärksten eingeschränkt (siehe Tabelle 8). 

Um den Beschäftigtenrückgang trotz zunehmender 
— konjunkturell und strukturell bedingter — Abküh-
lung in möglichst engen Grenzen zu halten, versuch-
ten die Unternehmer — wie.schon skizziert — (vgl. 
3.5.1 und 3.5.2) in Baden-Württemberg ihre Auf-
tragsbestände durch Einführung von Kurzarbeit zu 
strecken. Nachdem Kurzarbeit noch gegen Ende 
1973 fast nur in Bekleidungs- und Textilbetrieben 
verbreitet war, stand sie 1974/75 in der, Elektro-
technik sowie dem Maschinen- und Fahrzeugbau an 
der Spitze. Trotz Kurzarbeit war jedoch auch in die-
sen Bereichen Arbeitslosigkeit nicht zu vermeiden, 
wie es die große Freisetzung der hier angesiedelten 
Metallberufe zeigt. 

Die für die Wirtschaft unseres Landes typische Fer-
tigwarenindustrie hat ihren Ursprung im verarbei-
tenden Handwerk. Auf den' produzierenden Teil 
des Handwerks entfallen zur Zeit 47% aller.Be-
schäftigten im Handwerk, während im Baugewerbe 
38% arbeiten und 15% vorwiegend mit Dienstlei-
stungsfunktionen befaßt sind. 

Tabelle 8 

Beschäftigte in der Industrie 1) 

Veränderungen November 1975 
gegenüber 

Beschäftigte 
am Monatsende 

1 ndustriebereich 
November 1975 

Industriegruppe 

Anzahl  

November 1973 

% 
Mai 1975 

Gesamte Industrie (ohne Bergbau) 

Grundstoff- und Produktionsgüter 

darunter Steine und Erden 
Eisen-. Stahl-und Tempergießerei 
Gummi- und Asbestverarbeitung 

Investitionsguter 

darunter Maschinenbau 
Fahrzeugbau 
Elektrotechnik 
Feinmechanik, Optik und Uhren 
Eisen-, Blech-, Stahl- und Metallwaren 

Verbrauchsgüter 

darunter Schuhherstellung 
Textil 

1 410 255 

176940 

28 446 
16 788 
15 638 

828 678 

256.915 
154011 
218 543 

58 803 
70 497 

349 647 

10 290 
112 382 

Nahrungs- und Genußmittel 53 799 - 7 121 — 11,7 — 1,6 

1) Beteiligte Industriegruppen von Betrieben mit 10 und mehr Beschäftigten lohne Versorgungsbetriebe und' Baugewerbe). 
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Das gesamte Handwerk hat den höchsten Beschäf-
tigtenstand der letzten zehn Jahre mit 750 700 im 
Jahre 1973 erreicht. Ebenso wie in der Industrie 
wurde auch hier mit Personaleinsparungen Ende 
1973 begonnen. Von Ende September 1973 bis 
Ende September 1975 ist die Beschäftigtenzahl um 
9,7% auf 686 800 zurückgegangen.lJberdurch-
schnittlich groß war vor allem die Abnahme im 
Bekleidungs-, Textil- und Ledergewerbe sowie im 
Baugewerbe. Auch die Holzverarbeitung wurde 
stark betroffen. Am wenigsten wurde die Beschäf-
tigtenzahl im Ernährungs- und im Metallverarbei-
tungsgewerbe reduziert. Bemerkenswert ist, daß 
für das 3. Quartal 1975 im Vergleich zum Vorquar-
tal eine leichte Beschäftigtenzunahme festzustellen 
ist. 

Baugewerbe vom Konjunkturabschwung besonders 
stark betroffen 

Von der allgemeinen Abschwungsbewegung der 
letzten Jahre wurde das Baugewerbe, in dem jeder 
14. Erwerbstätige (7%) in Baden-Württemberg be-
schäftigt ist, besonders stark betroffen (siehe 
Schaubild 3). 

Im Bereich der Bauwirtschaft wurden nämlich die 
allgemeinen konjunkturellen Abschwungstenden-
zen noch überlagert und zum Teil erheblich ver-
stärkt durch einen Umstrukturierungsprozeß im 
Hochbaubereich infolge der Anpassung der Woh-
nungsbaukapazitäten an die gegenwärtige und die 
längerfristig zu erwartende künftige Wohnungsbau-
nachfrage. Diese Entwicklung, die Mitte des Jah-
res 1973 einsetzte, führte zusammen mit der sich 
zunehmend verringernden Baunachfrage der ge-
werblichen Wirtschaft als Folge der ungünstigen 
Entwicklung der Gesamtkonjunktur zu einer rapi-
den Verschlechterung der Auftragslage im Hoch-
baubereich, während sich die Auftragslage beim 
Tiefbau infolge erhöhter Auftragsvergaben der 
öffentlichen Hand, die allerdings durch relativ 
hohe Preissteigerungen zum Teilkompensiert 
wurden, nicht wesentlich verschlechterte. 

Die Betriebe des Bauhauptgewerbes versuchten 
zunehmend, ihre personellen Kapazitäten der 
Auftragslage anzupassen. Gegenüber 1973, dem 

.Jahr mit der höchsten Beschäftigtenzahl seit der 
letzten Rezession, waren nach der Totalerhebung 
im Juni 1975 in diesem Wirtschaftszweig um über 
ein Fünftel weniger. Personen beschäftigt. Das be-, 
deutet einen Personalabbau von über 56 000 Be-
schäftigten auf 193 700. Dabei entfiel der höchste 
Rückgang mit rund 26% auf den Hochbaubereich, 
während es im Tiefbau rund 8% weniger Beschäf-
tigte waren. 

Nach der Stellung der Beschäftigten im Betrieb 
wurde die stärkste Abnahme mit rund 36% bei den 
Fachwerkern und Werkern, den früheren Helfern 

Schaubild 3 

Entwicklung der Beschäftigten 

im Bauhauptgewerbe 

Maßzahlen - Januar 1972 = 100 

und Hilfsarbeitern, verzeichnet — Tätigkeiten, die 
ganz überwiegend von ausländischen Arbeitskräf-
ten ausgeübt werden. 

So hat sich die Zahl der Ausländer im Bauhauptge-• 
werbe gegenüber 1973 auch um fast 42% verringert. 
Während 1973 noch der ,Anteil der Ausländer an 
allen im Bauhauptgewerbe Beschäftigten über ein 
Drittel betrug, ist nun nur noch jeder vierte in die-
sem Bereich Beschäftigte ein Ausländer. Auf diesen 
starken Rückgang der Ausländerbeschäftigung ist 
wohl auch die im Hinblick auf den erheblichen Ar-
beitskräfteabbau auf den ersten Blick erstaunliche 
Tatsache zurückzuführen, daß die Arbeitsmarktlage 
für Bauberufe im Frühherbst 1975 in etwa ausgegli-
chen war (vgl. 3.5.1). 

Personaleinsparungen im öffentlichen Dienst wer-
den angestrebt 
Im öffentlichen Dienst des Landes waren Ende Juni 
1975 insgesamt 509 500 (einschließlich Bundesbahn, 
Bundespost und Sozialversicherungsträger) Personen 
tätig. 

Gemessen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen be-
deutetdies, daß jeder B. (12,5%) im Dienst der Ge-
bietskörperschaften steht. Im Zeitraum von 1965 
bis 1975 hat sich der Personalstand um rund 
120 000 Beschäftigte vergrößert, was einer jährli-
chen durchschnittlichen Steigerungsrate von 2,4°h 
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Schaubild 4 

Vollbeschäftigte der Staats- und 

Kommunalverwaltung Baden-Württemberg 

am 30.6.75 

Staatliche Verwaltung Kommunalverwaltung 
201 099 128717 

Bildungswesen 55,7% ..:t4z ......••.•...._  Krankenhäuser 28,790' 

Ubrige Aufgaben    _ 
Ubrige Aufgaben-

 

bereiche 13,4% / bereiche 16,096 

Politische Fuhrung 
und zentrale Verwaltung 13,896 Allgemeine Verwaltung 19,69o 

entspricht. Während dieser Zeit haben aber die 
öffentlichen Hände ihren Service für die Bevölke-
rung laufend verbessert. So lehren mehr Professo-
ren, unterrichten mehr Lehrer, stehen mehr Ärzte 
und Pflegepersonal bereit, mehr Kindergärtnerinnen 
und Sozialhelferinnen betreuen junge und alte 
Menschen. 

 

Da Umfang und Intensität der Aufgaben, die der Ge-

setzgeber den einzelnen öffentlichen Körperschaf-

ten auferlegt und von ihnen fordert, sehr unter-
schiedlich sind, weichen auch die personellen Wachs-
tumsraten sehr stark voneinander ab. 

Im staatlichen Sektor gingen die Wachstumsantriebe 
vor allem vom Bildungswesen aus, das im zurücklie-
genden Dezennium Priorität in der Investitionstätig-

keit besaß. Die Errichtung neuer Universitäten, Pä-
dagogischer und Fach-Hochschulen, die in diesen 
Zeitraum fallen, erforderten neben dem Ausbau des 
Schulwesens zwangsläufig mehr Personal (+ 72,6%). 

Auf kommunaler Ebene brachte die fortschreiten-
de Kapazitätserweiterung in den Krankenhäusern, 
Alten- und Pflegeheimen, die Schaffung neuer 
Kindergärten und -tagesstätten mit sich, daß 1975 

nahezu jeder 2. Kommunalbedienstete im Gesund-

heits- und Sozialbereich tätig ist (1966 gut jeder 

4.). Mit diesem vermehrten Arbeitsplatzangebot 
konnten die öffentlichen Hände zu Beginn der 

Rezessionsphase noch stützend auf den Arbeits-
markt einwirken, inzwischen sind aber auch hier 

angesichts der finanzwirtschaftlichen Situation 
und des wachsenden Anteils der Personalkosten 
am Haushaltsvolumen Einsparungen unumgäng-
lich geworden. 

Diese Sparmaßnahmen werden von der Landesre-
gierung auf die Dauer von zwei Jahren in der Weise 
durchgeführt, daß freie, freiwerdende und neue 
Stellen, wenn überhaupt, erst nach sechs Monaten 
wieder besetzt werden dürfen. 

Im kommunalen Sektor ist 1975 zu beobachten, 
daß in den von der Arbeitslosigkeit stärker betrof-
fenen Gebieten Beschäftigte aufgrund des Arbeits-
beschaffungsprogramms neu in den gemeindlichen 
Dienst übernommen wurden. 

Auch in der Zukunft werden die lehrenden und 
pflegenden Aufgabengebiete die Wachstumsimpul-
se auf sich vereinigen, die verwaltenden dagegen 
werden stagnieren oder rückläufige Tendenzen 
aufweisen. 

3.5.4 Längerfristige Perspektiven 

Die zum Teil dramatischen Vorgänge auf dem Ar-
beitsmarkt im abgelaufenen Jahr und die nur 
schwache bzw. in manchen Wirtschaftsbereichen 
ganz fehlende Nachfrage nach Arbeitskräften ha-
ben den Blick für die Frage geschärft, welche Ent-
wicklungen.in diesem für die Gesellschaft und 
Wirtschaft außerordentlich wichtigen Sektor nicht 
nur in naher Zukunft (Teil 21, sondern auch auf 
längere Sicht zu erwarten sind. Auf besondere Pro-
bleme muß man sich hier deshalb einstellen, weil 
bis weit über die Mitte der achtziger Jahre hinaus 
mit einem starken Ansteigen der Zahl der Erwerbs-
personen aus der in Baden-Württemberg ansässigen 
Bevölkerung zu rechnen ist. Denn ganz im Gegen-
satz zu den 60er Jahren — als geburtenschwache 
Jahrgänge ins Erwerbsalter hereinwuchsen und 
geburtenstarke Jahrgänge ausschieden, so daß die 
Nachfrage nach Arbeitskräften seitens der Wirt-
schaft nur über die Zuwanderung von ausländischen 
Erwerbspersonen erfüllt werden konnte — kommen 
jetzt die geburtenstarken Jahrgänge der 60er Jahre 
ins Erwerbsalter, während andererseits nur relativ 
wenig Personen aus den geburtenschwachen Jahr-
gängen um den ersten Weltkrieg das Pensionsalter 
erreichen. 

Zu dieser Problematik,die auf den Arbeitsmarkt 
aufgrund der demographischen Komponente einer 
unausgeglichenen Altersstruktur zukommt, wurde 
schon im Statistisch-prognostischen Jahresbericht 
1974 ausführlich Stellung genommen'. Das Thema 
wird hier noch einmal' atlfgegriffen, weil sich Wirt-
schaft und Gesellschaft noch über Jahre hinaus da-
mit werden auseinandersetzen müssen. Neben der 
großen Zahl der zusätzlich am Arbeitsmarkt auftre-
tenden Arbeitskräfte dürften besonders Schwierig-
keiten dadurch entstehen, daß diese sich nicht über 

1 Ebenda, S. 23-30 
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eine Vielzahl von Altersstufen und damit Schul-
und Berufserfahrungen verteilt, sondern daß es sich 
dabei überwiegend um 6erufsanfänger handelt. 

Bei allen Aussagen über die zukünftige Erwerbsper-
sonenzahl spielt der Wanderungsansatz eine große 
Rolle. Gerade dieser aber ist mit außerordentlichen 
Unsicherheiten behaftet. Nach positiven Wande-
rungssalden Anfang der siebziger Jahre (1970 bis 
1973) in einer Größenordnung von durchschnitt-
lich weit über 80 000 Personen jährlich hat sich in 
Verbindung mit der rezessiven Wirtschaftsentwick-
lung ein Wandel derart angebahnt, daß im abgelau-
fenen Jahr per Saldo etwa 60 000 Personen weniger 
in Baden-Württemberg leben. Die Wanderung von 
Deutschen und Ausländern unterliegt dabei ganz 
unterschiedlichen Bestimmungsfaktoren, wobei 
wirtschaftliche Motive bei den Ausländern einebe-
sonders große Rolle spielen. Hier sind allerdings 
auch Gesichtspunkte der Familienzusammenfüh-
rung stark hervorgetreten. Es ist nicht möglich, über 
die Vielfalt von Einflußfaktoren ein für die Zukunft 
zuverlässiges Bild zu ermitteln. So hat sich hinsicht-
lich der Ausländer, die den Hauptstrom bei der Wan-
derungsbewegung ausmachen, gezeigt, daß sie auf 
das konjunkturell-strukturell bedingte Arbeitsmarkt-
ungleichgewicht der Jahre 1974 und 1975 mit einem 
starken Nachlassen des Zustroms reagiert haben. Ei-
ne derartige Reaktion, die noch um eine höhere Ab-
wanderung verstärkt werden könnte, liegt unter Um-
ständen auch bei einem längerfristig unausgegliche-
nen Arbeitsmarkt im Bereich der Möglichkeiten. 
Andererseits ist, da auf den Zu- oder Wegzug von 
Ausländern aus EG-Staaten — und auch von Deut-
schen — behördlicherseits kein Einfluß zu nehmen 
ist, nicht auszuschließen, daß es bei sich bessernder 
Wirtschaftssituation wiederum zu einem gewissen 
Zuwanderungssaldo kommen wird. Zumal bei sol-
chen Bewegungen nicht nur quantitative, sondern 
auch qualitative Gesichtspunkte eine Rolle spielen. 
Mit Sicherheit müßte jedoch das Ausmaß einer sol-
chen möglichen Entwicklung im Vergleich zu früher  

erheblich reduziert angesetzt werden, da das große 
Angebot an einheimischen Erwerbspersonen als 
Regulativ wirken dürfte. 

Aufgrund derartig großer Unsicherheiten hinsicht-
lich der zukünftigen Entwicklung können für die 
Wanderungsbewegung nur Modellrechnungen auf-
gestellt werden. Dadurch entsteht jedoch in diesem 
Zusammenhang insofern kein allzu großer Informa-
tionsverlust, als das Hauptproblem sich schon allein 
aus der demographischen Struktur der in Baden-
Württemberg ansässigen Bevölkerung ergibt. Es 
liegt deshalb nahe, ein Modell mit einem Wande-
rungssaldo von ± 0 in den Mittelpunkt der Überle-
gungen zu stellen. Das dabei zutage tretende Pro-
blem eines über etwa 10 bis 15 Jahre sich erstrek- 
kenden starken Angebots an Arbeitskräften kann 
rein zahlenmäßig gesehen durch einen Zuzug von 
Erwerbspersonen verschärft und in die Zeit verlän-
gert werden. Umgekehrt könnten Fortzüge die La-
ge entspannen und den problematischen Zeitraum 
abkürzen. 

Auf der Grundlage einer Bevölkerungsvorausschät-
zung mit Basis 1.1.1974 und einem Wanderungssal-
do von ± 0 ergibt sich, daß im Zeitraum 1974 bis 
1985 die Zahl der Erwerbspersonen um etwa 
400 000 Personen steigen wird. Allein aus dem hei-
mischen Potential sind also im Durchschnitt jähr-
lich etwa 40 000 Erwerbspersonen zusätzlich zu 
erwarten. Ab Mitte der achtziger Jahre ist dann mit 
einem Auslaufen der Erwerbspersonenzunahme zu 
rechnen und ab 1988 ergibt sich nach diesem Mo-
dell ein jährlicher Rückgang. 

Unterstellt man einen positiven Wanderungssaldo 
von jährlich 15 000 Personen, so würde die Zahl 
der Erwerbspersonen von 1974 bis 1985 um insge-
samt etwa 500 000 zunehmen. Bei einem Wande-
rungsüberschuß in dieser Größenordnung würde 
sich also das Problem rein zahlenmäßig verschärfen, 
da neben den obengenannten 40 000 zusätzlichen 

Tabelle 9 
Vorausschätzung von Angebot und Bedarf an Arbeitskräften 

Bedarf an Arbeitskräften 
Angebot 

an 

Arbeitskräften 
Land- und Forstwirtschaft  

davon 

Warenproduzierendes Gewerbe  Dienstleistungen 
insgesamt 

Jahr 

1000 Personen 1000 Personen 1000 Personen 

   

1974• 4 285 4 246 278 6.6 2 323 54,7 1 645 38,7 

1980 4 491 4 423 270 6,1 2 412 54,5 1 741 39,4 

1985 4 692 4 564 261 5.7 2 429 53.2 1 874 41,1 

1990 4 725 4 713 228 4,8 2 475 52,5 2010 42,7 

Mikrozensus. 
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Erwerbspersonen jährlich nochmals 10 000 zusätz-
liche Nachfrager nach Arbeit auf dem Arbeitsmarkt 
auftreten würden. Außerdem wäre bei dieser An-

nahme noch bis 1990 mit einer erheblichen Er-
werbspersonenzunahrtle zu rechnen — von 1985 bis 
1990 um etwa 100 000 Personen —, erst dann wür-
de die Entwicklung umschlagen. 

Unterstellt man hingegen einen negativen Wande-
rungssaldo in der Größenordnung von beispielswei-

se 10 000 Personen jährlich, so dürften bis 1990 

etwa 8% mehr Erwerbspersonen als heute zu erwar-

ten sein, im Vergleich zu einer Zunahme um 10% 
bei dem Modell mit einem Wanderungssaldo von ± 

0. Quantitativ gesehen wird also das Problem zwar 
entschärft, jedoch nicht in entscheidendem Aus-

maß. Grundsätzlich wird also insbesondere in den 

nächsten 10 Jahren mit einem erheblichen Zuwachs 
an Erwerbspersonen zu rechnen sein, der durch die 
Altersstruktur der Bevölkerung bedingt ist und 
durch ein bestimmtes Wanderungsverhalten zwar 
größenordnungsmäßig beeinflußt, nicht aber ent-
scheidend geändert werden kann. 

Diese zusätzlichen Arbeitskräfte sind nun keines-
wegs von vornherein als potentielle Arbeitslose 
einzustufen. Denn man kann davon ausgehen, daß 

auch in Zukunft die Wirtschaft wächst und damit 
eine Vielzahl neuer Arbeitsplätze geschaffen wer-
den. Fraglich ist allerdings das Ausmaß des Wachs-
tums, mit dem in Zukunft gerechnet werden kann. 

Daß man sich hier auf gegenüber früher reduzierte 
Zuwachsraten wird einstellen müssen, darauf wur-

de schon in den beiden vorhergehenden Jahresbe-
richten eingegangen'. Weiterhin muß man sich von 

der bisher geltenden Modellvorstellung lösen, daß 
die Knappheit des Produktionsfaktors „Arbeit" 

ein limitierender Faktor der Wirtschaftsentwick-
lung — zusammengefaßt in der Entwicklung des 
Indikators „Bruttoinlandsprodukt" — sei. Man 
muß vielmehr angesichts des strukturell bedingten 

und längerfristigen Überangebots an Arbeitskräf-

ten mit dem umgekehrten Zusammenhang argu-
mentieren, nach dem die von anderen Komponen-

ten abhängige Entwicklung des Bruttoinlandspro-
dukts eine bestimmende Größe für die Nachfrage 
nach Arbeitskräften ist. Im letzten Jahresbericht 
wurde ein durchschnittliches jährliches Wachstum 
des realen Bruttoinlandsprodukts von 3% im Zeit-

raum 1975 bis 1985 für realistisch gehalten, das für 

das Ende der achtziger Jahre leicht auf 2,8% redu-
ziert wurde. Es wurde weiterhin die bisherige Pro-
duktivitätsentwicklung in den einzelnen Wirtschafts-
bereichen fortgeschrieben. 

Unter diesen Annahmen dürften die Arbeitsplätze 
bis 1980 auf 4,423 Mill., bis 1985 auf 4,564 Mill. 

und dann bis 1990 nochmals um rund 150 000 

1 Statistisch-prognostischer Jahresbericht 1973, S. 33 ff 
1974, S. 24 ff 

zunehmen. Bei einer Gegenüberstellung von Bedarf 
und Nachfrage ergibt sich damit insbesondere in 
den achtziger Jahren ein Überangebot von Arbeits-
kräften. Es fällt bei dem Modell ohne Wanderungs-
saldo deutlich geringer aus als bei dem mit einem 

Wanderungsüberschuß, und es zeichnet sich bei der 
ersteren Annahme sogar für 1990 ein ausgeglichenes 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage ab. 

Aus einer solchen Situation könnte man nun fol-
gern, daß zur Vermeidung derartiger Differenzen 
die Wirtschaft eben stärker wachsen müsse. Bei ei-
ner solchen Folgerung sind einmal die Realisierungs-
aussichten zu prüfen,und zum anderen muß der 
Blick über das Jahr 1990 hinausgehen, weil etwa ab 
da die Erwerbspersonenzahl abnehmen wird. 

Was die Möglichkeiten für ein stärkeres als das unter-
stellte Wachstum betrifft, so ist zunächst einmal 
festzustellen, daß das Statistische Landesamt mit 
der Annahme einer durchschnittlichen jährlichen 
Wachstumsrate von 3% die untere Variante der von 
der „Kommission zur Untersuchung der zukünfti-
gen Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Ba-
den-Württemberg" im Frühjahr 1975 festgelegten 
Bandbreite der möglichen Entwicklung von 3% bis 
3,8% (1973-1985) vertritt. Aus datenorientierter 
Sicht hat sich in den beiden vergangenen Jahren 
diese zurückhaltende Einschätzung bestätigt. Durch 
die Stagnation im Jahr 1974 und den starken Rück-
gang von 1975 — womit zum Zeitpunkt der Ermitt-
lung der langfristigen Prognosedaten noch nicht ge-
rechnet wurde — bedeutet diese Wachstumsannah-
me von 3% vielmehr darüber hinaus, daß auf der 
niedrigen absoluten Basis von 1975 die anvisierten 
absoluten Prognosewerte von 108 Mrd.DM im Jahr 
1980 und 125 Mrd.DM im Jahr 1985 nur dann er-
reicht werden können, wenn das Bruttoinlandspro-
dukt ab 1975 jährlich um 4,3% zunähme. Geht man 
davon aus, daß in der abgelaufenen Zeitspanne von 
1970 bis 1975 die jährliche Zunahme im Durch-
schnitt knapp 2% betrug, so wird ersichtlich, daß 
mit den gemachten Annahmen für die zweite Hälf-
te der siebziger und die erste Hälfte der achtziger 
Jahre eine ganz erhebliche Wachstumsbeschleuni-
gung unterstellt wird, von der abzuwarten ist, ob 
sie sich in dieser Form tatsächlich einstellt. Wollte 
man die Prognosewerte der oberen Variante des 
Kommissionsberichts erreichen, so müßte das 
Bruttoinlandsprodukt jährlich real um 5,8% stei-
gen. Eine Wachstumsbeschleunigung dieses Aus-
maßes wird vom Statistischen Landesamt aus ge-
genwärtiger Sicht nicht für realistisch gehalten. 

Abgesehen von dem Problem, ob das zur Aufnah-
me sämtlicher Arbeitssuchenden erforderliche Aus-
maß des Wirtschaftswachstums in der Realität er-
reicht werden kann, stellt sich die Frage, ob es —
von der kürzeren Sicht einmal abgesehen — auf 
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längere Sicht eine Lösung der Arbeitsmarktproble-
me brächte. Wirtschaftswachstum bedeutet Ausbau 
von Kapazitäten. Ab Mitte bzw. Ende der achtzi-
ger Jahre ist jedoch zunächst mit einem Nachlassen 
des Zustroms der Erwerbspersonen und dann mit 
einer Abnahme zu rechnen, da einerseits geburten-
schwache Jahrgänge ins Erwerbsalter hinein- und 
andererseits geburtenstarke Jahrgänge herauswach-
sen. Wollte man unter diesen Umständen die stark 
ausgeweiteten Kapazitäten sowohl von der Nach-
frage — wie auch von der Arbeitsplatzseite her aus-
lasten, so müßte ein Ausgleich gesucht werden 
durch den Zustrom von Ausländern, der die bishe-
rigen Entwicklungen deutlich übertreffen müßte. 
Es ist unwahrscheinlich, daß dies — nach allen bis-
herigen Erfahrungen — erwünscht sein kann. 

Bei dem bisher unterstellten Wirtschaftswachstum 
werden Arbeitsplätze in solchem Ausmaß zur Ver-
fügung gestellt, daß ein Großteil der zusätzlich am 
Markt auftretenden Nachfrager aufgenommen wer-
den kann. Da die altersstrukturbedingte Problema-
tik vorübergehender und nicht grundsätzlicher Na-
tur ist, stellt sich die Frage, ob für den verbleiben-
den Rest, der nicht automatisch aufgenommen 
wird, nicht ein Bündel verschiedenartigster Maß-
nahmen einen Ausgleich bringen kann. Dabei 
könnte theoretisch an Maßnahmen gedacht wer-
den,die auf eine gewisse — kostenneutrale — Redu-
zierung der Arbeitszeit, Verlängerung des Urlaubs, 
Vorziehen des Ruhealters, verlängerte Ausbildung 
u. dergl. zielen. Daß solche Maßnahmen auch in 
geringer Dosierung wirkungsvoll sind und damit 
keineswegs an den anstehenden Größenordnungen 
vorbeigehen, mag nur das eine Beispiel verdeut-
lichen,daß beim Stand der gesamtwirtschaft-
lichen Produktivität von 1973 eine Arbeitszeitver-
kürzung von nur einer Wochenstunde immerhin eine 
zusätzliche Zahl von rund 100 000 Arbeitskräften 
erfordert, um ein gleichbleibendes Bruttoinlandspro-
dukt zu erwirtschaften. Zwar sind solche Maßnah-
men mit Ausgaben verbunden, diese sind jedoch 
im Sinne einer langfristigen und breitverteilten 
Kostenrechnung mit den Kosten zu vergleichen, 
die bei einer Arbeitslosenunterstützung großen 
Ausmaßes — ganz abgesehen vom gesellschaftlich-
sozialen Problem — bzw, einer fehlgeleiteten volks-
wirtschaftlichen Kapazitätsentwicklung entstehen. 

Eine quantitative Entlastung dürfte sich — wie ge-
zeigt — auch dann ergeben, wenn es gelänge, nicht 
nur den Zustrom insbesondere von ausländischen 
Erwerbspersonen zu unterbinden, sondern darüber-
hinaus verstärkt eine Abwanderung einzuleiten. 
Im Gegensatz zu einem wahrscheinlich doch nicht 
realisierbaren Kapazitätsausbau großen Stils hätten 
diese skizzierten Maßnahmearten den Vorteil, 
daß — wenn sich die Bedingungen geändert haben —
sie ohne größere Kosten und Schwierigkeiten re-
versibel sind. 

3.6 Wirtschaft. 

3.6.1 Entwicklung der exportorientierten Industrie 
nach Branchen und Ländern unter besonde-
rer Berücksichtigung des Außenhandels mit 
den OPEC- und Ostblockländern 

Die wirtschaftliche Entwicklung Baden-Württembergs 
ist in den beiden vergangenen Jahren maßgeblich 
durch die tiefgreifende Rezession im Gefolge der wirt-
schaftlichen Abschwächung und der Energiekrise be-
stimmt worden. So ging der Gesamtumsatz der Indu-
strie, der zwar wegen des expansiven Effekts von 
Preissteigerungen im Jahr 1974 nominal noch um 9% 
auf 124 Mrd. DM weiter angestiegen war, real um 4% 
gegenüber dem Vorjahr zurück. Der Beschäftigten-
stand schrumpfte (bei einer gleichzeitigen Einschrän-
kung der Arbeitszeit) um 2% auf 1,54 Mill. Personen. 

Trotz dieser schwierigen Gesamtlage gelang es der Ex-
portwirtschaft, im Jahre 1974 infolge eines gegenüber 
dem Ausland vergleichsweise geringeren inländischen 
Preisauftriebs, einer uneingeschränkten Lieferfähig-
keit und eines marktgerechten Warensortiments die 
Konjunktur des Landes nachhaltig zu stützen: Der 
Auslandsumsatz Baden-Württembergs stieg (nominal) 
von 1973 auf 1974 um 21%; die Exportquote (An-
teil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz der In-
dustrie) erhöhte sich auf 25% und lag damit um 4 
bzw. 3 Prozentpunkte über den Exportquoten der 
Jahre 1972 und 1973. 

1975 war der konjunkturelle Rückgang in der gesam-
ten Wirtschaft noch größer: die Zahl der Industriebe-
schäftigten fiel von Januar bis November auf 1,44 
Millionen ab, das sind 7% weniger als im entsprechen-
den Vorjahreszeitraum. Der Gesamtumsatz der Indu-
strie ging gleichzeitig sogar nominal gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreszeitraum zurück (— 2%). 
Während sich jedoch in den beiden vergangenen Jah-
ren — wie auch im vorhergehenden Konjunkturzy-
klus — das Exportgeschäft als wertvolle Konjunktur-
stütze erwies, blielb 1975 dieser ausgleichende Effekt 
im wesentlichen aus, weil sich insbesondere bei den 
traditionellen Hauptabnehmern, den westlichen Indu-
strieländern, bereits gegen Ende 1974 verstärkte 
Schwächetendenzen bemerkbar machten und ihre 
Nachfrageentwicklung rückjäufig war. So fiel der Aus-
landsumsatz Baden-Württembergs mit einem nomina-
len Rückgang von 5% gegenüber dem Vorjahr stärker 
als der Gesamtumsatz (— 2%, jeweils Januar bis No-
vember). Entsprechend ging die Exportquote wieder 
auf knapp 24% zurück. 

Eine solche Entwicklung ist für ein Land wie Baden-
Württemberg, das in hohem Maße auf den Export an-
gewiesen ist, sehr einschneidend und vor allem mit 
einer Gefährdung der Arbeitsplätze verbunden. 
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Die wichtigsten exportorientierten Branchen 
Mit einer Exportquote von rund einem Viertel (Ta-
belle 1) lag die baden-württembergische Industrie 
leicht über dem Bundesdurchschnitt. In bestimmten, 
wichtigen Branchen des Landes zeigt sich jedoch ei-
ne wesentlich höhere Exportabhängigkeit. Es sind 
dies vor allem der Maschinenbau (einschließlich Bü-
romaschinen und Datenverarbeitungsgeräte) und 
der Fahrzeugbau, also Branchen, in denen unser 
Land aufgrund des hohen Qualitätsstandards und 
der weitgehenden Spezialisierung der Produkte einen 
Wettbewerbsvorteil besitzt: Mit 45% des Gesamtum-
satzes ging zwischen Januar und November 1975 fast 
die Hälfte aller Maschinenbauerzeugnisse ins Aus-
land. Bemerkenswert hoch war hierbei die Nachfrage 
nach Holzbe- und -verarbeitungsmaschinen, Acker-
schleppern, Maschinen für die Nahrungsmittelindu-
strie sowie Textilmaschinen und deren Zubehörteile, 
die, gemessen am gesamten Produktionswert, in be-
sonders starkem Maße in den Export gingen (1974: 
über 70%). Beachtlich war auch die Exportquote des 
Fahrzeugbaus mit rund 44%, wobei hier besonders 
stark Liefer- und Lastkraftwagen vom Ausland ge-
fragt waren. Der Anteil des Auslandsumsatzes bei 
der Industriegruppe Büromaschinen und Datenverar-
beitungsgeräte betrug 50%. 

Auf die Industriegruppen Maschinenbau, Fahrzeugbau 
und Büromaschinen/Datenverarbeitungsgeräte entfie-
len rund 52% des gesamten Auslandsumsatzes der 1 n-
dustrie, wogegen sich ihr Anteil am Gesamtumsatz 
nur auf etwa 28% und an der Beschäftigtenzahl auf 
gut 30% belief. 

 

Zu den stärker exportorientierten Industriegruppen 
gehört auch die feinmechanische und optische Indu-
strie (einschließlich Uhrenindustrie) deren Erzeugnis-
se im Zeitraum Januar bis November 1975 zu 38% 
direkt ins Ausland gingen. Vor allem Uhrenwerke 
und Einzelteile für Uhren waren im Ausland sehr be-
gehrt. Wesentlich niedriger, aber noch überdurch-
schnittlich hoch war der Anteil des Auslandsumsat-
zes bei der chemischen sowie bei der elektrotechni-
schen Industrie mit 24 bzw. 25%. Besonders hohe 
Exportquoten hatten bei der Elektrotechnik die elek-
trischen Meßgeräte und bei der Chemie die Metall-
salze und Metallpersalze der anorganischen Säuren 
aufzuweisen (1974: über 70%). 

Die elektrotechnische, die chemische sowie die fein-
mechanische und optische Industrie repräsentierten 
zusammen stark ein Viertel des gesamten Auslands-
umsatzes der baden-württembergischen Industrie. 

Einige Industriezweige unseres Landes spielen dar-
über hinaus innerhalb des Exportgeschäfts der Bun-
desrepublik eine ganz wesentliche Rolle (Tabelle 2). 
Bezogen auf den gesamten Auslandsumsatz der Bun-
desrepublik entfielen im Jahr 1974 jeweils rund 88% 
des Exports der Uhren- und der Schmuckwarenindu-
strie auf Baden-Württemberg. Weit über dem ent-
sprechenden Anteil der gesamten Industrie (knapp 
17%) lag ferner die Quote bei der ledererzeugendem 
(54%),der medizin- und orthopädiemechanischen 
(49%), der optischen (42%) und der Musikinstru-
mente-Industrie (42%). Abgesehen von der lederer-
zeugenden Industrie haben diese Zweige auch eine 
hohe Exportquote aufzuweisen (über ein Drittel); 

Tabelle 1 

Industrien mit überdurchschnittlicher Exportquote Januar bis November 1975 1) 

Umsatz 

1 ndustriegruppe 

1 ndustriezweig 

Industrie insgesamt 

darunter 

Maschinenbau 

Straßenfahrzeugbau 

Elektrotechnische 1 ndustrie 

Chemische Industrie 

Feinmechänische, optische- und 
Uhrenindustrie 

Metal Iwareni ndustrie 

Büromaschinen, Datenverarbeitungs-
geräte und -einrichtungen 

Schmuckwaren- und Edelstein-
industrie 

Gummi- und Asbestverarbeitung 

Werkzeugindustrie - 

Beschäftigte 

insgesamt 

1000 

1 442,8 100,0 

263,2 18.2 

155,6 10,8 

225,1 15,6 

60,3 4,2 

61,4 4,3 

15.1 1,0 

18,7 1,3 

13,0 0,9 

162 1,1 

54 0,4 

Export-
quote 2) 

darunter Ausland insgesamt 

Millionen DM I % 

 

Millionen DM 

 

111 754,4 100,0 26547,2 100,0 23,8 

44,5 

41,3 

25,3 

24,1 

16979,3 15;2 

14522,7 13,0 

15143,7 13,6 

7 121,6 6.4 

7 555,8 28,5 

5991,4 22,6 

3830,5 14,4 

1 713,6 6,5 

3139,1 2,8 1166,9 4,4 37,2 

977,7 0.9 306,9 1,2 31,4 

610,3 0,5 305,7 12 50,1 

844,3 0,8 262,1 1,0 31.0 

940,9 0,8 251,2 0,9 26,7 

266,6 0,2 75,8 0.3 28,4 

1) Beteiligte Industriegruppen/zweige mit 10 und mehr Beschäftigten, geordnet nach der Höhe ihres Auslandsumsatzes. - 2) Anteil des,Aus-
landsumsatzes am gesamten Umsatz. 
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Tabelle 2 

Baden-württembergische Industrien mit einem 
hohen Anteil am Auslandsumsatz der Bundes-
republik 1974 1) 

Auslandsumsatz 

Anteil 

insgesamt Auslandsumsatz 
am jeweiligen 

des Bundes 

Mill. DM 

Industrie insgesamt 

darunter 

Maschinenbau 
Straßenfahrzeugbau 
Elektrotechnische 
Industrie 
Textilindustrie 
Uhrenindustrie 
Schmuckwarenindustrie 
Feinmechanische Industrie 
Optische Industrie 
Medizinmechanische- und 
orthopädiemechan fische 
Industrie 

Ledererzeugende 1 ndustrie 
Musikinstrumenten-
industrie 
Spielwarenindustrie 
NE-Metallgießerei 

1) Beteiligte Industriegruppen/zweige mit 10 und mehr Beschäftig-
ten,.geordnet nach der Höhe des Auslandsumsatzes in Baden-Württem= 
barg. 

dies zeigt die Bedeutung der baden-württembergi-
schen Exportindustrie in Bereichen, die ein hohes 
Maß an Qualitäts- und Präzisionsarbeit erfordern. 
Da die meisten dieser Industriezweige mittelstän-
disch strukturiert sind, ergibt sich daraus aber ein 
besonderes Problem, weil kleine und mittlere Be-
triebe gegen Schwankungen der Konjunktur und 
eben auch des Auslandsgeschäfts besonders anfällig 
sind. 

Bei diesen Angaben nicht berücksichtigt sind die 
über den direkten Export hinaus bestehenden Ab-
hängigkeiten-vom Auslandsgeschäft, wie sie bei der 
hohen industriellen Verflechtung unserer modernen 
arbeitsteiligen Volkswirtschaft bestehen. So gehen 
Erzeugnisse einer bestimmten Branche, wie beispiels-
weise der Uhrenindustrie auch über die Exporte des 
Maschinen- und Fahrzeugbaus sowie anderer Sekto-
ren mittelbar in die Gesamtausfuhr ein, da bei den 
meisten Exportartikeln Produkte anderer Wirt-
schaftszweige in Form von Vorleistungen beteiligt 
sind. In Wirklichkeit ist deshalb die Abhängigkeit 
vom Ausland noch größer. 

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) hat versucht, diese Effekte zu quantifizie-
ren'. Danach waren im Jahre 1974 in der Bundes-

 

1 Vgl. Wochenbericht 23/75 des DIW, Seite 179 ff. 

republik über'die exportinduzierte Vorleistungspro-
duktion weitere 14% der Industrieumsätze indirekt 
auf die Warenausfuhr zurückzuführen. 

Auch wenn diese Bundesquote nicht ohne weiteres 
auf baden-württembergische Verhältnisse übertrag-
bar ist, weil die Struktur unserer Wirtschaft in we-
sentlichen Bereichen der Erzeugung von Vorlei-
stungsprodukten erheblich vom Bund abweicht, ver-
mag sie die Größenordnung der indirekten Auslands-
abhängigkeit in etwa zu illustrieren. Eine genaue 
Quantifizierung ist erst über eine baden-württember-
gische Input-Output-Tabelle möglich. 

 

Auslandsgeschäft und Arbeitsmarkt 

Die Abhängigkeit vom Exportgeschäft hat nicht zu-
letzt Rückwirkungen auf den Arbeitsmarkt, und 
zwar insbesondere bei den mittelständischen und da-
mit meist arbeitsintensiveren Industriezweigen. Hier-
zu zählt auch der baden-württembergische Maschi-
nenbau. Überträgt man die Exportquote auf die Be-
schäftigtenzahl, so waren 1975 in der Maschinenbau-
industrie des Landes rund 117 000 Personen für das 
Auslandsgeschäft tätig. Das heißt, daß allein im Ma-
schinenbau etwa 34% der in der Industrie des Lan-
des für den Export tätigen Personen beschäftigt 
sind. Das bedeutet aber auch, daß der Anteil der für 
den Export Beschäftigten des Maschinenbaus höher 
liegt als der seines Auslandsumsatzes an der gesam-
ten Industrie (29%) und damit Schwankungen im 
Auslandsgeschäft naturgemäß stärkere Folgewirkun-
gen auf dem Arbeitsmarkt auslösen, als es der Bedeu-
tung auf dem Absatzmarkt entsprechen würde. Im 
mehr großbetrieblich orientierten Fahrzeugbau, der 
im übrigen zu den kapitalintensiveren Branchenau 
rechnen ist, waren im Betrachtungszeitraum rund 
64 000 Beschäftigte vom Export abhängig. Das sind 
19% der für den Auslandsmarkt tätigen Beschäftig-
ten, also etwas weniger als es dem Anteil des Aus-
landsumsatzes dieser Branche am Auslandsumsatz 
der Industrie (23%) entspricht. 

Die elektrotechnische Industrie, die (gemessen an den 
insgesamt in ihrem Bereich beschäftigten Personen) 
hinter dem Maschinenbau an zweiter Stelle steht, 
beschäftigt mit 57 000 für das Auslandsgeschäft tä-
tigen Personen fast 17% der vom Exportgeschäft 
der Industrie des Landes abhängigen Arbeitskräfte. 
Merklich geringer ist dagegen der Anteil der für den 
Export tätigen Personen in der stark mittel- und 
kleinbetrieblich orientierten feinmechanischen und 
optischen Industrie mit rund 23 000 Beschäftigten 
oder 7%. Die, wie schon erwähnt, gleichfalls über-
durchschnittlich exportorientierte chemische Indu-
strie, die im übrigen auch stärker von mittleren und 
kleineren Betrieben geprägt ist, beschäftigt etwa 
15 000 Personen für den Export. Das sind rund 4% 
der insgesamt vom Auslandsgeschäft unserer Indu-
strie abhängigen Arbeitsplätze. 

1 ndustriegruppe 

Industriezweig 

 

30446,5 16,8 

8547,0 25,6 
6097,1 25,4 

4543,1 24,4 
1 292,0 25,7 

545,7 88,3 
306,6 87,7 
293,4 37,6 
237,3 42,1 

163,2 49,1 
108,7 53,9 

67,0 42,1 
63,4 25,0 
50,5 32,3 
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OPEC-Länder --, 
4,89. 

Insgesamt sind nach diesen Schätzungen rund 
343 000 Beschäftigte der Industrie des Landes direkt 
vom Export abhängig. Unter Berücksichtigung der 
erwähnten indirekten Abhängigkeiten vom Auslands-
geschäft ist die Zahl derer, die ihren Arbeitsplatz 
dem Export verdanken, noch höher. 

Die Exportentwicklung nach Abnehmerländern 

Auskunft über die regionalen Beziehungen des Ex-
portgeschäfts gibt die Außenhandelsstatistik, in der 
(im Gegensatz zur Industriestatistik) neben dem in-
dustriellen Export auch Ausfuhren von Privatperso-
nen und nichtindustriellen Unternehmen erfaßt wer-
den. Da außerdem unterschiedliche warensystema-
tische Zuordnungen_ bestehen, sind die Daten über 
Volumen und Struktur beider Statistiken nicht voll 
vergleichbar. 

 

Die Hauptabnehmer baden-württembergischer Wa-
ren sind die westlichen Industrieländer. Von der Ge-
samtausfuhr in Höhe von 37,3.Mrd.DM bezogen im 
Jahr 1974 diese Handelspartner insgesamt Waren 
im Wert von 30,4 Mrd.DM oder 82%. Die wichtig-
sten Abnehmer waren dabei die Partnerländer der 
EG, in die Erzeugnisse für rund 15,4 Mrd.DM oder 
41% der Gesamtausfuhr geliefert wurden. Innerhalb 
der Gemeinschaft war auch 1974 unser Nachbar-
land Frankreich mit 5,2 Mrd.DM oder 14% der Ge-
samtausfuhr der Hauptabnehmer. Bedeutendster 
außereuropäischer Markt für Erzeugnisse unseres 

 

Schaubild 1 

 

Die regionale Struktur der Ausfuhr 
aus Baden-Württemberg 1974 

sonstige Entwicklungsländer_ 
8,69. 

9 ndustrieländer Entwicklungs- ®Ostblockländer 
(81,6%) länder(13,4%) (5,0%) 

Landes waren die Vereinigten Staaten von Amerika, 
die Waren im Wert von 3,1 Mrd.DM oder 8% der Ge-
samtausfuhr aufnahmen. Bereits im Jahre 1974 
konnten die Exporte in die Industrieländer mit ei-
nem Zuwachs von 16% (gegenüber einer Ausfuhr-
steigerung von insgesamt 21 %) nur unterdurch-
schnittlich gesteigert werden, weshalb auch der An-
teil der westlichen Industrieländer am Gesamtex-
porf von 86% im Jahre 1972 auf 82% im Jahre 
1974 gesunken ist. 

Beachtlich waren dagegen die Zuwachsraten der —
absolut allerdings noch verhältnismäßig geringen —
Ausfuhr in die Ostblockländer (Steigerung Von 
1973 auf 1974 um 53%). Ihr Anteil an der Ausfuhr 
Baden-Württembergs erhöhte sich entsprechend von 
4% auf 5%. Infolge der gestiegenen Rohstoffpreise 
nahm auch der Exportanteil der Entwicklungslän-
der von 11 % auf 13% zu. Die Ausfuhr nach dort 
stieg innerhalb Jahresfrist um fast 50% auf über 
5 Mrd.DM. Aufgrund der außerordentlich erhöhten 
Deviseneinnahmen der OPEC-Länder aus der Anhe-
bung der Rohölpreise wurden um 77% mehr Waren 
aus Baden-Württemberg bezogen. Ihr Anteilerhöhte 
sich von 3% im Jahr 1973 auf 5% (1974). 

 

Dieser mit durch die Rohstoffpreissteigerungen be-
dingte Wandel in der Struktur der Abnehmerländer 
hat sich im Jahr 1975 fortgesetzt. Denn insgesamt 
lag der (nominale) Wert der Ausfuhr mit 29,3 Mrd. 
DM (Januar bis Oktober) um rund 5% unter dem 
Ergebnis des vergleichbaren Vorjahreszeitraums. 
Gleichzeitig hat jedoch die Ausfuhr in die OPEC-
Staaten um 74% und damit fast genau so stark wie 
im Vorjahr (77%) zugenommen. Die Ausfuhr in den 
europäischen Ostblock stieg ebenfalls überdurch-
schnittlich an, blieb jedoch mit 23% hinter der Zu-
nahme von 1973 auf 1974 (+ 53%) zurück. Wie der 
Rückgang des gesamten Ausfuhrvolumens deutlich 
zeigt, reichten diese beachtlichen Zuwachsraten 
allerdings wegen des geringen Ausfuhrvolumens bei-
der Wirtschaftsblöcke bei weitem nicht aus, die au-
genblicklichen Exportrückgänge auf unseren tradi-
tionellen europäischen und amerikanischen Märkten 
auszugleichen. 

In einzelnen Branchen konnten diese Exporte die 
Entwicklung der Industrie jedoch nachhaltig stützen. 
Dies gilt vor allem für den Fahrzeugbau, bei dem bei-
de Staatengruppen 1975 über ein Fünftel der Aus-
fuhr dieser Warenart abnahmen (Tabelle 3). In die-
sem Bereich erhöhte sich sogar das gesamte Ausfuhr-
volumen, weil sich der Export mit den Ostblocklän-
dern fast verachtfachte und mit den OPEC-Staaten 
mehr als verdoppelte. Aus ähnlichem Grund ging 
die Ausfuhr von Maschinen nur unterdurchschnitt-
lich zurück, denn die Maschinenexporte in die 
OPEC-Länder, die immerhin fast 9% aller Maschi-
nenausfuhren ausmachten, haben um 85% zuge-
nommen. 
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in % Millionen DM % 

 

Ausgewählte 

Warenart 

Veränderungen ' 

Januar bis Oktober 1975 
Jan. bis Okt. 
1975/1974 

1972 1973 1974 
1973/1972 1974/1973 

Tabelle  

Entwicklung der Ausfuhr nach ausgewählten Warenarten 

Ausfuhr insgesamt 

 

26535,4 30802,9 37283,0 29326,3 100 + 16.1 + 21,0 - 4,8 Ausfuhr insgesamt 

darunter 
Maschinen 

Kraftfahrzeuge, Luftfahr-
zeuge 
Elektrotechnische Erzeug-
nisse 
Chemische Erzeugnisse 

Feinmechanische und 
optische Erzeugnisse, Uhren  

8843.1 10807,5 8537,2 100 + 15,7 + 22,2 - 3.4 

5366,4 6487,7 6041,8 100 + 7,8 + 20,9  + 15,8 

4202,9 - 4821,0 3693;5 100 + 12,4 + 14,7 8,4, 

2096,7 2688,9 1940,8 100 + 17,2 + 28,2 14;3; 

1626,7 1791,0 1344,3 100 + 15,9 + 10;1 — '9,2 

7'643,0 " 

4 977,1 

3 74010 
1 788;4 

1404,2 

Darunter OPEC-Länder 1) 

 

Ausfuhr insgesamt 

darunter 
Maschinen 
Kraftfahrzeuge, Luftfahr-
zeuge 
Elektrotechnische Erzeug-
nisse 
Chemische Erzeugnisse 
Feinmechanische und 
optische Erzeugnisse, Uhren  

785,2 1 012;9 1 796,8 2364,7 8,1 + 29,0 + 77,4 + 73,7 

211,2 289,4 520,4 732.5 8,6 + 37,0 + 79,8 + 85,3 

295,9 339,2 613,5 903,6 15,0 + 14,6 + 80,9 .+ 102,3 

 

103,4 152,2 221,4 271,2 7,3 + 47,2 - + 45,5 + 53,2 

35,6 42,5 62,8 55,2 2,8 + 19,4 + 47,8 + 16,7 

32,5 40,1 51,3 61,1 4,6 + 23,4 + 27;9 + 53,5 

Darunter Ostblockländer 2) 
0 

 

Ausfuhr insgesamt  872.5 1 168,9 1 785,6 1 727,3  5,9 + 34,0 + 52,8 + 23,3 

darunter 
Maschinen 
Kraftfahrzeuge, Luftfahr-

 

zeuge 
Elektrotechnische Erzeug-

 

nisse 
Chemische Erzeugnisse 

Feinmechanische und 
optische Erzeugnisse, Uhren  

494,2 656.0 845.4 

30,8 50,0 77,9 

94,6 107,9 126,1 
41,5 53,1 101,2 

28;8 37,6 55.0  

704,8 8,3 + 32,7 + 28,9  + 8,1 

468,4 7,8 + 62,3 + 55,8 + 688.6 

130,3 3,5 + 14,1 + 16,9  + 28',0 - 
88,6 4,6 + 28,0 + 90,6 + , 8;7 

33;2 2,5 + 30,6 + 46;3 - 27,0 

1) Abu Dhabi, Irak, Iran, Kuwait. Katar, Saudi Arabien, Algerien, Ecuador, Indonesien 
Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Albanien. 

Libyen, Nigeria, Venezuela, Gabun: —'2) Sowjetunion, 

 

Kraftfahrzeuge und Maschinen wichtigste Export-
güter in die OPEC-Länder 
Das Ausfuhrvolumen in die OPEC-Länder erreichte 
im Zeitraum Januar bis Oktober 1975 einen Wert 
von 2,4 Mrd.DM. Der Schwerpunkt lag bei vier Län-
dern. Es waren dies, nach der Größe des Exportvo-
lumens geordnet, der Iran, der Irak, Algerien und 
Nigeria (Tabelle 4). Allein auf diese Staaten entfie-
len mit zusammen 1,607 Mrd.DM rund 68% der 
Exporte in diesen Wirtschaftsblock. 

Besonders hoch war, wie erwähnt, der Export von 
Kraftfahrzeugen. Mit einem Wert von 904 Mill.DM 
übertrafen diese Lieferungen das entsprechende Vor-
jahresergebnis um 102%. Nur wenig geringer war die 
Zuwachsrate mit 85% bei Maschinen, deren Ausfuhr-
wert 733 Mill.DM betrug. Auf diese beiden Waren- 
gruppen entfielen über 69% des baden-württembergi-  

schen Exports in diesen Wirtschaftsblock. Bedeutend 
geringer war der Anstieg der Ausfuhr von feinmecha-
nischen, optischen Erzeugnissen und Uhren, von 
elektrotechnischen sowie von chemischen Erzeug-
nissen, die zusammengenommen mit 388 Mill.DM 
nur 16% der Ausfuhren in die OPEC-Länder aus-
machten. 

 

Im einzelnen war festzustellen, daß vor allem die Ex-
porte in den Irak, der zwischen Januar und Oktober 
1975 Waren im Wert von 333 Mill.DM aus Baden-
Württemberg einführte, um 128% erheblich gestei-
gert werden konnten. Insbesonders stark erhöhte Ma-
schinen- und Kraftfahrzeuglieferungen bewirkten 
diesen hohen Exportzuwachs. Überdurchschnittlich' 
günstig verlief auch das Ausfuhrgeschäft mit dem 
Scheichtum Abu Dhabi, mit Nigeria und mit dem 
Iran sowie mit Saudi Arabien und Algerien. Der 
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Tabelle 4 

Entwicklung der Ausfuhr in die OPEC- und Ostblockländer 

Veränderung 

Januar bis Oktober 

1975 
Jan. bis Okt. 

1975/ 
Jan. bis Okt. 

1974 

1972 1974 1973 
Verbrauchsland 1973/1972 1974/1973 

Millionen DM 1 % % 

Ausfuhr insgesamt 26535,4 30802,9 37283,0 29326,3 100 + 16.1 + 21,0 — 4,8 

darunter 
OPEC-Länder 791,6 1020,1 1808,4 2364,7 8,1 "+ 28,9 + 77,3 + 

Abu Dhabi 5,9 16,8 28,9 0,1 + 184,8 + 
Irak 24,3 22,2 242.7 332,8 1,1 — 8,6 + 993,2 + 

Iran 248.0 361,1 538,2 860,6 2,9 + 45,6 + 49,0 + 

Kuwait 31,8 32,1 92,5 100,9 0,3 + 0,9 + "188,2 + 

Katar 4,6 4,6 12,7 11,1 0,0 + 0,0 + 176,1 + 

Saudi Arabien 36.1 37,6 96,9 144.7 0,5 + 4,2 + 157,7 + 
Algerien 73,2 148,4 154,3 222,6 0,8 + 102,7 + 4,0 + 
'Ecuador 14,7 17,9 24,0 22,4 0,1 + 21,8 + "34,1 + 

Indonesien 54,7 75,2 148,1 111.9 0.4 + 37,5 + 96,9 — 

Libyen 64,2 88,6 191,5 169,4 0,6 + 38,0 + 116,1 + 
Nigeria 83,5 83,5 122.5 191,2 0,7 + 0,0 + 46,7 + 

Venezuela 150,1 135,8 156,6 159,7 0,5 — 9.5 + -15,3 + 

Gabun 6,4 7,2 11,6 8,5 0,0 + 12,5 + 61,1 — 

Tschechoslowakei

 

Ostblockländer 872,5 1168,9 1 785,6 1 727,3 5,9 + 34,0 + 52,8 
Sowjetunion 273,0 369,1 544.1 ,883.3 3.0 + 35,2 + 47,4 + 
Polen 201,3 316.4 354,1 224,1 0,8 -+ 57,2 + 11,9 — 

 139,1 172,1 248,0 188,4 0,6 + 23,7 + 44,1 + 

Ungarn 108,8 139.0 387,0. 151,2 0,5 + 27,8 + 178,4 - 
Rumänien 102,4 117,4 174,1s 169.1 0,6 + 14,7 + 48,3 + 

' Bulgarien 76,5 54.3 77,4 108,3 0,4 + 16,8 + 42,5 + 
Albanien 1,4 0,6 0,9 2,9 0,0 - 57,1 + 50,0 + 262.5 

Differenzen durch Runden der Zahlen. 

 

73,7 
170,1 

128,0 
103,0 
70,2 

16,8 
86,7 
95,3 - 
17,9 

5,9 

9,6 
106,0 

27,2 
18,3

- 

23,3 
106,3 

21.9 
2,6 

51,2 
22,4 

102,4 

Iran, der mit 861 MiII.DM oder 36% des Ausfuhr-
wertes in die OPEC-Länder unser derzeit wichtigster 
Abnehmer innerhalb dieses Wirtschaftsblocks ist, 
und Algerien, das im Berichtszeitraum für 223 Mill. 
DM Waren aus Baden-Württemberg einführte, erhöh-
ten ihre Einkäufe ebenfalls besonders stark bei Ma-
schinen und Kraftfahrzeugen. Auffallend schwach 
gestaltete sich dagegen der Export nach Venezuela, 
der insbesondere bei Kraftfahrzeugen das Vorjah-
resergebnis nicht wieder erreichte, und nach Indo-
nesien und Gabun, die wertmäßig sogar weniger 
Warenbezogen haben. 

 

Stark gestiegene Kraftfahrzeugausfuhr in den Ost-
block 

- Im Export mit den Ostblockländern, die 1975 mit 
zusammen 1,7 Mtd.DM (Januar bis Oktober) das 
entsprechende Vorjahresergebnis um 23%.übertra-
fen, verzeichneten mit Ausnahme der.feinmechani-
schen und optischen Erzeugnisse und Uhren 
(— 27%) alle wichtigen Ausfuhrgüter mehr oder 

'weniger hohe Zuwachsraten (Tabelle 3). Der Export 
von Kraftfahrzeugeo.konnte aufgrund eines Groß-
auftrages aus der Sowjetunion im Berichtszeitraum 
sogar um 689% auf 468 MiII.DM gesteigert werden. 

Auch die Lieferungen von elektrotechnischen Erzeug-
nissen waren mit einer Zunahme von 28% infolge leb-
hafter Nachfrage aus der Sowjetunion, aus Rumänien 
und Bulgärien überdurchschnittlich hoch. Dagegen 
war die Ausfuhr von Erzeugnissen des Maschinenbaus, 
wobei es sich vorwiegend um Werkzeugmaschinen so-
wie um Maschinen für die Textil- und Lederindustrie 
handelte, mit 705 MiII.DM eher verhalten (+g%). 

Die Exportentwicklung in den Ostblock wurde im 
einzelnen weitgehend bestimmt durch die expansive 
Entwicklung der Ausfuhr in die Sowjetunion. 
(+ 106%), die mit 883 MiII.DM (Januar bis Oktober) 
auch 1975 der wichtigste Kunde unter den Staats-
handelsländern war (Tabelle 4). Vor allem die schon 
genannten außerordentlich stark gestiegenen Kraft-
fahrzeugexporte, aber auch die überdurchschnittlich 
erhöhten Lieferungen von elektrotechnischen und 
chemischen Erzeugnissen bewirkten hier diesen ho-
hen Exportzuwachs. Starken Anteil an der insge-
samt günstigen Entwicklung in diesem Wirtschafts-
block hatten aber auch die Exporte nach Rumänien 

- und Bulgarien, wobei von allen wichtigen Ausfuhr-
gütern. wertmäßig mehr bezogen wurde. Die Ausfuh-
ren nach Albanien konnten sogar fast vervierfacht 
werden, machten allerdings nicht einmal 1%der Ost-
blockexporte aus. Dagegen sanken die Ausfuhren in 
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zwei relativ wichtige Staatshandelsländer beträcht-
lich: Nach Ungarn — ein wichtiger Kunde für ver-
schiedene Halbwaren aus Gold und Goldlegierun-
gen — gingen dem Wert nach um 51% und nach 
Polen um 22% weniger Waren als im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum. Die Ausfuhr in die Tschechoslo-
wakei blieb mit + 3% auf hohem Niveau. 

 

Ausblick 

Die anhaltend günstige Entwicklung des Exportge-
schäfts mit beiden Wirtschaftsblöcken vermag die 
Auftragslücke von seiten der westlichen Industrie-
länder nicht auszugleichen. 

Aufgrund der 1975 zunächst sehr verhaltenen Inve-
stitionsneigung der westlichen Handelspartner blie-
ben die Auslandsbestellungen in der gesamten Indu-
strie und in den einzelnen starkexportorientierten 
Branchen zu Anfang des Jahres 1975 weit unter ih-
rem Vorjahresniveau: Im Durchschnitt des ersten 
Halbjahres 1975 ergab sich gegenüber dem entspre-
chenden Vorjahreszeitraum ein Rückgang der indu-
striellen Auslandsaufträge dem Wert nach um über 
11% und dem Volumen nach sogar um 19%. Er-
schwerend dürfte sich hierbei ausgewirkt haben, 
daß sich bei rückläufigen Einfuhr- und stagnieren-
den Exportgüterpreisen die Preissituation für die 
deutschen Exporte auf dem Weltmarkt wieder ver-
schlechterte. 

Im weiteren Verlauf des Jahres 1975 ist dann aller-
dings eine deutliche Verbesserung eingetreten, so 
daß die Auslandsaufträge im gesamten Zeitraum 
Januar bis November 1975 wertmäßig nur noch um 
4% und volumenmäßig nur noch um knapp 11% un-
ter dem entsprechenden Vorjahreszeitraum lagen. 

Für die künftige Exportentwicklung Baden-Württem-
bergs werden zweifellos auch weiterhin die Absatz-
möglichkeiten auf dem westlichen europäischen 
Markt von entscheidender Bedeutung sein. Es kann 
jedoch nicht ausgeschlossen werden, daß sich die 
seit der Ölkrise zu beobachtende Entwicklung einer 
Exportverlagerung zu den OPEC- und Ostblocklän-
dern hin in den nächsten Jahren fortsetzen wird. 
Mittel- und langfristig dürften beim Export in die 
Ostblockländer aus Gründen des Devisenmangels 
jedoch geringere Zuwachsraten zu erwarten sein als 
in jüngster Vergangenheit, es sei denn, die Einfuhr 
aus diesen Ländern in die Bundesrepublik kann spür-
bar ausgebaut werden. Bei der Nachfrage der OPEC-
Staaten muß die teilweise sehr begrenzte Aufnahme-
fähigkeit dieser Märkte in Betracht gezogen werden. 

Dennoch sind die Absatzchancen nicht zu übersehen, 
die sich unserer Exportindustrie in den Ostblockstaa-
ten, in den OPEC-Ländern und auch in den übrigen 
Entwicklungsländern mit ihrem hohen Investitions-
bedürfnis eröffnen. Zur Erschließung dieser Märkte 
wurde mit Unterstützung der Landesregierung die  

BAWEX gegründet, eine Exportgemeinschaft, die 
sich als Selbsthilfeeinrichtung der mittelständischen 
Exportwirtschaft versteht. Im Interesse einer ausge-
wogenen Wirtschaftsstruktur des Landes leistet sie 
damit auch einen Beitrag zur Erhaltung und Stär-
kung kleinerer und mittlerer Unternehmen, die in 
den meisten exportorientierten Branchen und vor . 
allem im Maschinenbau zu finden sind. 

 

Wie in einem Teil der vorstehenden Untersuchungen 
ausgeführt wurde, hat unsere Exportindustrie in den-
jenigen Industriezweigen einen festen und anerkann-
ten Platz in der Weltwirtschaft, die ein hohes Maß 
an technischem know how und an Facharbeit erfor-
dern. Auf diesen Gebieten erwachsen unserer Indu-
strie auch weiterhin große Marktchancen im Aus-
landsgeschäft. Insbesondere basiert der Export von 
morgen auf der Entwicklung von Schlüsseltechnolo-
gien und der Einführung technologieintensiver und 
ressourcensparender Produkte und Verfahren. Eine 
Konkurrenz mit Billiglohnländern bei einfach zu 
fertigenden Massenprodukten dürfte dagegen nicht 
aussichtsreich sein. 

 

3.6.2 Entwicklung der Automobilindustrie 

 

.Anfang der siebziger Jahre, spätestens jedoch seit 
der Ölkrise im Herbst 1973, schien sich einer der 
markantesten und sozialgeschichtlich interessante-
sten Entwicklungsabschnitte in der Geschichte des 
Kraftfahrzeuges seinem Ende zu nähern. Bis dahin 
war die Automobilproduktion — vornehmlich in 
den fünfziger und sechziger Jahren — Symbol für 
die Dynamik des Wirtschaftswachstums und des 
steigenden Wohlstandes in der Bundesrepublik. In 
Baden-Württemberg hatte sich von 1950 bis 1975' 
der Bestand an Personen- und Kombinationskraft-
wagen um gut das Dreißigfache auf 2,77 Millionen 
erhöht. Der Anteil der Arbeitnehmer und Nichter-
werbstätigen an der Gesamtzahl der Halter von 
Personen- und Kombinationskraftwagen war vön 
weniger als20% auf knapp 80% angestiegen. 

Wie noch näher ausgeführt wird, wurde dieses Bild 
der zunehmenden Motorisierung im Zusammen-
hang mit den Ereignissen um die Ölkrise im Jahre 
1974 in mancher Hinsicht in Frage gestellt, doch 
ist inzwischen wieder eine Wendeeingetreten. 

Im Jahre 1975' kamen in Baden-Württemberg 292 
Personen- und Kombinationskraftwagen auf 1 000 
Einwohner — im Bundesdurchschnitt waren es 279. 

Einer der wichtigsten Industriezweige des Landes 
In Baden-Württemberg befindet sich das älteste Un-
ternehmen der Welt zum Bau und Vertrieb von 
Kraftfahrzeugen, weshalb auch die Voraussetzun-

 

1 Jeweils 1. Juli 
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Tabelle 1 
Straßenfahrzeugbau im Ländervergleich 1) 

Beschäftigte (MD) Gesamtumsatz 

Land Januar bis September 1975 

Anzahl 

 

Mill.DM % 
Baden-Württemberg 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Bayern 

Hessen 

Übrige Bundesländer 

Bundesgebiet 

162338 28,6 11591 27,2 

111 805 19,7 7 497 17,6 

89 885 15,9 7088. 16.6 

87 737 15,5 6 450 15,1 

60 030 10,6 3 655 8,6 

54973 9,7 6 345 14,9 

566 768 100 42 627 100 

1) Hauptbeteiligte Bat iebe mit 10 und mehr Beschäftigten. 

  

gen für den Aufbau der Automobilindustrie hier 
besonders günstig waren. Inzwischen zählt diese 
Branche im Wirtschaftsleben des Landes zu den 
wichtigsten und bedeutendsten Industriezweigen 
und ist durch ihren Zubehörbedarf mit vielen ande-
ren Wirtschaftszweigen eng verbunden. Eine sinken-
de Nachfrage nach Automobilen bewirkt in vielen 
anderen Sektoren eine Minderung der Endnachfra-
ge nach Waren und Dienstleistungen und umge-
kehrt. Die Produktionstätigkeit in diesem Sektor 
beeinflußt deshalb in großem Maße den Arbeits-
markt. piesem Zusammenhang kommt gerade jetzt 
besondere Bedeutung zu, und die momentan gün-
stige Situation auf dem Automobilsektor ist zum 
Teil eine Erklärung dafür, daß Baden-Württemberg 
von allen Flächenländern noch die niedrigste Ar-
beitslosenquote aufzuweisen.hat. 

Innerhalb des Bundesgebietes stand die Fahrzeug-
industrie des Landes 1974/75 — gemessen an Um-
Satzhöhe und Beschäftigtenzahl — vor Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen an erster Stelle. Von  

Januar bis November 1975 wurde ein Gesamtum-
satz von 14,6 Mrd.DM erzielt. Ende November 
1975 waren in rund 160 Betrieben 160 000 Perso-
nen beschäftigt. Nach diesen Zahlen entfällt auf 
Baden-Württemberg über ein Viertel des Umsatzes 
und der Beschäftigten des Fahrzeugbaus im Bun-
desgebiet, wobei sich diese Quoten gegenüber 1970 
noch leicht erhöht haben. 

Gemessen am Bundesanteil war die baden-württem-
bergische Automobilindustrie am stärksten an der 
Omnibusfabrikation beteiligt, und zwar 1974 wert-
mäßig zu 60% und bei den Stückzahlen zu 38%. 
Hoch war auch der Anteil bei den Kommunalfahr-
zeugen mit 37% bzw. 22%, aber auch bei der wich-
tigsten Erzeugnisgruppe, den Personenkraftwagen 
(einschließlich Kleinbusse) waren die Quoten mit 
30% und 17% beachtenswert. 

Innerhalb der Industrie des Landes zählte diese In-
dustriegruppe — nach Maschinenbau und Elektro-
technik - mit einem Anteil von jeweils mehr als 
10% an der Gesamtzahl der Industriebeschäftigten 
und des Umsatzes zu den drei größten. 

Betriebe der Automobilindustrie sind in fast allen 
Landesteilen zu finden, doch ragen deutliche Stand-
ortschwerpunkte heraus. Gemessen an der Zahl der 
Beschäftigten sind dies in erster Linie der Stadtkreis 
Stuttgart mit 34 000 und der Landkreis Böblingen 
mit 30 300 Beschäftigten sowie die an dieses Kern-
gebiet angrenzenden Landkreise Esslingen und Lud-
wigsburg. Hier ist insgesamt die Hälfte aller Beschäf-
tigten des Straßenfahrzeugbaus tätig. Darüber hin-
aus sind der Stadtkreis Mannheim, der Landkreis 
Heilbronn und der Stadtkreis Ulm mit jeweils knapp 
10% aller Beschäftigten als wichtige Standorte zu 
nennen. 

Tabelle 2 
Straßenfahrzeugproduktion 1) 

 

Ausgewählte 

Erzeugnisgruppen  

1. bis 3 
V ierteljah r 

1975 

Verände ung in % 

1974/73 1. bis 3. Vi. 1975/ 

1. bis 3. Vj. 1974 

Anteil am 
Bundesgebiet 

1974 

in % 

1974 Einheit 

1000 Stück 443,4 , 306,3 - 8,7 - 11,2 17,2 

Mill.DM 6 355 4 779 - 2,5 - 1,8 30,0 

Stück 14 882 12 541 33,8 12,0 6,6 

Mill.DM . 625 739 40,1 61.7 11,1 

Personenkraftwagen 
einschließlich Kleinbusse 

Lastkraftwagen 

6 882 5 459 - 6,0 10,6 37,7 

676 608 4,5 24,6 60,0 

605 530 14,4 29,2 22,1 

64 62 25,5 31,9 37,0 

Stück 
Mili.DM 

Stück 
Mill.DM 

Omnibusse 

Kommunalfahrzeuge 

1) Hauptbeteiligte Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten. 
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1974 1973 
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1975 

Großbetrieb als Schwerpunkt der Beschäftigten 
Verstärkte Internationalisierung der Märkte, Zwang 
zur rationellen Massenproduktion und zunehmend 
höhere Aufwendungen für Forschung und Entwick-
lung haben die Entstehung von Großbetrieben und 
internationalen Unternehmen gefördert. 

Diese Tendenz zum Großbetrieb macht sich in der 
Automobilindustrie besonders stark bemerkbar, 
weil sich die Fahrzeugproduktion verhältnismäßig 
gut rationalisieren läßt und weil sich die hierfür not-
wendigen Investitionen (z. B. Fertigungsstraßen) nur 
bei entsprechend hohen Stückzahlen lohnen. Aus 
diesen eher technischen Aspekten dominiert das 
Großunternehmen. Mehr als drei Viertel-der tätigen 
Personen konzentrieren sich in Betrieben mit 1 000 
und mehr Beschäftigten, wodurch sich die Struktur 
der Fahrzeugindustrie wesentlich von derjenigen 
der Gesamtindustrie unterscheidet, die in Baden-
Württemberg eher mittelständischen Charakter hat. 

Überdurchschnittlicher Produktionsrückgang 1974 
Die Automobilproduktion nahm in Baden-Württem-
berg zwischen 1970 und 1974 um rund 10% zu und 
erreichte sowohl 1970 als auch 1974, gemessen am 
Index der industriellen Nettoproduktion (Basis 
1962 = 100) mit 166 bzw. 182 Punkten ein ähnlich 
hohes Niveau wie die gesamte Industrie (ohne Ener-
gie und Bauwirtschaft). 

.Wie die nachstehende Übersicht zeigt, war allerdings 
1972 und 1973 bei der Automobilproduktion ein 
überdurchschnittlicher Anstieg und 1974 ein über-
durchschnittlicher Rückgang zu verzeichnen. Dieser 
relativ starke Produktionseinbruch war auf eine 
stark nachlassende Automobilnachfrage zurückzu-
führen. Dennoch war der Produktionsrückgang die-
ser Branche zwischen 1973 und 1974 in Baden-
Württemberg (— 6%) wesentlich geringer als, im 
Bundesgebiet (— 13%). 

Index der industriellen Nettoproduktion 
arbeitstäglich, Basis 1962 = 100 

1970 
Bezeichnung 

Monatsdurchschnitt 

Fahrzeugbau 

gesamte Industrie 
lohne Energie u. 
Bauwirtschaft) 

Diese Situation auf dem Automobilsektor spiegelt 
sich auch in der Entwicklung des Umsatzes wider, 
der zwischen 1973 und 1974 nominal nur um 4% 
zugenommen hat (Tabelle 3). Unter Berücksichti-
gung der eingetretenen Preissteigerung war aller-
dings auch der Umsatz der Automobilindustrie im 
Jahre 1974 real um 4% geringer als im Jahr 1973. 
Dieser Rückgang war allein auf das nachlassende 
Inlandsgeschäft zurückzuführen, das zwischen 1973 
und 1974 sogar nominal abnahm (— 3%)• 

Schaubild 1 

Zulassungen fabrikneuer Personen- und 
Kombinationskraftwagen 1973 bis 1975 

t 

Kaufzurückhaltung bestimmt 1974/75 zunächst die. 
Inlands- und später die Auslandsnachfrage 
Die Ursache für den realen Rückgang des Inlandsum-
satzes im Jahre 1974 war ein starker Nachfrageein-
bruch, der sowohl auf der Verbraucher- als auch auf 
der Unternehmensseite einsetzte. Hierfür war eine 
Reihe von Gründen maßgebend. Die starke Erhöhung 
der Anschaffungs- und Betriebskosten in den letzten 
Jahren hatte dazu geführt, daß vor allem die Ver-
braucher den Kauf und die Haltung eines Autos 
mehr als bisher unter wirtschaftlichen Gesichtpunk-
ten betrachteten. Eine allgemeine Unsicherheit über 
die wirtschaftliche Weiterentwicklung hatte die Kauf-
zurückhaltung der Verbraucher 1974 noch verstärkt, 
vor allem aber die Investitionsneigung der Unterneh-
mer gehemmt. Diese Zurückhaltung kommt beispiel-
haft in der Entwicklung der Zulassungszahlen fabrik-
neuer Personen- und Kombinationskraftwagen zum 
Ausdruck. Das Wachstum der Zulassungszahlen ver-
langsamte sich zwischen 1970 bis 1972 ständig, da-
nach ging die Zahl der Zulassungen sogar zurück, 
und zwar 1973 um 3% und 1974 um 15%. 

Eine einschneidende Wende durch eine auffallende 
Belebung der inländischen Nachfrage trat bei der 
Kraftfahrzeugindustrie schon im ersten Halbjahr 
1975 ein. Der Auftragseingang der baden-württem-
bergischen Automobilindustrie aus dem Inland hat-
te sich gegenüber der entsprechenden Vorjahreszeit 
real mehr als verdoppelt, derjenige im Bundesdurch-
schnitt um über die Hälfte erhöht. Ursache hierfür 
war in erster Linie die im Rahmen der konjunktu-
rellen Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung . 
Ende letzten Jahres beschlossene Investitionszulage 

1971 1972. 1973 1974 
Jan.-Nov. 
1975 

166 163 178 193 182 183 

165 163 173 184 181 167 
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von 7,5%, die auch bei der Bestellung oder beim. 
Kaufeines Kraftfahrzeuges-für Investitionszwecke 
bis zum 30.6.1975 in Anspruch genommen werden 
konnte. Der von der Investitionszulage ausgehende 
Impuls zeigt sich deutlich bei den Zulassungen fa-
brikneuer Personenkraft- und Kombiwagen; sie stie-
gen in Baden-Württemberg in den ersten neun Mona-
ten 1975 um 14,4% gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum an. 

Der günstigen Entwicklung der Inlandsnachfrage 
stand allerdings eine erheblich nachlassende Bestell-
tätigkeit aus dem Ausland gegenüber, die sich bereits 
gegen Ende 1974 abzeichnete. Im ersten Halbjahr 
1975 gingen bei der baden-württembergischen Auto-
mobilindustrie real um 16%, im Durchschnitt des 
Bundesgebiets sogar um 20% weniger Auslandsauf-
träge ein als in der entsprechenden Vorjahreszeit. 
Dies dürfte in erster Linie die Folge von Konjunktur-
einbrüchen in den wichtigsten Absatzländern gewe-
sen sein. Hinzu kommt, daß der erhebliche Anstieg 
des Außenwertes der DM in den letzten Jahren die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Automobilindustrie verschlechterte. 

Die unterschiedliche Entwicklung im Inlands- und 

Auslandsgeschäft schlug sich auch in den Umsätzen 

nieder. Von Januar bis November 1975 erzielte die 

Fahrzeugindustrie Baden-Württembergs gegenüber 

dem entsprechenden Vorjahreszeitraum einen no-

minalen Zuwachs beim gesamten Umsatz um 14% 

und beim Inlandsumsatz um 18%. Unter Berücksich-

tigung der gestiegenen Erzeugerpreise in dieser Bran-

che ermäßigen sich jedoch die Zunahmen auf 5% 

bzw. 9%. Beim Auslandsumsatz war für das erste 

Halbjahr 1975 noch ein starker Rückgang (real —9%) 

zu verzeichnen. Im weiteren Verlauf des letzten Jah-

res hat sich jedoch das Exportgeschäft wesentlich 
verbessert, so daß der reale Auslandsumsatz der Mo-

nate Januar bis November 1975 nur noch um gut 1 % 
unter dem Wert des vergleichbaren Vorjahreszeit-

 

raums lag. Wie in Kapitel 3.6.1 näher ausgeführt ist, 
entwickelte sich dabei insbesondere das Geschäft 
mit den OPEC-Ländern und einigen Ostblockstaaten 
außerordentlich günstig. Die große Bedeutung des 
Exports für die Automobilindustrie wird auch da-
durch unterstrichen, daß selbst im (für den Export 
etwas schlechteren) Jahr 1975 die Exportquote für 
die Monate Januar bis November 41% betrug (vgl. 
Tabelle 3). 
Die insgesamt günstige Nachfrageentwicklung im 
Jahre 1975 hat dazu,geführt, daß die Automobil-
produktion in den Monaten Januar bis November 
im Gegensatz zur Gesamtindustrie ihre Position 
sogar leicht verbessern konnte (der Index der indu-
striellen Nettoproduktion übertraf mit einem Wert 
von 183 den Standdes Vorjahres (182), während 
der entsprechende Indikator der Gesamtindustrie 
von 181 im Jahre 1974 auf 167 für Januar bis No-
vember 1975 abfiel). 

Höhepunkt der Kurzarbeit im März 1975 
Parallel zur oben skizzierten Produktionsentwick-
lung erhöhte sich die Zahl der Beschäftigten im 
Straßenfahrzeugbau zwischen 1970 und 1974 von 
162 000 und 167 700. Durch den 1974 einsetzen-
den allgemeinen Konjunkturrückgang wurde diese 
Tendenz unterbrochen. Ein begrenzter Personalab-
bau ließ sich auch in dieser Branche nicht vermei-
den. Betroffen wurde insbesondere die Region Heil-
bronn/Neckarsulm, in der unter anderem die Abwan-
derung von ausländischen Arbeitskräften durch ge-
zielte Rückkehrhilfen gefördert wurde. 

Nach den Angaben des Landesarbeitsamtes erreichte 
die Kurzarbeit, die seit September 1974 verstärkt 
eingeführt werden mußte, im März 1975 mit 16 11O 
Kurzarbeitern ihren Höhepunkt. Seitdem verringerte 
sich die Zahl der Kurzarbeiter bis auf 2 207 im No-
vember, ein Zeichen dafür, daß sich in diesem Be-
reich eine gewisse Belebung der Nachfrage bereits 
auswirkt. 

 

Tabelle 3 
Beschäftigte und Umsätze im Straßenfahrzeugbau t) 

Umsatz 21 Erzeuger-

 

preisindex 
Straßenfahrzeuge 

(Inlandsabsatz) insgesamt Inland Ausland Exportquote 
Beschäftigte Jahr 

1970= 100 Millionen DM 

 

100,0 

111,8 

117,4 

128,1 

127,8 

139,2 

9 739 

11 476 

13 238 

13 810 

12 786 

6200 

7 109 

8 027 

7 774 

7 229 

3 539 

4 367 

5 211 

6 036 

5 557 

36,3 

38,1 

39,4 

•43,7 

4315 

1970 

1972 

1973 

1974 
darunter 
Januar bis November 

Januar bis November 
1975 

162 013 

161 009 

166 496 

165 676 

165 883 

161 989 14 588  6.027 41,3' 8 561 

1) Hauptbeteiligte Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten. = 2) Ohne Mehrwertsteuer. 
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Für eine Analyse der Beschäftigungslage ist die Zahl 
der geleisteten Arbeiterstunden von besonderer Be-
deutung. Im Jahr 1974 wurden in der Automobil-
branche4% und in der gesamten Industrie des Lan-
des 6% weniger Arbeiterstunden geleistet. Die rück-
läufige Tendenz verstärkte sich im Zeitraum Januar 
bis November 1975 gegenüber der gleichen Vorjah-
reszeit nur noch bei der gesamten Industrie (— 13%) 
im Fahrzeugbau betrug der Rückgang nur 4%. 

Wie bei der Produktion stellte sich damit auch bei 
diesem Indikator die Lage der baden-württembergi-
schen Automobilindustrie verglichen mit der gesam-
ten Bundesrepublik günstiger dar, denn dort belief 
sich der Rückgang der geleisteten Arbeiterstunden 
1974 auf 10% und von Januar bis September 1975 
auf B% (Baden-Württemberg: — 4%). 

 

Er16vicklung der Personalkostenbelastung 

Die Lohn- und Gehaltskosten des Straßenfahrzeug-
baus betrugen 1974 4,3 Mrd.DM. Sie haben seit 
197O— ebenso wie im Durchschnitt der baden-würt-
tembergischen Industrie und bei der Gesamtbranche 
Fahrzeugbau im Bundesgebiet — um mehr als die 
Hälfte zugenommen. 

Die Entwicklung der Personalkostenbelastung dieser 
Branche verlief insbesondere 1974 ungünstig. Die 
Löhne und Gehälter je Beschäftigten hatten sich ge-
genüber 1973 um 13% erhöht, demgegenüber war 
der Umsatz je Beschäftigten nur um 5% angestiegen. 
Dieses Verhältnis hat sich jedoch von Januar bis 
November 1975 gegenüber demselben Vorjahreszeit-
raum etwas verbessert. Die Löhne und Gehälter je 
Beschäftigtenwaren um 9% und der Umsatz je Be-
schäftigten um 17% angewachsen. 

Der Bruttostundenlohn eines Arbeiters lag im Okto-
ber 1975 bei 11,90 DM gegenüber 10,71 DM im 
Jahr 1974; das Bruttomonatsgehalt eines Angestell-
ten betrug im Oktober 1975 2.636,00 DM gegen-
über 2.410,00 DM im Durchschnitt der gesamten 
Industrie des Landes. 

Weitere Aussichten der Automobilindustrie 

Das nach dem Auslaufen der Investitionszulage er-
wartete Auftragseingangstief im Fahrzeugbau ist in 
der Bundesrepublik ausgeblieben. In Baden-Würt-
temberg erhöhte sich dergesamte Auftragseingang 
der Industriegruppe dem Volumen nach für den 
Zeitraum Januar bis November von 1974 auf 1975 

um 25%, wobei die Ordereingänge aus dem Inland 
sogar um 79% zunahmen. Der nächsten Zukunft 
sieht daher die Automobilindustrie mit einiger Zu-
versicht entgegen. 

Für die Beurteilung der langfristigen Entwicklungs-
tendenzen im Fahrzeugbau ist eine Untersuchung 
des Ifo_-Instituts' von Interesse, die sich auf das ge-
samte Bundesgebiet bezieht. Danach ist erst in den 
achtziger Jahren mit einer relativen. Sättigung der  

Eine Studie des Rheinisch-Westfälischen Instituts 
für Wirtschaftsforschung' über die zukünftige Ent-
wicklung des Pkw-Bedarfs in der Bundesrepublik 
kommt bei einem Ansatz von 3% Exportwachstum 
im Jahresdurchschnitt auf 4,37 bis 4,61 Mill. Per-
sonen- und Kombinationskraftwagen im Jahre 1985. 
Dies würde, bezogen auf das Produktionsergebnis 
von 1973, einen Anstieg von etwa 20 bis 26% bis 
zum Jahre 1985 bedeuten. Für Baden-Württemberg 
erscheinen diese Produktionssteigerungen reichlich 
hoch und dürften sich hier wohl nur im günstigsten 
Fall verwirklichen lassen. Beide Institute weisen bei 
ihren Voraussagen außerdem darauf hin, daß die 
aufgezeigte Trendentwicklung von starken kurzfri-
stigen Schwankungen überlagert sein kann. 

Die Produktion von Nutzkraftwagens wird nach 
Ansicht des Ifo-Instituts stärker wachsen als die von 
Personen- und Kombinationskraftwagen, und zwar 
— ausgehend von 2,99 Mill. im Jahr 1973 — auf 
3,91 Mill. im Jahr 1980 und auf 4,41 Mill. Nutz-
kräftfahrzeuge im Jahre 1985. Dies würde bis 
1980 eine Steigerung um nahezu ein Drittel und 
bis 1985 um fast die Hälfte bedeuten. 

Für das gesamte Wachstum der Kraftfahrzeugpro-
duktion, gemessen am Produktionsindex der Auto-
mobilindustrie, geht das Ifo-Institut von einer 
durchschnittlichen jährlichen Wachstumsrate von 
4% im Zeitraum von 1973 bis 1980 und von 3% 
zwischen 1980 und 1985 aus. 

3 Strukturkrise der Automobilindustrie unwahrscheinlich —Thesen 
zur langfristigen Entwicklung — Ifo-Schnelldienst 10, 4.4.1975, 
S. 9 — 14; Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München. - . 
4 M. Ballensiefen: Zu den Absatzaussichten der deutschen Automo-
bilindustrie bis 1985, Mitteilungen 1975/1. Rheinisch-Westfälisches 
Institut für Wirtschaftsforschung, Essen. 
5 Lastkraftwagen, Straßenzugmaschinen und Omnibusse. 

Motorisierung in der Bundesrepublik zu rechnen. 
Bis 1985 wird ein Anstieg der Dichte von Personen-
und Kombinationskraftwagen auf 395 je 1 000 Ein-
wohner im Bundesgebiet erwartet. Das Institut geht 
davon aus, daß die Nachfrageentwicklung von Per-
sonen- und Kombinationskraftwagen künftig vor 
allem durch die Ersatzkomponente bestimmt wird. 

— Die durchschnittliche jährliche Zuwachsrate von 
Zulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge dieser Art 
wird von 1973 bis 1980 auf 2,8% und von 1980 
bis 1985 auf 1,3% geschätzt. Unter der Vorausset-
zung,.daß der Export im Jahresdurchschnitt um et-
wa 3% steigen wird, soll die Produktion — ausge-
hend von 3,65 Mill. im Jahre 1973 — im Jahre 1980 
eine Größenordnung von 4,42 Mill. und 1985 von 
4,94 Mill. Fahrzeuge erreichen. Diese Werte würden 
einer Zuwachsrate von 1973 bis 1980 um etwa 20% 
und bis 1985 um etwa 35% entsprechen. Sie werden 
vom Institut als Obergrenze der wahrscheinlichen 
Entwicklung betrachtet; dabei wird allerdings eine 
relative Stabilität der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklung vorausgesetzt. 

- 
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Diese Prognosewerte können zwar im Vergleich 
zur Entwicklung 1970 bis 1973 als nicht unreali-
stisch bezeichnet werden. Es bleibt jedoch als 
größter Unsicherheitsfaktor der zukünftige Export 
der deutschen Automobilindustrie. Insoweit ist im 
Augenblick, insbesondere im Blick auf die Ausfuhr 
von Personenkraftwagen, eine Voraussage sehr 
schwierig. Dies wird von beiden Instituten auch 
deutlich gesehen und ausgesprochen. Bei der gro-
ßen wirtschaftlichen Bedeutung, die der Automo-
bilindustrie mit ihren zahlreichen Zulieferindustrien 
für unser Land zukommt, wird die weitere Entwick-
lung mit großer Aufmerksamkeit verfolgt werden. 

3.6.3 Bauwirtschaft: Nachfragestrukturen und 
Tendenzen 

Auch das Jahr 1975 war für die Bauwirtschaft ge-
prägt von einem Entwicklungsprozeß, der zum Teil 
als Folge der allgemeinen Wirtschaftskonjunktur, 
zu einem erheblichen Teil aber auch als Anzeichen 
eines tiefgreifenden Strukturwandels zu interpretie-
ren ist. Fast ausschließlich war es das Moment des 
Strukturwandels, das die Vorgänge im Bereich des 
Wohnungsbaus prägte, während die Entwicklungen 
im Bereich des übrigen Hochbaus sowie im Tiefbau 
zur Zeit vielerorts noch primär als Auswirkungen 
der konjunkturellen Lage gesehen werden. 

Schaubild 1 

Saisonal ungewöhnlicher Anstieg der Hochbaunach-
frage im Herbst 

Betrachtet man die von den Bauämtern erteilten . 
Baugenehmigungen als Indikator für die Hochbau-
nachfrage, so zeigt die Entwicklung etwa bis Herbst 
des Jahres 1975 im wesentlichen den schon zu Be-

 

ginn des Jahres erwarteten Nachfrageverlauf. 

Mit der Zahl von insgesamt rund 62 000 (geschätzt) 
neu genehmigten Wohnungen liegt das Jahresergeb-
nis 1975 nun zwar um rund 9% unter dem Vorjahr, 
jedoch immer noch um mehr als die Hälfte über der 
langfristig als wahrscheinlich erachteten Bedarfszahl 
von durchschnittlich maximal 40 000 Wohnungen 
pro Jahr'. Damit hat sich der Rückgang der Geneh-
migungszahlen in Richtung auf den langfristig vor-
ausgeschätzten Durchschnitt stark verlangsamt. 
Maßgebend dafür war eine erhebliche Abweichung 
nach oben vom sonst üblichen saisonalen Verlauf 
der Genehmigungszahlen etwa ab September. Über 
die Ursachen dieser Abweichung besteht zur Zeit 
noch keine volle Klarheit, jedoch wird man davon 
ausgehen können, daß hier ein ganzes Bündel von 
Momenten zu dieser saisonal unüblichen Nachfrage-
zunahme geführt hat. 

1 Vgl. Statistischer und prognostischer Jahresbericht 1974, S. 93. 
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Bei der Nachfrageentwicklung der privaten Haushal-
te, die überwiegend auch selbst Bedarfsträger für 
Wohnungen sind und bei denen der „Wunsch nach 
einem eigenen Heim" ohnehin von der wirtschaft-
lichen Entwicklung unabhängiger ist, dürfte die Tat-
sache eine Rolle gespielt haben, daß sich die Finan-
zierungskonditionen im Wohnungsbau in der letz-
ten Zeit merklich günstiger gestaltet haben. Hinzu 
kommt, daß die Baupreise für Wohngebäude zur 
Zeit praktisch stagnieren. Dies könnte durchaus An-
reiz zu einer beschleunigten Realisierung geplanter 
Bauvorhaben im privaten Wohnungsbau gewesen 
sein. 

 

Die Nachfrageentwicklung der Wohnungsunterneh-
men dagegen dürfte primär durch die Investitions-
vergünstigungen von 7,5% aufgrund des Gesetzes 
zur Förderung von Investitionen und Beschäftigung 
vom 23.12.1974 sowie des Gesetzes über Investi-
tionszuschüsse im sozialen Wohnungsbau vom 
27.12.1,974 beeinflußt worden sein. Nach beiden 
Gesetzen war u. a. Voraussetzung für die Vergünsti-
gung, daß der Antrag für die entsprechenden Pro-

- jekte vor dem 1. Juli 1975 gestellt wurde. Da zwi-
schen Antragstellung bei den Baurechtsbehörden 
und der Erteilung der Baugenehmigung erfahrungs-
gemäß im Durchschnitt ein Zeitraum von minde-
stens drei Monaten liegt, wäre dies mit eine plausible 

Erklärung für die saisonal unübliche Nachfragezunah-

me in diesem Bereich. 

Das oben angeführte Gesetz zur Förderung von In-
vestitionen und Beschäftigung dürfte auch für den 
relativ starken Anstieg der Genehmigungszahlen im 
Herbst im Bereich des übrigen Hochbaus ausschlag-
gebend gewesen sein, denn auch hier war Vorausset-
zung für die 7,5%ige Investitionszulage die Einrei-
chung des Bauantrages vor dem 1. Juli 1975. 

Demgegenüber bewegte sich infolge der prekären 
Finanzlage der öffentlichen Hand deren Hochbau-
nachfrage 1975 auf wesentlich niedrigerern Niveau, 
während gerade die öffentliche Hochbaunachfrage 
noch 1974 den Nachfrageausfall der gewerblichen 
Wirtschaft im gewissen Umfang kompensieren konn-
te. 

Entwicklung in den Boomjahren ohne Beispiel in 
der Vergangenheit 

Zur Beurteilung der Frage, inwieweit der. Nachfrage-
anstieg im Hochbau zu Ende des Jahres als kurzfri-
stige Erscheinung anzusehen und wie die längerfri-
stige Entwicklung einzuschätzen ist, kann nur eine 
Betrachtung in einem weiter gesteckten Rahmen 
Anhaltspunkte liefern. Alle Erwägungen sind je-
doch vor dem Hintergrund der Tatsache zu sehen, 
daß die Bausubstanz zu den dauerhaftesten Wirt-
schaftsgütern überhaupt zählt, hier also der bei den 
meisten anderen Wirtschaftsgütern anzutreffende  

relativ schnelle technische und wirtschaftliche Alte-
rungsprozeß in ganz anderen zeitlichen Dimensio-
nen verläuft. 

Betrachtet man die Nachfrageentwicklung im Woh-
nungsbau über einen Iängeren.Zeitraum, so wird 
insbesondere deutlich, welch extreme Entwicklung 
hier in den Jahren 1970 bis 1973 stattgefunden hat. 
Ausschlaggebend für den damaligen „Genehmigungs-
boom" im Wohnungsbau waren weniger die priva-
ten Haushalte, obwohl auch hier infolge der gesamt-
wirtschaftlichen Prosperität in Verbindung mit rela-
tiv hohen Inflationsraten ein vergleichsweise starker 
Anstieg zu verzeichnen war, als vielmehr die Nach-
frageentwicklung der Wohnungsunternehmen und 
der übrigen Bauherren. In diesen Boomjahren er-
reichte das Nachfragevolumen der Wohnungsunter-
nehmen ein zuvor nicht einmal in den Wiederauf-
baujahren dagewesenes Ausmaß. Unzweifelhafte 
Ursache dafür war, daß der Wohnungsmarkt infolge 
der von der inflationären Entwicklung ausgelösten 
Flucht in die Sachwerte — und hier an erster Stelle 
in Immobilien — zu dieser Zeit unbegrenzt aufnah-
mefähig schien. Jedoch haben bekanntlich die re-
striktiven wirtschaftspolitischen Maßnahmen des 
Jahres 1973 diese Entwicklung nachhaltig zum 
Stillstand gebracht. 

Die bisher ebenfalls nie dagewesene Nachfrageaus-
weitung der übrigen Bauherren im Wohnungsbau —
das sind überwiegend gewerbliche Unternehmen — 
erklärt sich wohl nur im Zusammenhang mit der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung und hier in erster 
Linie der Entwicklung des Arbeitsmarktes. Da es 
sich bei den für gewerbliche Unternehmen geneh-
migten Wohnungen in der Mehrzahl der Fälle um 
Werkswohnungen für eigene Mitarbeiter handelt —
bei der Erstellung von Projekten zur Vermietung 
oder zum Verkauf an Dritte wird in der Regel ein 
eigenes Unternehmen gegründet, da' statistisch als 
Wohnungsunternehmen einzustufen ist — dürfte es 
sich hier um zusätzliche Leistungen gehandelt ha-
ben mit dem Ziel, bei dem damaligen überhitzten 
Arbeitsmarkt neue Arbeitskräfte zu gewinnen bzw. 
die eigenen Arbeitskräfte zu halten. Hier ist im Zu-
ge der konjunkturellen Rezession die Entwicklung 
auf ein gemessen an der Vergangenheit normales 
Maß zurückgegangen. 

Quantitativ weitgehend gesättigter Wohnungsmarkt 

Die gegenwärtige Situation auf dem Wohnungsmarkt 
ist davon gekennzeichnet, daß infolge der hohen 
Wohnungsbautätigkeit der vergangenen Jahre der 
Wohnungsbestand nach den Ergebnissen der Woh-
nungsfortschreibung Anfang 1975 in Baden-.Württem-
berg bereits 3,3 Millionen Wohnungen erreichte`. 
Damit dürfte der allgemein mit 104% als notwendig 
angesehene Versorgungsgrad.der Haushalte mit Woh-
nungen in etwa erreicht sein. Von diesen 3,3 Millio-

 

1a Zur Wohnungsgröße vgl. Tabelle im Anhang 
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nen Wohnungen standen im Mai 1975 etwa 130 000, Hand — macht eine Betrachtung der Genehmigungs-

 

also gerade rund 4% leer. Auffallend dabei ist die in zahlen über einen längeren Zeitraum hinweg eben-
regionaler Hinsicht durchaus ausgeglichene Situation. falls deutlich, daß hier die Nachfrageentwicklung 
Ferner entspricht die Zahl der leerstehenden Woh- der Jahre 1969 bis 1973 alles bisher Dagewesene 
nungen — differenziert nach der Wohnungsgröße — erheblich übertroffen hat. Ursächlich dafür war ein 
weitgehend dem Mobilitätsgrad der für diese Woh- Nachfrageanstieg bei der gewerblichen Wirtschaft, 
nungen in Frage kommenden Haushaltsgruppen — der weit über dem gelegen hat, was bisher sowohl 
mit anderen Worten: gerade bei kleineren Wohnun- in der Wiederaufbauphase als auch in den folgenden 
gen, die vorwiegend von den Haushalten mit der besten Konjunkturjahren beobachtet worden war. 
größten Mobilität bewohnt werden (1- und 2-Perso- -

 

nen-Haushalte), ist auch die erforderliche größere Obwohl infolge des allgemeinen Konjunkturab-

 

Fluktuationsreserve vorhanden. Es sind also weit- schwungs das Jahr 1974 den bisher schärfsten Rück-

 

gehend die Voraussetzungen gegeben, die für ein gang in diesem Hochbaubereich mit sich brachte, 
Funktionieren des Wohnungsmarktes notwendig lag das Nachfragevolumen der gewerblichen Wirt-

 

sind'. Dabei ist noch hervorzuheben, daß in der schaft 1974 —gemessen an der Zahl der genehmig-

 

Zahl der hier als leerstehend erfaßten Wohnungen ten Kubikmeter umbauten Raumes — immer noch 
zum größten Teil jene leerstehenden Wohnungen in über dem des Rezessionsjahres 1967. Hinzu kam ei-

 

Neubauten, die mit dem Schlagwort „Wohnungs- ne erhebliche Ausweitung der Hochbaunachfrage 
halde" charakterisiert werden, nicht enthalten sind. der öffentlichen Hand, so daß die Gesamtnachfrage 
Auf Bundesebene wird deren Zahl auf rund 200 000 im Hochbau auch 1974 — nimmt man einmal die 
Wohnungen zusätzlich geschätzt, die hier noch hin- Extremjahre 1969 bis 1973 aus — nur wenig unter 
zuiurechnen wären. dem bisherigen absoluten Spitzenjahr 1964 lag. Da 

Aufgrund dieser Situation kann man davon ausgehen, infolge der investitionsfördernden Maßnahmen, wie 

daß sich das Volumen der Neubautätigkeit im Be- oben bereits dargestellt, die Hochbaunachfrage der 

reich des Wohnungsbaus in den kommenden Jahren gewerblichen Wirtschaft im Verlauf des Jahres 1975 

überwiegend am Ersatzbedarf und am Zuwachs der wieder stark zugenommen hat, übertraf die Gesamt-

 

Zahl der Haushalte orientieren wird. Eine entspre- nachfrage 1975 noch das Vorjahr, obwohl die öffent-

 

chende langfristige Vorausschätzung wurde bereits liche Hand ihr außergewöhnlich hohes Nachfrage-

 

im letzten Jahresbericht vorgelegt. Zu der dort ge- niveau von 1974 nicht länger halten konnte. Offen 

nannten Obergrenze von durchschnittlich 40 000 bleibt allerdings, wann und in welchem Umfang die-

 

Wohnungen jährlich ist jedoch zu berücksichtigen, se Genehmigungen in Aufträge für die Bauwirtschaft 

daß die auf Grund der staatlichen Förderungsmaßnah- umgesetzt werden. 

men angeregte Modernisierungstätigkeit, die das vor- 
handene Modernisierungspotential stärker anspricht, 
dazu führt, daß der Wohnwert der Altbauwohnun- 
gen erhöht wird. Hinzu kommt noch, daß durch die von überalteter Bausubstanz Erweiterungsinvestitio-

 

teilweise Konzentration der Förderungsmaßnahmen nen zur Ausdehnung bereits vorhandener Produk-

 

in den Modernisierungszonen attraktivere Wohnge- 
genden geschaffen werden, die der Ersatznachfrage Verfügung stehen, und im Hinblick auf das zukünf-

 

und damit der Neubautätigkeit zusätzlich entgegen= tig abgeflachte gesamtwirtschaftliche Wachstum 
wirken dürften. 

Es muß jedoch davon ausgegangen werden, daß sich 
aufgrund des immer noch hohen Bauvorrats an ge-
nehmigten, aber noch nicht fertiggestellten Wohnun-
gen, der Ende 1975 nach ersten Schätzungen in ei-
ner Größenordnung von 120 000 Einheiten liegen 
dürfte, der notwendige Anpassungsprozeß der Woh-
nungsbaunachfrage noch über die nächsten Jahre 
erstrecken wird. Dabei wären Abnahmeraten von 
jährlich 10 bis 20% noch durchaus als normal anzu-, 
sprechen. 

Langfristig sinkende Nachfrage im übrigen Hochbau 

Auch im Bereich des übrigen Hochbaus — das sind 
vor allem gewerbliche Bauten wie Betriebs- und Bü-
rogebäude sowie Hochbautender öffentlichen 

 

2 Vgl. dazu auch E. Frank: Zur kritischen Situation im wohnungs-
bau; in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 9/1975. 
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Längerfristig ist jedenfalls in,Anbetracht der hohen 
Bauleistung der letzten Jahre für den gewerblichen 
Bereich, die in weiten Teilen zusätzlich zum Ersatz 

tionskapazitäten darstellte, die nun langfristig zur 

nicht damit zu rechnen, daß das relativ hohe Nach-
frageniveau des Jahres 1975 gehalten werden kann. 
Zwar könnten Auflagen im Zusammenhang mit 
dem Umweltschutz in Teilbereichen zu einer gewis-
sen zusätzlichen Nachfrage führen, doch scheint es 
sehr zweifelhaft, ob sich diese begrenzten Impulse 
auf das Gesamtvolumen nennenswert auswirken 
werden. Auch der Nachfrageentwicklung der öffent-
lichen Hand werden in absehbarer Zeit trotz partiell 
noch vorhandenen Baubedarfs von den Finanzie-
rungsmöglichkeiten her relativ enge Grenzen gesetzt. 
Dies gilt auch für den Bereich des Tiefbaus, der mit 
rund 90% ganz überwiegend von den Auftragsverga-
ben der öffentlichen Hand abhängt. 

Fertigteilbau: Keine weitere Zunahme 

Ein interessanter Teilaspekt der Nachfrageentwick-
lung betrifft den Sektor des Fertigteilbaus im Hoch-
bau. Dazu ist zu beachten, daß der Begriff ;,Fertig-
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Schaubild 2 

Entwicklung des Fertigteilbaus11  im Hochbau 

b) Anteil an den insgesamt genehmigten Nichtwohngebäuden 
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Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich bei den in Fer-
tigteilbauweise geplanten Nichtwohngebäuden. Wäh-
rend hier der Anteil nach der Zahl der Gebäude seit 
1973 sinkt, ist beim Anteil des umbauten Raumes 
noch eine relative Konstanz festzustellen. Offensicht-
lich werden zur Zeit bevorzugt größere Gebäude 
zum Bau unter Verwendung von Fertigteilen ge-
plant, während bei kleineren Nichtwohngebäuden 
wieder mehr andere Bauverfahren zur Anwendung 
kommen. 

Gerade bei großen Projekten ist in Zukunft jedoch 
mit der wachsenden Bedeutung anderer Bauverfah-

 

ren zu rechnen, die leider im Rahmen der Statistik 
nicht erfaßt werden. Als Beispiel sei nur das Groß-
schalungssystem genannt, bei welchem ein erhebli-
cher Rationalisierungseffekt.ünter weitgehender 
Vermeidung der beim Fertigteilbau auftretenden 
Transportprobleme durch Verwendung großforma-
tiger vorgefertigter Schalungen erreicht wird, in die 
erst an der Baustelle der Beton meist als Fertigbe-

 

ton eingebracht wird. 

Baugewerbe paßt sich an 

Die Entwicklung der wertmäßig erfaßten Auftrags-
eingänge bei den Betrieben des Bauhauptgewerbes 
verlief 1975 im Hochbaubereich im wesentlichen 
entsprechend der oben dargestellten Genehmigungs 
entwicklung. Da die personellen Kapazitäten im 
Bauhauptgewerbe 1974 und Anfang 1975 erheblich, 
abgebaut worden waren und da kein weiterer Rück-
gang der Auftragseingänge im Hochbaubereich ein= 
getreten ist, hat sich die Auftragslage der Betriebe, 

  

teilbau" nach der statistischen Abgrenzung neben 
den eigentlichen Fertighäusern auch alle Bauweike 
umfaßt, bei denen nur Teile der Konstruktion, die 
nach Art und Zahl bedeutend sind, aus vorgefertig-
ten Bauteilen bestehen. Dabei versteht man unter 
Fertigteilen tragende und nichttragende mit An-
schlußmitteln versehene Bauteile, die nicht an der 
Einbaustelle hergestellt werden. 

Daher zählt in der Statistik jedes Bauwerk als Fer-
tigteilbau, bei dem geschoßhohe oder raumbreite 
Fertigteile, also z. B. großformatige Wandtafeln, 
für Außen- oder Innenwände verwandt werden. 

Aus dieser methodischen Abgrenzung erklärt sich 
auch die gegenläufige Entwicklung zwischen Ge-
bäudezahl und umbautem Raum beiden in Fertig-
teilbauweise genehmigten Wohngebäuden. Während 
nämlich der Anteil der größeren Wohngebäude, die 
unter Benützung von Fertigelementen gebaut wer-
den, an den insgesamt genehmigten Wohngebäuden 
in etwa gleich geblieben ist, ist der Anteil der in Fer-
tigteilbauweise geplanten Ein- und Zweifamilienhäu-
ser — der eigentlichen Fertighäuser also — seit dem 
Jahre 1973 wieder rückläufig. 
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Tabelle 1 

Betriebe und Beschäftigte im Bauhauptgewerbe nach Beschäftigtengrößenklassen 

  

Beschäftigte 

 

Betriebe 

Veränderung Veränderung 
1965 1973 

1975/1973 1975/1965 
1965 1973 1975 

Beschäftigten. 

größenklasse 
1975 

1975/1973 1975/1965 

Zahl Zahl 

   

1 bis 19 

20 " 49 

50 99" 

100 499 

500 und mehr 

Insgesamt 
1  

10 217 8 660 8 315 — 4,0 

1474 1450 1337 — 7,8 

630 527 452 —14,2 

445 450 313 —30,4 

33 31 14 —54.8 

12 799 11 118 10 431 — 6.2  

—,18,6 71 545 64 723 60 260 — 6,9 — 15,8 

— 9,3 46 228 39 100 34 709 — 11,2 —24,9 

—28,3 44 269 36 394 31 287 — 14,0 —293 

—29,7 82 758 84 945 57 584 —32,2 —30.4 

— 57,6 25 320 24 766 9 844 —60,3 —61,1 

— 18,5 270 120 249928 193 684 —22,5 —128,3 

gemessen am Index der Auftragsbestände je Be-
schäftigten', auf relativ niedrigem Niveau stabili-
siert. Demzufolge kam der Beschäftigtenabbau, der 
gegenüber 1973 im Hochbaubereich immerhin über 
ein Viertel betragen hat, im Verlauf des Jahres 
1975 zum Stillstand. 

Im Bereich des Tiefbaus entsprachen die Auftrags-
eingänge 1975 nominal in etwa dem hohen Auf-
tragsvolumen des Vorjahres. Obwohl auch im Tief-
baubereich die Beschäftigten um rund S% gegen-
über 1973 abgebaut wurden,, trat hier zu Ende des 
3. Quartals 1975 eine — gemessen am Index der 
realen Auftragsbestände je Beschäftigten — deutli-
che Verschlechterung der bis dahin wohl noch be-
friedigenden Auftragslage der Betriebe 1n diesem 
Bereich ein. 

 

1 nsgesamt waren 1975 gegenüber 1973 um über ein 
Fünftel weniger Personen beschäftigt — das bedeu-
tet einen Personalabbau von rund 56 000 Beschäf-
tigten im Bauhauptgewerbe. 

Zur Beurteilung der weiteren Beschäftigtenentwick-
lung in der Bauwirtschaft muß sehr stark unterschie-
den werden zwischen dem kurzfristigen und einem 
'mehr längerfristigen Aspekt. 

Auf kürzere Sicht ist damit zu rechnen, daß im Hin-
blick auf die oben geschilderte Genehmigungsent-
wicklung im Jahre 1975, die normalerweise in der 
ersten Jahreshälfte 1976 voll als Auftragseingänge 
marktwirksam werden müßte, vorerst. kein weiterer 
Beschäftigtenabbau erfolgt. Kurzfristig bleibt auch 
noch die Wirkung des neuen Konjunkturprogramms 
von Bund und Ländern abzuwarten, das neben der 
Förderung der Altbaumodernisierung Investitionen 
im Bereich des Straßenbaus und des öffentlichen 
Hochbaus vorsieht, und das zu einer gewissen Be-
lebung beitragen könnte. Längerfristig ist jedoch 

3 Zur Berechnung dieses Index vgl. H. J. Richter: Zur Auftrags-
lage im Bauhauptgewerbe, in: Baden-Württemberg in Wort und 
Zahl, Heft 8/1975. 

 

bei Berücksichtigung der oben dargestellten langfri-
stigen Nachfragetendenzen ein weiterer Abbau per-
soneller Kapazitäten im Baugewerbe nicht auszu-
schließen. Bei den auch weiterhin zu erwartenden 
fortschreitenden Rationalisierungsbemühungen im 
Baubereich werden davon ganz besonders die min-
derqualifizierten Arbeitsplätze betroffen sein, die 
neben den Ausländern zur Zeit noch vor allem 
von deutschen Arbeitskräften ohne Schulabschluß 
besetzt sind. Dagegen ist langfristig auch im Bau-
gewerbe vor allem mit zunehmender Bedeutung 
der General- und Totalunternehmertätigkeit mit 
einem wachsenden Anteil von hochqualifizierten 
planenden und koordinierenden Funktionen zu 
rechnen. 

Vornehmlich werden von diesem Abbau die Roh-
baukapazitäten, also die Betriebe des Bauhaupt-
gewerbes, betroffen sein, während bei den aus-
baugewerblichen Betrieben der wachsende Umfang 
von Instandhaltungs- und Modernisierungsarbeiten 
bis zu einem gewissen Grad kompensierend wirken 
dürfte. 

3.6.4 Struktur und Entwicklung des Fremden-
verkehrs in Baden-Württemberg 

Der Tourismus gewinnt als binnen- und außenwirt-
schaftlicher Faktor ständig an Bedeutung. Nach ei-
ner Schätzung des Bundeswirtschaftsministeriums 
sind im gesamten Bundesgebiet einschließlich West-
berlin rund 1,5 Millionen Arbeitsplätze direkt oder 
indirekt vom Tourismus abhängig. 

Im Hotel- und Gaststättengewerbe der Bundesrepu-
blik sind rund 700 000 Menschen beschäftigt; in 
Baden-Württemberg entfallen auf diesen Gewerbe-

zweig etwa 100 000 Beschäftigte, wovon rund ein 
Drittel in Hotels und Gasthöfen sowie Ferien-, Er-
holungs- und Fremdenheimen arbeitet und dem-
nach mit ganz spezifischen Aufgaben des F remden-
verkehrs betraut ist. Interessant ist in diesem Zu-
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Insgesamt 
28,2 Millionen Heilbäder 

399. Ulbw-
nachlungen 

Erholungsorte 
11% 

gruppen im Sommerhalbjahr 1975 

Sonstige 
Berichtsgemeinden —, 

21% 

Luftkurorte 
24% 

Großstädte 

5% 

 

in 1000 

sammenhang der hohe Anteil der weiblichen Be-
schäftigten (1970: über 62%) und die vergleichs-
weise große Quote der Teilzeitbeschäftigten (1970: 
rund 12%), die sich nach vorsichtigen Schätzungen 
bei insgesamt abnehmenden Beschäftigtenzahlen 
(— 6%) inzwischen auf rund 16% erhöht hat. 

Insgesamt entfallen von den Gesamtbeschäftigten 
des Landes knapp 3% auf den Bereich „Hotel- und 
Gaststättengewerbe". In bestimmten Gegenden, in 
denen das Bild der dortigen Wirtschaft ganz ent-
scheidend vom Fremdenverkehr bestimmt wird, 
liegt dieser Beschäftigtenanteil bedeutend höher. 
So entfielen 1970 im Altkreis Hochschwarzwald 
rund 17% und im Altkreis Freudenstadt fast 11% 
aller außerhalb der Landwirtschaft Beschäftigten 
auf das Beherbergungs- und Gaststättengewerbe. 
Weitere Arbeitsplätze in diesen und anderen Ur-
laubs- und Erholungsgegenden hängen indirekt vom 
Fremdenverkehr ab. Dies ist insofern sehr wesent-
lich, als in diesen Gegenden wenig alternative Be-
schäftigungsmöglichkeiten bestehen, was aus Grün-
den des Landschafts- und Umweltschutzes dort 
auch nicht unbedingt erwünscht ist. Für einzelne 
Gemeinden des Landes stellt demnach der Frem-
denverkehr einen ganz entscheidenden Wirtschafts-
faktor dar. 

Neben dieser Funktion bietet der Fremdenverkehr 
zahlreichen Menschen die Möglichkeit zur Erholung, 
zum Urlaub und zur Freizeitgestaltung, vor allem 
in seinen traditionellen und über die Landesgrenzen 
bekannten Urlaubs- und Erholungsgebieten im 
Schwarzwald und am Bodensee. 

Im Fremdenverkehrsjahr 1974/75 wurden fast 41 
Millionen Gästeübernachtungen gezählt. Die beson-
dere Bedeutung Baden-Württembergs als Reise- und 
Erholungsland zeigt die Tatsache, daß knapp ein 

Tabelle 1 

Gästeübernachtungen im Fremdenverkehrsjahr 
1974/75 in den Bundesländern 

Gästeübernachtungen 
im Fremdenverkehrsjahr 1974/75 1) 

Bundesland 

Baden-Württemberg 40752.0 

Schleswig-Holstein 22620,6 

Hamburg 2494,4 

Niedersachsen 25810,0 

Bremen 727,6 

Nordrhein-Westfalen 27463,0 

Hessen 25334.6 

Rheinland-Pfalz 12878,0 

Bayern 64816,5 

Saarland 847,2 

Berlin (West) 2697,2 

Bundesgebiet 226 441,1 

1) Vorläufige Zahlen. 

Schaubild 1 

Gästeübernachtungen nach Gemeinde-

  

Fünftel aller Gästeübernachtungen des Bundesgebiets 
auf unser Bundesland entfällt, womit es hinter Bay-
ern an zweiter Stelle steht (vgl. auch Tabelle 1). 

Ein besonderes Schwergewicht liegt bei der Kurer-
holung: Von den insgesamt 28 Millionen statistisch 
erfaßten Gästeübernachtungen des letzten Sommer-
halbjahres' (1.4. bis 30.9.1975) entfielen rund 11 
Millionen oder 39% auf die Kurerholung, die sich 
auf 32 Mineral- und Moorbäder, 10 heilklimatische 
Kurorte und 9 Kneippkurorte konzentriert' . Nach 
der Zahl der Heilbäder ist Baden-Württemberg das 
größte Bäderland der Bundesrepublik, gemessen an 
der Zahl der Übernachtungen in Heilbädern steht es 
wiederum hinter Bayern an zweiter Stelle. Immerhin 
rund 24% der Übernachtungen wurden außerdem in 
Luftkurorten gezählt (Schaubild 1). 

Die Entwicklung des Fremdenverkehrs seit 1960 

Ab dem Fremdenverkehrsjahr 1959/60 hat sich die 
Bettenkapazität kontinuierlich und ohne konjunktu-
relle Einflüsse um insgesamt 55% erhöht. Die Zahl 
der Gästeübernachtungen folgte im wesentlichen die-
ser Entwicklung des Bettenangebots, so daß der Aus-
lastungsgrad ungeachtet gewisser Einbrüche in einzel-
nen Jahren tendenziell nur leicht abnahm und sich 
um 40% bewegte. Daran zeigt sich, daß die vom Frem-
denverkehrsgewerbe vorgenommenen Ausweitungen 
der Bettenkapazität hinsichtlich der bisherigen lang-
fristigen Entwicklung im Landesdurchschnitt durch-
aus marktkonform waren, was jedoch Oberkapazitä-
ten in gewissen Regionen und Sparten des Fremden-
verkehrs nicht ausschließt. 

Diese Steigerung der Übernachtungsziffern ist vor-
nehmlich auf eine Zunahme der Aufenthaltsdauer 
der Gäste zurückzuführen, was sich indirekt aus der 

1 Aufgrund von Änderungen in der Gliederung nach Gemeinde-

gruppen zum 1.4.1975 können für diese Einteilung Daten desgemm-
ten Fremdenverkehrsiahres (1.10.1974 bis 30.9.1975) nicht heran-

gezogen werden. 

2 Einteilung der Gemeindegruppen nach der Fremdenverkehrs-

statistik. 

18,0 

10,0 

1.1 

11,4 

0,3 

12,1 

11,2 

5,7 

28,6 

0,4 

1,2 

100,0 

117 



Ferienhäuser 
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28.2 Millionen 
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Fremdenheime, 
Pensionen 

6°ä 

Tatsache ablesen läßt, daß die Zahlen der Fremden-
meldungen im Vergleich zu denjenigen der Gäste-
übernachtungen nur leicht zunahmen. (Im Rahmen 
der Fremdenmeldungen wird ein Übernachtungsgast 
so oft gezählt, wie er in einem Fremdenverkehrsort 
innerhalb des Berichtszeitraums ein Quartier genom-
men hat). Gegenüber 1960 ist die mittlere Verweil-
dauer, die sich aus den Gesamtzahlen der Gästeüber-
nachtungen und Fremdenmeldungen errechnet, von 
4,5 auf 5,3 Tage angestiegen; im Jahr 1952 betrug 
die mittlere Verweildauer sogar nur 3,7 Tage. Als 
wesentliche Ursache für diese Entwicklung ist die 
wachsende Bedeutung der Kuraufenthalte zu nen-
nen. Außerdem dürfte die allgemeine Urlaubsverlän-
gerung und die zunehmende Urlaubsfreudigkeit der 
Bevölkerung eine Rolle spielen. 

Der Einfluß rückläufiger Wirtschaftsentwicklungen 

Die Entwicklung der Zahlen für die Übernachtungen 
zeigt bei insgesamt steigender Tendenz, daß auch 
der baden-württembergische Fremdenverkehr von 
Rückgängen in der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung nicht ganz unbeeinflußt bleibt. So ist im Frem-
denverkehrsjahr 1967/68 die Zahl der Gästeüber-
nachtungen kurzfristig zurückgegangen. Gleicherma-
ßen war ein leichter Rückgang der Übernachtungs-
ziffern im Fremdenverkehrsjahr 1973/74 zu beob-
achten, in einem Jahr mithin, das im Gefolge der 
Erdölkrise und des weltweiten konjunkturellen Ab-
schwungs durch eine allgemeine wirtschaftliche Un-
sicherheit gekennzeichnet war. Trotz Anhalten der 
rezessiven Entwicklung war dagegen im Fremden-
verkehrsjahr 1974/75 ein gegenüber dem Vorjahr 
geringfügiger Anstieg um 2,1% zu verzeichnen. 

Damit hat sich das abgelaufene Fremdenverkehrs-
jahr im Vergleich zur gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung als relativ krisenfest erwiesen. In diesem 
Zusammenhang muß allerdings berücksichtigt wer-
den, daß seit 1970/71 Vorjahresvergleiche etwas 

Schaubild 2 

Gästeübernachtungen nach Betriebsarten 

im Sommerhalbjahr 1975 

problematisch geworden sind, weil durch die Ge-
bietsreform der Kreis der erfaßten Fremdenverkehrs-
gemeinden von Jahr zu Jahr erweitert und dadurch 
auch die Daten aus der Fremdenverkehrsstatistik 
überhöht wurden. In dieser Statistik werden näm-
lich nur Daten solcher Gemeinden erfaßt, deren 
jährliche Übernachtungszahl einen bestimmten 
Grenzwert überschreitet. Da es die Gemeindeneu-
gliederung jedoch erfordert, die Berichtspflicht zu 
dieser Statistik auf die Gesamtheit aller Ortsteile 
neugebildeter oder in ihrem Gebietsstand vergrößer-
ter Gemeinden auszudehnen, wenn vorher auch nur 
ein Ortsteil als selbständige Gemeinde der Melde-
pflicht zur Fremdenverkehrsstatistik unterlag, hat 
eine gewisse Zahl von früher selbständigen und in 
der Fremdenverkehrsstatistik bisher nicht erfaßten 
Gemeinden durch Eingemeindungen bzw. Gemein-
dezusammenschlüsse Eingang in den Kreis der 
Berichtenden gefunden. 

Eine Möglichkeit zur Bereinigung der Eckdaten be-
steht darin, daß man die Entwicklung von Gemein-
den, die von der Verwaltungsreform nicht betroffen 
wurden und als repräsentative Teilmasse anzusehen 
sind, auf sämtliche Fremdenverkehrsgemeinden 
überträgt. Nach diesen Berechnungen ermäßigt sich 
der Anstieg der Bettenkapazitäten und Gästeüber-
nachtungen, doch bleibt insbesondere für das Jahr 
1974/75 eine absolute Zunahme bei den Übernach-
tungszahlen bestehen. 

Besonders interessant ist in diesem Zusammenhang, 
daß in den traditionellen und für den Fremdenver-
kehr unseres Landes sehr wichtigen Fremdenver-
kehrsgebieten im Schwarzwald und im Bodensee-
becken auch nach der erwähnten Bereinigung mit 
+ 2,1 % bzw. + 5,4% eine ganz beachtliche Zunahme 
der Übernachtungen zwischen 1973/74 und 1974/75 
zu verzeichnen ist. Für den Bereich des Bodensees 
konnte damit offensichtlich die seit Jahren unbefrie-
digende Entwicklung im Fremdenverkehr gestoppt 
und eine Tendenzwende eingeleitet werden, was als 
ein Ergebnis der Verbesserungen der dortigen Was-
serqualitäten und der Fremdenverkehrsstruktur an-
zusehen ist. 

Bei den übrigen Fremdenverkehrsgemeinden war die 
Fremdenverkehrssaison offensichtlich nicht so zu-
friedenstellend. Ein beachtenswerter Rückgang war 
besonders beim Großstadttourismus zu verzeichnen. 
So gingen beispielsweise die Übernachtungen in den 
(von der Gebietsreform unberührten) Städten Hei-
delberg und Stuttgart im Fremdenverkehrsjahr 
1973/74 um 13% bzw. 8% und 1974/75 nochmals 
um 2% bzw. 12% zurück, nachdem zuvor keine oder 
allenfalls geringfügige Abnahmen zu verzeichnen 
waren. Abweichend hiervon nehmen die Übernach-
tungen in Mannheim 1973/74 zunächst um 13% ab 
und 1974/75, bedingt durch die Bundesgartenschau, 
wieder um 13% zu. 
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Ebenfalls überdurchschnittlich stark rückläufig waren 
die Übernachtungen ausländischer Gäste. Zwar hat 
der Reiseverkehr von Ausländern für Baden-Württem-
berg.keine überragende Bedeutung, da unser Land 
für die meisten Ausländer nur Durchreiseland ist; 
dennoch ist der Rückgang des Übernachtungsanteils 
ausländischer Gäste von über 8% im Fremdenverkehrs-
jahr 1970/71 auf etwa 7% für 1974/75 beachtlich. 
Im wesentlichen dürfte diese Abnahme auf die meist 
noch schlechtere wirtschaftliche Lage anderer Länder 
zurückzuführen sein. Durch die Wechselkurskorrek-
turen ist zudem der Aufenthalt von Ausländern in 
der Bundesrepublik finanziell erschwert worden, 
während umgekehrt für Inländer Auslandsreisen 
attraktiver geworden sind. Dieser Umstand und 
ebenso die relativ preisgünstigeren ausländischen 
Reiseangebote dürften auch ein wesentlicher Grund 
sein, weshalb das baden-württembergische Fremden- 
verkehrsgewerbe von der allgemeinen Urlaubs- und 
Reisefreudigkeit, die in den Rezessionsjahren 1974 
und 1975 sogar gestiegen ist, nicht in ausreichendem 
Maße profitieren konnte. 

Langfristig günstige Voraussetzungen 

Abgesehen von den Auslandsreisen ist dem Fremden-
verkehrsgewerbe im Südwesten auch durch große 

Bettenburgen" im Inland und insbesondere an der 
Ostseeküste, im Harz und im Bayerischen Wald star-
ke Konkurrenz erwachsen; während"diese Gebiete 
1971 nur rund 14% der Fremdenbetten aufweisen 
konnten, sind es heute bereits 20%. 

Baden-Württemberg hat diesen Weg zur Ausdehnung 
des Fremdenverkehrs nicht eingeschlagenund im 
Gegenteil über Maßnahmen wie Bodensee- und 
Schwarzwalderlaß die Landschaft vor solchen Ferien-
burgen bewußt geschützt. Dadurch ist das typische 
individuelle Gepräge des baden-württembergischen 
Fremdenverkehrs erhalten geblieben, das sich ein-
mal in dem mittelständischen Charakter der Hotel-

 

und Gaststättenbetriebe zeigt und noch mehr durch 
den relativ hohen Anteil der Übernachtungen in 
Privatquartieren (Schaubild 3) unterstrichen wird. 
Zudem ist die Möglichkeit bewahrt worden, sich in 
einer weitestgehend unverdorbenen Landschaft zu 
erholen. Da gleichzeitig das ökologische Bewußt-
sein der Bevölkerung gestiegen ist, sind langfristig 
die Aussichten für den Fremdenverkehr des Landes 
nicht schlecht, während umgekehrt in einer „verbe-
tonierten Landschaft" dauernde strukturelle Pro-
bleme denkbar wären. 

Dennoch sind zusätzliche Anstrengungen notwen-
dig, um weitere Reiseströme nach Baden-Württem-
berg zu lenken bzw. den Aufenthalt baden-württem-
bergischer Urlaubswilliger im eigenen Land zu stei-
gern.. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß nach 
den Ergebnissen des Mikrozensus im Jahre 1972 gut 

-zwei Fünftel aller Einwohner Baden-Württembergs 

Schaubild 3 

Entwicklungstendenzen im Fremdenverkehr 

eine Urlaubsreise unternommen haben (wobei rund 
l« der Reisen nach Baden-Württemberg und wei-
tere 22% in andere Bundesländer führen). Viele 
Menschen haben von einer Urlaubsreise bisher des-
halb Abstand genommen, weil diese mit vielfältigen 
Umstellungen auf veränderte Umweltbedingungen 
verknüpft ist. Da aber gerade der Inlandstourismus 
nur ein Mindestmaß dieser Umstellungen rotwen-
dig macht, könnten mit weiteren Werbeanstrengun-
gen bisherige „Nicht-Urlauber" für einen Urlaub in 
unserem Lande gewonnen werden. 

Weiterhin sollten die besonderen Vorteile des Ur- 
laubslandes Baden-Württemberg stärker ins öffent-
liche Bewußtsein gerückt werden. Hierbei ist ein-
mal an die abwechslungsreichen landschaftlichen 
Gegebenheiten zu denken, die für alle Bevölkerungs-
schichten attraktiv sind. Mit der Vielfalt an Heil-
und Mineralbädern ist vor allem die mittlere und 
ältere Generation anzusprechen. Ein zusätzliches 
Gästepotential liegt wohl auch bei Familien mit 
Kindern („Ferien auf dem Lande"). . 

Außerdem müßten Wege gefunden werden, um auch 
die junge Generation für einen Urlaub im Lande zu 
gewinnen. Nebenverstärkten Angeboten an Sport-
und Freizeitmöglichkeiten (z. B. Skifahren, Wasser-
sport) ist dabei an Beherberguhgsformen wie Ferien-
wohnungen und Campingplätze zu denken, die mehr 
auf'Gruppenreisen abgestellt sind. 

Vieles wird aber auch davon abhängen, inwieweit es 
gelingt, den Komfort im Angebot an Übernachtungs-
stellen so zu verbessern, daß gewisse Nachteile gegen-
übendem Auslandstourismus ausgeglichen werden. 
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.3.6.5 Zur Entwicklung der Energiewirtschaft 

Das Bild der Energiewirtschaft in Baden-Wühtem-
berg ist.  nach dem heutigen Stand der Technologie 
stark durch den Mangel an Möglichkeiten der hei-
mischen Energiegewinnung geprägt. Die einzig rela-
tiv reichliche Energiequelle, die Wasserkraft, ist be-
reits weitgehend der Nutzung erschlossen. Da die 
weitere Entfaltung der wirtschaftlichen Tätigkeit 
in starkem Maße von der Sicherstellung der Ener-
gieversorgung abhängig sein wird, ist diese in den 
Vordergrund wirtschaftspolitischer Überlegungen 
gerückt. Damit wird neben einer Prognose des Ener-
giebedarfs auch die Planung der Energiebereitstel-
lung erforderlich, die aber auf Bundesebene nur als 
Rahmenplanung erfolgen kann. 

Die landesspezifischen Besonderheiten in Baden-
Württemberg erfordern daher ein eigenes Energie-
programm, das im Juli 1975 von der Landesregie-
rung vorgestellt wurde. Danach wird der Schwer-
punkt bei der Entwicklung der Kernenergie und 
dem weiteren Ausbau der Gasversorgung liegen, wie 
nachfolgende Ubersicht deutlich werden läßt: 

 

Tabelle l 

Anteil der Energieträger am Primärenergieverbrauch 

1973 1990 

Energieträger 
MiII.t.SKE 

5,0 12,4 2 

28,5 70,4 32 

1,9 4,9 9 

Kernenergie 

Wasserkraft 

Netto-Strombezüge 

Insgesamt 40,4 100 71 100 

Quelle: Energieprogramm 

 

Hervorzuheben ist, daß auch die Belange des Um-
weltschutzes ihren Niederschlag im Energiepro-
gramm gefunden haben. Sie werden auch im fach-
lichen Entwicklungsplan „Kraftwerksstandorte" 
berücksichtigt, der vor allem geeignetes Gelände für 
künftige Kraftwerke sicherstellen soll. Ein Trassen-
plan soll für Höchstspannungs-Freileitungen Ent- " 
sprechendes erreichen. 

 

Das Energieprogramm stellt ein sicherlich umfassen-
des und auch im prognostischen Teil maßgebliches 
Werk dar: Die Aufgabe dieses Beitrages kann sich 
mithin nur darauf beschränken, noch einige zusätz-
liche Gesichtspunkte herauszustellen, soweit dies 
aus der Sicht der amtlichen Statistik möglich ist. 

Energieplanung erforderlich 

Mit zunehmender Automatisierung der Produktion 
und Technisierung des gesamten Lebens wuchs 
auch die Abhängigkeit von einer ausreichenden Ener-
giebereitstellung. Die einheimische Kohleproduktion 
konnte den Anforderungen des Energiebedarfs nicht 
mehr voll gerecht werden. Insbesondere kam sie 
teurer zu stehen als andere Energieträger, die relativ 
billig zu importieren waren: Die Energieversorgung 
wurde deshalb in verstärktem Maße auf preisgünsti-
gere ausländische Lieferungen umgestellt und geriet 
dadurch in eine gewisse Abhängigkeit. 

 

Durch seine vielseitige Verwendbarkeit gewann dabei 
das Mineralöl eine besondere Bedeutung. Zudem wa-
ren daraus erzeugte Energieträger meist nicht leitungs-
gebunden und somit leicht transportierbar. Es ver-
wundert daher nicht, daß mit dem Energieverbrauch 
zugleich auch der Anteil des Mineralöls hieran zu-
nahm. Während der Anteil der Mineralölprodukte 
am Primärenergieverbrauch in der Bundesrepublik 
bis 1973 auf etwa 55% stieg, waren es in Baden-
Württemberg sogar über 70%. 

Da das Erdöl fast vollständig importiert werden 
mußte, nahm die Auslandsabhängigkeit der Ener-
gieversorgung entsprechend zu. Daß dies nicht nur 
ein abstraktes Gefahrenpotential, sondern eine tat-
sächliche Bedrohung für unsere Wirtschaft darstell- 
te, wurde durch die enormen. Preiserhöhungen deut-
lich, die die Ölförderländer nach ihrem Zusammen-
schluß zu einem Preiskartell durchsetzen konnten. 
Die dadurch hervorgerufene, nachhaltige Beein-
trächtigung des wirtschaftlichen Geschehens ließ 
die Dringlichkeit einer Reduzierung der Auslands-
abhängigkeit deutlich werden. Im Landesentwick-
lungsplan, bzw. in dessen Konkretisierung durch 
das Energieprogramm der Landesregierung, sind 
diese Zusammenhänge durchaus frühzeitig erkannt 
und berücksichtigt worden. Als Hauptziel stand 
und steht dabei die Sicherstellung von Energie im 
Vordergrund, wobei eine Lösung der einseitigen 
Versorgungsabhängigkeit vom Mineralöl ange-
strebt wird und zwar bei größtmöglicher Umwelt-
schonung. 

Wesentliche Mittel zur Zielerreichung sind: 
1. Diversifikation von Energieträgern und Bezugs-

ländern 
2. Entwicklung neuer Methoden der Energieerzeu-

gung 
3. Entwicklung energiesparender Technologien. 

Als zunächst realisierbar erscheint dabei, den hohen 
Mineralölanteil durch die Förderung von Gas und 
Strom zu reduzieren. Obwohl auch beim Bezug von 
Erdgas eine wachsende Importabhängigkeit besteht, 
dürfte hier das Risiko eines Preisdiktats nicht so 
groß sein wie bei Mineralöl. Die Installation eines 
Transportsystems für Erdgas erfordert allerdings 
hohe Investitionen, die langfristige Lieferverträge 
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voraussetzen, wie sie z. B. neuerdings mit dem Iran 
abgeschlossen wurden. Neben der Entwicklung an-
derer oder neuer Energiequellen kommt vor allem 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie entschei-
dende Bedeutung zu, dd nach dem augenblicklichen 
Stand der Dinge nur sie ausreichende Chancen bie-
tet, die Energieprobleme der vor uns liegenden Jahr-
zehnte zu lösen. Nach der sich abzeichnenden Ent-
wicklung der schnellen Brüter würde hier auch eine 
gewisse Unabhängigkeit gewährleistet sein. Die Vor-
gänge der letzten Zeit haben allerdings gezeigt, daß 
die Ständortfrage nicht vorausgesehene Schwierig-
keiten bereitet, und die Entwicklung sogar verzö-
gern kann. Es bedarf zweifellos noch intensiver In-
formationstätigkeit, um die Öffentlichkeit von der 
ohne sinnvolle Alternative bestehenden Notwendig-
keit der Verwendung von Kernenergie zur Stromer-
zeugung und dem erreichten Sicherheitsniveau die-
ses technischen Bereiches zu überzeugen. 

Hohe Investitionen für die Bereitstellung von 
Strom und Gas 
Der Ausbau der öffentlichen Stromversorgung ver-
ursacht bei der Erzeugung und Verteilung sehr hohe 
Anlagekosten. Bei der Gasversorgung muß ein auf-
wendiges Transportsystem installiert werden. Solche 
langfristigen Investitionen erfordern eine möglichst 
exakte Vorhersage des künftigen Energiebedarfs. 
Etwaige Fehlplanungen bleiben nichtfolgenlos. 

 

Nun hat die Ölkrise nicht nui die Auslandsabhängig-
keit unserer Energieversorgung fühlbar werden las-
sen, vielmehr hat sie auch dazu beigetragen, die bis-
herigen Ansichten über künftiges Wachstum zu be-
einflussen. Auch im Energieprogramm der Landes-
regierung wurden die prognostizierten Zuwachsra-
ten des Energieverbrauchs nach unten korrigiert. 

Jährlich 6% höherer Stromverbrauch 
Statt ursprünglich 7% werden jetzt unter'Berück-
sichtigung der für die nächsten Jahre sich abzeich-
nenden Bevölkerungsstagnation und der Möglich-
keit eines eingeschränkten wirtschaftlichen Wachs-
tums nur noch 6% durchschnittlichen jährlichen 
Zuwachses innerhalb der nächsten 10 Jahre für den 
Stromverbrauch angenommen. Die Zunahme 1973/ 
74 von lediglich 2,7% dürfte kaum gegen diese An-
nahme sprechen, bedenkt man die besondere Situa-
tiön,die durch milden Winter und Konjunkturver-
schlechterung gekennzeichnet war. 

Baden-Württemberg ist der zweitgrößte Stromerzeu-
ger aus Laufwasserkraftwerken. Fast ein Viertel des 
in der Bundesrepublik aus Laufwasser erzeugten 
Stromes stammt aus unserem Land. Überdies ist be -
reits jetzt mehr als die Hälfte der Pumpspeicherlei-
stung in Baden-Württemberg installiert. Bei diesem 
Verfahren wird mit billigem Nachtstrom Wasser in 
die Speicher gepumpt. Tagsüber'wird daraus Strom 
zur Deckung der Lastspitzen erzeugt. 

Mit der Intensivierung der Stromerzeugung aus 
Kernkraftwerken, die durchweg im Grundlastbe-
reich betrieben werden, rückt das Spitzenlastpro-
blem.in den Vordergrund. Allein die Überlegung, 
daß der Strom 1990 zu 80% (1974: `IM in Kern-
kraftwerken erzeugt werden soll, das werden 30% 
des gesamten Energieverbrauches sein, läßt die 
Schwierigkeiten ahnen. Es ist daher sehr bedeutsam; 
wenn sich die Pumpspeicherkapazität in Baden-
Württemberg (derzeit 960 MW) bis 1977 verdop-
peln und bis 1985 voraussichtlich verdreifachen 
wird. Die Hälfte der Leistung wird dabei dem deut-
schen Verbundnetz zur Verfügung stehen. - 

Eine weitere Möglichkeit des Spitzenlastausgleichs 
liegt in der Förderung von Nachtstromspeicherge-
räten, vor allem -heizungen. Diese zumindest beim 

 

Tabelle 2 
Entwicklung des Stromabsatzes nach Verbrauchergruppen 

 

Davon an 
Stromabsatz 

insgesamt  1 ndustrie  Verkehr Öffentl iche 
Einrichtungen  

Landwirtschaft Handel 
und Gewerbe  

Haushalte Jahr 

Millionen kWh 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

14 943 

15 927 

16 542 

17125 

22 665 

20 607 

22 063 

24981 

27 165 

27 781 

8 416 

8 787 

8 543 

8 325 

13 053 

10 254 

10 841 

11 719 

12 655 

12 445 

350 

301 

285 

302 

355 

371 

321 

348 

286 

255 

1 139 

1 227 

1 280 

1 350 

1 505 

1 562 

1 524 

2064 

2 242 

2 447 . 

445 

505 

558 

601 

638 

663 

684 

755 

797 

849 

 

1 547 

1 606 

1 919 

2'164 

2 346 

2 462 

2 761 

3 156 

3 340 

3 459 

3 046 

3 501 

3 957 

4 383 

4 768 

5 295 

5 932 

6 939 

7 845 

8 326 
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5,5 

2,5 

5,7 

3,9 

2,8 

 

Endverbraucher umweltfreundliche Heizweise konn-
te bereits stark ausgeweitet werden. So hat sich der, 

Stromverbrauch für Nachtstromspeicherheizungen 
in den letzten 5 Jahren verfünffacht. 1974 machte 
er bereits ein Achtel des in privaten Haushalten Ver-
brauchten Stromes aus (Tabelle 2). Dies hat mit da-
zu beigetragen, daß der Stromverbrauch bei den pri-
vaten Haushalten die höchsten Zuwachsraten auf-
wies. Ihren Anteil am gesamten Stromabsatz konn-
ten sie von 1970 mit 25% bis 1974 auf 30% aus-
dehnen, vor allem auf Kosten der Industrie, deren 
Anteil von 50% auf 45% zurückging. 

Gasverbrauch soll am stärksten zunehmen 

Die höchsten Zuwachsraten werden für den Gasver-
brauch prognostiziert: Durchschnittlich 9,5%jähr-
lich. Während sich der Gasverbrauch von 1965 bis 
1968 kaum veränderte, war die Zunahme in den 
folgenden Jahren ausschließlich durch das Erdgas 
bestimmt. Insgesamt wurde 1974 fast fünfmal so-
viel Gas, bzw. dreißigmal soviel Erdgas von der 
öffentlichen Gasversorgung bezogen wie 1968. 
Damals entfielen erst 1,5%, 3 Jahre später 60% des 
Gasverbrauches auf Erdgas. 1974 wurde das Stadt-
gas fast bedeutungslos: 97% des Gasbedarfs wurden 
durch Erdgas gedeckt. Damit kann die Umstellung; 
auf Erdgas praktisch als abgeschlossen betrachtet 
werden. 

 

Wohl war die Entscheidung zugunsten des Erdgases 
und damit für den weitgehenden Verzicht auf Eigen-

 

erzeugung Bedingung für eine wirtschaftliche,groß-

 

räumige Verbundversorgung. Es darf aber nicht 
übersehen werden, daß die bisherige Gaserzeugung 
den Bedarfsschwankungen immerhin in gewissen 
Grenzen angepaßt werden konnte. Dagegen muß 
der Erdgasbezug beiden Fernversorgern aber aus 
vertraglichen und technischen Gründen kontinuier-
lich erfolgen. Damit ist eine.natürliche Anpassungs-
möglichkeit des Gasdargebots entfallen. 

Tabelle 3 

Gasabsatz nach Verbraucherg uppen 1966 bis 1974  

Schaubild 1 
Preisindex für die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte 
260  

i 
i  

  

i 
i 

    

Elektrizität  
I / 

---- 1 ---  -

 

i Gas 

i 

 

80r  

1968 70 72 74 1975 
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Die Auswirkungen lassen sich indirekt auch in der 
Statistik verfolgen (Tabelle 3). So.hat sich der Erd-
gasverbrauch in der Stromerzeugung parallel mit 
dem gesamten Erdgasabsatz seit 1970 verzehnfacht. 
Allein die Hälfte des Zuwachses von 1973/74 ent-
fiel auf die Stromerzeugung. Zuletzt wurden 30%' 
des gesamten Gasabsatzes verstromt. Nun sollte das 
Erdgas auch nach den Vorstellungen der Landesre-
gierung weniger zur Stromerzeugung verwandt wer-
den. Sein umweltschonender Einsatz sollte vielmehr 
direkt beim Endverbraucher zur Entlastung der 
Ballungszentren beitragen. Aber mangels eines an-
deren Ausgleichspotentials bot sich an„vorüberge-
hend durch Unterfeuerung der Kessel von Wärme-
kraftwerken in bedarfsarmen Zeiten für einen kon-

 

tinuierlichen Gasabsatz zu sorgen. 
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Vom Gasabsatz insgesamt an 

 

Gasabsatz 

insgesamt 

Darunter 

Erdgas Strorn-
erzeugung 

Handel 

und 
Gewerbe 

Öffentliche 
Ein-

 

richtungen 

Straßen-
beleuchtung 

Sonstige 
Abnehmer 

Haushalte Industrie Jahr 

1000 M3 

 

20,6 

9696 22,7 -

 

31.6 1,1 

41,9 19,2 

39,1 29,5 

10,9 56,4 5,3 1,3 

11,2 55,8 5,5 1,4 

8,3 46,4 6,1 0,7 

4,6 26,7 3,4 0,3 

3,8 19,9 4,6 0,3 

599 053 

618712 

1966 

1968 

1970 

1972 

1974 

8711897 309 552 

2 122 998 1 707 105 

3 194 130 3 098 274 

') Heizwert= 8400 kcal/m3. Die Angaben für die Jahre 1966 bis 1972 wurden von dem Heizwert von 4300 kcal/m3  umgerechnet 
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Daß diese Entwicklung bald ein Ende nehmen wird, 
ist bereits abzusehen. 1974 lagen die Schwerpunkte 
der Investitionen von öffentlichen Gasversorgungs-
unternehmen bundesweit auf der Errichtung von 
Ausgleichskapazitäten. Bei Ortsgasunternehmen 
standen dabei Spaltanlagen, bei den Ferngasunter-
nehmen Speicheranlagen im Vordergrund. 

Damit zeichnet sich folgendes Verteilungssystem ab: 

Schaubild 2 

Energieverbrauch der Industrie in Steinkohle-
einheiten (SKE) 

Mill. 
t-SKE 

Gas 

 Heizöl 

Strom 

En Kohle 

10 

9 

 

1. Ferngasunternehmen mit Fernleitungen, Lieferung 8 

an Weiterverteiler (hauptsächlich), Untertagespei- 7 

cher zum Druckausgleich für das Fernnetz. 
4. Ortsgasunternehmen mit Spaltanlagen oder Flüssig- e 

gasspeicher (je nach Größe des Ortsnetzes, auch oh- 5 

ne oder mit beiden denkbar zum Spitzenlastaus-

 

gleich, Hauptbezug von Ferngasunternehmen. 4 

Mit der Errichtung der Anlagen zum Spitzenlastaus- 3 
gleich dürfte die Gasverwendung zur Stromerzeugung 2 

nicht mehr in diesem Maße zunehmen wie bisher. 1 

Das dritte Verstromungsgesetz wirkt mit einer sehr 
strengen Genehmigungspflicht für den Bau von Erd- ° 1960 
gaskraftwerken in dieselbe Richtung. 

  

61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 72 73 74 

40775 

Preisunterschiede der einzelnen Energieträger für 
künftige Verbrauchsentwicklung entscheidend 
Die hohe Substituierbarkeit der Energieträger vor al- 3.6.6 Ein Gesamt-Konjunkturindikator für Baden-

 

lem im Heizungsbereich macht in erster Linie die Ver- Württemberg 

brauchsentwicklung bei Gas von der künftigen Gestal-

 

tung der relativen Preise abhängig. Bisher konnten Vom Statistischen Landesamt wurde ein Gesamt-
sich die Gaspreise auch im Vergleich zur Elektrizität Konjunkturindikator für Baden-Württemberg ent-

 

recht günstig halten (Schaubild 1). Durch die Kop- wickelt, der nach der Methode des Sachverständi-

 

pelung an die Mineralölpreise dürften sie sich aber genrates konzipiert ist. Zum besseren Verständnis 
noch dieses Jähr stark erhöhen. Dagegen wird die dieses neuen Instrumentes zur Konjunkturbeobach-

  

vermehrte Stromerzeugung aus Kernkraft tenden-
ziell eine relative Verbilligung von Nachtstrom be-
wirken. Deshalb erscheint es nicht sicher, ob eine 
langfristige Zuwachsrate von 9,5% beim Gasver-
brauch erreicht werden kann. Daß der Gasverbrauch 
auch in dem relativ schlechten Wirtschaftsjahr 1974 
noch um 11,1%gegenüber dem Vorjahr anstieg, ist 
dafür kein zwingendes Argument. 

Das homogene Material aus der Industriestatistik 
gibt Hinweise auf einen Substitutionsprozeß zugun-
sten von Gas infolge der relativen Preisverschiebung. 
Tatsächlich konnte nur Erdgas 1974 eine entschei-
dende Zunahme verzeichnen. Durchschnittlich nahm 
der Gasanteil am Energieverbrauch von 7,5 (1973) 
auf 10,3%(1974) zu. Dabei läßt sich die Zunahme 
des Anteils fast in sämtlichen Industriezweigen 
nachweisen. Die Ausdehnung des Erdgasverbrauchs 
erfolgte durchweg zu Lasten des Heizölanteils. 
Durchschnittlich ging dieser von 66,4% auf 62,2% 
zurück. Der Kohleverbrauch konnte sich dagegen 
erstmals wieder erholen (Schaubild 2). 

Die bevorstehenden Preiserhöhungen für Erdgas las-
sen tendenziell eine Dämpfung der Zuwachsrate 
beim Gasverbrauch erwarten. . 

tung werden vorweg einige Probleme der Konjunk-
turdiagnose skizziert. 

Einzelindikatoren zur Konjunkturbeobachtung 
Nach dem langjährigen Erfahrungsbild bestimmen 
die konjunkturellen Wellenbewegungen die Entwick-
lung der Volkswirtschaft bis in ihre feinsten Ver-
ästelungen. Die konjunkturellen Schwankungen schla-
gen sich in fast allen wirtschaftlichen Sachverhalten 
nieder, so daß eine große Zahl von konjunkturreagib-
len statistischen Merkmalen zu verzeichnen ist. Dem- -
entsprechend sind auch die Ansatzpunkte zur Kon-
junkturbeobachtung äußerst vielfältig und vielschich-
tig. Gerade wegen dieser Vielfalt von Einzelinforma-
tionen,die sich nicht nur im Inhalt und Aussagewert 
unterscheiden, sondern oft genug auch entgegenge-
setzte Tendenzen anzeigen, ergeben sich bei der Be-
urteilung konkreter konjunktureller Situationen 
häufig unterschiedliche Auffassungen. Hinzu kommt, 
daß ein Teil der Einzelindikatoren der konjunkturel-
len Entwicklung mit einem zeitlichen Abstand vor-
auseilt (leading indicators), andere wiederum syn-
chron dazu verlaufen (coinciding indicators) oder so-
gar nachhinken (lagging indicators). Da somit aus 
der Fülle von Einzelinformationeh oft nur ein un-
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Industrielle Nettoproduk-
tion, Verarbeitende Industrie 

Industrielle Nettoproduk-
tion, Investitionsgüterindu-
strien 

Industrielle Nettoproduk-
tion, Verbrauchsgüterindu-
strien 

Beurteilung der Fertigwaren-
lager in der Verarbeitenden 
Industrie 1) 

Beurteilung der Fertigwaren. 
lager in den Investitionsgüter-
industrien 1) 

Zahl der Arbeitslosen 

Tariflohn. und -gehaltsniveau 
je Stunde (Gesamtwirtschaft) 

 

Lohnkosten je.Produktein-
heit, Verarbeitende Industrie 

Großhandelsverkaufspreise 

Industrielle Erzeugerpreise, 
Verarbeitende Industrie 

 

Industrielle Erzeugerpreise, 
Investitionsgüter 

Industrielle Erzeugerpreise, 
Verbrauchsgüter 

vollkommenes Bild der wirtschaftlichen Lage zu ge-
winnen ist, wurden schon sehr früh Versuche unter-

 

- nommen, einen Generalnenner zu finden, der die 
Einzelinformationen zu einem aussagekräftigen 
Gesamtbild verdichtet. 

Das Prinzip des Diffusionsindex 

Von den älteren gesamtwirtschaftlichen „Generalin-
dices" wurde vor allem das Harvard-Konjunkturba-
rometer berühmt, und zwar insbesondere deshalb, 
weil es bei der Weltwirtschaftskrise des Jahres 1929 
versagte und weder den konjunkturellen Abschwung 
noch die sich anschließende, bislang schwerste Krise 
der amerikanischen Wirtschaft, rechtzeitig anzeigte. 
Dieser Fehlschlag führte zunächst zur Stagnation der 
Konjunkturforschung auf dem Gebiet der 1 ndikato-
renmethode. Ein neuer Durchbruch wurde 1938 mit 
'den Arbeiten des National Bureau of Economic Re-
search (NBER), New York, erreicht, auf das die Idee 
des Diffusionsindex zurückgeht. 

Hatte man bisher vor allem die Länge und 1 ntensität 
konjunktureller Phasen gemessen, so stand nunmehr 
die sukzessive Ausbreitung konjunktureller Schwan-
kungen von einem ökonomischen Bereich über an-
dere'Bereiche im Mittelpunkt des Interesses. Zur 
Messung dieser neuen Dimension der Konjunktur 
diente eine Maßzahl in Indexform, der sogenannte 
Diffusionsindex. 

Bei der Diffusionsindexmethode wird zur Bestim-
mung des Niveaus der gesamtwirtschaftlichen Akti-
vität eine bestimmte Zahl von Zeitreihen ausge-
wählt, von denen jede einen Teilbereich der Wirt-
schaft repräsentiert. Bei der einfachsten Form eines 
Diffusionsindex (Grundprinzip) wird sodann errech-
net, wie hoch der prozentuale Anteil der Zeitreihen 
mit steigender Entwicklungsrichtung ist. Expandie-
ren beispielsweise 12 von 20 beobachteten Zeitrei-
hen, so beträgt der Wert des Index 0,6. Je mehr 
Reihen also eine positive Tendenz zeigen, d. h. je 
mehr Teilbereiche der Wirtschaft von einer Auf-
wärtsentwicklung erfaßt sind, desto höher ist der 
Wert des Index. Werden hingegen die Abschwungs-
tendenzen zahlreicher, so sinkt der Wert des Index. 

Soweit das Grundprinzip. In verfeinerten Verfah-
ren wird neben der Entwicklungsrichtung.der Rei-
hen auch die Intensität der Bewegungsrichtung 
(hohe oder niedere Veränderungsraten) berücksich-
tigt. Noch zu erwähnen wäre, daß heute in führen-
den Industrieländern wie den Vereinigten Staaten 
und Japan Diffusionsindices fester Bestandteil des 
konjunkturanalytischen Instrumentariums der wirt-
schaftlichen Zentralbehörden sind. 

In der Bundesrepublik Deutschland leistete das.lfo-
Institut in München auf dem Gebiet der Konjunktur-
beobachtung Pionierarbeit, bereits Anfang der fünf-
ziger Jahre begann das Institut mit Konjunkturum-
fragen. Besondere Bedeutung erlangte der Indikator  

„Beurteilung des Geschäftsklimas in der Verarbei-
tenden Industrie", der. als Barometer der gesamtwirt-
schaftlichen Konjunkturentwicklung angesehen wird. 
Auch hier handelt es sich um einen Diffusionsindex, 
der auf dreiwertigen Urteilen („gut", „befriedigend", 
„schlecht") basiert. Der Index steigt, wenn die posi-
tiven Urteile zunehmen und sinkt, wenn die negati-
ven Urteile zahlreicher werden. 

Der Gesamtindikator des Sachverständigenrats 

Der zweite bemerkenswerte Ansatz zur Konstruktion 
eines gesamtwirtschaftlichen Konjunkturbarometers 
geht auf den Sachverständigenrat (SVR) zurück. In 
seinem Jahresgutachten 1970 führte er einen auf 
dem Prinzip des Diffusionsindex beruhenden Ge-
samtindikator vor, der in späteren Jahresgutachten 
modifiziert wurde. In Anlehnung an das methodi-
sche Vorgehen des Sachverständigenrats stellten in 
der Folgezeit mehrere Statistische Landesämter Be-
rechnungen von Gesamtindikatoren für Bundeslän-
der an, um unter anderem Obereinstimmungen oder 
Abweichungen von der bundesweiten Entwicklung 
feststellen zu können. Deshalb muß auf die grund-
legende Methodik des'SVR etwas ausführlicher einge-
gangen werden. 

Für seine zweite (modifizierte) Variante des Gesamt-
indikators wählte er folgende statistische Einzelrei-
hen aus: 

Übersicht 1 

Zusammensetzung des Mengen- und des Kosten-
und Preisindikators 

Lfd. N r. 
der 

Reihe 
Mengenindikator Kosten- und Preisindikator 

   
Auftragseingang (Volumen), Geldvolumen 2) 

Verarbeitende Industrie 

Kurzfristige Kredite an Unter. 
nehmen und Privatpersonen2) 

Lohnsumme je geleistete 
Arbeiterstunde, Industrie 
insgesamt (ohne Energie und 
Bau) 

 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Auftragseingang (Volumen), 
nvesti l i onsgute ri ndu stri en 

Auftragseingang (Volumen), 
Verbrauchsgüterindustrien 

11 Quelle: Ifo-Konjunkturtest. -- 21 Quelle'. Deutsche Bundesbank. 
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Während die neun Reihen des Mengenindikators 
den realen Konjunkturzyklus verkörpern, repräsen-
tiert der Kosten- und Preisindikator die Kosten-
und Preisentwicklung und die Geldversorgung der 
Wirtschaft. 

Die Auswahl der Reihen erfolgte unter folgenden 
Gesichtspunkten: 
— Sie müssen wichtige Aggregate der konjunktu-

rellen Entwicklung erfassen. 
— Sie müssen konjunkturreagibel sein. 
— Ihre Monatswerte müssen spätestens sechs Wo-

chen nach dem Referenzmonat vorliegen. 
— Die Reihen dürfen keine Wachstumsbeschleu-

nigung oder -verlangsamung aufweisen, das 
heißt, die Veränderungsraten zum Vorjahr 
müssen um einen linearen Trend schwanken. 

Um die in den Einzelreihen enthaltenen Informa-
tionen zum Gesamtindikator zusammenzufassen, 
werden für jede Reihe die monatlichen Verände-
rungsraten.zum Vorjahr errechnet und mittels glei-
tender Dreimonatsdurchschnitte geglättet. An-
schließend werden die (geglätteten) Veränderungs-
raten aufgrund eines Punktsystems benotet, d. h. 
es wird ihnen eine Punktzahl zwischen 1 und 10 
zugeordnet (zehnstufiges Bewertungsschema). Der 
Wert des Gesamtindikators für den betreffenden 
Monat ergibt sich als arithmetisches Mittel der Be-
wertungsziffern der Einzelreihen. 

Das zur Anwendung gelangende Bewertungsschema 
ist so aufgebaut, daß zur Beschreibung der konjunk-
turellen Normallage sogenannte Normwerte dienen, 
die vom SVR empirisch ermittelt wurden. Es han-
delt sich dabei um die durchschnittlichen Verände-
rungsraten, die die verschiedenen Reihen in einem 
Beobachtungszeitraum erreicht haben. Um die 
Normwerte gruppieren sich Toleranzgrenzen, die 
gleichfalls unter Zugrundelegung von ex-post-Er-
fahrungswerten festgelegt sind und zur Bewertung 
der monatlichen Veränderungsraten dienen. 

Von seinem Aufbau her kann der Gesamtindikator 
zwischen den Werten 1 und 10 schwanker'. Dieser 
Schwankungsbereich wurde vom SVR zur Erleich-
terung der Konjunkturdiagnose in einen Normal-
sowie in einen unteren und einen oberen Gefähr-
dungsbereich untergliedert. Die dazu erforderli-
chen Schwellenwerte wurden aus den Erfahrun-
gen,früherer Zyklen gewonnen. Überschreitet der 
Indikator den oberen Schwellenwert, so wird da-
mit auf die Möglichkeit aufmerksam gemacht, daß 
dies den Beginn einer konjunkturellen Überhitzungs-
phase (Gefahr verstärkter Preissteigerungen) ankün-
digen kann. Umgekehrt soll beim Eintritt in den 
unteren Gefährdungsbereich signalisiert werden, 
daß der Beginn einer Phase der Unterbeschäftigung 
der Produktionsfaktoren nicht auszuschließen ist. 
Da jeder Konjunkturverlauf erfahrungsgemäß seine 
Eigenheiten aufweist, enthalten die aufgrund von  

Vergangenheitswerten festgelegten oberen und 
unteren Gefährdungsbereiche erhebliche Unsicher-
heitsmomente. Schon allein aus diesem Grund läßt 
sich aus dem Erreichen der entsprechenden Schwel-
lenwerte nicht unmittelbar die Notwendigkeit zum 
konjunkturpolitischen Handeln ableiten. 

Berechnungen für Baden-Württemberg 
Um die konjunkturelle Entwicklung im jeweiligen 
Bundesland mit dem Konjunkturverlauf im Bundes-
gebiet vergleichen zu können, stellten verschiedene 
Statistische Landesämter eigene Berechnungen an'. 
Der jüngste dieser Versuche stammt vom Statisti-
schen Landesamt Baden-Württemberg und ist in me-
thodischer Hinsicht streng am Vorbild des Sachver-
ständigenrates ausgerichtet. Damit wird gewährlei-
stet, daß der Konjunkturverlauf in Baden-Württem-
berg nach denselben Kriterien wie auf Bundesebene 
erfaßt und nachgewiesen wird'. Der kurvenmäßige 
Verlauf des Mengenindikators für Baden-Württem-
berg und das Bundesgebiet ist in Teil 1 dieses Be-
richtes zusammen mit anderen konjunkturrelevan-
ten Zeitreihen graphisch dargestellt. Im folgenden 
wird er näher erläutert. 

Was hingegen den Kosten- und Preisindikator be-
trifft, so zeigte die versuchsweise Berechnung, daß 
die für das Land verfügbare Datenbasis zu schmal 
ist, um gesicherte Erkenntnisse überregionale Son-
derentwicklungen des Kosten-und Preisanstieges zu 
gestatten; daher wird auf die weitere Berechnung 
dieses Indikators verzichtet. 

Der Konjunkturverlauf in Baden-Württemberg und 
im Bundesgebiet 

Insgesamt betrachtet zeigt der Verlauf des Mengen-
indikators eine recht gute Übereinstimmung mit 
den Konjunkturbewegungen im Bundesgebiet. Die 
Ähnlichkeit der Zyklen ist auffallend, zwischen der 
konjunkturellen Entwicklung in Baden-Württem-
berg und in der Bundesrepublik bestehen keine fun-
damentalen Unterschiede. 

Obwohl also die konjunkturelle Grundsituation 
auch unseres Bundeslandes in hohem Maße von ge-
samtwirtschaftlichen Ursachen abhängt, zeigen sich 
bei näherer Betrachtung doch einige.regionale Be-
sonderheiten. Dabei handelt es sich allerdings nicht 
um allgemeingültige Gesetzmäßigkeiten, sondern 
um landesspezifische Sonderentwicklungen, die 
von Zyklus zu Zyklus verschieden sind. 

1 Die sehr frühen Versuche von Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen waren noch an der ersten Variante des SVR ausgerichtet, 
die später erfolgten Berechnungen von Rheinland-Pfalz und Bayern 
berücksichtigten hingegen bereits die Trennung in einen Mengen-
und einen Kosten- und Preisindikator. 

2 Eine ausführliche Beschreibung der methodischen Grundlagen 
wurde in Heft 10/1975 von „Baden-Württemberg in Wort und 
Zahl" gegeben. 
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So läßt sich beispielsweise keine durchgängige Ver-
schiebung der Gesamtzyklen Baden-Württembergs 
im Sinne eines leads oder lags gegenüber der Bun-
desentwicklung feststellen. Es sind einige Phasen-
verschiebungen zu verzeichnen, die einen zeitwei-
sen Vorlauf gegenüber dem Bund aufweisen. 

Einige landesspezifische Besonderheiten bestehen 
weiterhin bezüglich der Intensität der konjunktu-
rellen Ausschläge. Zwar sind in Baden-Württem-
berg die Talsohlen etwa ebenso ausgeprägt wie im 
Bundesgebiet. In Boomzeiten hingegen erreichte 
die konjunkturelle Überhitzung teilweise nicht 
ganz das Ausmaß wie im Bundesgebiet. 

Eine weitere regionale Sonderentwicklung besteht 
darin, daß die Wirtschaft des Landes auf die jewei-
ligen konjunkturellen Impulse sensitiver reagiert als 
der größere Wirtschaftsraum des Bundes. Die Auf-
und Abwärtsbewegungen sind in der Regel ausge-
prägter, Verbesserungen des konjunkturellen Kli-
mas verlaufen teilweise markanter, während Tal-
fahrten steiler nach unten gerichtet sind. 

Grenzen der Aussagefähigkeit 

Mit dem Mengenindikator, der künftig monatlich 
berechnet wird, liegt nunmehr auch für Baden-
Württemberg ein zusätzliches Instrument zur Kon-
junkturbeobachtung vor, das eingebettet und im 
Zusammenhang mit einem System von Einzelindi-
katoren zur Versachlichung der Diskussionen über 
die jeweilige Konjunkturlage beitragen kann. Seine 
speziellen Vorteile bestehen darin, daß die konjunk-
turellen Einzeltendenzen zu einem aussagefähigen 
Gesamtbild verdichtet werden, und daß damit eine 
verhältnismäßig frühzeitige Erkennung der jeweili-
gen Konjunkturphase ermöglicht wird. 

Auf der anderen Seite muß betont werden, daß der 
Globalindex weder prognostische Qualitäten besitzt 
noch eine differenziertere Analyse der konjunkturel-
len Entwicklung ersetzen kann. Insbesondere lassen 
sich aus ihm keine konkreten, auf einzelne volkswirt-
schaftliche Aggregate abzielende Empfehlungen an 
die wirtschaftspolitischen Instanzen ableiten, dazu 
bedarf es nach wie vor detaillierter Untersuchungen 
über die Situation in den einzelnen Teilbereichen 
der Wirtschaft. 

3.7 Landwirtschaft 

Trotz der anhaltenden allgemeinen wirtschaftlichen 
Rezession hat sich die Zahl der land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebe im Jahr 1975 abermals —
wenn auch in abgeschwächtem Maße — verringert 
und gleichzeitig die Betriebsstruktur zugunsten grö-
ßerer, leistungsstärkerer Einheiten weiter verscho-
ben. Die Nahrungsmittelversorgung der Bevölkerung  

Schaubild 1 

Berggebiete und bestimmte 

benachteiligte Gebiete 

Stand: 1.9.1975 

® Berggebiete 

Bearbeitung: Landesanstalt für Entwicklung der Landwirtschaft 

und der ländlichen Räume,Kemnat,1.9.1975 

Baden-Württembergs obliegt heute nur noch rund 
199 000 Betrieben mit 1,591 Mill. ha LF gegenüber 
203 500 Betrieben bzw. 1,595 Mill. ha LF im Vor-
jahr und 324 300 Betrieben bzw. 1,743 Mill. ha LF 
im Jahr 1960. Der abermalige Betriebsrückgang im 
Rezessionsjahr 1974/75 (— 2,2%) beruht wohl teils 
auf dem Generationswechsel und den damit verbun-
denen Betriebsauflösungen, teils auf der ungünsti-
gen Einkommenssituation von ungenügend mit Pro-
duktionskapazitäten ausgestatteten Betrieben und 
dem schlechten Rang der Landwirtschaft in der all-
gemeinen Einkommensskala. Konzentration und 
Betriebsaufstockung haben sich demnach (neben 
der Abgabe von Arbeitskräften und der Erschlie-
ßung außerlandwirtschaftlicher Erwerbs- und Ein-
kommensquellen) erneut als die wirksamsten Maß-
nahmen zur globalen Anpassung der Landwirtschaft 
an sich verschlechternde Preis- und Kostenverhält-
nisse erwiesen'. 

1 Vergleiche hierzu Statistischer und prognostischer Jahresbericht 
1974, Seite 87 ff. 
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Mit der fortschreitenden betrieblichen Konzentra-
tion werden aber zugleich die Grenzen eines stürmi-
schen Strukturwandels sichtbar. So hatsich allein 
von 1971 bis 1974 der Anteil der landwirtschaftli-
chen Haupterwerbsbetriebe an der Gesamtbetriebs-
zahl von gut 45% auf knapp 40% vermindert. Die 
verstärkte Zuwendung.dei landwirtschaftlichen Be-
triebsinhaber zu außerlandwirtschaftlichen Erwerbs-
quellen führt aber auf dem Umweg über den Zu-
und Nebenerwerbsbetrieb nicht selten zum Aus-
stieg aus der landwirtschaftlichen Marktproduktion 
überhaupt. In bestimmten Gebieten besteht dabei 
die Gefahr, daß mit der zunehmenden Verlagerung 
vom Haupt- zum Nebenerwerbsbetrieb die Sicher-
heit der heimischen Nahrungsmittelversorgung lang-
fristig abnehmen kann. Gleichzeitig ergeben sich 
mit dem Strukturwandel bemerkenswerte regionale 
Produktions- und Einkommensdifferenzierungen, 
die aus den unterschiedlichen, natürlichen und öko-
nomischen Erzeugungsbedingungen resultieren und 
ihrerseits wiederum den Strukturwandel gebietswei-
se in nicht immer erwünschtem Ausmaße verstärken. 
So besteht aufgrund der ständigen Schrumpfung 
der Zahl von Haupterwerbsbetrieben die Gefahr, 
daß in manchen Gebieten durch die Bevölkerungs-
entleerung das soziologisch, ökologisch und land-
schaftspflegerisch vertretbare Maß überschritten 
wird. Unter diesen Aspekten erhält eine regional 

`differenzierte Analyse der Wandlungen in der land-
wirtschaftlichen Betriebsstruktur besondere Bedeu-
tu ng. 

Die Raumkategorien des Landesentwicklungsplans 
und der landwirtschaftlichen Programmgebiete 
Die nachfolgende Regionalanalyse folgt im wesent-
lichen den von der Verwaltung abgegrenzten Raum-
kategorien, die bereits weitgehend auf die unter-
schiedlichen natürlichen und ökonomischen Produk-
tionsbedingungen innerhalb Baden-Württembergs 
abgestimmt sind. 

Den Ausgangspunkt bildet die nach allgemeinwirt-
schaftlichen Kriterien ausgerichtete Unterscheidung 
zwischen Verdichtungsräumen und ländlichen Räu-
men im Sinne des Landesentwicklungsplans'. 

Danach gehören zu den Verdichtungsräumen die 
Gebiete um die Verdichtungskerne Stuttgart, Heil-
bronn, Mannheim/Heidelberg, Karlsruhe, Reutlin-
gen/Tübingen und Freiburg. Die Verdichtungsräu-
me werden zusammen mit den ihnen strukturell 
und räumlich nahestehenden Randzonen sowie mit 
den Verdichtungsbereichen außerhalb der Verdich-
tungsräume zu „verdichteten Räumen" zusammen-
gefaßt. Alle übrigen Gebiete zählen zu den ländli-

 

2 Vergleiche Landtagsdrucksache V-5400, S. 41 ff. 

Schaubild 2 

Die landwirtschaftlichen Programmgebiete 
in Baden-Württemberg 

 

1.-1. Schwarzwaldprogramm 

IIIIIIIIIIIIIII Albprogramm 

Erweitertes Albprogramm 

Schwäb.-Frank. Wald und Odenwald 
-vorläufige Gebietsabgrenzung - 

chen Räumen. Innerhalb der ländlichen Räume 
sind noch die strukturschwachen Gebiete beson-
ders ausgewiesen, in denen die allgemeinen Lebens-
bedingungen in ihrer Gesamtheit im Vergleich zum . 
Landes- bzw. Bundesdurchschnitt wesentlich zu-
rückgeblieben sind oder zurückzubleiben drohen. 

Eine zweite Raumkategorie die der Untersuchung 
zugrunde gelegt wird, ist die auf spezifisch agrari-
sche Gesichtspunkte abgestellte Differenzierung 
nach landwirtschaftlichen Programmgebieten. Aus-
gehend von dem im Landesentwicklungsplan festge-
legten Grundsatz, daß die land- und forstwirtschaft-
liche Bodennutzung als wesentlicher Produktions-
zweig der Gesamtwirtschaft und ihrer sozialen Funk-
tion zu erhalten ist, und getragen von der Erkennt-
nis, daß die Land--und Forstwirtschaft ihren raum-
ordnerischen Auftrag, den „ökologischen Ausgleich 
zu suchen und die Erholungslandschaften zu pfle-
gen und zu bewahren nur erfüllen kann, wenn sie 
in all 

-
en Räumen funktionsfähig bleibt, hat die Lan-

desregierung 1971 das sogenannte Albprogramm 
und 1974 das Schwarzwaldprogramm vorgelegt. In 
diesen agrarischen Problemgebieten, die als Mittel-
gebirgs- und Höhenlagen zugleich wesentliche Erho-
lungsräume des Landes darstellen, ist die landwirt-
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schaftliche,Bodennutzung so gefährdet, daß nur 
durch Hilfen im Rahmen der genannten Regional-
programme die erschwerten Produktionsbedingun-
gen ausgeglichen werden können. Das Albprogramm 
umfaßt 502 Gemeinden (Gebietsstand 1970) im Ge-
biet der Ulmer Alb, der Mittleren Alb, des Heubergs, 
des westlichen Albvorlands und der Baar. Das 
Schwarzwaldprogramm schließt im Süd-Westen an 
das Albprogramm an und umfaßt 467 Gemeinden 
(Stand 1969) im östlichen Schwarzwald, Hoch-
schwarzwald und am Westrand des Schwarzwaldes. 

 

Beide Programme sollen die Land- und Forstwirt-
schaftin die Lage versetzen, den Auftrag zur Wah-
rung und Sicherung der natürlichen Lebensgrundla-
gen und der Erholungsräume für das öffentliche 
Wohl zu erfüllen. Schließlich wurde noch ein letz-
tes Gebiet abgegrenzt, das sich im wesentlichen auf 
den Schwäbisch-fränkischen Wald und den Oden-
wald erstreckt. 

Seit 1. Oktober 1974 werden darüber hinaus im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" auf der 
Basis einer EG-Richtlinie landwirtschaftliche Betrie-
be in Berggebieten und benachteiligten Agrarzonen' 
gefördert. Damit ist eine dritte Raumkategorie für 
die nachfolgende Untersuchung gegeben, deren 
Grenzen sich weitgehend mit dem dünnbesiedelten 
ländlichen Raum decken, der fast durchweg eine ge-
ringe natürliche Ertragsfähigkeit aufweist und damit 
den früheren „von der Natur benachteiligten Gebie-
ten" entsprich t4.  Ziel dieses auf EG-Richtlinien be-
ruhenden Förderungsprogrammes — zu dem Bund 
'und EG Erstattungen leisten — ist es, der Landwirt-
schaft durch direkte Einkommenshilfen und ergän-
zende Investitionsförderung einen finanziellen Aus-
gleich gegenüber anderen Agrarzonen mit günstige-  

ren Produktionsbedingungen zu verschaffen. Neben 
der für die gesamte benachteiligte Agrarzone gelten-
den Investitionsförderung erhalten die in den Berg-
gebieten und Kerngebieten ansässigen Betriebe eine 
Ausgleichszulage (derzeit 120 bis 150 DM je Groß-
vieheinheit (RGV) ). Damit wird zugleich ein wesent-
licher Beitrag zur Existenzsicherung der Agrarbetrie-
be sowie zur Erhaltung der Kultur- und Erholungs-
landschaft in Mittelgebirgslagen und Höhengebieten 
des Landes geleistet. 

In Verdichtungsräumen stärkerer Strukturwandel 
als in ländlichen Räumen 
Vergleicht man zunächst die Entwicklung der land-
wirtschaftlichen Betriebe in Verdichtungsräumen 
und ländlichen Gebieten miteinander, so wird offen-
bar, daß die Intensität des Strukturwandels in den 
verdichteten Räumen wesentlich größer ist als im 
ländlichen Raum. So verminderte sich die Gesamt-
zahl der landwirtschaftlichen Betriebe ab 0,5 ha LF 
im Landesdurchschnitt von 1960 bis 1975 um 38% 
oder 124 000 Betriebe, im ländlichen Raum dage-
gen um nur knapp ein Drittel, aber in den verdichte-
ten Räumen um rund die Hälfte (Tabelle 1 und Ta-
belle 13 im Anhang). 

 

3 Zur Abgrenzung dieser Gebiete vergleiche die Richtlinie 
75/268/EWG vom 28.4.1975 über die Landwirtschaft und Bergge-
biete und in bestimmten benachteiligten Gebieten (Amtsblatt 
Nr. L 128 vom 19.5.1975). 
4 Bei der Aufbereitung der landwirtschaftlichen und demographi-
schen Strukturdaten für die benachteiligten Gebiete nach dem Berg. 
bauernprogramm mußten in den Randzonen dieser Gebiete zum 
Teil gewisse Unschärfen in Kauf genommen werden, weil für einzel. 
ne zu den benachteiligten Agrarzonen zählenden Gemeindeteile 
keine gesonderten statistischen Angaben vorlagen. Außerdem konnte 
die von der Landwirtschaftsverwaltung im Laufe des Jahres 1975 vor-
genommene Feinabgrenzung der benachteiligten Gebiete bei der Dar-
stellung der Ergebnisse' nicht mehr berücksichtigt werden. 

  

Tabelle 1 

Entwicklung des landwirtschaftlichen Betriebsstandes in den Räumen des Landesentwicklungsplanes 

Davon in Betrieben von  bis unter  ha LF 
Landwirtschaftliche Betriebe 

ab 0,5 ha L F insgesamt  .10 bis unter 20 ha  20 und mehr ha unter 10 ha 

Gebietskategorie 1) 1974 1974 1960 1974 1974 
Zunahme Abnahme Abnahme Abnahme 

1000 1000 1000 1000 1000 

      

Verdichtete Räume

 

 2) 

Ländliche Räume 

darunter 
strukturschwache 
ländliche Räume  

57,9 28,4 113,0 34,8 -48,8 48.0 -54,5 6.0 - 5,4 3,9 +219,5 

145,6 71,6 211,3 65,2 --31,1 100,0 -41,6 29,7 - 8,3 15,9 +106,1 

68,5 33,7 97,6 - 30,1 -29.8 43,2 -41,8 16,4 -14,3 . 9,0 +102,1 

Baden-Württemberg 
insgesamt  203,5 100,0 324,3 100,0 -37,2 148,0  -46,5

 

 35,7 - 7,8 19,8 + 121..6 

11 Gebietskategorien im Sinne des Landesentwicklungsplans Baden-Württemberg vom 22.6.1971. - - 2)  Verdichtungsräume. Randzonen um die 
Verdichtungsräume, Verdichtungsbereiche. 
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Überdurchschnittliche Abnahmequoten an Land-
wirtschaftsbetrieben verzeichnen vor allem die Ver-
dichtungsräume Karlsruhe (einschl. der Randzone 
um diesen Verdichtungsraum), Rhein-Neckar (Raum 
Mannheim-Heidelberg) und Stuttgart sowie die Ver-
dichtungsbereiche Villingen-Schwenningen und Ba-
lingen-Albstadt. Besonders bedenklich ist dabei in 
den Kerngebieten dieser Verdichtungsräume die 
stärkere Abnahme von landwirtschaftlichen Haupt-
erwerbsbetrieben und die räumliche Zersplitterung 
der landwirtschaftlichen Nutzflächen, so daß eine 
rationelle Landbewirtschaftung durch die noch ver-
bleibenden Agrarbetriebe zunehmend gefährdet ist. 
In diesem Zusammenhang muß auch die Ausbrei-
tung der brachliegenden, früher noch landwirtschaft-
lich genutzten Flächen gesehen werden. So wurden 
vor allem in der Region Mittlerer Oberrhein und im 
angrenzenden Raum Calw-Pforzheim aus den zahl-
reichen aufgelösten Kleinbetrieben in größerem Um-
fang landwirtschaftliche Flächen freigesetzt, die 
heute brachliegen, weil zu wenig Haupterwerbsbe-
triebe vorhanden sind, um alle diese Flächen wieder 
in Kultur zu nehmen. Hinzu kommt oftmals die er-
schwerte Bewirtschaftung durch zu kleine Flur-
stückgrößen, die mangelhafte Erschließung durch 
Wirtschaftswege oder die zu starke Hangneigung 
der Brachländereien. 

Von dem stürmischen Umstrukturierungsprozeß 
der Landwirtschaft, wie er in den Ballungsgebieten 
zu beobachten ist, sind die noch stärker agrarorien-
tierten ländlichen Räume nur in abgeschwächtem 
Maß betroffen. Auf den ländlichen Raum konzen-
trieren sich heute bereits 72% (1960: 65%) aller 
landwirtschaftlichen Betriebe, aber nur knapp 30% 
der Wohnbevölkerung. Die Gebiete mit seit alters-
her geschlossener Übergabe des Hofes an einen 
Nachfolger liegen, von wenigen kleineren Randbe-
reichen abgesehen, nahezu vollständig im ländli-
chen Raum. Die dort vorherrschende mittel- und 
großbäuerliche Betriebsstruktur hat offenbar zu-
sammen mit dem begrenzten Angebot an gewerb-
lich-industriellen Arbeitsplätzen den Wandel in 
der agrarischen Betriebsstruktur stärker gebremst 
als in den verdichteten Räumen. 

Niedrige Bevölkerungsdichte in den landwirtschaft-
lichen Programmgebieten und sonstigen Gebieten 
mit ungünstigen natürlichen Produktionsbedingun-
gen 

In den Gebieten mit ungünstigen natürlichen Pro-
duktionsbedingungen, auf die immerhin rund 37% 
des Landesgebiets entfallen, lebt nur etwa ein 
Sechstel der Wohnbevölkerung Baden-Württem-
bergs. Die Bevölkerungsdichte ist demzufolge mit 
rund 100 Einwohnern je qkm — in den Berggebie-
ten des Schwarzwalds sind es sogar nur 69 Einwoh-  

ner je qkm — erheblich kleiner'als in den übrigen 
Landesteilen mit durchschnittlich 334 Einwohnern 
je qkm. Wie die vorliegenden statistischen Daten 
über die Veränderung der Bevölkerung, Erwerbstä-
tigen und Flächennutzung zeigen (vgl. Tab. 14a) bis 
d) im Anhang), blieb in den benachteiligten Gebie-
ten die Bevölkerungszunahme und das wirtschaftli-
che Wachstum deutlich hinter der Entwicklung in 
den übrigen Landesteilen zurück. In den von Natur 
aus benachteiligten Räumen im Schwarzwald, 
Schwäbisch-fränkischen Wald, Odenwald und Bau-
land hat sogar die Gesamtzahl der'Erwerbstätigen 
abgenommen: Charakteristisch für diese Gebiete ist 
der überdurchschnittlich hohe Anteil in der Land-
und Forstwirtschaft Erwerbstätiger. So waren nach 
den Ergebnissen der Volks- und Berufszählung 197,0 
in den benachteiligten Agrarzonen insgesamt rund 
15% (1961: 26%) aller Erwerbstätigen im Wirt-
schaftsbereich Land- und Forstwirtschaft beschäf-
tigt, verglichen mit 7% (1. 961: 14%) in den übrigen 
Landesgebieten. 

An der gesamten landwirtschaftlich genutzten Flä-
che Baden-Württembergs sind die benachteiligten 
Agrarzonen zu fast einem Drittel beteiligt. Entspre-
chend den verschiedenen natürlichen Standortbe-
dingungen ist die landwirtschaftliche Fläche in den 
einzelnen Gebietskategorien der benachteiligten 
Agrarzonen unterschiedlich stark zurückgegangen 
(vgl. Tab. 2). So weisen die Berggebiete im Zeit-
raum 1960 bis 1974 mit einer Abnahme um 16,5% 
ähnlich hohe Einbußen an landwirtschaftlichen Kul-
turböden auf wie die Verdichtungsräume, während 
der Flächenrückgang in den angrenzenden Kernge-
bieten der benachteiligten Agrarzonen (— 9,3%) 
nahezu der Veränderung auf Landesebene ent-
spricht. Lediglich in den benachteiligten Räumen 
außerhalb der Berg-und Kerngebiete (Randzonen 
des Schwarzwalds, Ostalb, Schwäbisch-fränkischer 
Wald/Odenwald) sowie in den nicht in die Förde-
rungsprogramme einbezogenen ländlichen Räumen 
sind unterdurchschnittliche Abnahmequoten fest-
zustellen. In den Verdichtungsräumen beruht die-
ser Rückgang hauptsächlich auf der Inanspruch-
nahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
für den Wohnungsbau, die Industrie und gemein-
nützige Einrichtungen (Straßen, Flugplätze, Sport-
flächen u. dgl.), in den Gebieten mit ungünstigen 
natürlichen Produktionsbedingungen dagegen über-
wiegend auf der Aufforstung landwirtschaftlicher 
Grenzertragsböden und der Entstehung von Brach-
land. Im ganzen gesehen hat in diesen Gebieten 
seit 1972 allerdings die brachliegende Landwirt-
schaftsfläche abgenommen, wenn auch im Bereich 
der westlichen Schwäbischen Alb (Schmiecha-, 
Eyach- und Bäratal) und im Nordschwarzwald 
(Murg- und Enztal) noch immer umfangreiche Grün-
ländereien nicht mehr abgemäht werden und als 
Brachland sich selbst überlassen bleiben. Da in die-
sen Räumen heute teilweise bereits zu wenig land-
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Veränderung 
gegen 
1961 

Gebiet 
Veränderung 

gegen 
1960 

1970 1974 1974 
Veränderung 

gegen 
1960 

Veränderung 
gegen 
1960 

 

% 1000 Hek tar 1000 Hektar % % 1000 Hektar 1000 Pers. 

Wohnbevölkerung 
( Volkszählung) 

Bebauungs-und 
1)

 
Verkehrstlächen 

Landwir schaftlich 
genutzte Fläche Waldfläche 

 

1974 

,Tabelle 2 

Strukturdaten der Entwicklung von Bevölkerung und Flächennutzung in den landwirtschaftlichen 
Programmgebieten und benachteiligten Agrarzonen nach dem Bergbauernprogramm 

L ndwirtschaftliche Programm ebiete 2) 

42,0 + 33,4 315,2 - 8,2 231,2 + 5.3 880,5 + 13,9 

668,6 + 118 

217,1 + 11,5  

27,1 + 24,2 

11,8 + 38,3 

80,9 + 30,8  

154,7 -14,7 317,5 + 3,5 

84,0 - 7.8 78,2 + 3,3 

553,9 -10,1 626,9 + 4,1 

Albprogramm 3) 

Schwarzwaldprogramm 

Programm Schwäbisch-
Fränkischer Wald/ 
Odenwald (vorläufige 
Abgrenzung) 

Landwirtschaftliche 
Programmgebiete 
insgesamt 

 

1766,2 + 12,8 

Berggebiete und sonstige benachteiligte Agrarzonen nach dem Bergbauernprogramm 

361,3 + 11,7 16,0 + 28.2 118.6 Berggebiete 

Kerngebiete der benach-
teiligten Agrarzonen 

übrige benachteiligte 
Agrarzonen 

benachteiligte Agrar-
zonen insgesamt  

25,7 + 32,9 203,9 

+ 33,7 225,3 

+ 32,2 547,8  

-16,5 195,0 + 6,2 

- 9,3 182,0 + 5,1 

- 6,5 193,6 + 2,1 

- 9,9 570,6 + 4.5 

474,7 + 13,2 

573,1 + 12,5 30;4 

1409,1 + 12,5 72,1 

Baden-Württemberg 

1 nsgesamt 7759,2 + 14,6 309,7 + 37,8 1 739,7 - 9.3 1 301,4 + 2,2 

1) Gebäude- und Hofflächen, Straßen, Wege, Eisenbahnen. — 2) Ohne Gemeindegebiete, die mit weniger als einem Drittel ihrer Gesamtfläche 
in von Natur benachteiligtes Gebiet fallen (insgesamt 22 Gemeinden mit einem Flächenanteil von 2.7% an der Gesamtfläche aller Gemeinden 
in den Programmgebieten). — 3) Einschließlich der Gemeinden im erweiterten Gebiet des Albprogramms. 

 

wirtschaftliche Haupterwerbsbetriebe vorhanden 
sind, sollte dort die Errichtung von Landauffangbe-
trieben bzw. Landschaftspflegehöfen gefördert wer-
den, um die vorhandenen Brachländereien wieder 
zurückzudrängen. 

Kennzeichnend für große Teile der benachteiligten 
Gebiete ist neben der zunehmenden Bewaldung —
im Schwarzwaldprogrammgebiet bedeckt der Wald 
bereits 58% der Gebietsfläche (Landesdurchschnitt 
Y%) — der weit verbreitete bäuerliche Waldbesitz. 
So entfallen nahezu zwei Drittel der von landwirt-
schaftlichen Betrieben bewirtschafteten.Waldfläche 
auf die benachteiligten Gebiete, wovon sich allein 
etwa die Hälfte dieser Wälder in den Berg- und Kern-
gebieten der. benachteiligten Agrarzonen des 
Schwarzwalds konzentrieren. Der Ertrag aus dem 
eigenen Waldbesitz bildet dort für die Agrarbetriebe 
einen wesentlichen Bestandteil des Betriebseinkom-
mens. 

Ein weiteres Charakteristikum der landwirtschaftli-
chen Betriebe in den benachteiligten Agrarzonen 
ist der relativ hohe und noch immer ansteigende 
Grönlandanteil an der landwirtschaftlichen Nutzflä-
che. Die dort ansässigen Betriebe sind daher weitest-
gehend auf das Betriebssystem Futterbau-Rindvieh-
haltung festgelegt. Da vor allem in den Höhengebie-
ten des Schwarzwalds die Zupacht landwirtschaftli-
cher Flächen eng begrenzt ist, sind für die dort.an-
sässigen Landwirte, die Möglichkeiten ihr Betriebs-
einkommen zu verbessern, relativ begrenzt. Neben 
Investitionshilfen und den an die Großvieheinheit 
gebundenen Ausgleichszulagen müssen daher den 
dort lebenden Inhabern zu kleiner landwirtschaftli-
cher Haupterwerbsbetriebe Zuverdienstmöglichkei-
ten inn außerlandwirtschaftlichen Bereich angebo-
ten werden. Da in den dünnbesiedelten Gebieten, 
insbesondere in den Berggebieten des Schwarz-
walds, nichtlandwirtschaftliche Arbeitsplätze im 
Nahbereich der Wohnorte der Landwirte kaum vor-
handen sind, kommt hier der Förderung des Frem-
denverkehrs (Aktionsprogramm „Ferien auf dem 
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Bauernhof') und der besseren Verkehrserschlie-
ßung durch den Ausbau des Straßennetzes beson-
dere Bedeutung zu. 

Entwicklungstendenzen der Betriebsstruktur in den 
benachteiligten Gebieten 
Im Jahr 1974 zählte man in den Gebieten mit un--
günstigen natürlichen Produktionsbedingungen ins-
gesamt knapp 61 000 Betriebe (Wirtschaftseinhei-
ten) ab 0,5 ha landwirtschaftlich genutzter Fläche 
(LF), das sind rund 30% aller landwirtschaftlichen 
Betriebe des Landes. Auf die Berggebiete entfallen 
davon knapp 15000 Betriebe (7%), auf die Kern-
gebiete der benachteiligten Agrarzonen rund 22000 
(11%) und auf die sonstigen benachteiligten Agrar-
zonen außerhalb der Berg- und Kerngebiete fast 
24 000 Betriebe (12%). 

Verglichen mit der. Betriebsstruktur außerhalb der 
benachteiligten Gebiete ist der Bereich der Kleinst-
betriebe unter 2 ha LF relativ schwach besetzt. Da-
gegen weist der für die weitere Betriebsentwicklung 
kritische Größenbereich von 2 bis 20 ha LF noch 
einen hohen Betriebsbesatz auf (vgl. Tab. 3 und 
Tab. 15 im Anhang). Überwiegend handelt es sich  

dabei aber bereits um Neben- oder Zuerwerbsbetrie-
be, in denen die Bewirtschafterfamilie nur-durch 
außerbetriebliche Erwerbstätigkeit noch ein ausrei-
chendes Gesamteinkommen erzielen kann. Empfind-
liche soziale Härten bringt nun oftmals in diesen auf 
das nichtlandwirtschaftliche Zusatzeinkommen be-
sonders angewiesenen Betrieben, die jüngste wirt-
schaftliche Rezession mit sich, insbesondere bei den 
durch Kurzarbeit oder Entlassung (Schwarzwälder, 
Uhrenindustrie) Betroffenen. Dabei kann in den be-
nachteiligten Gebieten dieser Einkommensausfall 
durch innerbetriebliche Intensivierungsmaßnahmen 
viel schwerer ausgeglichen werden als in Gebieten 
mit günstigeren natürlichen Standortbedingungen. 

Wie die Veränderung des Betriebsbestandes in den 
benachteiligten Gebieten während der letzten 15 
Jahre zeigt, sind regionale Entwicklungsunterschie-
de zwischen,den Gebietskategorien (Berggebiete, 
Kerngebiete; sonstige benachteiligte Agrarzonen) 
trotz großer naturbedingter Unterschiede weniger 
deutlich ausgeprägt als zwischen den einzelnen Na-
turräumen bzw. Landschaften. So ist im Schwarz-
wald und Schwäbisch-fränkischen Wald, also in Ge-
bieten mit vorherrschender Anerbensitte, ein erheb-
lich kleinerer Betriebsrückgang festzustellen als in 

Tabelle 3 

  

Entwicklung des landwirtschaftlichen Betriebsstandes in den Programmgebieten und benachteiligten 
Agrarzonen nach dem Bergbauernprogramm 

 

Landw rtsohaftliche Betriebe Davon in Betrieben von  bis unter  ha LF 
ab 0,5 ha LF insgesamt unter 10 ha 10 bis unter 20 he 20 und mehr ha 

Gebiet 1974 1974 1960 Veränderung 
1974/1960 

Veränderung 
1974/1960 

1974 Veränderung 
1974/196O 

Veränderung 
1974/1960 

1974 

1000 1000 1000 1000 

    

Albprogramm 2) 

Schwarzwaldprogramm 

Programm Schwäbisch-
Fränkischer Wald/Odenwald 
(vorläufige Abgrenzung) 

Landwirtschaftliche Programm-
gebiete insgesamt 

Berggebiete 

Kerngebiete der benachteiligten 
Agrarzonen 

übrige benachteiligte Agrarzonen 

benachteiligte Agrarzonen 
insgesamt 

1 nsgesamt 12 

Landwirtschaftliche Programmgebiete 1) 

27,9 434 —35;7 17,1 —48,2 6,6 -22,8 4,2 + 1222 

24,1 34,9 —30,8 20,1 -36,4 3,0 

 

10,4 14,2 - 26,7 7,4 -36,2 2,2 + 2,0 

624 92,5 -32,5 44,6 -41,5 11,8 - 10,8 

14,9 22,6 — 34,2 11,7 -44.4 2,0 - 0,4 

21,9 33,6 —34,8 15,2 -44,9 - 4,4 -14,1 

23,8 33,1 —28,2 15,7 -38,7 5,6 -10,9 

60,6 89,3 -32,2 42,6 -41,6 12,0 -10,5 

Baden-Württember g 

03,5 323,2 -37,0 147,9 —46,3 35,7 — 7,8 

 

1,1 + 42,8 

0,7 + 105,4 

6,0 +100,2 

10,8 + 48.6 

22,6 +174,8 

25,1 + 91,7 

58,5 +104,7 

19,7 +121,6 

'Bar gebiete und sonstige benachteiligte Agrarzonen nach dem Bergbauernprogramm 

1) Ohne Gemeindegebiete, die mit weniger als einem Drittel ihrer Gesamtfläche in von Naturbenachteiligtes Gebiet fallen (insgesamt 22 Ge-
meinden mit einem Flächenanteil von 2,7% an der Gesamtfläche aller Gemeinden in den Programmgebieten. — 2) Einschließlich der Gemein-

 

den im erweiterten Gebiet des Albprogramms. - - 
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den Fördergebieten der Schwäbischen Alb. Die stär-
kere Abnahme der Betriebszahl in den benachteilig-
ten Agrarzonen der Schwäbischen Alb, und zwar 
insbesondere im Bereich der Westalb und auf der 
Baar mit dem Schwerpunkt in den Verdichtungsbe-
reichen Balingen-Albstadt und Villingen-Schwennin-
gen, beruht in erster Linie auf der durch die Realtei-
lung verursachten Flurzersplitterung und Kleinbe-
triebsstruktur sowie dem starken Sog der dort an-
sässigen Industrie. 

Relativ hoher Besatz an klein- und mittelbäuerli-
chen Betrieben in den landwirtschaftlichen Förder-
gebieten . 

In den benachteiligten Agrarräumen nimmt die 
Zahl der kleineren Landwirtschaftsbetriebe mit we-
niger als 1O ha LF im allgemeinen schwächer ab, als 
in den übrigen Landesteilen. Besonders deutlich zu 
beobachten ist diese Entwicklung im Betriebsgrö-
ßenbereich zwischen 2 und 10 ha LF im Schwarz-
wald und Schwäbisch-fränkischen Wald. Die ver-
dichteten Räume weisen demgegenüber in dieser 
Betriebsgruppe mit einer Abnahme um 55% (be-
nachteiligte Agrarzonen insgesamt —42%) einen we-
sentlich stärkeren Betriebsrückgang auf. In den 
dichtbesiedelten Landesteilen mit verbreitetem An-
bau von Sonderkulturen, also vor allem in den 
Hauptweinbauzonen, verringerte sich die Zahl der 
Agrarbetriebe aufgrund des günstigeren natürlichen 
Ertragspotentials und zumeist guter Verdienstmög-
lichkeiten in der gewerblichen Wirtschaft allerdings 
nicht in dem Ausmaß wie in Gebieten mit ähnlicher 
Siedlungs- und Betriebsstruktur, aber einem unbe-
deutenden Anbau von Intensivkulturen. 

Beim mittleren Größenbereich zwischen 10 und 20 
ha LF geht im ländlichen Raum die Zahl der Land-
wirtschaftsbetriebe rascher zurück als in den Ver-
dichtungsräumen. Besonders hohe Abnahmequoten 
verzeichnen die Regionen Franken, Ostwürttemberg, 
Donau-Iller und Bodensee-Oberschwaben. Gleich-
wohl verfügen diese Gebiete auch heute noch über 
einen vergleichsweise großen Besatz an Betrieben 
in dieser Größenklasse. Eine regional unterschiedli-
che Entwicklung zeigten in diesem Betriebsgrößen-
bereich bisher auch die benachteiligten Agrarräume. 
So steht einer kräftigen Betriebsabnahme im Förder-
gebiet Schwäbische Alb (-23% im Zeitraum 1960-
1974) eine erst in jüngster Zeit zu beobachtende 
Verringerung dieser Betriebsgruppe im Schwarzwald 
gegenüber. Langfristig gesehen hat in den benachtei-
ligten Landwirtschaftsgebieten des Schwarzwalds 
die Zahl der Betriebe mit 10 bis 20 ha LF sogar zu-
genommen. Eine Mittelstellung zwischen Schwarz-
wald und Schwäbischer Alb nimmt der Schwäbisch-
fränkische Wald ein. 
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Soweit die klimatischen'Verhältnisse den Anbau von 
Intensivkulturen wie Obst, Wein oder Feldgemüse 
nicht zulassen, also insbesondere in den von Natur 
benachteiligten Agrarzonen, stellten Betriebsgrößen 
bis zu etwa 20 ha LF bereits in den sechziger Jahren 
für viele Landwirte keine ausreichende Erwerbs-
grundlage mehr dar. Da besonders die strukturschwa-
chen Gebiete im ländlichen Raums noch einen über-
durchschnittlichen Betriebsbesatz im kritischen Grö-
ßenbereich zwischen 10 und 20 ha LF aufweisen, 
erscheint dort eine Ergänzung der bereits eingeleite-
ten strukturpolitischen Maßnahmen durch eine ver-
stärkte.regionale Förderung der gewerblichen Wirt-
schaft und andere strukturelle Maßnahmen geboten. 

Von der Reduzierung des Betriebsbestands im ge-
samten Größenbereich unter 20 ha LF sind vorwie-
gend die landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebe 
betroffen, während die Zahl der nebenberuflich be-
wirtschafteten Landwirtschaftsbetriebe viel schwä-
cher zurückgeht. Nach den neuesten Ergebnissen 
der Agrarberichterstattung verringerte sich in den 
letzten 3 Jahren der Bestand an hauptberuflich be-
wirtschafteten Betrieben besonders stark im Nord-
schwarzwald und der nordbadischen Oberrheinebene, 

im Stuttgarter Verdichtungsraum und im Bereich 
der westlichen und mittleren Schwäbischen Alb. 
Fast im gesamten ostwürttembergischen Raum, na-
mentlich in den Regionen Franken, Ostwürttem-
berg (einschl. Kreis Göppingen), Donau-I Iler und 
Bodensee-Oberschwaben läßt sich dagegen eine Zu-
nahme der Nebenerwerbsbetriebe nachweisen. Le-
diglich in den Regionen Mittlerer Oberrhein und 
Nordschwarzwald, im Verdichtungsraum Rhein-
Neckar und den Regionen Schwarzwald-Baar-Heu-
berg und Neckar-Alb war der wirtschaftliche Auf-
schwung so vehement, daß auch die Nebenerwerbs-
betriebe in den Schrumpf ungsprozeß einbezogen 
wurden. Auffallend ist die stetig wachsende Zahl 
bisher von hauptberuflichen Landwirten geleiteter 
größerer Betriebe — ansteigend bis zu einer Betriebs. 
größe von etwa 20 ha —,die nun im landwirtschaft-
lichen Nebenerwerb weiterbewirtschaftet werden. 
Die besonders im strukturschwachen ländlichen 
Raum und den benachteiligten Agrarzonen (ausge-
nommen der Nordschwarzwald und die Westalb) 
zu beobachtende Stabilisierung der Nebenerwerbs-
landwirtschaft, bei gleichzeitig abgeschwächtem 
Rückgang der Haupterwerbsbetriebe, muß auch 
im Zusammenhang mit der starken Bodenverbun-
denheit der dort lebenden Menschen und den be-
grenzten Möglichkeiten zur Aufnahme einer außer-

 

5 Nach dem Landesentwicklungsplan von 1971 zählen hierzu die 
ehemaligen Kreise Crailsheim, Künzelsau, Mergentheim, Öhringen, 
Schwäbisch Hall, Buchen, Mosbach, Sinsheim, Tauberbischofsheim, 
Bühl, Emmendingen, Hochschwarzwald, Müllheim, Stockach, Ober-
lingen, Waldshut, Wolfach, Ehingen, Münsingen, Saulgau, Sigmarin. 
gen, Wangen, Horb und Teile des Landkreises Hechingen. 

  



Gebiet Veränderung 1974 1960 

 

Hektar 

Durchschnittliche Betriebsgröße der landwirtschaftlichen Betriebe 
ab 0,5 ha LF 

betrieblichen Erwerbstätigkeit gesehen werden. Die 
in den klein- und mittelbäuerlichen Betrieben Be-
schäftigten sind zwar vielfach auch in diesen Gebie-
ten gezwungen, durch eine nichtlandwirtschaftliche 
Erwerbstätigkeit das Familieneinkommen aufzubes-
sern, aber die völlige Aufgabe der Bodenbewirt-
schaftung erfolgt doch zumeist erst im Zuge des 
Generationswechsels. In den verdichteten Räumen 
ist dagegen aufgrund der weit vorangeschrittenen 
Urbanisierung und Industrialisierung viel häufiger 
die vorzeitige, vollständige Auflösung des landwirt-
schaftlichen Betriebs zu beobachten. 

Zu geringe Aufstockung der Betriebsflächen in den 
benachteiligten Agrarräumen des Schwarzwalds 
und Schwäbisch-fränkischen Waldgebiets 

Wie die Ergebnisse der jährlichen Betriebsauszählun 
gen zeigen, wächst nach wie vor eine beträchtliche 
Zahl von Betrieben, die zumeist über die Zupacht 
von Grundstücken ihre Betriebsflächen aufgestockt 
haben, in die Gruppe der größeren Betriebe mit 
mindestens20ha LF hinein. Allein seit 1960 hat  

der Betriebsbestand dieses Größenbereichs in den 
verdichteten Räumen um gut das Dreifache, in den 
Randzonen der Verdichtungsräume Stuttgart, 
Rhein-Neckar und Karlsruhe sogar um das Vier-
bis Fünffache zugenommen. Überdurchschnittliche 
Aufstockungsquoten an landwirtschaftlichen Flä-
chen weisen vor allem die Betriebe im Regierungs-
bezirk Karlsruhe, in der Region Mittlerer Neckar 
(einschließlich Kreis Heilbronn), im oberen Neckar--
tal und westlichen Albvorland (Raum Tübingen-Ba-
lingen-Tuttlingen), sowie im Ortenaukreis und im 
Kreis Lörrach auf. Die rapide betriebliche Flächen-
aufstockungin den verdichteten Räumen wird 
hauptsächlich durch das reichliche Landangebot 
der sich auflösenden kleineren Landwirtschaftsbe-
triebe ermöglicht. Außerdem erleichtert hier den 
verbleibenden Agrarbetrieben die allgemein größere 
Bodenmobilität als im ländlichen Raum die Auf-
stockung ihrer Betriebsflächen. 

Außerhalb der dichtbesiedelten Gebiete geht die 
Landaufstockung in den Agrarbetrieben merklich 
langsamer vonstatten. Immerhin hat sich seit 1960 

Tabelle 4 

Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebsgröße in den verdichteten Räumen, ländlichen Räumen 
und landwirtschaftlichen Programmgebieten 

Gebiete des Landesentwicklungsplanes 1) 

Verdichtete Räume 2) 

Ländliche Räume 

darunter 
strukturschwache ländliche Räume i 

5,73 3,45 + 66,1 

8,66 6,34 + 36.6 

9,70 7,17 + 35,3 

Landwirtschaftli he Programmgebiete 3) 

Albprogramm 

Schwarzwaldprogramm 

Programm Schwäbisch-Fränkischer Wald/Odenwald 
(vorläufige Abgrenzung) 

Landwirtschaftliche Programmgebiete insgesamt  

10,7 7,3 

5,7 4,3 

 

7,7 6,1 

8,3 6,0 

+ 46,5 

+ 32,6 

+ 26,2 

+ 38,3 

Berggebiete und sonstige benachteiligte Agrarzonen nach dem Bergbauernprogramm 

Berggebiete 

Kerngebiet der benachteiligten Agrarzonen 

übrige benachteiligte Agrarzonen 

benachteiligte Agrarzonen insgesamt 

Insgesamt 

Baden-Württemberg 

( 7;83  

+ 35,2 

+ 41,0 

+ 30,7 

+ 35,9 

5.33 + 46,9 

7,03 5,20 

8,57 6.08 

9,03 6,91 

8,37 6,16 

1) Gebietskategorien im Sinne das Landessntwicklungsplans Baden-Württemberg vom 22.6.1971. — 2) Verdichtungsräume, Randzonen um 
die Verdichtungsräume, Verdichtungsbereiche. — 3) Ohne Gemeindegebiete, die mit weniger als einem Drittel ihrer Gesamtfläche in von Natur 
benachteiligtes Gebiet fallen (insgesamt 22 Gemeinden mit einem Flächenanteil von 2,7% an der Gesamtfläche aller Gemeinden in den Pro-
grammgebieten). 
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im gesamten ländlichen Raum die Gruppe der Be-
triebe ab 20 ha LF verdoppelt und damit stärker 
zugenommen als im Bundesdurchschnitt. Am 
schwächsten ausgeprägt ist die Vergrößerung der 
Betriebsflächen in Hohenlohe, Oberschwaben und 
den benachteiligten Agrarzonen im mittleren und 
südlichen Schwarzwald sowie im Schwäbisch-fränki-
schen Waldgebiet. In diesen Räumen liegt eine un-
genügende Erweiterung der Produktionskapazitäten 
der Betriebe vor, weil aus der kleinen Zahl von Be-
triebsauflösungen zu wenig landwirtschaftliche Flä-
chen für die Aufstockung der größeren Betriebe 
bereitgestellt werden. Außerdem wird die Betriebs-
vergrößerung in diesen Gebieten erschwert durch 
den noch relativ hohen Besatz an aufstockungswil-
ligen Haupterwerbsbetrieben. Auch der „inneren" 
Betriebsaufstockung über die Viehhaltung oder dem 
außerlandwirtschaftlichen Zuerwerb sind dort enge 
Grenzen gezogen, so daß sich diese Räume immer 
mehr zu landwirtschaftlichen Problemgebieten ent-
wickeln. Lediglich die landwirtschaftlichen Betriebe 
in den Berg- und Kerngebieten der Schwäbischen 
Alb konnten ihre Landausstattung deutlich verbes-
sern. So erhöhte sich im Zeitraum 1960 bis 1974 
im Schwarzwaldprogrammgebiet die durchschnitt-
liche Betriebsgröße um knapp ein Drittel — sie 
liegt dort noch gut 2 ha unter dem Landesdurch-
schnitt mit 7,8 ha —, im Programmgebiet Schwä-
bisch-fränkischer Wald sogar nur um ein Viertel, 
während die Betriebsgröße im Albprogrammgebiet 
wie im Bundes- und Landesdurchschnitt seit 1960 
um fast die Hälfte zugenommen hat (vgl. Tab. 4). 

Aus der Regionalanalyse der Entwicklung der land-
wirtschaftlichen Betriebsgrößenstruktur wird deut-
lich, daß vor allem die landwirtschaftlichen Betrie-
be in den Berg- und Kerngebieten der benachteilig-
ten Agrarzonen — insbesondere im Schwarzwald —
sowie im Schwäbisch-fränkischen Wald und dem 
größten Teil des strukturschwachen ländlichen 
Raums außerhalb der von Natur benachteiligten 
Agrarräume (Oberschwaben mit Allgäu und Bo-
denseeraum, Hohenlohe) ihre Betriebsflächen in 
weitaus geringerem Maß aufstocken konnten als in 
anderen Gebieten. Diese Standortnachteile können 
mit dem derzeitigen Instrumentarium der Agrarför-
derung allein nicht beseitigt werden; es bedarf in 
diesen landwirtschaftlichen Problemgebieten viel-
mehr einer umfassenden und koordinierten allge-
meinen Wirtschaftsförderung. 

3.8 Umwelt 

Im landespolitischen Konzept der Regierung nimmt 
der Umweltschutzgedanke nach wie vor einen hohen 
Stellenwert ein. Wenn auch die einschneidende wirt-
schaftliche Rezession hinsichtlich der Realisierung 
des Mittelfristigen Umweltprogramms da und dort 
zu einem Ausweichen in die Zeit zwingt, weisen  

doch zahlreiche grundlegende Planungen und Ge-
setzesinitiativen sowie auch beträchtliche Mittelzu-
weisungen zum Schutze von Boden, Wasser und 
Luft auf unveränderte Aktivitäten zur Förderung 
des Umweltschutzes hin. 

Auch die Transparenz der Umweltverhältnisse konn-
te über erste statistische Erhebungen im Rahmen des 
neuen Bundesgesetzes über Umweltstatistiken im ab-
gelaufenen Jahr erweitert werden, so daß, wie die 
nachfolgenden Darstellungen zeigen, in zunehmen-
dem Maße statistische Ergebnisse als Entscheidungs-
hilfen verfügbar sind. Sie werden im laufenden Jahr 
auf den Gebieten der Abfall-, Wasser- und Abwasser-
wirtschaft sowohl im öffentlichen Bereich als auch 
in den Bereichen der Wirtschaft noch wesentlich er-
gänzt und erweitert. 

Die bereits vorliegenden statistischen Daten weisen 
darauf hin, daß sowohl die zur Verbesserung der 
Wasserqualität als auch zur Bewältigung der zu-
nehmenden Müllmenge und im Interesse der Luft-
hygiene beschlossenen Maßnahmen dringend erfor-
derlich sind. 

Im Vorfeld der in diesem Jahr voll anlaufenden Um-
weltstatistiken haben Zustimmung und Protest der 
mit den recht umfangreichen und schwierigen Fra-
gen sowie ersten Vorwegergebnissen konfrontierten 
Auskunftspflichtigen eines ganz deutlich gezeigt: Es 
hat ein alle Bevölkerungskreise mobilisierender Denk-
prozeß eingesetzt, der bei sachgerechter Darstellung 
der Probleme auf Verständnis für die dringend not-
wendigen, manchmal auch unpopulären Maßnahmen 
zur Sanierung der Umwelt hoffen läßt. 

3.8.1 Wasserwirtschaftliche Aspekte 

Die wasserwirtschaftliche Situation des Landes wird 
von wesentlichen Faktoren bestimmt: 

1)dem Vorhandensein von Wasservorkommen 
2) dem Wasserangebot (Wasseraufkommen). 
3) dem Verbrauch bzw. der Verwendung des Wassers 
4) der Reinigung und Ableitung des Abwassers 

Das Vorhandensein von Wasservorkommen 

Trotz seines stark verzweigten Gewässersystems so-
wie einer ausreichenden Niederschlagsmenge sind in 
Baden-Württemberg ausgedehnte wasserarme Gebie-
te anzutreffen. Zu ihnen zählen neben dem mittle-
ren Neckargebiet die Hochflächen der Gäuplatten, 
die Schwäbische Alb sowie die Höhen des Schwarz-
waldes, des Odenwaldes und der Bergländer. Die 
dortigen Quellen reichen in der Regel nur für die 
Versorgung kleinerer Gebiete aus, abgesehen von 
einigen ergiebigeren Talquellen im nordöstlichen 
Schwarzwald und südöstlichen Odenwald. Selbst 
die Talauen dieser Landschaften sind von unter-
schiedlich ergiebiger Grundwasserführung, über die 
teilweise — wie z. B. im Neckartal — schon weitge-
hend verfügt ist. Oberörtlich ergiebig nutzbare 
Grundwasservorkommen sind hauptsächlich im 
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1973 1965 1969 1971 1961 
Struktur-
merkmale 

Aufkommen 

Verwendung 

Im eigenen Betrieb 
und zwar als 

Kühlwasser 
Kesselspeise+ 
'reser 
Sonstiges Fa-
brikations-
und Beleg. 
schaftswasser 

Abgabe an Dritte 

Ungenutzt abge-

 

leitet 

Insgesamt 

Eigenförderung 
davon 

Grund. und 
Quellwasser 
Oberflächen-
wasser 

Fremdbezug 

Insgesamt 

7112 755,3 865.6 945,9 930,7 

 

269,2 312,2 391,0 393,7 381,7 

442,0 443,1 474,6 552,2 549,0 
80,2 85,1 98,1 108,1 97,2 

791,4 840,4 963,7 1 054,0 1 027,9 

774,5 824,1 946,7 1027,1 1007,2 

 

327,2 370,5 438,3 520,2 546;1 

17,7 19,9 21,2 20,9 21,2 

429,6 433,7 487,2 486,0 439,9 

4,6 5,2 5,9 16,2 7,1 

12,3 11,1 11,1 10,7 13,6 

791,4 840,4 963,7 1 054,0 1 027,9 

Rheintal sowie in der Donauniederung und im 
oberschwäbischen Raum gelegen. Auch das Ober-
flächenwasser aus Teilen des Bodensees zähltzu 
den verfügbaren Wasserreserven. 

Das Wasseraufkommen 
Das Wasserangebot orientiert sich vordringlich am 
Bedarf, wobei sowohl die Bevölkerungsentwick-
lung,der steigende Bedarf der zunehmend mit was-
serverbrauchenden Geräten und Einrichtungen 
ausgestatteten privaten Haushalte als auch der tech-
nisch bedingt stark ansteigende Wasserbedarf aller 
Wirtschaftsbereiche — namentlich der Industrie —
zu berücksichtigen sind. Dabei ergeben sich als wich-
tige Unterscheidungskriterien: 

a) das Aufkommen im Bereich der öffentlichen Was-
serversorgung 

b) die für betriebliche (Produktions-)Zwecke im Rah-
men der privaten Nutzung geförderte Wassermen-
ge (Eigenförderung der Industrie) 

Allein die Industrie beansprucht rund zwei Drittel 
der insgesamt im Land geförderten Wassermenge, 
die sie — wiederum überwiegend in Eigenförderung —
den örtlich verfügbaren Wasservorkommen als 
Grund- und Quellwasser oder als Oberflächenwasser 
entnimmt. Der aus dem öffentlichen Netz bezogene 
Anteil von weniger als 10% ist gering. Dagegen ist 
die gesamte Versorgung der Wohnbevölkerung so-
wie der nichtindustriellen Wirtschaftsbereiche mit 
Trink- und Prozeßwasser für Produktionszwecke 
(34% der insgesamt geförderten Wassermenge) vom 
öffentlichen Netz abhängig. 

 

ist, handelt es sich bei dem von der Industrie bean-
spruchten Wasser weitgehend um eine nur primär-
statistisch zu ermittelnde Menge, die den Wasserhaus-
halt des Landes empfindlich beeinflußt und daher 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht besondere Beach-
tung verdient. Die im Rahmen der Umweltstatistiken 
und einer 1974 geführten Zusatzerhebung bei ca. 
10 000 Industriebetrieben des Landes über deren 
wasser- und abwasserwirtschaftliche Situation im 
Jahre 1973 ermittelten Ergebnisse werden im fol-
genden der Bedeutung dieses Bereiches wegen be-
sonders abgehandelt, 

Strukturwahdelim Wasserverbrauch 

Wie die Zeitreihe (Tabelle 1) zeigt, bahnt sich na-
mentlich seit 1971 ein Strukturwandel im industri-
ellen Wasserverbrauch an. Trotz steigender Produk-
tion zeigen sowohl die Eigenförderung wie auch 
der Fremdbezug von Wasser zur Zeiteine stagnie-
rende Tendenz. 

Allein mit gestiegenen Wasserpreisen lassen sich die-
se Veränderungen nicht erklären. Sie sind vielmehr 
die Folge einer technischen Umrüstung zahlreicher 
Betriebe in Richtung auf zunehmende Kreislauf-

 

Tabelle 1 

Entwicklung der Wasserwirtschaft der Industrie 
in Mill. m3 

Die eingangs erwähnte hydrogeologische Struktur 
Baden-Württembergs erfordert es, daß die wasser-
ärmeren Gebiete und besonders die darin gelegenen 
Ballungsräume zusätzlich oder ganz über die Fern-
wasserversorgung aus Gebieten mit Wasserüberschuß 
bedient werden müssen. Abgesehen von kleineren 
übergebietlichen Einrichtungen handelt es sich da-
bei hauptsächlich um die Bodenseewasserversorgung 
mit Versorgungsschwerpunkt mittlerer Neckarraum 
einschließlich Stuttgart und die Landeswasserver-
sorgung, die Wasser aus dem Donauraum bis in den 
mittleren Neckarraum und in die nordöstlichen 
Landesteile fördert. Die Fernwasserversorgung 
Nordostwürttemberg verteilt im wesentlichen Wasser, 
das sie von der Landeswasserversorgung übernimmt, 
in den nordöstlichen Landesteil (Hohenloher 
Raum). Die Fernwasserversorgung Rheintal bedient 
den nordwestlichen Landesteil mit Wasser, das sie 
zur Zeit noch von der Bodenseewasserversorgung 
bezieht. 

Verbrauch, Verwendung, Reinigung und Ableitung 
Während der Verbrauch von Wasser in privaten Haus-
halten und im Kleingewerbe weitgehend von Anzahl 
und Ausstattung der Haushalte bzw. Betriebe ab-
hängt, und nach dem Zählerstand leicht zu ermitteln 

Ableitung 

170,6 162,2 174,3 178,2 184,8 

565,8 587,2 , 708,6 800,8 782,6 

736,4 749;4 882,9 979,0 967,4 

In öffentliche 
Kanalisation 
Unmittelbar in 
ein Gewässer oder 
in den Untergrund 

Insgesamt 
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Schaubild 1 

Konzentration des Wasseraufkommens 
in der Industrie 

sonstigen betrieblichen Einrichtungen. Der Rest 
von ca. 2% wurde ungenutzt bzw. genutzt aber 
unverschmutzt abgeleitet. 
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nutzung von Wasser, über die noch gesondert zu be-
richten ist. Das legt den Schluß nahe, daß mit einer 
Reihe technische! und wirtschaftlicher Vorteile der 
Kreislaufnutzung im gewissen Umfang, auch schon 
übergeordnete Gesichtspunkte des sparsamen Um-
gangs mit den Wasserreserven im Sinne der Forde-
rungen des Unnweltschutzes wirksam werden. 

Die Art der Verwendung des im Bereich der Indu-
strie geförderten Wassers läßt in der zeitlichen Ent-
wicklung einige Strukturwandlungen erkennen. So 
ist beispielsweise der Anteil des zu Kühlzwecken 
verwendeten Wassers an der betrieblich genutzten 
Wassermenge von 42% im Jahre 1961 auf 54% im 
Jahre 1973 gestiegen. Damit war ein erheblicher 
Anstieg der.Wärmebelastung der Gewässer verbun-
den. Die hiermit zusammenhängenden wasserwirt-
schaftlichen Probleme haben ihren Niederschlag 
in den inzwischen vorliegenden Wärmelastplänen 
gefunden, in denen auch die Grenzen der Belast-
barkeit aufgezeigt sind. Die Menge des zu Fabri-
kationszwecken genutzten Wassers hat unter dem 
Einfluß der zunehmenden Kreislaufnutzung abge-
nommen. 

Der Anteil des industriellen Abwassers, der außer-
halb der öffentlichen Kanalisation in ein Gewässer 
oder in den Untergrund eingeleitet wird, hat sich 
zwischen 1961 und 1973 von 77% auf 81 % erhöht. 
Diese 1973 insgesamt abgeleiteten fast 800 Mill. 
Kubikmeter bestanden zu mehr als der Hälfte 
(54%) aus Kühlwasser und zu 44% aus verschmutz-
ten Abwässern aus dem Produktionsprozeß und 
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Konzentration auf Großverbraucher 
Daß sich der Wasserverbrauch der Industrie im we-
sentlichen auf relativ wenige Großverbraucher kon-
zentriert, ist ein Sachverhalt, der nicht nur im Be-
reich der rationellen Ermittlung ausreichend gesi-
cherter statistischer Ergebnisse, sondern auch be-
züglich einschlägiger politischer Maßnahmen Beach-
tung finden kann. Schaubild 1 (Lorenz Kurve) lie-
fert hinsichtlich-der Konzentration des Wasserauf-
kommens bei Industriebetrieben hierfür ein beson-
deres Anschauungsmaterial. Die Kurve macht näm-
lich deutlich, daß 90% der einbezogenen Firmen 
mit nur etwa 5% am Ergebnis, d. h. am industriellen 
Wasseraufkommen beteiligt sind. Die restlichen 10% 
der Betriebe dagegen repräsentieren mit 95% fast 
das gesamte Landesergebnis. Hier sind allerdings 
die Betriebe nach Größenklassen des Wasserver-
brauchs aufsteigend und branchendurchgängig ge-
ordnet, während man beim Vorliegen besonderer 
Bedingungen, wie sie etwa in der Schädlichkeit der 
Abwasser gegeben sind, die Konzentrationskurve 
von der Rangfolge ganzer Branchen her bestimmen 
sollte, was einen flacheren Kurvenverlauf zur Folge 
hätte. 

 

Papierindustrie an der Spitze 

Einen Überblick über die wasserwirtschaftlichen 
Strukturen der Industriebereiche sowie ausgewähl-
ter Branchen gibt die T 

-
abelle 16 im Anhang. Obwohl 

die weniger wasserrelevanten Industriegruppen und 
-zweige darin nicht dargestellt sind, offenbart sie 
sehr differenzierte Verhältnisse, die sich nicht ohne 
weiteres vergleichen lassen. Die Höhe des spezifi-
schen Wasserverbrauchs ist nämlich weitgehend von 
der technischen Ausstattung und den unterschied-
lichen Produktionsverfahren abhängig. So haben 
beispielsweise die Papier- und Pappefabriken einen 
besonders großen Wasserverbrauch, der sich durch 
das Auswaschen des zu verarbeitenden Rohmateri-
als und das Bleichen in Verbindung mit den beab-
sichtigten Qualitätsansprüchen ergibt. Die bedeu-
tendsten Wasserverbraucher lassen sich in ihrer Rang-
folge folgendermaßen darstellen: 

1. Holzschliff-, Zellstoff-, Papier- und 
Pappeerzeugende Industrie 35% 

2. Chemische Industrie 21% 
3. Textilindustrie 6% 
4. Sand- und Kiesindustrie 6% 
5. Mineralölverarbeitung 5% 
6. Maschinenbau 3% 
7. Straßenfahrzeugbau 3% 
B. Elektrotechnische Industrie 2% 
9. NE-Metallhütten und Umschmelz-

 

werke 2% 
10. Brauereien 1% 
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Schaubild 2 

Abwassermengen ausgewählter Industriebranchen 1973 

Millionen m3 
Direkt in den Untergrund oder in ein Gewässer eingeleitet In die öffentliche Kanalisation eingeleitet 

13,3 
Brauereien 

11,6 
Gummi- u. Asbestverarb. Industrie ~ä 

Schon die vorstehenden 10 von ca. 140 Branchen 
repräsentieren fast 85% des gesamten Wasserauf-

 

kommens der Industrie. t 

Auch ein Vergleich mit den Anteilen an der Netto-
produkti.on läßt auf die Wasserintensität der Pro-
duktionsverfahren schließen. So können zum Bei-
spiel die papier- und pappeerzeugende sowie die 
chemische Industrie bei einem Anteil am Wasser-
aufkommen von 56% nur einen Produktionsanteil 
von nicht einmal 8% aufweisen. 

Wie die Tabelle 1 weiterhin zeigt, wird das Wasser-
aufkommen fast ausnahmslos (98%) im eigenen Be-
trieb genutzt. Nur unbedeutende Mengen (2%) wer-
den entweder unbenutzt abgeleitet oder an das 
öffentliche Netz bzw. andere Betriebe und Wohn-
siedlungen abgegeben. An der überwiegend als 
Kühlwasser verwendeten Wassermenge ist die 
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie mit 
mehr als 77% beteiligt, wobei die Papier- und 
die chemische Industrie besonders herausragen. 
Die zunehmend hochtechnisierte und automatisier-
te Produktionsweise läßt den Kühlwasserbedarf 
ständig ansteigen ( Tabelle 1). Ähnlich verhält es 
sich mit der relativ geringen Menge des Kesselspeise-
wassers. Das sonstige Fabrikationswasser, dem das 
unbedeutende Belegschaftswasser aus methodi-
schen Gründen hinzugerechnet werden mußte, wird 
branchenweise sehr unterschiedlichen'Zwecken zu-
geführt. 

Abwasserbelastung 
Die derzeitige Abwassersituation der Industrie wird 
u. a. mit dem Schaubild 2 für die bedeutendsten 
Branchen veranschaulicht. Der Anteil des direkt in 
ein Gewässer oder in den Untergrund eingeleiteten 
Abwassers ist besonders-hoch, was im wesentlichen 
durch die schon erwähnten Kühlwassereinleitungen 
bedingt ist. Nach den bisherigen und durch den star-
ken Fluß der Entwicklung beeinträchtigten statisti-
schen Unterlagen wurde das Kühlwasser überwie-
gend ohne Rückkühlung, also mit erhöhter thermi-
scher Belastung dem Vorfluter zugeleitet. Ebenso 
verhielt es sich mit dem im Jahre 1973 direkt abge-
leiteten Schmutzwasser, von dem nur etwa 16% vor 
der Einleitung biologisch oder gleichwertig geklärt 
worden sind, und zwar überwiegend von der pa-
pier- und pappeerzeugenden Industrie. Die restliche 
Menge wurde in einem nicht exakt feststellbaren 
Verhältnis nur teilweise oder gar nicht.  gereinigt. 

Mit den bereits angelaufenen Umweltstatistiken 
werden sich im laufenden Jahre vertiefte Kennt-
nisse hierüber gewinnen lassen. 

Zunehmende Kreislaufnutzung 
Wie schon vorhergehend erörtert, wird das stagnie-

 

rende Wasseraufkommen durch zusätzliche Kreis-
laufnutzung nicht nur kompensiert; es wird sogar 
darüberhinaus produktionsbedingt zunehmender 

, 
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Wasserbedarf aufgefangen. Das Ausmaß, in dem 
das geschieht, wird in der Tabelle 2 dargestellt. 

Obwohl das Wasseraufkommen sowie die jährlich 
zugesetzte Wassermenge der Betriebe mit Kreis-
laufnutzung einer leicht rückläufigen Tendenz un-
terliegen, stieg deren jährlich im Kreislauf genutzte 
Wassermenge von 1971 bis 1973 um mehr als 40% 

 

Tabelle 2 

auf 1,6 Mrd. Kubikmeter an. Auch betrug die den 
Kreislaufsystemen 1973 notwendigerweise zuge-
setzte Wassermenge nur 3,7% der darin insgesamt 
bewegten Nutzmenge. 

Im Schaubild 3 sind die langfristig in Kreisläufen 
genutzten Wassermengendem effektiven Wasserauf= 
kommen gegenübergestellt. Dadurch wird deutlich, 

 

Betriebe mit Kreislaufwasser 1973 

Betriebe mit Kreislauf 

1973 I 1971 

Anzahl 

Wasseraufkommen 

1973 I 1971  

Jährliche zugesetzte 
Wassermenge 

1973 I 1971 

Millionen m3  

Jährlich im Kreislauf 
genutzte Wassermenge 

1973 1971 

1 ndustriebereiche, 

ausgewählte Industriegruppen 

und -zweige 

 

Bergbau 1) 

Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien 

Mineralölverarbeitung 
Industrie der Steine und Erden 
darunter 

Natursteinindustrie 
Zementindustrie 
Betonsteinindustrie 

Eisenschaffende Industrie/Metallhütten, 
Umschmelzwerke, Metallhalbzeugwerke 
Chemische Industrie 
Sägewerke und Holzbearbeitung 
Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 
erzeugende Industrie 
Gummi- und Asbestverarbeitung 

Investitionsgüterindustrien 

Maschinenbau 
Straßenfahrzeugbau 
Elektrotechnische Industrie 
Feinmechanische, optische- und Uhren-

 

industrie 
Eisen-„Blech- und Metallwarenindustrie 
darunter 

Stahlblechverarbeitung 
Schloß- und Beschlagindustrie 
Kraftwagenzubehör 
Meta I I waren i ndust r ie 

Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräte 
und Beinrichtungen 

Verbrauchsgüterindustrien 

Glasindustrie 
Holzverarbeitende Industrie 
Papier- und, Pappeverarbeitung 
Druckerei. und Vervielfältigungsindustrie 
Kunststoffverarbeitende Industrie 
Textilindustrie 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie 

Ernährungsindustrie 
darunter 

Nährmittelindustrie 
Obst- und gemüseverarbeitende Industrie 
Süßwarenindustrie 
Molkereien und milchverarbeitende 
Industrie 
Brauereien, Mälzereien 

Betriebe mit Kreislaufwasser ohne Bergbaul ) 
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263 255 399,6 410,8 50,5 58,9 684,3 645,9 

4 4 9,2 8,0 0,8 4,0 163,8 167,1 
64 64 4,5 5,3 0,6 0,7 40,0 81,5 

18 18 0,2 0,2 0,02 0,1 4,0 9,3 
6 7 2,6 3,2 0,3 0,5 16,1 22,9 

20 16 0,2 0,2 0,09 0,06 13,1 1,5 

13 13 11,4 13,8 8,5 1,0 31,8 34,3 

66 59 71,3 66,7 2,4 1,1 145,6 64,1 
14 14 0,7 12 0.5 0,9 16,1 1,7,8 

34 35 286,9 290,4 35,6 47,7 186,9 158,1 
15 15 8,9 14,6 1,9 1,0 73,3 83,5 

410 356 64,3 57,0 • 4,4 4,6 481,3 - 261,7 

94 85 12,2 10,5 0,4 0,4 47,2 41,2 
44 38 27,4 24,7 2,6 2,5 214,3 135,2 
94 80 14,9 12,7 0,6 0,7 142,7 54,9 

38 27 1,3 1,1 0,04 0,03 2,9 1,4 
88 81 5,1 4,9 0,2 0,3 11,9 9,4 

19 18 O8 0,4 '0,04 0,06 2,3 1,3- 
6 7 0,2 0.2 0,06 0,07 1.7 2,6 
9 2 0,3 0,2 0,03 0,01 1,8 0,3 

25 23 3,0 3,1 0,06 0,05 4,3 3.1 

10 8 1,8 1,5 0,2 • 0,5 47,0 15,9 

255 178 14,1 11,4 4,5 1,9 222,0 99,3 

10 12 2,6 2,3 0,7 0,8 7,5 3,9 
26 17 0,4 0,3 0,07 0,04 20,7 7,4 
22 17 4,2 3,1 2,3 0,3 10,6 5,5 
11 8 0,2 0,3 0,02 0,04 20,4 1,8 

140 96 3,5 3,7 1,1 0,6 1572 76,6 
17 4 1,3 0,6 0,01 0,00 1,2 0,08 

102 110 20,0 19,8 1,7 1,6 202,7 125,6 

100 108 19,8 19,7 1,7 1,5 199,2 124,6 

4 5 0,8 0,6 0,07 0,03 3,0 2,1 
9 10 0,9 0,8 0,03 0,03 1,1 1,4 

12 9 0,9 0,8 - 0.2 0,1. 21.8 14,0 

24 25 3,0 3,8 0,3 0,5 91,3 63,0 
36 42 3,5 3,9 0.3 0;2 51,6 17,7 

1 030 899 498,0 499,0 61,1 65,0 1 590,3 1 132,5 insgesamt 

1) Aus Gründen der Geheimhaltung keine An eben möglich. 
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daß der Effekt der Wasserersparnis durch Kreislauf-
nutzung so gesteigert werden konnte, daß er das 
Wasseraufkommen wesentlich übertraf. Mit der zu 
erwartenden weiteren Zunahme von Kreislaufsyste-
men in den Industriebetrieben wird, wie das Schau-
bild verdeutlicht, selbst bei sich wiederbelebender 
Konjunktur nicht mit einem besonderen Anstieg 
des industriellen Wasseraufkommens zu rechnen 
sein, wenn der Mehrbedarf weitgehend über zusätz-
liche Kreislaufnutzung des Wassers abgefangen wer-
den kann. 

Regionale Aspekte 
Planung und Durchführung wasserwirtschaftlicher 
Maßnahmen setzen den genauen Kenntnisstand der 
regionalen Gegebenheiten voraus. Unter diesem Ge-
sichtspunkt gewinnt die regionale Verteilung des 
Wasseraufkommens besonderes Interesse. Sinnvoll 
wäre eine auf Naturräume bezogene Darstellung 
statistischer Ergebnisse. Sie wird im Rahmen des 
Auf- und Ausbaus der Regionaldatenbank des Stati-
stischen Landesamts gegenwärtig vorbereitet und 
läßt sich für spätere Untersuchungen verwenden. 
Einstweilen kann für eine Analyse der Wasserwirt-
schaft der Industrie nur auf administrativ geglieder-
te Regionaldaten zurückgegriffen werden. In Ta-
bellel61 im Anhang werden diese regionalen Zu-
sammenhänge dargestellt. 

Es zeigt sich deutlich, daß die wasserreiche Rhein-
ebene und Teile des Bodenseeraumes am stärksten 
für die industrielle Wasserentnahme genutzt werden; 
denn der auf diese Räume entfallende Anteil an der 
Wassergewinnung der gesamten Industrie nähert 
sich fast der 70%-Grenze. 

Mit der künftig möglichen Zuordnung von Gemein-
deergebnissen zu Wassereinzugsgebieten lassen sich 
noch differenziertere Betrachtungen verbinden. 
Überschlägig geben sich jedoch für die Hauptwasser-
einzugsgebiete schon folgende Anteile der industri-
ellen Eigenförderung zu erkennen: 

Schaubild 3 

Von der Industrie benötigte Wassermenge 

Hilfe einer langfristigen Konzeption wieder herge-
stellt werden kann. Sie richtet sich an die öffentli-
chen Träger der Abwasserbeseitigung, zielt aber dar-
auf, daß gewerbliche Abwässer möglichst zusam-
men mit den häuslichen Abwässern geklärt werden. 

Über Bestand und weiteren Bedarf von öffentlichen 
Kläranlagen ergibt sich für das Land folgendes Bild: 

Bestand: 

774 mechanisch-biologische Kläranlagen für insge-
samt rd. 10,0 Mill. EGWI 

173 mechanische Kläranlagen, deren Klärkapazität 
mit 0,9 Mill EGW zu veranschlagen ist. 

Bedarf: 

1470 mechanisch-biologische Kläranlagen für insge-
samt rd. 18,8 Mill. EGW. 

1. Rhein einschließlich Bodensee 66-70% Mit den im Bau befindlichen Kläranlagen wird eine 
2. Neckar 25-28% weitere Klärkapazität von rd. 2,5 Mill. EGW geschaf-

 

3. Donau 5— 7% fen. Diese Anlagen werden bis Mitte 1976 in Betrieb 
4. Main 0,2-0,3% sein. Damit läßt sich folgende Bilanz aufzeigen: 

Eine präzisere Bestimmung dieser Anteile auch für 
einzelne Teilräume wird gegenwärtig angestrebt. 

Öffentliche Abwasserbeseitigung 
Zur Ergänzung des Datenmaterials der amtlichen 
Statistik werden nachfolgend wichtige Zusammen-
hänge und Daten aus der Abwassertechnischen Ziel-
planung des Ministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Umwelt zusammengefaßt wiedergegeben: 

Die Abwassertechnische Zielplanung ist auf das Jahr 
1990 ausgerichtet und geht davon aus, daß das öko-
logische Gleichgewicht in den Gewässern nur mit  

Im Betrieb und im Bau 13,4 Mill. EGW 
Bedarf im Zieljahr 1990 18,8 Mill. EGW 
Ausbaubedarf 5,4 Mill. EGW 

Die Verwirklichung der in der Abwassertechnischen 
Zielplanung ausgewiesenen Maßnahmen zur Abwas-
serreinigung wird Investitionen in Höhe von 4 Mrd. 
DM für Kläranlagen und 1,2 Mrd.DM für Zuleitungs-
kanäle verursachen. 

1 EGW = Einwohnergleichwert = Meßzahl für Menge und Schmutz-
gehalt eines industriellen oder gewerblichen Abwassers; abgeleitet 
aus dem Vergleich mit den Normalwerten häuslicher Abwässer 
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3.8.2 Zur Situation der Hausmülldeponien 

Im Rahmen der für 1975 durch Bundesgesetz ange-
ordneten Umweltstatistiken liegen die ersten Ergeb-
nisse einer Vorwegerhebung vor, mit der zunächst 
wichtige Bestapdsdaten über die Zahl, Ausstattung 
und Lage von Hausmüll- (einschließlich Erdaushub-) 
Deponien ermittelt werden. Mit vertieftem Zahlen-
material, insbesondere über die beförderten und 
deponierten Abfallmengen sowie über das Abfall-
aufkommen im Bereich der Wirtschaft kann erst 
nach Abschluß. der Haupterhebung von der Jahres-
mitte 1976 an gerechnet werden. 

Die nachfolgend dargestellten ersten Ergebnisse 
deuten indessen schon darauf hin, daß die mit dem 
Teilplan „Hausmüll" des Abfallbeseitigungsplanes 
der Landesregierung beschlossenen Maßnahmen zü-
gig realisiert werden. 1972 waren noch nahezu 
4 000 weitgehend ungeordnete Müllplätze in Baden-
Württemberg in Betrieb. Bis zum Jahresanfang 1975 
hatte sich die Zahl der Deponien bereits auf 754 
verringert. In Zusammenarbeit der verantwortlichen 
Stellen des Landes, der Kreise und der Gemeinden 
sind in den vergangenen Jahren mehr als 3 000 
Müllkippen geschlossen und zum Teil schon rekulti-
viert worden. Als Zielvorstellung sind im Teilplan 
„Hausmüll" 80 zentrale Abfallbeseitigungsanlagen 
vorgesehen, die den Anforderungen des Umwelt-
schutzes voll entsprechen. Die gegenwärtig noch be-
triebenen Ablagerungsplätze dienen als Übergangs-
lösungen. Im Zuge der weiteren Verwirklichung 
des Teilplanes Hausmüll sollen auch diese Plätze 
stillgelegt werden. 

Deponien hauptsächlich von der öffentlichen Hand 
betrieben 
Die Entsorgung, also das Einsammeln und Beför-
dern von Abfällen wird bei mehr als der Hälfte 
(57%) der Gemeinden des Landes von spezialisier-
ten Privatfirmen ausgeführt. Die Deponien dagegen 
werden gegenwärtig noch zu 96% von der öffentli-
chen Hand betrieben. Nur bei 29 Deponien (4%) 
tritt eine Privatfirma als beauftragter Betreiber auf. 

Während bisher die Beseitigungspflicht im engeren 
Sinne schon den Land- und Stadtkreisen oblag, 
sieht das vor kurzem verabschiedete neue Landes-
äbfallgesetz grundsätzlich auch das Sammeln und 
Befördernder Abfälle durch die Land- und Stadt-
kreise.vor. 

Unterschiede in der regionalen Entwicklung 

Die naturräumlichen und wirtschaftlichen Gegeben-
heiten brachten es mit sich, daß beider Realisie-
rung des Abfallbeseitigungsplanes regionale Unter-
schiede aufgetreten sind. Die Zuständigkeit der 
Stadt- und Landkreise hatte natürlich zur Folge, 
daß die Bereinigung der Deponiesituation jeweils 
zeitlich zusammenhängend für einen Kreis im gan-  

zen anzustreben war, und zwar unter Berücksichti-
gung aller infrastrukturellen Gegebenheiten. Aus 

all diesen Gründen ergibt sich bei der Betrachtung 
der Kreisergebnisse heute noch ein differenziertes 
Bild des Entwicklungsstandes hinsichtlich der Ver-
wirklichung der Zielplanung. Es wäre deshalb auch 
verfrüht, mit den Kreisergebnissen Wertungen ver-
binden zu wollen (vgl. Tabelle im Anhang). 

Als beispielhaft für die erfolgreiche Kooperation 
zweier benachbarter Kreise verdienen die Kreise 
Emmendingen und Ortenaukreis erwähnt zu wer-
den. Hier wurde zur Erreichung der gesteckten Zie-
le eine kreisübergreifende großräumige Lösung ge-
funden. 

Kapazitätserweiterung dringend erforderlich 

In die Vorwegerhebungen zu den Umweltstatistiken 
war u. a. die Frage nach dem noch verfügbaren Rest-
volumen der einzelnen Deponien einbezogen. Anga-
ben hierzu wurden auch für die noch zu schließen-
den Übergangsdeponien gemacht, so daß die daraus 
zu vermittelnden Informationen nur als Groborien-
tierung an einer Momentaufnahme betrachtet wer-
den können, wie sie die nachstehende Tabelle dar-
stellt: 

Restvolumen Anzahl der 
1000m, Deponien 

unter 5 309 
5 bis u. 20 181 

20 bis u. 100 143 
100 bis u. 500 76 
500 und mehr 45 

 

Hier spiegelt sich deutlich die Masse der kleinen und 
zeitlich sehr begrenzt zu betreibenden Deponien in 
den unteren Kapazitäten. Der sicher nicht ganz exak-
te Versuch, über die Intervallmitten der verschiede-
nen Größenklassen auf die sich für das ganze Land 
ergebende Restkapazität zu schließen, führt immer-
hin zu einer ersten Vorstellung von einer Größenord-
nung zwischen 70 und 100 Mill. Kubikmeter. Unter 
der Voraussetzung, daß mit gesteigertem Umweltbe-
wußtsein der Bevölkerung und einer beabsichtigten 
Verringerung des Verpackungsmülls sowie der zu-
nehmenden Wiederverwendung von Abfallstoffen 
(Recycling) die gegenwärtige Jahresmüllmenge' von 
rund 12 bis 14 Mill. Kubikmeter vorerst nicht we-
sentlich zunimmt, würde die Anfang 1975 verfügbar 
gewesene Deponienkapazität nur noch etwa sechs 
bis sieben Jahre ausreichen. 

1 Ohne den auf Sonderdeponien zu verbringender Sondermüll. 
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Es ist allerdings in Frage zu stellen, ob wegen der 
Beschaffenheit der Mehrzahl dieser Plätze die theo-
retisch noch verfügbare Kapazität genutzt werden 
kann. Demnach ist davon auszugehen, daß die er-
rechneten Ablagerungsmöglichkeiten nuri noch für 
einen kürzeren als den genannten Zeitraum zur Ver-
fügung stehen. Dies legt eindringlich die Notwendig-
keit der baldigen Einrichtung weiterer Abfallbesei-
tigungsanlagen dar. 

3.8.3 Immissionsschutz und ständige Luftüber-

 

wachungim Land 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz aus dem Jahre 
1974,bietet die Grundlage, in nahezu sämtlichen 
Lebensbereichen einen ausreichenden Schutz der 
Luft vor Luftverunreinigungen und vor Geräu-

 

schen sicherzustellen. 

Anlagen, die auf Grund ihrer Beschaffenheit oder 
ihres Betriebs in besonderem Maße geeignet sind, 
schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen, 
unterliegen einem Genehmigungsvorbehalt. Die zu 
genehmigende Anlage muß dem Stand der Technik 
zur Emissionsminderung entsprechen, die Immis-
sionsgrenzwerte im Einwirkungsbereich der Anlage 
dürfen nicht überschritten werden. Nur wenn diese 
Voraussetzungen nachgewiesen sind, darf die Anla-
ge unter dem Gesichtspunkt des Immissionsschut-
zes genehmigt werden. 

Bei den-übrigen immissionsrelevanten Anlagen ist 
sicherzustellen, daß schädliche Umwelteinwirkun-
gen verhindert werden, die nach dem Stand der Tech-
nik vermeidbar sind, bzw. daß unvermeidbare schäd-
liche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß be-

 

schränkt werden. 

Ein ausreichender Schutz der Nachbarschaft vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch bestehen-
de Anlagen wird durch Anordnung nachträglicher 
Schutzvorkehrungen sichergestellt. 

Die beim Immissionsschutz zu beachtenden Grund-
sätze ergeben sich im Regelfalle aus den Techni-
schen Anleitungen zum Schutz der Luft und zum 
Schutz vor Lärm. 

Die Luftgütemessung ist gegenwärtig gekennzeich-
net durch den Übergang von Registrierungsmeß-
geräten zu vollautomatischen Vielkomponentensta-
tionen mit Datenfernübertragung. In neun Meßge-
bieten (in den Ballungsräumen und im Rheintal) 
wird zur Zeit die Konzentration des Schadgases 
Schwefeldioxid (S02) festgestellt. Die Ergebnisse 
zeigen deutlich, daß die Konzentration überall 
unter den in der Technischen Anleitung zum 
Schutz der Luft festgelegten Grenzwerten liegen. 
Diese günstige Situation ist neben lufthygienischen 
Sanierungsmaßnahmen auch auf das Fehlen länger 
anhaltender ungünstiger Wetterlagen zurückzufüh-
ren. 

Schaubild 4 

Schwefeldioxid- I mmissionsmessungen 
Monatsmittelwerte in Prozent 
des Langzeitgrenzwertes von 0,14 mg/m3 
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Schaubild 5 

Der Verbrauch von Primär- und Umwandlungs-

 

energieträgern i1 als Maßstab 
für Emissionen 1973 
Alle Wirtschaftsbereiche einschließlich privater 
Haushalte 

1)Kohle, He bl Dieselkraftstoff. Benzin 

2) Z. Vergle chbi,kelt umgerechnet auf den Energle,erl 

einer Tonne Steinkohlen (Steinkahleneinheit = SKE) 

Im Schaubild 4 ist für ausgewählte Meßstellen die 
Zahl der Meßmonate in den Jahren 1973 und 1974 
angegeben, in denen sich die gemessenen Monatsmit-
telwerte in einem durch verschiedene Raster symbo-
lisierten Schwellenverhältnis dem Larigzeitgrenzwert 
von 0,14 mg/m3  genähert haben. 

Im Meßgebiet Mannheim fällt die Anzahl der Mona-
te mit starker Annäherung an den Grenzwert be-
sonders auf. 

Sondermeßreihen wie sie etwa am 200-m-Turm in 
Leopoldshafen durchgeführt werden, sind geeignet, 
die Kenntnisse über die Verbreitung von Schadga-' 
sen in der Atmosphäre zu fördern und haben be-
reits wichtige Ergebnisse gebracht. Interessant ist 
in diesem Zusammenhang die Beobachtung gegen-
läufiger Entwicklungen bei den in Leopoldshafen 
in unterschiedlichen Höhen installierten Meßgerä-
ten. Hier wurden z. B. im November 1975 in 200 m 
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Höhe 10mal so hohe SOz Mittelwerte gemessen wie 
in 20 m Höhe, was auf die Einwirkung sehr hoher, 
und entfernt liegender Emissionsquellen zurückzu-
führen ist. 

Die methodische Untersuchung von Luftverurireini-
gungen als Grundlage für Verwaltungshandeln ge-
winnt in zunehmendem Maße an Bedeutung. Auf 
Dauer kann die Beurteilung einer Luftsituation 
nicht nur auf einen Schadstoff, z. B. Schwefeldio-
xid, dem weitverbreitetsten•Schadgas, gestützt wer-
den; vielmehr sind weitere Schadgase in eine Dauer-
überwachung einzubeziehen. Wegen der Vielzahl 
der dadurch anfallenden Meßwerte kann der erfor-
derliche Mehraufwand nur durch weitestgehende 
Automatisierung der Meßwerterfassung und Aus-, ' 
Wertung aufgefangen werden. 

Mit dem Aufbau eines modernen und diesen Ge-
sichtspunkten entsprechenden Immissions-Meßnet-
zes zur Luftüberwachung in den Verdichtungsräu-
men und den wichtigsten Ballungsgebieten des Lan-
des wurde bereits im Jahre 1973 begonnen. 

Im Lande sind insgesamt 14 vollautomatische Meß-
Stationen in den Verdichtungsräumen und Ballungs-
gebieten vorgesehen. Die erste vollautomatische 
Vielkomponenten-Meßstation wurde in Mannheim 
Ende 1973 in Betrieb genommen. Im folgenden 
Jahr ging der erste Teil des Meßnetzes — die regio-
nale Unterzentrale Mannheim — mit seinen 3 Meß-
stationen voll in Betrieb. 

Die zweite Ausbaustufe umfaßt das Meßgebiet 
Karlsruhe.. Als dritte Stufe erfolgt die Errichtung 
des Meßnetzes Stuttgart und anschließend die Be-
schaffung von 3 Meßstationen für weitere Orte 
(Heilbronn, Ulm, Freiburg im Breisgau). 

Mit dem Einsatz der Vielkomponentenstationen 
sind bereits jetzt eine ganze Reihe von Schadgasen 
erstmals über längere Zeit erfaßt worden und fin-
den aufgrund der monatlichen Veröffentlichung 
der Ergebnisse durch das Statistische Landesamt 
zunehmendes Interesse. Die zum Teil überraschen-
den Meßergebnisse bei Stickoxiden (NO.), Ozon 
(O3 ), Staub und Kohlenmonoxid (CO) können erst 
durch eine gründliche Auswertung des Emittenten-
verzeichnisses — das einen Überblick über die wich-
tigsten Quellen der Luftverunreinigung und die Art 
und Zusammensetzung der emittierten'Stoffe im 
gewerblichen Bereich gibt — sowie durch begleiten-
de meteorologische Messungen richtig beurteilt 
werden. 

Durch den Einsatz modernster Meßtechnik mit Gas-
chromatografen zeichnen sich auch auf dem bisher 
unzugänglichen Gebiet der Geruchsidentifikation 
erste Erfolge ab. 

Um den weitgehenden Einfluß von Großemittenten 
lückenlos zu erfassen, ist es vor allem im Rheintal 
notwendig, in den nächsten Jahren verstärkt zu flä-

   



chendeckenden Messungen mit einer mobilen Viel-
komponentenmeßstation überzugehen. Ein entspre-
chender Luftmeßwagen ist seit Mitte 1975 im.Ein-
satz. 

Die Lösung kommunaler Planungsprobleme im Ver-
kehrsbereich verlangt künftig ebenfalls immer öfter 
den Einsatz mobiler Meßeinrichtungen. 

In Schaubild 5 wurde versucht, die in den Kreisen 
durch die Verwendung von Kohle, Heizöl, Diesel-
kraftstoff und Benzin entstandenen Luftbelastun-
gen flächenbezogen darzustellen. Bei den bekann-
ten Mängeln einer solchen Darstellungsweise wer-
den immerhin Schwerpunkte der Belastung deut-
lich, die je nach meteorologischer Situation auch 
Nachbargebiete beeinträchtigen können. 

 

3.9 Innere Sicherheit 

Eines der großen Probleme, die die Zusammenbal-
lung von Menschen mit sich bringt, ist das der Si-
cherheit des einzelnen und seines.Besitzes. Nicht 
nur kriminelle Taten — jetzt auch in der neuen 
Form des Terrorismus — gefährden die Bevölkerung, 
auch das Zusammenwirken verschiedenster Fakto-
ren, z. B. im Massenverkehr kann zu einer Gefähr-
dung führen. Ebenso können sich soziale Spannun-
gen gegen die Einrichtungen des Staates und seine 
demokratische Grundordnung richten. 

Aufgabe des Staates ist es, die Sicherheit der Bevöl-
kerung zu gewährleisten, sie über die Ursachen die-
ser Gefährdungen aufzuklären und Möglichkeiten 
ihrer Verhinderung aufzuzeigen. Zur Vorbeugung 
und. Bekämpfung der Kriminalität ist vor allem eine 
intensive Überwachung von Gefahrenpunkten —
dies gilt gleichermaßen für die Verkehrs- wie die 
klassische Kriminalität — notwendig. Intensiver In-  

formationsaustausch wie auch eine personell und 
materiell gute Ausstattung aller betroffenen Behör-
den und Dienststellen sind zwingend. 

Mit diesen vielfältigen Aufgaben jedoch kollidiert - 
die finanzielle Situation des.Staates. Wichtig ist da-
her, aus den bisherigen Gefährdungssituationen und 
der Analyse ihrer Ursachen die mögliche künftige 
Entwicklung zu erkennen und damit Grundlagen 
für eine wirksame Planung zu schaffen. Das gilt um 
so mehr, als die Änderung der Altersstruktur der 
Bevölkerung weitere Probleme bringen wird, wenn 
die geburtenstarken Jahrgänge der Jahre 1959 bis 
1969 die kriminell intensiven Altersjahre der Ju-
gendlichen (ab 14 Jahre), der Heranwachsenden 
und der Jungerwachsenen (bis zu 30 Jahren) errei-
chen. 

3.9.1 Kriminalitätsentwicklung 

Die Entwicklung der Kriminalität ist in den letzten 
zehn Jahren von verschiedenen Faktoren geprägt 
worden. Zum einen ist die Bevölkerung um etwa 
1 Million gewachsen, zum anderen hat sich ihre Al-
tersstruktur verschoben. Das ist deshalb von Bedeu-
tung, weil verschiedene Altersgruppen eine unter-
schiedliche kriminelle Intensität zeigen. So wird 
auch in den nächsten 10 Jahren die Zahl der 15- bis 
25-jährigen ständig steigen, die zu den kriminell in-
tensivsten Jahrgängen gehören. Doch auch von der 
Straftatenseite her verändert sich ständig das Bild 
der Kriminalität. 

Zunächst ist festzustellen, daß die Zahl der Strafta-
ten erheblich mehr zugenommen hat als die Bevöl-
kerung, so daß die Häufigkeitszahl (die Zahl der 
bekanntgewordenen Straftaten auf 100 000 Ein-
wohner) seit 1965 kontinuierlich gestiegen ist, und 
zwar von 2 461 auf 3 712. Dabei sind allerdings 

Tabelle 1-

 

Entwicklung von Straftaten 

-Straftaten 
wider 

das Leben 

Raub, 
räuberische

l)
 

Erpressung 

Körper-
verletzungs,  Diebstahls. 

delikte  

Betrugs-  Rauschgift-
kriminalität 

Straftaten insgesamt 

Jahr 
bekannt 

gewordene Fäl le  Hz 21  Häufigkeitszahl 21 

204 126 2 461 

221 851 2 603 

240 576 2814 

252 353 2 922 

263 492 2 987 

292 939 3 288 

300 953 3 299 

305 484 3 374 

309 561 3 383 

343015 3 712  

10 11 156 1 247 

10 12 157 1 364 

9 14 156 7 492 

10 14 157 1 609 

9 16 164 1 688 

9 79 171 1 925 

8 21 178 1 971 

7 23 177 2077 

8 22 165 2075 

7 26 176 2 296 

296 1 

290 1 

320 1 

314 2 

311 5 

287 19 

331 59 

289 42 

296 45 

331 43 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

11 Einschli Blich räuberischer Angriff auf Kraftfahrer. — 21 Häufigkeitszahl auf 100 000 Einwohner. 
quelle: Landeskriminalamt 
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1 870 

16 862 

36 818 

23 212 

283 

5 860 

1 427 

3 508 

24,5 

11,8 

12,6 

24;8 

11,3 

194 

5,7 

39,0 

18,1 

6,1 

19,8 

27,0 

18,0 

18,7 

8,1 

19.0 

4,7 

0,8 

9,9 

6,7 

13,4 

9,1 

29.6 

0,1 

47,3 

18,7 

42,4 

58,5 

42,8 

47,2 

43,4 

58,1 

149 529 13.9 13,5 4,5 31,9 

 

ganz erhebliche regionale Unterschiede festzustel-
len. Generell kann man sagen, daß sie in Landge-
meinden und Städten unter 10O000 Einwohnern 
geringer ist als in den Großstädten mit mehr als 
100 000 Einwohnern. ' 

Diese Unterschiede wirken sich nicht allein in Ba-
den-Württemberg, sondern auch im Bundesgebiet 
aus. Der Bundesdurchschnitt beträgt 4 419.niedri-
gere Häufigkeitsziffern als Baden-Württemberg wei-
sen nur das Saarland mit 3 589 und Rheinland-
Pfalz mit 3 693 auf. In allen übrigen Ländern liegt 
die durchschnittliche Häufigkeitszahl höher. 

Besonders auffallend ist die Zunahme der Dieb-
stahlsdelikte — mit den Schwerpunkten Diebstahl 
aus Warenhäusern und Selbstbedienungsläden sowie 
Diebstahl aus Kraftfahrzeugen — auf über 200 000 
Fälle, die fast zwei Drittel aller bekannt gewordenen 
Straftaten ausmachen. Die hier ganz besonders nied-
rige und ständig weiter absinkende Aufklärungsquote 
(unter 30%) ist die Ursache dafür, daß die Aufklä-
rungsquote für alle Straftaten bei 48,8% liegt. 

Die Häufigkeit von Körperverletzungsdelikten ist 
1974 um 7,7% gegenüber dem Vorjahr gestiegen, 
die der Tötungsdelikte ist zurückgegangen. Dagegen 
haben neben Diebstahl Raub und Rauschgiftdelikte 
— Taten, an denen Minderjährige überdurchschnitt-
lich beteiligt sind — in den letzten Jähren relativ 
starkzugenommen. So wurden 1974 mehr als 1 100 
Fälle illegalen Handels und Schmuggels von Rausch-
mitteln bekannt und mehr als 3000 Tatverdächtige  

 

ermittelt, die sich über einen längeren Zeitraum ille-
gal Betäubungsmittel verschafft hatten. Außerdem 
sind noch mehr als 300 Fälle von Diebstählen von 
Betäubungsmitteln oder Rezepten bzw. von.Fäl-
schungen von Rezepten erfaßt worden. 

Auch in den Kriminalitätsbelastungsziffern (ermittel-
te Tatverdächtige auf 100 000 Einwohner) zeigt sich 
deutlich ein Trend zur verstärkten Jugendlichen-
und Heranwachsendenkriminalität. Allerdings hat 
sich die Entwicklung bei den Jugendlichen seit 1972 
stark von der der Heranwachsenden abgesetzt. Ob 
dieser neue Trend sich in den nächsten Jahren fort-
setzen kann, ist noch ungewiß. 

Von den Gerichten Verurteilte 1974 

Die Zahl der wegen Verbrechen und Vergehen 
rechtskräftig Verurteilten hat im Jahre 1972 ihren 
Höchstwert erreicht und ist seitdem um 3,7% auf 
100 602 im Jahr 1974 zurückgegangen, 

Diese Entwicklung war jedoch nicht einheitlich und 
wurde von unterschiedlichen Faktoren beeinflußt. 
So sank im Jahr 1973 die Zahl der wegen sog, klassi-
scher Delikte (Verbrechen und Vergehen ohne Ver-
gehen im Straßenverkehr) verurteilten Personen ge-
genüber 1972 um 3,3% bei gleichzeitigem Ansteigen 
der wegen Verkehrsdelikten Verurteilten von 
47 879 auf 48 173. Im Jahre 1974 erreichte die 
Zahl der wegen allgemeiner Kriminalität Verurteil-
ten mit 56 152 beinahe wieder die von 1972 mit 
56 632. Die Zahl der wegen Verkehrsdelikten Ver-
urteilten nahm dagegen im Jahr 1974 gegenüber 
1973 um 7,7% ab, vermutlich bedingt durch die 
Auswirkungen der. Energiekrise und der daraufhin 
getroffenen Maßnahmen; relativ ohne Einfluß blie-
ben diese auf die wegen Straßenverkehrsvergehen 
verurteilten Jugendlichen (14 bis unter 18 Jahre), 
deren Zahl gegenüber 1973 (1 755) um 8,6%zu-

 

Im Bundesdurchschnitt wurde indes eine noch niedri-
gere Quote ermittelt. Nur die Länder Bayern und 
Rheinland-Pfalz haben bessere Aufklärungsquoten 
aufzuweisen, wobei die Quote von Rheinland-Pfalz 
nur um 0,1% über derjenigen Baden-Württembergs 
liegt. 

  

Tabelle 2 , 
Anteil der Minderjährigen an ausgewählten Delikten,1974 

Darunter 

Minderjährige 
insgesamt 

Heran-
wachsende 

Tatverdächtige 

insgesamt 
Kinder Jugendliche Straftat 

in % 

Raub, räuberische Erpressung, Autostraßenraub 

Körperverletzungsdelikte 

Diebstahl ohne erschwerende Umstände 

Diebstahl unter erschwerenden Umständen 

Erpressung 

Sachbeschädigung 

Brandstiftung 

Rauschgiftdelikte 

Straftaten insgesamt 
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nahm, und die sogenannten Alkoholsünder. Die Zahl 
der wegen Trunkenheit im Verkehr Verurteilten 
(§ 316 StGB) stieg um 9,5% auf 8076 an. - 

Die Straftaten der nach allgemeinem Strafrecht ver-
urteilten Personen wurden 1974, erstmals nach dem 
durch die Gesetzesreform bedingten Rückgang, wie-

 

der häufiger mit Freiheitsstrafe geahndet. Der Anteil 
der zur Freiheitsstrafe als der schwersten verhängten 
Strafe verurteilten Personen stieg von 14% im Jahre 
1972 auf 15,1% (bei den wegen klassischer Delikte 
Verurteilten von 22,8 auf 23,3% und bei den wegen 
Verkehrsdelikten Verurteilten von 5,8% auf 6,4%), 
deren Vollstreckung jedoch in vermehrtem Umfang 
ausgesetzt wurde (1973: 53,6%; 1974: 54,6%). Ins-
besondere wurden wieder häufiger kurzfristige Frei-

 

heitsstrafen bis einschließlich 6 Monaten ausgespro-
chen, deren Anteil an den verhängten Freiheitsstra-

 

fen 1974 bei den wegen.klassischer Delikte Verur-
teilten 51% (1973: 49,3%) und bei den wegen Ver-
kehrsdelikten Verurteilten 81,6% (1973: 80,6%) be-
trug. Bei den Geldstrafen hat sich die Verlagerung 
hin zur höheren Geldstrafe fortgesetzt. 1974 wur-
den schon bei 16,4% der zur Geldstrafe als schwer-
ster Strafe Verurteilten (1973: 14,4%) eine solche 
von mehr. als 1 000,— DM festgesetzt, vornehmlich 
bei den Verkehrsdelinquenten (23,4%), in zuneh-
mendem Maße jedoch auch bei den wegen klassi-
scher Delikte Verurteilten (8,4%). Wieweit und ob 
diese Entwicklungen anhalten, wird sich erst bei 
Vorliegen entsprechender Daten nach dem Inkraft-
treten des neuen Allgemeinen Teils des Strafgesetz-

 

buches seit dem 1. 1. zeigen. 

Bei den nach Jugendstrafrecht verurteilten Jugend-
lichen und Heranwachsenden ist die Zahl der ver-
hängten Jugendstrafen als der schwersten Strafe 
oder Maßnahme auch im Jahr 1974 weiter angestie-
gen auf einen Anteil von nunmehr 15,5% (1973: 
14,8%). Diese Entwicklung ist weniger auf gesetzge-
berische Maßnahmen, sondern vornehmlich auf eine 
Zunahme der schweren Kriminalität — 1974 vor-
wiegend im Bereich der Körperverletzungsdelikte 
und des Betäubungsmittelgesetzes — zurückzufüh-

 

ren, was auch dadurch bestätigt wird, daß die Zahl 
der wegen klassischer Delikte verhängten Jugend-
strafen mit einer Zeitdauer von mehr als einem Jahr 
von 478 (1973) auf 620 im Jähr 1974 anstieg. 

 

Bei einer vergleichenden Betrachtung der Straffällig-
keit von Deutschen und Ausländern fällt auf, daß 
die kriminelle Belastung (Verurteilte auf 100 000 
der entsprechenden Wohnbevölkerung) der 21- bis 
30-jährigen verurteilten Ausländer seit 1972 in un-
gleich stärkerem Maße zurückging (1972: 4 125; 
1974: 3 251) wie die der Deutschen (1972: 2 769; 
1974: 2 552), auch wenn sie weiterhin höher ist. 
Läßt man aus Gründen der besseren Vergleichbar-
keit im Bereich der klassischen Kriminalität die Ver-
gehen gegen das Wehrstrafgesetz und gegen das Aus-

  

Schaubild 1 

Kri mi na litätsbelastungsziffern' 

Ermittelte Tatverdächtige auf 100000 der entsprechenden Altersgruppe 

I 

 

ländergesetz außer Betracht, so lauten die entspre-

 

chenden Verurteiltenziffern 1 389 zu 1 198. Bei 
der Altersgruppe der 14- bis unter 21-jährigen ist da-
gegen die kriminelle Belastung der Ausländer seit 

1972 in geringerem Maße rückläufig wie die der ent-

 

sprechenden deutschen Bevölkerung (19 1 781 
bzw. 1 737; 1974: 1 554 zu 1 672) und liegt im 
Jahr 1974 im Gegensatz zum Jahr 1972 über der 
der Deutschen. 

Vorausschätzung der Abgeurteilten und Verurteilten 

Die vorliegende Vorausschätzung der von den Gerich-
ten des Landes jährlich rechtskräftig abgeurteilten 
und verurteilten Delinquenten ist eine Fortschrei-
bung des status quo unter Berücksichtigung der vor-
aussichtlichen Bevölkerungsentwicklung'. Bei den 
Berechnungen wird von der kriminellen Belastung 
der einzelnen Altersjahre der Wohnbevölkerung im 
Jahre 1974, d. h. von den Abgeurteilten- und Verur-
teiltenziffern 1974 ausgegangen. (Abgeurteilte/Ver-
urteilte auf 100 000 des entsprechenden Alters in 
der Wohnbevölkerung). Es wird damit unterstellt, 
daß sich die vielfältigen Faktoren, die auf den Täter 
in seinen sozialen Bezügen einwirken, nicht verän-

 

dern. Denn es gelingt nur in sehr beschränktem 
Maße, Einfldßfaktoren wirklichkeitsnah als „Krimi-

 

nogene Faktoren" zu qualifizieren, was in verstärk-

 

tem Maße für den Fall Geltung erlangt, wenn unbe-

 

kannte zukünftige Bedingungen in die Betrachtung 
einbezogen werden müssen. Auch politisch-gesell-

 

schaftliche Faktoren, wie die Entscheidungen des 
Strafgesetzgebers oder der Organe der Strafrechts-

 

1 Vgl. G. Gröner: Voraussichtliche Entwicklung der, deutschen 
und der Gesamtbevölkerung, in: Baden-Württemberg in Wort und 
Zahl, Heft 12, 1973 
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Bezeichnung 

 

557,8 

390,8 

6291,4 

13,2 

17,9 

91,3 

122,4 

11,7 

16,5 

82,0 

110,3 

10,6 

14,9 

63,2 

88,7 

 

11,3 

15,1 

85,3 

111,7 

10,1 

13,9 

76,6 

100,6 

.9,2 

12,0 

60,7 

81,9 

pflege, die zwar nicht das Legalverhalten einer Per-
sönlichkeit unmittelbar beeinflussen, sondern die 
Kriminalität als gesamtgesellschaftliche Erscheinung 
steuern, sind hinsichtlich ihrer längerfristigen Ent-
wicklung nicht • quantifizierbar. 

Maßgebend wird die Prognose der Zahl der verurteil-
ten Personen in den kriminologisch relevanten Al-
tersgruppen dadurch bestimmt, daß die Zahl der Ju-
gendlichen bis zum Jahre 1981 um 17% ansteigen 
und danach wegen der in den vergangenen Jahren 
stark zurückgegangenen Geburtenhäufigkeit bis 
zum Jahre 1990 um 25% unter die Zahl von 1974 
abfallen wird. Bei der Gruppe der Heranwachsen-
den, bei denen sich.der in der Mitte, der 60er Jahre 
einsetzende Geburtenrückgang erst später auswir-
ken wird, ist bis zum Jahre 1984 eine Zunahme von 
26% zu verzeichnen und erst danach wird eine rück-
läufige Tendenz eintreten. Im Gegensatz zur Bevöl-
kerungsentwicklung dieser beiden seit jeher am 
.stärksten kriminell belasteten Altersgruppen ist bei 
den Erwachsenen bis zum Jahre 1990 ein Gesamt-
zuwachs, bedingt im wesentlichen durch die heute 
bereits bestehende Altersgliederung, um 16% zu er-
warten. 

Ausgehend von.den oben genannten Voraussetzun-
gen wird die Zahl der rechtskräftig Verurteilten et-. 
wa bis zum Jahre 1985 ansteigen und nach Errei-
chen eines neuen Höchstwertes von rund 114 400  

wieder leicht-zurückgehen. Am auffälligsten ist da-
bei die Entwicklung bei den jugendlichen Verurteil-
ten, die zwar im Vorausschätzungszeitraum eben-
falls die höchste Zahl der vergangenen 20 Jahre er-
reichen werden (1981 mit etwa 11 800), danach je-
doch bis zum Jahre 1990 ständig rückläufige,Ten-
denz aufweisen und mit etwa 7 400 wieder in etwa 
die Werte der Jahre 1967 oder 1958 erreichen wer-
den. Auch die Zahl der heranwachsenden Delinquen-
ten wird im Jahre 1985 mit rund 17 500 einen neu-
en Höchstwert erreichen, danach jedoch wieder auf 
die Zahl des Jahres 1974 zurückgehen. Die Zahl der 
erwachsenen Verurteilten wird im Gegensatz zur 
Entwicklung der beiden anderen Altersgruppen im 
ganzen Berechnungszeitraum zunehmen und im Jah-
re 1990 den vorläufigen Höchstwert von etwa 
89 600 erreichen (vgl. im einzelnen Tabelle.3). 

Wenn auch die Bevölkerungsvorausschätzung für Ba-
den-Württemberg aus heutiger Sicht als etwas über-
höht angesehen werden kann (weiter gesunkene 
Fruchtbarkeit; Abwanderung), so müssen doch die 
darauf basierenden Verurteiltenzahlen (einschließ-
lich der Varianten der Abgeurteiltenzahlen und der 
verurteilten Deutschen) im Hinblick auf die Ent-
wicklung der kriminellen Belastung der drei genann-
ten Altersgruppen voraussichtlich als Mindestwerte 
betrachtet werden. Die Verurteiltenziffern der Her-
anwachsenden und vornehmlich die der Jugendli-
chen weisen eine insgesamt steigende Tendenz auf; 

 

Tabelle 3 

 

Vorausberechnung von Bevölkerung, Abgeurteilten und Verurteilten • 

Berechnung für Stand 
1974 

1980 1985 1990 

1000 Personen 

Wohnbevölkerung: Jugendliche 1) 

Heranwachsende 2) 
1 Erwachsene 3) 

insgesamt lohne Kinder)  

646,3 

464;6 

6719,1 

7240,0 7830,0  

583,1 420,6 

491,4 401;9 

7025,0 7319,9 

8099,5 8142,5 

 

Abgeurteilte: 

darunter Verurteilte: 

darunter  

Jugendliche 1) 

Heranwachsende 2) 

Erwachsene 3) 

insgesamt 

Jugendliche 1) 

Heranwachsende 2) 

Erwachsene 3) 

insgesamt 

12,2 8,7 

18,9 15,4 

95,8 100,7 

126,9 124.9 

10,8 7,3 

17,4 14,2 

86,1 89,6 

114,3 111,2 

 

Deutsche Verurteilte: Jugendliche 1) 

Heranwachsende 2) 

Erwachsene 3) 

insgesamt 

• Bevölkerung jeweils zum 1.1. des Jahres: Abgeurteilte und Verurteilte innerhalb des Jahres. 
1) 14 bis unter 18 Jahre. - 2) 18 bis unter 21 Jahre. - 3)'21 Jahre und älter. 
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bei den Erwachsenen scheint sich seit 1960, bei 
leicht rückläufiger Tendenz, die Ziffer stabilisiert 
zu haben, doch ist hier ein Ansteigen der Verurteil-
tenzahlen vornehmlich im Bereich:der kriminell an-
fälligen Jungerwachsenen (21 bis 30 Jahre) zu er-
warten. 

Polizei 
übrige Staats-

 

verwaltung 

Beamte Angestellte Arbeiter 
Anteil in % 

85,8 10,7 3,5 

62,1 30,8 7,1 

3.9.2 Sicherheitsplan für das Land 

Die innere Sicherheit auch angesichts der wachsen-
den Gefahren zu gewährleisten, zählt mit zu den 
wichtigsten Aufgaben. Ein von der Landesregierung 
erarbeiteter Sicherheitsplan wurde dem Landtag 
und der Öffentlichkeit im Dezember 1973 vorge-
legt. Sein langfristiges Konzept schafft die Voraus-
setzungen für eine wirksamere Bekämpfung der 
Kriminalität, für die Erhöhung der Sicherheit im 
Straßenverkehr und für eine bessere Erfüllung aller 
anderen Sicherheits- und Ordnungsaufgaben. Zu 
diesem Zweck sieht er ein in sich verzahntes Bündel 
schrittweise zu verwirklichender Maßnahmen vor. 
Trotz der schwierig gewordenen Haushaltslage . 
konnten bisher die im Sicherheitsplan vorgegebenen 
Ziele erreicht werden. 

Personal der Polizei 

Kernstück des Sicherheitsplans ist die personelle 
Verstärkung der Polizei. Während in den Jahren 
1969 bis 1972 für den.Bereich der Polizei und den 
Verfassungsschutz 930 neue Stellen bewilligt wur-
den, sind für die Jahre 1973 bis 1976 2 237 neue 
Stellen geschaffen worden. Dies bedeutet eine Stei-

 

gerung um 140%. Die Polizeidichte von einem Poli-
zeibeamten auf 547 Einwohner zur Zeit der Auf-
stellung des Sicherheitsplans konnte mit den für 
1976 bewilligten Stellen auf rund 1:500 verbessert 
werden. 

Nach den Ergebnissen der Personalstandserhebung 
am 30.6.1975 waren 19 368 Polizeibedienstete (Ist-
stärke d"er Polizeivollzugsbeamten, Verwaltungsbe-
amten, Angestellten und Arbeiter) eingesetzt, das 
sind 9,6% des Gesamtpersonals der staatlichen Ver-
waltung. In der Skala staatlicher Aufgaben nimmt 
der Bereich der „öffentlichen Sicherheit" in der 
Rangfolge der Personalintensität den vierten Platz 

ein. Im Rechtsschutz sind weitere rund 14 000 Per-
sonen beschäftigt, darunter knapp 1 500 Richter, 
mehr als 300 Staatsanwälte und mehr als 2 000 
Bedienstete im Strafvollzug. 

Bedingt durch clWvöllig anders geartete.Aufgaben-
stellung der Polizei gegenüber dem sonstigen Staats-
dienst weicht die Zusammensetzung des Personal-
körpers von denen anderer Aufgabenbereiche ab. 
Er hat unter allen Aufgabenbereichen den höchsten 
Beamtenanteil und beschäftigt dagegen verhältnis-
mäßig wenig Angestellte. 

Beim Vergleich mit der übrigen Staatsverwaltung 
zeigt auch die Aufteilung der beamteten Polizeikräf-
te auf die einzelnen Laufbahn- und Besoldungsgrup-
pen im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse bei 
der Polizei erheblich andere Anteile. Nach dem 
Stand vom 30.Juni 1974 entfielen von den Polizei-
beamten fast neun Zehntel auf die Besoldungsgrup-
pen des mittleren Dienstes, hier aber verhältnismä-
ßig viel, nämlich gut ein Drittel, auf die Besoldungs-
gruppe A 9 (Polizei;/Kriminalhauptmeister) und fast 
drei Fünftel auf die Besoldungsgruppen A 7 und A 8 

(Polizei-/Kriminalmeister und -obermeister). 11,7% 
der Polizeibeamten war 1974 im gehobenen Dienst 
und zwar nahezu die Hälfte als Polizeihauptkommis-
sare in den Besoldungsgruppen A 11 bis A 13. Der 
Anteil des höheren Dienstes ist mit 0,6% innerhalb 
eines Fünfjahreszeitraums konstant geblieben. 

Schaubild 2 

Organisation der Polizei 
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Was kostet die Polizei? 

Innerhalb der Ausgaben für die Polizei dominieren 
mit weitem Abstand die Personalausgaben (über 
80%). Da das Land in der Polizeidichte (20 Polizei-
beamte auf 10 000 Einwohner) noch unter dem 
Bundesdurchschnitt (24) liegt, ist es verständlich, 
daß auch die Gesamtausgaben für die Polizei 1973 
noch bei.3,3%des Gesamthaushaltsvolumens (Bun-
desdurchschnitt 3,7%) lagen. Im Jahre 1974 sind 
die Gesamtausgaben der Polizei aber mit 689,8 Mill. 
DM bereits auf 3,6% des gesamten Haushaltsvolu-
mens angestiegen. Aus den überdurchschnittlich ge-
stiegenen Ausgaben für die Polizei des Jahres 1974 
gegenüber 1973 mit 24% (der gesamte Haushalt ist 
nur um 14,5% angewachsen) geht hervor, daß sich 
bereits 1974 die Verwirklichung des Sicherheits-
plans deutlich im Landeshaushalt niederschlägt. 

Neben der personellen Verstärkung wurden auch 
die Ausgaben für die Ausstattung der Polizei mit 
technischen Hilfsmitteln und für Baumaßnahmen 
in Erfüllung des Sicherheitsplans gegenüber frühe-
ren Jahren beträchtlich erhöht. Für Sachinvestitio-
nen haben in den Jahren 1969 bis 1972 43,7 Mill. 
DM zur Verfügung gestanden; für die Jahre 1973 
bis 1976 wurde diese Summe auf 129,7 MIII.DM 
verdreifacht. Auch bei den Investitionen für Bau-
maßnahmen ist eine ähnliche Entwicklung zu ver-
zeichnen: In den Jahren 1969 bis 1972 sind für 
Baumaßnahmen im Bereich der Polizei 81 MIII.DM 
bereitgestellt worden; für die Jahre 1973 bis 1976 
erhöhte sich dieser Betrag auf mehr als das Doppel-
te (170 Mill.DM). 

Weitere Entwicklung 

Eine der vordringlichsten Aufgaben ist die weitere 
personelle Verstärkung der Polizei, die zu Anfang 
der 80er Jahre zu der im Sicherheitsplan vorgesehe. 
nen Polizeidichte von 1 400 führen soll. Gleich-
zeitig sind die Maßnahmen fortzuführen, durch die 
die Ausbildungskapazitäten von Bereitschaftspoli-
zei und Landes-Polizeischule den neuen Dimensio-
nen angepaßt werden. 

Tabelle 4 

Ausgaben für die Polizei 1973 

Land 
Ausgaben 

Mill. DM 

Technischer Fortschritt, gesellschaftliche Verände-
rungen und neue Erscheinungsformen der Krimina-
lität stellen immer höhere berufliche Anforderun-
gen an den Polizeibeamten. Der Sicherheitsplan ent-
hält daher auch eine neue Ausbildungskonzeption 
für die Polizei. Bereits seit Herbst 1972 ist ein ein-
jähriger Aufbaulehrgang zur Fachschulreife für alle 
Bewerber ohne mittleren Bildungsabschluß obliga-
torisch. Es ist in Aussicht genommen, die Aus-
bildung zum gehobenen Polizeivollzugsdienst auf 
der Fachhochschulreife aufbauen zu lassen. Daran 
soll sich als letzter Schritt die Errichtung einer 
Fachhochschule für die Polizei anschließen. 

Der auch im Vergleich zu anderen Bundesländern 
hohe Stand der technischen Ausrüstung der Polizei 
wurde seit der Aufstellung des Sicherheitsplans wei-
ter verbessert. Trotz aller finanzieller Schwierigkei-
ten wurde die für Sachinvestitionen zur Verfügung 
stehende Summe für die Zeit von 1973 bis 1976 ge-
genüber den Jahren 1969 bis 1972 verdreifacht. 
Unter anderem wurde dadurch der zügige Aufbau 
des EDV-Fahndungssystems ermöglicht. In wenigen 
Monaten wurden alle 22 vorgesehenen Datenstatio-
nen eingerichtet. Mit Hilfe der EDV-Fahndung 
konnten 1974 in Baden-Württemberg über 10 000 
gesuchte Personen festgenommen werden, ein Fünf-
tel aller auf dem EDV-Fahndungssystem beruhen-
den Festnahmen in der Bundesrepublik. Zusätzlich 
zur Personenfahndung wurde.im Mai 1974 die 
Kraftfahrzeug-Fahndung und im Januar 1975 die 
Sachfahndung an das EDV-Fahndungssystem ange-

 

schlossen. 

Eine wichtige Aufgabe für die nächste Zukunft wird 
der weitere Ausbau des polizeilichen Informations-
systems sein. Zur Erfassung und Verwertung aller 
für die polizeilichen Ermittlungen wesentlichen täter-
bezogenen Daten wurde die Personenauskunftdatei. 
(PAD) entwickelt. Zur Zeit sind in Baden-Württem-
berg als einzigem Bundesland Daten über ca.400000 
Straftäter EDV-mäßig erfaßt. Bereits 1976 sollen je-
dem Polizeibeamten die Daten aller bis dahin der 
Polizei bekannt gewordenen Straftäter zur Verfü-
gung stehen. Im Endausbau soll das polizeiliche In-
formationssystem bundesweit sämtliche für die Ver-
brechensbekämpfung relevanten Daten ständig ab-
rufbereit zur Verfügung halten. 

Darunter 
Personalausgaben 

Mill. DM o~ 

In der Zukunft wird noch mehr Gewicht auf die 
Vorbeugungsarbeit zu legen sein. Die Grundlage 
hierfür wurde durch die Erweiterung des kriminal-
polizeilichen Vorbeugungsprogramms für Bund 
und Länder geschaffen, für das Projektleitung und 
Geschäftsführung beim Land Baden-Württemberg 
liegen. 

Generell wird für die Gewährleistung der inneren 
Sicherheit und die Befriedigung des Sicherheitsbe-

 

Schleswig-Holstein 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Hessen 

Rheinland-Pfalz 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Saarland 

Bundesländer 

1) Länder mit kommunaler Polizei. 
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49 808 
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63 520 
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72 49O 

75 266 

69 782 

64 985 

55 924 1 926 53 998 

58 149 1 853 56 296 

dürfnisses der Bevölkerung von großer Bedeutung 
sein, daß auch in den folgenden Jahren der Sicher-
heitsplan in vollem Umfange verwirklicht wird. 

3.9.3 Die Gefährdung im Straßenverkehr 

In Baden-Württemberg ereignen sich jährlich rund 
200 000 Unfälle, wovon etwa 50 000 mit Personen-
schaden verbunden sind. Dabei werden gut 70 000 
Menschen pro Jahr verletzt, was in etwa der heuti-
gen Einwohnerzahl Tübingens entspricht. Fast 
2 500 Personen finden den Tod, das heißt täglich 
sterben fast 7 Menschen auf den Straßen Baden-
Württembergs. 

Immerhin jeder 40. Sterbefall des Landes ist auf ei-
nen Kraftfahrzeugunfall zurückzuführen. Beängsti-
gend ist in diesem Zusammenhang insbesondere, 
daß rund 50% aller weiblichen und über 60% aller 
männlichen Gestorbenen im Alter zwischen 15 und 
20 Jahren infolge Kraftfahrzeugunfällen ums Leben 
kommen (Schaubild 3). Auf diesen hohen Anteil 
von Kraftfahrzeugunfällen ist es auch zurückzufüh-
ren, daß die Sterblichkeit besonders der männli-
chen Bevölkerung im jugendlichen Alter unnatür-
lich hoch ist; die Sterbewahrscheinlichkeit eines 
18-jährigen entspricht heute derjenigen eines 35-
jährigen1  . Wie aus Schaubild 2 in Kapitel 3.1.1 er-
sichtlich ist, hat die Sterbewahrscheinlichkeit der 
Jugendlichen beider Geschlechter innerhalb des 
letzten Jahrzehnts nicht zuletzt wegen der Kfz-Un-
fälle besonders stark zugenommen (bei den 18-jäh-
rigen um etwa 30%!). 

1 Vgl. Steinki, P., Allgemeine Sterbetafel für Baden-Württemberg 
in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 9/1975, S. 267, 
Schaubild 1. 

Tabelle 5 

Schaubild 3 

Prozentuale Gliederung der Sterbefälle 
nach Todesursachen und Altersgruppen 
1970/72 

Neben der Tragik in jedem Einzelfall ist der Unfall-
tod auch ein gesellschaftliches und volkswirtschaft-
liches Problem. Experten schätzen die Kosten je-
des Verkehrstoten auf etwa 190 000 DM2 . 

2 Vgl. Ranft, F., Artikel in „Die Zeit" Nr. 35/1975, S. 33 

Straßenverkehrsunfälle sowie die dabei getöteten und verletzten Personen 

Unfälle Verunglückte Personen 

davon mit 

schaden  

davon 

Getötete  Verletzte 

Zeitraum 
insgesamt Sach. 1) insgesamt 1) Personen-

 

1953 

1958 

1963 

1968 

197O 

1971 

1972 

1973 

1974 
darunter: 
Jan. bis Okt.74 

Jan. bis Okt.752)  

69 940 37 1O4 32 836 

97 275 38 7O9 58 566 

151 728 41 080 110 648 

176 594 44 166 132 428 

211 211 50 414 16O797-

 

2O3 117 49 36O 153 757 

2O9 429 51 664 157 765 

199 944 48 288 151 656 

185 838 45 999 139 839 

151151 38195 112 956 

155 729 40 O32 115 697 

 

1) Einschließlich Bagatellunfälle. — 2) Vorläufige Zahlen. 
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Kraftfahrzeugbestand insgesamt 1) 

Bestand an Pkw 1)2) 

Zulassungen fabrikneuer Pkw 1)2) 

Ersterteilungen von Fahrerlaubnis KI. 3 

Inlandsabsatz von Vergaserkraftstoff im 
Bundesgebiet lin Tonnen) 

Unfälle mit Personenschaden 

darunter: innerhalbgeschlossener 
Ortschaften 

außerhalb geschlossener 
Ortschaften 

Verunglückte Personen 

darunter: Getötete und Schwerverletzte 

darunter: innerhalb geschlossener 
Ortschaften 

außerhalb geschlossener 
Ortschaften 

Wachsendes Verkehrsvolumen bewirkt höhere 
Unfallziffern 
In der Entwicklung der Straßenverkehrsunfälle mit 
Personenschaden zeichnete sich in der Vergangen-
heit eine beachtlich steigende Tendenz ab. Die Zahl 
dieser Unfälle nahm von rund 37 100 im Jahre 
1953 mit freilich großen jährlichen Schwankungen 
stark zu und erreichte 1972 mit fast 51.700 Unfäl-
len einen vorläufigen Höhepunkt (Tabelle 5). 

Parallel hierzu stiegen auch die Kraftfahrzeugbe-
stände stark an und nahmen seit 1953 von 800 000 
auf 3,3 Millionen zu. Bei den Personenkraftwagen 
(einschließlich Kombinationsfahrzeuge) war die Aus-
weitung von 200 000 auf 2,8 Millionen vergleichs-
weise noch größer. Rund zwei Drittel aller Verkehrs-
teilnehmer, die in den letzten Jahren an Straßenver-
kehrsunfällen mit Personenschaden beteiligt waren, 
entfielen auf Personenkraftwagen. 

Dieser sich in einer langfristigen Betrachtung ab-
zeichnende Zusammenhang zwischen dem Umfang 
des Straßenverkehrs und der Höhe der Ünfallzahlen 
zeigt sich auch bei einer Betrachtung kleinerer Zeit-
abschnitte. Dabei werden interessante Gemeinsam-

 

Tabelle 6 

 

keiten zwischen der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklung, den Veränderungen im Straßenver-
kehr und den Ergebnissen der Straßenverkehrsun-
fallstatistik sichtbar. Indikatoren für die Wandlungen 
des Verkehrsvolumens sind dabei Änderungen des 
Kraftfahrzeugbestandes, die Zulassungen fabrikneuer 
Kraftfahrzeuge (wobei nur die Erstkäufe zu einer Be-
standsausweitung.beitragen), die Erteilung von Fahr-
erlaubnissen sowie die Fahrleistung, die sich indirekt 
aus dem Inlandsabsatz von Vergaserkraftstoffen ab-
lesen läßt. 

So zeigten sich beispielsweise ein Abflachen der Un-
fallziffern in den Rezessionsjahren 1967 und 1968 
und ein starker Anstieg während der Boomjahre 
1969/70. Insbesondere für diesen Zeitabschnitt ist 
eine ausgeprägte Parallelität der Unfallentwicklung 
zur Entwicklung der neu zugelassenen Personen-
kraftwagen, der jährlichen Zuwachsraten im Pkw-
Bestand und der Ersterteilung von Fahrerlaubnissen 
der Führerscheinklasse 3 festzustellen. Diese Zusam-
menhänge sind auch für die Jahre 1973 und 1974 zu 
beobachten, wobei sich hier jedoch eine Vielfalt von 
Einflußfaktoren überlagern, so daß die Zeitphase ab 
1972 gesondert untersucht werden muß. 

Orientierungsdaten zur Entwicklung des Straßenverkehrs 

1975 1974 1972 1973 

Bezeichnung  Einheit  1. 
Halbjahr  

2. 

Halbjahr  

1. 

Halbjahr  

2. 

Halbjahr  

1. 

Halbjahr  
2. 

Halbjahr  

1. 

Halbjahr 

 

1000- 2953,5 3002,8 3 130,1 3 138,2 3193,8 3193,9 3276,5 
% 4) + 6,0 + 4,5 + 2,0 + 1,8 + 2,6 

1000 2473,8 2519,8 2635,7 2642,1 2691,5 2692,2 2768,2 
% 4) + 6,5 + 4,9 + 2,1 + 1,9 + 2,9 

1000 194,8 145.6 204,6 126.9 156,8 124,6 177;5 
% 4i + 5,0 - 12,8 - 23,4 - 1,8 + 13,2 

1000 69,5 82,9 90,5 70,9 64,0 71,9 66,1 
% 4) + 302 - 14,5 - 29.3 + 1,4 + 3,3 

Mill.t 8,8 9,3 9,2 9,3 8,6 9,4 9;5 
% 4). + 4,5 0,0 6.5 + 1,1 + 10,5 

24,4 23,13) 

3,4 + 6,9 

16,0 14,83) 

4,6 + 0,7 ' 

8,4 8,33) 

2,4 + 20,3 

26,6 24,7 23,6 
- 1,6 11,3 

16,7 15,8 15,3 
- 0,6 - 84 

9,9 9,0 8,2 
- 2,2 - 17,2 

40,3 37,3 35,1 
- 1,6 - 12,9 

13,5 12,3 11,4 
- 2,4 - 15,6 

6,7 6,4 6,0 
+ 0,0 - 10,4 

6,8 5,9 5,4 
- 4,8 - 20,6  

21,6 
- 12,6 + 

14,7 
- 7,0  + 

6,9 
- 23,3 + 

31,4 35,9 33,63) 

- 15,8 + 2,3 + 7,0 

10,6 12,3 11,23) 

- 13,8 + 7,9 + 5,7 

5,9 6,6 5,83) 
7,8 + 10,0 1,7 

4,7 5,7 5,431 

- 20,3 + 5,6 + 14,9 

1000 25,1 
% 4) 

1000 15,9 
% 4) 

1000 9,2 
% 4) 

1000 37,9 
% 4) 

1000 12,6 
% 4) 

1000 6,4 
% a) 

1000 6,2 
% 4) 

 

1) 1. Halbjahr: am 1. Juli, 2. Halbjahr: am Ende des Jahres. — 21 Einschließlich Kombinationskraftwagen. —3) Vorläufige zahl.,— 4) Verände-
rungen gegenüber dem entsprechenden Vorjahreshalbjahr. 
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Neben der Zahl der Kraftfahrzeuge hat auch die 
Struktur insbesondere des Pkw-Bestandes einen 
Einfluß auf die Entwicklung der Verkehrsunfälle 
mit Personenschaden. Tendenziell hat sich hierbei 
eine Umschichtung von kleineren Kraftwagen zu 
Personenfahrzeugen mit größeren Hubraumklassen 
vollzogen, mit denen wesentliche höhere Reise-
und Spitzengeschwindigkeiten erreicht werden 
können. Als eine Folge dieser Umschichtung er-
höhte sich unter allen Personenkraftwagen, die an 
Unfällen mit Personenschaden beteiligt waren, der 
Anteil von Autos mit 1 500 und mehr ccm Hub-
raum zwischen 1969 und 1974 von 35% auf 48%. 

Zusammenfassend läßt sich somit feststellen, daß 
die Grundtendenzen in der Entwicklung der Stra-
ßenverkehrsunfälle in starkem Maße von Wand-
lungen im Volumen und in der Struktur des Stra-
ßenverkehrs bestimmt werden. Vereinfacht aus-
gedrückt heißt dies, daß mehr Fahrten und mehr 
Autos in der Regel auch mehr Unfälle mit allen 
ihren Folgen bedeuten. 

Auswirkungen der Geschwindigkeitsbegrenzung 
Gegen diese Tatsache spricht nicht, daß auch andere 
Faktoren, wie die häufig wechselnden Witterungs-
einflüsse, das Entschärfen besonderer Gefahrenstel-
len und Änderungen in den gesetzlichen Bestim-
mungen die Grundtendenzen in der Entwicklung 
der Verkehrsunfälle überlagern und zeitweise 
recht beachtliche Schwankungen in der längerfri-
stigen Entwicklung der Unfallzahlen auslösen. In 
diesem Zusammenhang sind auch Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrssicherheit zu nennen, so 
die nun schon längere Zeit bestehenden Beschrän-
kungen der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten 
von Kraftfahrzeugen außerhalb geschlossener Ort-
schaften, sowie die versuchsweise Einführung all-
gemeiner Richtgeschwindigkeiten auf Autobahnen 
und ähnlichen Straßen. Neuerdings hat sich im Ge-
folge der „Ölkrise" gezeigt, daß nicht alleintechni-
sche Zusammenhänge und gesetzliche Bestimmun-
gen, sondern in entscheidendem Maße auch ein ver-
ändertes Fahrverhalten, also eine vom einzelnen 
Fahrer abhängige Komponente, das Unfallgesche-
hen in positiver — und entsprechend auch in ne-
gativer — Weise beeinflussen kann. 

Von dem zuvor skizzierten langfristigen Trend stei-
gender Unfallzahlen weicht die Entwicklung der 
letzten Jahre beachtlich ab, wie das auf Halbjahres-
daten abgestellte Schaubild 4 zeigt. So haben ins-
besondere nach dem 2. Halbjahr 1972 die Unfälle 
mit Personenschaden kontinuierlich abgenommen. 
Seit dem 2. Halbjahr 1974 übertreffen sie aber be-
reits wieder den Wert des jeweils vergleichbaren 
Vorj ah reszeitrau ms. 

In dieser Entwicklung schlagen sich die Auswirkun-
gen der oben skizzierten Vielzahl von Faktoren nie-
der, von denen die Veränderung des Verkehrsvolu-  

mens sowie die Einführung von Geschwindigkeits-
begrenzungen die wichtigsten sein dürften. Dabei 
hat sich die Diskussion in der Öffentlichkeit im-
mer wieder um die Frage gedreht, ob und inwieweit 
sich der Einfluß der Geschwindigkeitsbegrenzung 
auf das Unfallgeschehen nachweisen läßt. Wegen 
der Komplexität der Unfallursachen ist eine Tren-
nung in die einzelnen Ursachenkomponenten je-
doch sehr schwierig. Es wird deshalb im folgenden 
keine Ursachenanalyse sondern eine Beschreibung 
der wichtigsten Kennziffern des Verkehrsgesche-
hens geliefert, um hierdurch gewisse Hinweise für 
Wirkungsbeziehungen zu erhalten. 

Entwicklung 1973/74 
Durch die Verordnung über die versuchsweise Be-
schränkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
von Kraftfahrzeugen außerhalb geschlossener Ort-
schaften vom 16. März 1972 wurde im Hinblick 
auf die hohen Unfallzahlen der vorangegangenen 
Jahre die Höchstgeschwindigkeit für Außerortsstra-
ßen, soweit es sich nicht um Autobahnen oder au-
tobahnähnliche Straßen handelt, ab 1. Oktober 
1972 auf 100 km/h beschränkt. Die Geltung dieser 
Verordnung war von vornherein bis zum 31. Dezem-
ber 1975 befristet. Seit dem 1. Januar 1976 gilt die 
zunächst in der Höchstgeschwindigkeitsverordnung 
getroffene materielle Regelung als Dauerzeit im Rah-
men der Straßenverkehrsordnung. Die Ölkrise führte 
zum Erlaß der Verordnung über Fahrverbote und 
Geschwindigkeitsbegrenzungen für Motorfahrzeuge 
vom 19. November 1973, durch die u. a. die Höchst-
geschwindigkeit auf Autobahnen auf 100 km/h und 
auf allen übrigen Straßen auf 80 km/h beschränkt 
wurde. Diese Geschwindigkeitsbegrenzungen wur-
den mit Wirkung vom 15. März 1974 wieder aufge-
hoben. Seit diesem Tag gilt die Verordnung über 
die versuchsweise Einführung einer allgemeinen 
Richtgeschwindigkeit auf Autobahnen und ähnli-
chen Straßen. Die Verordnung enthält die Empfeh-
lung, auf den genannten Straßen auch bei günsti-, 
gen Verhältnissen nicht schneller als 130 km/h zu 
fahren. 

Eine wesentliche Rechtsänderung brachte ferner 
das Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgeset-
zes vom 20. Juli 1973, wonach nunmehr ordnungs-
widrig handelt, wer im Straßenverkehr ein Kraft-
fahrzeug führt, obwohl er 0,8% oder mehr Alkohol 
im Blut oder eine Alkoholmenge im Körper hat, 
die zu einer solchen Blutalkoholkonzentration 
führt. 

Hinsichtlich der Entwicklung des Verkehrsvolu-
mens verlief das erste Halbjahr 1973 normal: der 
Kraftfahrzeugbestand, die Zulassungen fabrikneuer 
Pkw und die Erteilung von Fahrerlaubnissen der. 
Klasse 3 wiesen steigende Tendenz auf. Die Zahl 
der verunglückten Personen allerdings nahm im Ge-
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R. t. 2. 1: 2. t. 

Schaubild 4 

Bei Straßenverkehrsunfällen getötete und 
schwerverletzte Personen 

Straßenverkehrsunfälle mit Personenschäden 
In Tausend 
20 

1971 1972 1973 1974 1975 ~` 

gensatz zur Vorjahresentwickluny ab, diejenige der 
dabei Getöteten und Verletzten fiel sogar etwas 
stärker. 

Diese Tendenz setzte sich zum 2. Halbjahr 1973 er-
heblich verstärkt fort. Dabei nahm zwar der Kraft-

 

fahrzeugbestand weiterhin zu, die Fahrleistung je-
doch sank durch die aufgrund der Ölkrise eingeführ-

 

ten Maßnahmen (Fahrverbot an Sonntagen, Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen) sowie durch das damit 
ausgelöste veränderte Fährverhalten insbesondere 

hinsichtlich Beschleunigung und Höchstgeschwin-
digkeit. Entsprechend stagnierte der Absatz von 
Vergaserkraftstoffen im Bundesgebiet — ein wichti-
ger Indikator auch für die Fahrleistung in Baden-
Württemberg. 

Zum 1. Halbjahr 1974 hin zeigen die Daten zur Un-
fallentwicklung nochmals eine stark rückläufige 
Tendenz. Inzwischen schlägt sich in den Angaben 
zur Volumenentwicklung neben den Auswirkungen 

_des „Ölschocks" nun auch eine konjunkturell be-
dingte Abschwächung nieder: Der Kraftfahrzeugbe-
stand nimmt nur noch schwach zu und der Absatz 
von Vergaserkraftstoffen geht zurück. Weiterhin 
sinken die Zulassungen fabrikneuer Pkw und die 
Erteilung von Fahrerlaubnissen Klasse 3, stark ab, 
was darauf hinweist, daß die Ölkrise und die ungün-
stige allgemeine konjunkturelle Situation vor allem 
den Personenkreis potentieller Erstkäufer von Per-
sonenkraftwagen beeinflußt hat. 

Zusammenfassend läßt sich also feststellen, daß sich 
das Abflachen im Zuwachs der Kraftfahrzeugbestän= 
de und der Rückgang.der Fahrleistungen im unter-
suchten Zeitraum mit Sicherheit dämpfend auf die 
Entwicklung der Straßenverkehrsunfälle ausgewirkt 

hat. Bemerkenswert ist aber darüber hinaus, daß die 
Unfällentwicklung im Vergleich zu den Indikatoren 
der Volumenentwicklung entweder eine gegenläufi-
ge Tendenz zeigt— wie im ersten Halbjahr 1973 —

 

oder aber stark überpropor

 
- 

tional reagiert — wie im 
2. Halbjahr 1973 und 1. Halbjahr 1974. Auch bei 
Berücksichtigung noch weiterer Verursachungsfak-
toren wie Witterung und dergl, kann das jeweilige 
Ausmaß der Entwicklung nicht ohne Berücksichti-
gung der Maßnahmen zur Geschwindigkeitsbegren-
zung erklärt werden. Diese Zusammenhänge dürf-
ten danach eine große Rolle im Unfallgeschehen 
spielen. 

Entwicklung 1974/75 

Wie zuvor skizziert, wurden die krisenbedingten 
Verordnungen über Geschwindigkeitsbegrenzung 
und Sonntagsfährverbote am 15. März 1974 wie-

 

deraufgehoben. 

Die Volumenentwicklung ist in der zweiten Jahres-
hälfte 1974 deutlich durch rezessive Erscheinungen 
geprägt: der Kraftfahrzeugbestand nimmt — im Ver-
gleich zum entsprechenden Vorjahreszeitraum — nur 
schwach zu, die Zulassungen fabrikneuer Pkw gehen 
nochmals etwas zurück, die Zuteilung von Fahrer-
laubnissen Klasse 3 und der Inlandsabsatz von Ver-

 

gaserkraftstoffen stagnieren. 

 

Für die Unfallentwicklung ist allerdings wieder —
insbesondere gemessen an den vorherigen starken 
Einbrüchen — eine steigende Tendenz zu verzeich-

 

nen. ' 

Im ersten Halbjahr 1975 ist die durch Ölschock und 
unsichere Konjunkturlage verursachte Zurückhal-

 

tung bei Gebrauch und Kauf von Kraftfahrzeugen 
offenbar überwunden. Alle Indikatoren für die Ent-
wicklung des Verkehrsvolumens nehmen deutlich-
zu. Ähnliches gilt für die Orientierungsdaten zur 
Unfallentwicklung. Die mehr oder weniger parallele 
Entwicklung beider Indikatorreihen läßt erwarten, 
daß sich die rückläufigen Tendenzen in den Ergeb-
nissen der Straßenverkehrsunfallstatistik nicht wei-
ter fortsetzen werden. 

Bemerkenswert ist die Tatsache, daß die Zahl der 
Unfälle im 1. Halbjahr 1975 unter den entspre-
chenden Werten des Jahres 1973 liegt. Dabei sind 
beide Zeitphasen vom Verkehrsumfang her — wenn 
man dafür den Absatz von Vergaserkraftstoff als 
wichtigsten Indikator nimmt — als etwa gleich-zu 
charakterisieren. Weiterhin sind die gesetzlichen Be-
stimmungen bezüglich der Geschwindigkeitsbegren-
zungen in etwa vergleichbar. Hieran dürfte sich deut-
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lich zeigen, daß mit durchgreifenden, der Situation 
angemessenen — wobei eine solche Situation nicht 
nur durch Energiemangel ausgelöst sein muß — und 
allgemein verständlich dargestellten Maßnahmen 
durchaus erhebliche Änderungen des Fahrverhal-
tens zu erreichen sind. Alle an dieser Entwicklung 
maßgeblich beteiligten Institutionen haben inso-
fern einen großen, auch statistisch nachweisbaren 
Erfolg zu verzeichnen. Es wird abzuwarten sein, 
ob diese Entwicklung mit zunehmender zeitlicher 
Entfernung von den eindrücklichen Ereignissen wie 
Ölkrise in Verbindung mit konjunkturell-strukturel-
ler Unsicherheit sich fortsetzt und damit den vielsei-
tigen Bemühungen nicht nur ein augenblicklicher, 
sondern ein nachhaltiger Erfolg beschieden war. Die 
Situation ist zur Zeit völlig offen, da andererseits —
auch bei Berücksichtigung der Auswirkungen eines 
steigenden Verkehrsvolumens — nicht mit Sicherheit 
auszuschließen ist, daß mit der Entwicklung seit 
dem 2. Halbjahr 1974 sich hier wiederum eine Ten-
denzwende anbahnt. Daß das Verhalten im Straßen-
verkehr in hohem Maße beeinflußbar ist und den 
Aktivitäten der verschiedenen Institutionen dem-
nach eine besondere Bedeutung zukommt, haben 
die Entwicklungen der vergangenen 2 Jahre deut-
lich vor Augen geführt. 

Unterschiedliche Entwicklung im Inner- und Außer-
ortsverkehr 

Das Verkehrsgeschehen ist sowohl dem Niveau wie 
der Entwicklung nach im Inner- und Außenortsbe-
reich sehr unterschiedlich. 

Es fällt zunächst auf, daß die Zahlen der Personen-
schadensunfälle im lnnerortsverkehr nahezu doppelt 
so hoch sind wie die auf Straßen außerhalb geschlos-
sener Ortschaften (Schaubild 4). Daraus geht hervor, 
daß die Häufigkeit der Kollisionsfälle wegen des 
dichteren Verkehrs und wegen zusätzlicher Ver-
kehrsteilnehmer (Fußgänger, Straßenbahnen, Om-
nibusse, Fahrräder, Mopeds) innerhalb geschlossener 
Ortschaften relativ größer ist als auf freien Strecken. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang eine Aus-
wertung der Verkehrsunfälle im Bereich der Stadt 
Stuttgart, die fast ausschließlich Unfälle des Inner-
ortsverkehrs umfaßt. Danach wurden im Jahr 1974 
bei den meisten Unfällen mit Personenschaden 
„Obermäßige Geschwindigkeit" (über, 16%) bzw. 
„Nichtbeachten der Vorfahrt" (fast 13%) als Haupt-
unfallursachen genannt. Immerhin 8% dieser Unfäl-
le waren auf „Fahren mit Alkoholeinwirkung" zu-
rückzuführen. Dabei ist der_ Einfluß des Alkohols 
bei den schweren Unfällen besonders hoch; so ent-
fielen 1974 rund,ein Fünftel der Schwerverletzten 
und über ein Drittel der Verkehrstoten auf Unfälle, 
die durch Alkoholverursacht waren. 

Aus diesen wenigen Anmerkungen dürfte schon 
deutlich werden, daß neben allen Bemühungen um 
die Verbesserung der Verkehrssicherheit auf den  

Außerortsstraßen sich in den nächsten Jahren das 
Augenmerk stark auf den lnnerortsverkehr konzen-
trieren muß, wenn auch dieser Bereich des Straßen-
verkehrs sicherer werden soll. Dabei zeigen die oben 
angeführten Daten der Stadt Stuttgart — auch wenn 
sie nicht repäsentativ für den gesamten Innerorts-
verkehr sind —,wo der Schwerpunkt der Verkehrs-
kontrolle und -erziehung liegen sollte. 

Während die Zahl der Unfälle im Innerortsverkehr 
weit über den Linfallzahlen des Außerortsverkehrs 
liegt, nehmen, im langfristigen Trendgesehen, die 
Unfälle auf den Straßen außerhalb geschlossener 
Ortschaften wesentlich stärker zu als innerhalb von 
Ortschaften. So stiegen die Unfälle mit Personen-
schaden im außerörtlichen Verkehr zwischen 1953 
und 1972 von 10 700 auf 19 100, und damit um 
insgesamt 79%. Im lnnerortsverkehr dagegen nah-
men sie von 26 400 auf 32 600 und damit um 24% 
zu. Darüber hinaus haben im Außerortsverkehr die 
schweren Unfälle.(schwerverletzte und getötete 
Personen) eine größere Bedeutung, was im wesent-
lichen auf das spezifisch außerörtliche Gefahrenmo-
ment, die höhere Fahrgeschwindigkeit, zurückzu-
führen sein dürfte (Schaubild 4). So war die Zahl 
der Schwerverletzten und getöteten Personen in 
den Jahren 1971 und 1972 im Inner- und Außer-
ortsverkehr etwa gleich hoch. 

In diesem Zusammenhang ist nun die Entwicklung 
seit dem 2. Halbjahr 1972 bemerkenswert. Denn 
seit Einführung von Beschränkungen der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeiten von Kraftfahrzeugen aus-
serhalb geschlossener Ortschaften — die erste Maß-
nahme dieser Art wurde am). Oktober 1972 wirk-
sam — sind die Zahlen der Getöteten und Schwer-
verletzten für den Außerortsbereich rückläufig und 
erreichten ihren Tiefstand mit den Ergebnissen für 
das 1. Halbjahr 1974. Nach Oberwindung der er-
sten Auswirkungen der Ölkrise stiegen die Zahlen 
im 2. Halbjahr 1974 wieder an. Bemerkenswert ist 
dabei, daß die Zahl der bei Straßenverkehrsunfällen 
auf Außerortsstraßen getöteten und schwerverletz-
ten.Personen deutlich unter den vergleichbaren —
ihrerseits auch zurückgehenden — Ergebnissen für 
den lnnerortsverkehr blieb. 

Trotz der Einflüsse anderer Bestimmungsfaktoren 
dürfte diese Entwicklung als ein Indiz für die Wirk-
samkeit von Geschwindigkeitsbeschränkungen auf 
Landstraßen anzusehen sein. Für die behördlichen 
Maßnahmen zeichnet sich damit ein deutlicher Er-
folg ab. 

Resumee 
Wegen des erwähnten ursächlichen Zusammenhangs 
zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung und 
dem Verkehrsvolumen ist im Zuge einer anstehen-
den Wirtschaftsbelebung mit erhöhten Neuzulassun-
gen und damit steigenden Kfz-Beständen zu rech-
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nen. Nach den Erfahrungen der Vergangenheit dürf-
ten damit die Unfälle mit Personenschaden zuneh-
men — wenn man von einer unveränderten Geset-
zeslage und unverändertem Fahrverhalten ausgeht. 
Erschwerend dürfte sich auswirken, daß angesichts 
der knappen finanziellen Mittel der öffentlichen 
Hand mit einer größeren Ausweitung des Straßen-
verkehrsnetzes nicht zu rechnen ist. In diesem Zu-
sammenhang sollte allerdings die Überlegung nicht 
unerwähnt bleiben, ob eine Ausweitung im bisheri-
gen Tempo ökologisch noch vertretbar ist. Weiter-
hin sind jene Auswirkungen auf die Zunahme des 
Verkehrsvolumens zu beachten, die von einer ent-
sprechenden Streckenstillegung der Bundesbahn 
ausgehen. Insgesamt wird man also mit einem deut-
lich dichteren Verkehr und damit wieder höheren 
Unfallzahlen rechnen müssen. 

Ein wesentliches Resultat der vorstehenden Unter-
suchung war, daß die Unfälle mit Personenschaden 
und die Zahl der dabei verunglückten Personen im 
Bereich des Innerortsverkehrs weit höher liegen als 
auf freien Strecken. Das Augenmerk der Verkehrs-
behörden sollte daher künftig in verstärktem Maße 
auf den innerörtlichen Verkehr gelenkt werden. 

Darüber hinaus ist beim Außerortsverkehr die wei-
tere Überwachung und eventuelle Beseitigung oder 
Eindämmung typischer örtlicher Gefahrenquellen 
von Bedeutung. Dessen ungeachtet sollte die syste-
matische Verkehrserziehung durch Polizei und pri-
vate Institutionen weitergeführt werden, die in 
jüngster Vergangenheit vor allem auf die nachteili-
gen Folgen von übermäßigem Alkoholgenuß und 
unzureichenden Sicherheitsvorkehrungen (Stich-
wort Sicherheitsgurte) hingewiesen haben. Ange-
sichts der starken Gefährdung junger Menschen 
und der nach wie vor steigenden Zahl der wegen 
Straßenverkehrsvergehen verurteilten Jugendli-
chen kommt dabei der Betreuung und Erziehung 
der jugendlichen Verkehrsteilnehmer und speziell 
der Führerscheinneuerwerber eine große Bedeu-
tung zu. 

Einnahmenseite betrifft, so wurde zur Deckung 
der Finanzierungslücke auf erhebliche Kreditauf-
nahmen ausgewichen. Diese Entwicklung wird be-
sonders aufmerksam verfolgt werden müssen, ins-
besondere sollte die Verschuldung immer auch im 
Zusammenhang mit den zu erwartenden Steuerein-
nahmen und in ihrem Verhältnis zu anderen volks-
wirtschaftlichen Gesamtgrößen wie zum Beispiel 
dem Bruttoinlandsprodukt gesehen werden. 

3.10.1 Personalausgaben 

Im Rechnungsjahr 1974 wurden im Lande Baden-
Württemberg insgesamt 8 086,8 Mill.DM an Gehäl-
tern, Löhnen, Pensionen und sonstigen Personalko-
sten ausgegeben, davon entfallen 85% auf Bezüge 
der Aktiv-Bediensteten und 15% auf 'Versorgungs-
empfänger. Im Jahre 1975 dürften die gesamten 
Personalausgaben für die staatlichen Beschäftigten. 
rd. 8,7 Mrd.DM betragen. Das Gewicht dieser Zahl 
als Leistungsgröße wird erst richtig deutlich, wenn 
man sie auf den gleichzeitigen Bevölkerungsstarid 
als Leistungsempfänger bezieht. 

Danach ergibt sich, daß Baden-Württemberg im 
Jahre 1975 mit 947,37 DM Personalausgaben je 
Einwohner etwas über dem Durchschnitt der Flä-
chenstaaten (886,06 DM) liegt. Dieses Ergebnis ist 
in erster Linie auf den anhaltenden Personalbedarf 
im Bereich Bildung und Wissenschaft und auf die 
Aufstockung des Personalbestandes in früheren Jah-

 

ren zum Zwecke der Leistungsverbesserung in die-
sem Bereich zurückzuführen. Während im Bundes-
durchschnitt 46,7% der Personalausgaben für das 
Bildungswesen ausgegeben werden, entfallen in Ba-
den-Württemberg die Hälfte aller Personalausgaben 
auf diesen Aufgabenbereich. 

Bei allen anderen Aufgabenbereichen zusammen 
bleibt Baden-Württemberg mit 470,04 DM je Ein-
wohner noch unter dem Bundesdurchschnitt 
(472,02 DM je Einwohner). 

Tabelle 1 

Personalausgaben im Ländervergleich 1975 U 

Personal. 
ausgaben 

Darunter für 

Bildung und Wissenschaft 
Land 

3.10 Öffentliche Finanzen - DM je Einwohner 

 

Bereits bei der Aufstellung des Doppel-Etats 1975/ 
76 hat der Finanzminister von einem Haushalt har-
ter Realitäten und großer Risiken gesprochen. Die 
öffentliche Finanzpolitik stand im vergangenen 
Jahr dann auch im Zeichen rückläufiger Einnahmen 
und damit in einem Spannungsfeld zwischen finanz-
politischen Möglichkeiten und sozial- und konjunk-
turpolitischen Notwendigkeiten. Um einen Aus-
gleich herbeizuführen, wurde für die Ausgabenseite 
— und hier besonders im Personalbereich — ein 
weitreichendes Sparprogramm aufgestellt. Was die 

Saarland 

Hessen 

Schleswig-Holstein 

Rheinland-Pfalz 

Niedersachsen 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Nordrhein-Westfalen 

Bundesdurchschnitt 
der Flächenländer 

1 081,44 504,00 46,6 

993,78 441,75 44,5 

971,40 409,23 42,1 

970,80 390,43 40,2 

953,25 414,08 43,4 

947,37 477,33 50,5 

852,52 380,80 44,7 

767,62 392,18 51,1 

886,06 414,04 -46,7 

1) Nach den Haushaltsplänen. 
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Schaubild 1 -

 

Veränderung der Personalausgaben und der 
Steuereinnahmen in % des Vorjahres 

25  

 

Persona ausgaben 

20 

15 

 

10 ~A  
r 

i 
i 

0 

-5 

1 
i I r %% 

i 
r 

1 
1 ~ 
1 ~ 
t r 1~ 

1 

  

5/ v  
Steuereinnahmen 

1 

t 
U 
i 

l~ 

i; 

 

i 

1965 66 67 J8 69 70 71 72 ,73 'n 75 

6376 

   

Gesamtausgaben 

darunter 

Politische Führung und Zentrale 
Verwaltung 

Rechtsschutz 

Polizei 

Bildungswesen 

 

4345,9 

490,1 

262,2 

236,4 

1 991,2 

94,3 

810,8 

100 

11,3 

6,0 

5,4 

45,8 

2,2 

18,9 

8.713,0 

920,8 

494,9 

596,3 

4390,0 

216,8 

1 229,5 

100 

10,6 

5,7 

68 

50,4 

2,5 

14,1 

+ 100,5 

+ 87,9 

+ 88,7 

+ 152,2 

+ 120,5 

+ 129,9 

+ 51,6 
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Ein weiterer Vergleichsmaßstab ist der Anteil der, 
Personalausgaben am Bruttoinlandsprodukt. Er be-
trägt 5,4% (im Bundesdurchschnitt 5,6%) im Jahre 
1974 und lag 1970 bei 4,2%; dies bedeutet, daß die 
Personalkosten in den letztern 5 Jahren erheblich 
stärker angestiegen sind als das Bruttoinlandspro-

 

dukt. Mit einem Anteil von über 40% an den Ausga-
ben des Landes stellt der Personalaufwand einen 
der wichtigsten Ausgabenposten im Landeshaushalt 
dar. Diese hohe Äusgabensumme darf jedoch kei-
neswegs mit der allgemeinen Feststellung der „Auf-
blähung des Behördenapparats" abgeurteilt werden. 
Wie eine Aufgliederung der Personalkosten nach 
Funktionen zeigt, entfällt auf die eigentliche Behör-
denverwaltung nur ein Bruchteil_ der persönlichen 
Ausgaben der öffentlichen Hand; der ganz überwie-
gende Teil dieser Ausgaben dient vielmehr der Ent-
lohnung von Beschäftigten, die der Allgemeinheit 
für Dienstleistungen direkt oder indirekt zur Verfü-
gung stehen, man denke nur an die Vielzahl der 
Lehrkräfte, Polizeibeamten, Richter, Ärzte, Kran-
kenschwestern usw. 

Dieses für Dienstleistungen erforderliche Personal 
beansprucht nahezu 4/5 des öffentlichen Personal-

 

aufwands, 1/7 entfällt auf die Versorgungsbezüge 
und lediglich rund 1/10 auf die Verwaltung im en-
geren Sinne. Auch die Ausweitung der Personalko-
sten, die zwar von Besoldungsgesetzgebung und 
Tarifabschlüssen beeinflußt, sind, werden schwer- 
punktmäßig sowohl quantitativ als auch qualitativ 
letztlich doch vom Aufgabenbestand und den Lei-
stungsanforderungen bestimmt. Deutlicher Beweis 
dafür ist die überproportionale Ausweitung der Per-
sonalausgaben im Bereich Bildungswesen (seit 1970 
um rd. 120%), im Gesundheitswesen (um rd. 130%) 
und bei der Polizei (um rd. 150%), während die ei-
gentliche Verwaltung im engeren Sinn nur um 89% 
zugenommen hat. 

Auf kommunaler Ebene sind die Personalausgaben 
seit 1970 stärker angestiegen als beim Land; hier 
ist es vor allem der personalintensive Bereich des 
Sozial- und Gesundheitswesens, der vorrangige Be-
deutung in der gemeindlichen Aufgabenerfüllung 
besitzt. Diesen beiden Bereichen sind in dem unter-
suchten Zeitraum von Gesetzes wegen beträchtli-
che Aufgaben zugewachsen, die eine Steigerung der 
Personalausgaben um 113,6% verursachten. 

Verhältnis von Personalausgaben zu Steuerein-
nahmen 

Bedeutsam für den Finanzierungsspielraum des Haus-
haltrist die Entwicklung der Deckungsquote durch 
Steuereinnahmen, entfallen doch rd. 70% der Staat-

  

Tabelle 2 -

 

Personalausgaben des Landes nach ausgewählten Funktionen 

 

Anteil 
an 

Personalausgaben 

Anteil 
an 

Personalausgaben 

Veränderung 
1975 gegen 1970 

% 

1970 1) 
Millionen DM 

1975 

Millionen DM 
Funktion 

 

Gesundheit, Sport 

Versorgung 

1) Ist. 



Tabelle 3 
Personalausgaben und Steuereinnahmen des Landes 

Personalausgaben Steuereinnahmenl ) 

Jahr 

Millionen DM 

1970 4945.9 7478,9 58,1 

1971 5302,9 8512,4 62,3 

1972 5988,1 10179,5 58,8 

1973 6 975,4- 11 394,8 61.2 

1974 8086,8 12461,3 64,9 

19752) 8713,0 11 956,9 72,9 

1) Nach Abzug des Landerf inanzausgleichs. — 2) Plan. 

lichen Einnahmen auf Steuern. Wie die Graphik 
zeigt, sind die jährlichen Zuwachsraten der Personal-
ausgaben im zurückliegenden Jahrzehnt mit einer 
leichten Verzögerung der Entwicklung der Zuwachs-
raten der Steuereinnahmen gefolgt; die Rezessions-
phase 1967 verminderte die jährliche Ausweitung 
der Personalkosten auf 6,8%, die folgende Auf-
schwungsperiode glich dies durch erhöhten Zu-
wachs wieder aus (1971 + 22%). In der jetzt wieder 
eingetretenen rezessiven Phase beanspruchen die 
Personalkosten wegen ihrer verhältnismäßig gerin-
gen Flexibilität einen relativ größeren Teil der Steu-

ereinnahmen und engen damit die finanzielle Basis 
für konjunkturell notwendige Investitionen ein. 

Während im Jahr 1970 nur gut die Hälfte der Steu-
ereinnahmen (58,1%) zur Abdeckung der Personal-
ausgaben benötigt wurde, werden dies 1975 über 
sieben Zehntel sein, d.h, daß nur noch rd. 30% der 
Steuereinnahmen 1975 zur Finanzierung anderer, 
vor allem investiver Aufgaben zur Verfügung stehen. 
Diese ungünstige Entwicklung ist im Jahre 1975 
aber nicht in erster Linie auf die ausgeweiteten Per-
sonalausgaben zurückzuführen, denn diese weisen 
mit 7,7% seit 1968 die niedrigste Steigerungsrate 
auf, als vielmehr auf das zu erwartende gegenüber 
1974 um 504,4 Mill.DM verringerte Steueraufkom-
men 1975. 

 

Die Gemeinden (Gv) werden 1975 nahezu ihre ge-
samten Steuereinnahmen für den Personalaufwand 
benötigen, rechnet man aber die Einnahmen aus 
dem Kommunalen Finanzausgleich als feste Einnah-
mengröße hinzu, so ermäßigt sich der Anteilsatz auf 
67,8%. Darüber hinaus stehen ihnen neben den Steu-
ern und den Finanzzuweisungen noch andere ergie-
bige Einnahmenquellen, wie Gebühren, Umlagen u. 
ähnl. zur Finanzierung ihrer Investitionen offen. 

Es darf allerdings nicht unberücksichtigt bleiben, 
daß ein nicht unbeträchtlicher Teil an Personalko-
sten, vor allem im Bildungs- und Forschungsbereich, 
als Folgekosten von Investitionen auftreten. Denn 
diese Einrichtungen können erst dann ihrem Zweck 
zugeführt werden, wenn sie mit entsprechend quali-
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fiziertem Personal ausgestattet sind. Insofern ist die 
pauschale Zuordnung aller Personalkosten zum 
Staatsverbrauch; und damit zum konsumtiven und 
angeblich „minderwertigen" Teil der Staatsausga-
ben, nicht unbedingt gerechtfertigt. 

Da gerade die genannten Aufgabenbereiche in Ba-
den-Württemberg im vergangenen Dezennium Prio-
rität in der Investitionstätigkeit besaßen, betragen 
auch die Personalausgaben (1973) für das Bildungs-
wesen 367,10 DM je Einwohner, im Bundesdurch-
schnitt dagegen nur 334,21 DM je Einwohner, 
nicht zuletzt als Folge der vermehrten Investitio-
nen in diesem Bereich. Im Zuge der personellen 
Einschränkungsmaßnahmen müssen künftig wohl 
verstärkt bereits bei der Planung neuer Investitionen 
die personalwirksamen Konsequenzen als Folgeko-
sten solcher Investitionen mit einkalkuliert werden. 

Eindämmung der Personalkosten 

Die im Haushaltsjahr 1974 begonnene und 1975 ver-
stärkt praktizierte restriktive Personalpolitik mit der 
Verfahrensregel, freie, freiwerdende und neue Stel-
len sechs Monate lang unbesetzt zu lassen (ausge-
nommen Polizei- und Schulbereich, Steuerverwal-
tung und Strafvollzug) und danach nur nach genau-
ester Prüfung — durch eine zu diesem Zweck einge-
setzte Dreierkommission — neu zu besetzen, hat 
das Ergebnis erbracht, daß die Personalausgaben des 
Landes nach den Haushaltsansätzen (einschließlich 
Nachtragsentwurf) von 1974 auf 1975 nur um 7,7% 
steigen werden, während im Durchschnitt der Län-
der (ohne Baden-Württemberg) noch mit einer Zu-
nahme um 9,4% zu rechnen ist; die Gemeinden (Gv) 
des Landes haben sogar eine Personalkostensteige-
rung von 16,8% in ihren Haushalten eingeplant. 

In dem vom Landtag,am 10. Dezember 1975 verab-
schiedeten Haushaltsanpassungsgesetz, im Pro-
gramm der Landesregierung zur kurz- und mittelfri-
stigen Anpassung des Landeshaushalts an die wirt-
schaftliche Entwicklung und zur Sicherung des In-
vestitionsspielraums sowie im Haushaltsstrukturge-
setz des Bundes sind zahlreiche Maßnahmen enthal-
ten, die zur Einsparung von Personalausgaben füh-
ren werden. Aus der Fülle dieser Maßnahmen wer-
den einige herausgegriffen, durch welche betragsmä-
ßig die größten Einsparungen erzielt werden. Es 
sind dies 
— Streichung von 1000 am 31.12.1975 unbesetzten 

Alt-Stellen 
— Nichtbesetzung ab 1:1.1976 freiwerdender Stel-

len bis 4000 weitere Alt-Stellen freigemacht sind; 
davon ausgenommen bleiben Polizei- und Schul-
bereich, Steuerverwaltung und Strafvollzug . 

— Nichtbesetzung aller Neustellen im Haushalts-
plan 1976 während des ersten Halbjahres und ei-
nes Drittels während des ganzen Jahres 

 

Anteil der 
Personaiaüsgaben 

an den 
Steuereinnahmen 



1974 

Art 
Gebiets-

körperschaften 
Millionen DM 

I 
1972 1973 

stergebnisse 

380,6 341,5 

1 250,1 1 321,0 

742,7 
4 122,0 

282,5 

764,6 

2 184,8 
439,8 

157,8 
325,8 

2027,0 
114;0 

4584,0 

325,8 
845,2 

2608,4 
438,8 

134.6 
330,6 

2473,8 
108,2 

929,8 
4877,0 

3279,5 

505,0 

291,4 
145,0 

3078,1 
360,0 

1 256,7 
6071,6 

876,1 
4821,5 

2824,0 
474,8 

85,4 
193,0 

2638,6-

 

278,8 

4550,8 
6703,0 

20890,4 
20473,0 

3210,0 
5326,4 

14514,7 
15211,0 

4080,7 
6 546,4 

19331,2 
18926,6 

3621.9 
5868.0 

16876.6 
17.391,5 

— Kürzung der Personalnebenkosten durch Redu-
zilerung der Reise- und Umzugskosten, der Woh-
nungsfürsorgemaßnahmen, durch Streichung des 
Zuschusses zur Gemeinschaftsverpflegung und zu 
Gemeinschaftsveranstaltungen u.a.m. 

— Abschaffung der Bewährungsbeförderung 
— Einschränkungen beim Ortszuschlag 
— Festschreibung von Zulagen 
— Hinausschiebung der Altersgrenze für die Verset-

zung in den Ruhestand auf Antrag vom 62. auf 
das 63. Lebensjahr 

— Kürzung der Trennungsgelder bei den Beamten-
anwärtern. 

Bei den bestehenden Aufgaben werden mit beson-
derem Nachdruck die Möglichkeiten der Rationali-
sierung und Modernisierung verfolgt werden, um 
durch diese und weitere organisatorische Maßnah-
men die Personalvermehrung einzuschränken. 

3.10.2 Investitionsausgaben 

Im Rahmen der Gesamtwirtschaft spielen die öffent-
lichen Investitionen eine nicht unbedeutende Rolle. 
Dabei wird besonders in Zeiten eines wirtschaftli-
chen Rückgangs in verstärktem Maße die Forderung 
erhoben, sie als Mittel einer antizyklischen Finanz-
politik einzusetzen. 

 

Tabelle 4 

Die hier dargestellten Investitionsausgaben von 
Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden Umtas-
sen die, unmittelbaren Investitionen (Sachinvestitio-
nen) und die mittelbaren Investitionen (Investitions-
förderungsmaßnahmen). Die Begriffe werden im 
Sinn der Abgrenzung der staatlichen und der kom-
munalen Haushaltssystematik gebraucht. Zu den 
unmittelbaren Investitionen rechnen danach die 
Baumaßnahmen (Neubauten, Um- und Erweite-
rungsbauten), der Erwerb von Grundstücken und 
von beweglichen Sachen des Anlagevermögens. Bei 
den Investitionsförderungsmaßnahmen handelt es 
sich um Darlehen, Zuweisungen und Zuschüsse für" 
Investitionen an den öffentlichen Bereich und an 
sonstige Bereiche sowie um den Erwerb von Betei-
ligungen. 

Nach dem Haushaltsplan des Landes (einschl. Nach-
trag zum Kernhaushalt und Eventualhaushalt) soll-
ten 1975 von den Gesamtausgaben in Höhe von 
20,89 Mrd.DM insgesamt 4,55 Mrd.DM oder 21,8% 
dem investiven Bereich zufließen. Auf die Sachinve-
stitionen entfallen mit 1,27 Mrd.DM stark ein Vier-
tel der Investitionsausgaben, nicht ganz drei Viertel 
sind mittelbare Investitionen (3,28 Mrd.DM) und 
zwar in erster,Linie Zuweisungen und Zuschüsse 
(3,08 Mrd.DM), die wiederum zur Hälfte den Ge-
meinden (Gv) zufließen. Mit 41,8% ist die Zunahme 

Investitionen des Landes und der Gemeinden WO nach Arten 1972 bis 1975 

Unmittelbare Investitionen 

Baumaßnahmen 

Erwerb von beweglichem und unbeweglichem 
Vermögen 

Mittelbare Investitionen 

Darlehen (einschließlich Beteiligungen) 

Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 

 

Insgesamt 

Nachrichtlich: Haushaltsvolumen 

4and 
Gemeinden (Gv) 

Land 
Gemeinden (Gv) 

Land 

Gemeinden (Gv) 

Land 
Gemeinden (Gv) 

Land 
Gemeinden (Gv) 

Landa) 
Gemeinden (Gv) 

Land 
Gemeinden (Gv) 

Land 
Gemeinden WO 

1) Land:'Haushaltsplan einschließlich Nachtrag zum Kernhaushalt und Even ualhaushalt. — 2) Ergebnisse der Gemeinden WO geschätzt. —
3) Einschließlich Zumisungen für Investitionen an den kommunalen Bereich (1972: 1028,7 Mill.DM: 1973: 1259,0 Mill.DM; 1974: 1349,7 
Mill.DM;;1975: 1540.7 Mill.DM). 
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1975 1) 2) 

Haushaltsplan 

1 025,2 
4 886,6 

1 013,5 
5429,2 

687,7 

1 271,3 

6 198.0 



der Investitionsausgaben für die Jahre 1972 bis 
1975 nur wenig hinter der Steigerung der Gesamt-
ausgaben desselben Zeitraums (+ 43,9%) zurückge-
blieben. Bemerkenswert ist dabei, daß selbst im 
Jahr 1975 mit seinen rückläufigen Steuereinnah-
men und einer damit verbundenen erheblichen Fi-
nanzierungslücke, die jährliche Zuwachsrate der 
Ausgaben im investiven Bereich nicht wesentlich 
zurückgenommen wurde; sie beläuft sich immer-
hin noch auf 11,5% (1973: 12,8%; 1974: 12,7%) 
und liegt damit erheblich über der Zunahme des 
Haushaltsvolumens (+8,1%). 

Im Hinblick auf die gegenwärtige Wirtschaftslage 
hat das Land damit zweifellos Impulse zur kon-
junkturellen Wiederbelebung gegeben und im Rah-
men des vorhandenen Spielraums eine antizykli-
sche Haushaltspolitik betrieben. Dies.wurde da-
durch ermöglicht, daß die als Folge'von Steueraus-
fällen im Laufe des Jahres entstandene Finanzie-
rungslücke im wesentlichen durch zusätzliche Kre-
dite abgedeckt wurde. 

Der vom Land für 1975 neben dem Kernhaushalt 
verabschiedete Eventualhaushalt war ursprünglich 
als selbständiges Konjunkturprogramm des Landes 
geplant; um erforderlichenfalls kurzfristig konjunk-
turbelebende Maßnahmen einleiten zu können. Er 
hatte,ein Volumen von 319,7 Mill.DM und sollte 
ausschließlich mit der dem Land zustehenden Kon-
junkturausgleichsrücklage finanziert werden. Seine 
Schwerpunkte lagen im staatlichen Hochbau (75,0 
Mill.DM), im Straßenbau (52,5 Mill.DM), im sozi-
alen Bereich (41,0 Mill.DM) und im Wohnungsbau 
(37,7 Mill.DM). Durch das von der Bundesregie-
rung am 27. August 1975 beschlossene Programm 
zur Stärkung von Bau- und anderen Investitionen 
wurden allerdings wesentliche Änderungen im Even-
tualhaushalt notwendig, damit die dem Land ange-
botenen zweckgebundenen Bundesmittel in Höhe 
von 167,3 Mill.DM in Anspruch genommen werden 
konnten. Durch die zusätzlichen Mittel war eine 
Aufstockung des Eventualhaushalts im Wege eines 
Nachtrags auf 487,0 Mill.DM möglich. 

Von den Bundesmitteln entfielen auf Baden-Würt-
temberg für ein 

— Sonderprogramm zur Förderung der kommuna-
len Infrastruktur 65,10 Mill.DM; . 

— Sonderprogramm Städtesanierung 33,53 Mill.DM; 
— Sonderprogramm Wohnungsmodernisierung 

47,25 Mill.DM; 
— Sonderprogramm Zwischenfinanzierungshilfen 

für Bausparverträge 21,45 Mill.DM. 

Vom Land waren Komplementärmittel in gleicher 
Höhe aufzubringen. Sie wurden durch Umschich-
tungen im ursprünglichen Eventualhaushalt bereit-
gestellt. Für landesspezifische Investitionsmaßnah-' 
men verblieben nach Abzug der Komplementärmit-  

tel_noch 152,4 Mill.DM.•Davon entfallen 75 Mill.DM 
auf den Staatlichen Hochbau und 50 Mill.DM auf, 
den Landesstraßenbau. 

Die Tatsache, daß die geplanten Investitionsausga-
ben des Staates 1975 eine wesentlich höhere Zu-
wachsrate aufweisen als das Haushaltsvolumen, 
darf nicht über die zunehmende Verschlechterung 
der Finanzstruktur in den letzten Jahren hinweg-
täuschen. So ergibt sich für den Saldo der Einnah-
men und Ausgaben der laufenden Rechnung (Ober-
schuß der laufenden Rechnung), der 1972 noch 
1,97 Mrd.DM betragen hatte, 1975 ein Fehlbedarf 
von 378,5 Mill.DM, d.h., die laufenden Ausgaben 
übersteigen die laufenden Einnahmen. Daß der In-
vestitionsspielraum damit eine starke Einengung 
erfahren hat, liegt auf der Hand. Bezogen auf das 
Haushaltsvolumen (1) beziehungsweise auf die lau- -
fenden Einnahmen (2) ergibt sich für die Entwick-
lung des Oberschusses der laufenden Rechnung 
folgendes Bild: 

1972 1973 1974 1975 

(1) 13,5 11,9 8,6 —1,8 
(2) 15,2 13,7 10,3 —2,4 

Ein besonders aufschlußreiches Bild ergibt sich auch, 
wenn man die Entwicklung der staatlichen Investi-
tionen unter dem Blickwinkel ihrer Finanzierung be-
trachtet. Dabei wurde unterstellt, daß die Nettokre-
ditaufnahmen ausschließlich zur Finanzierung der 
Investitionsausgaben verwendet werden (vgl. Tab. 5). 

So wurden die Investitionen des Landes im Jahre 
1972 noch zu 30% aus Zuweisungen des Bundes und 
zu 70% aus anderen Einnahmen außerhalb der Kre-
ditmarktverschuldung beglichen. Demgegenüber muß-
ten im Jahre 1975 weit mehr als die Hälfte der Inve-
stitionsausgaben über Kreditaufnahmen finanziert 
werden. 

Die erhebliche Verschlechterung der Haushaltsstruk-
tur zeigt sich auch in der Entwicklung des Verhält-
nisses von Sachinvestitionen (1) zu Personalausgaben 
(P). Eine ex-post-Analyse des Zeitraums von 1960 
bis 1975 ergibt hier einen deutlich nach unten gerich-
teten Trend dieser Relation, wobei die Ursprungskur-
ve in der Art einer gedämpften Schwingung um die 
Trendgerade schwankt (vgl. Schaubild 2). Den höch-
sten Wert erreichte das Verhältnis von 1 zu P mit 
32,63% im Jahr 1964, den niedrigsten mit 14,53% 
im Jahr 1973. 

Wenn dieser Trend unverändert bliebe, würde 1982 
bereits ein Wert von unter 0,10 für das Verhältnis 
der Sachinvestitionen zu den Personalausgaben er-
reicht sein. Es steht außer Zweifel, daß eine solche 
Einengung des Spielraums der investiven, struktur-
fördernden Maßnahmen des Landes nichterwünscht 
sein kann. Hier zeichnet sich sehr deutlich die Not-
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wendigkeit von Maßnahmen ab, die das Aufrechter-
halten eines ausreichenden Anteils der Investitions-
ausgaben am Landeshaushalt ermöglichen. 

Eine Untersuchung der Investitionsausgaben wäre 
unvollständig ohne die Einbeziehung der Preisent-
wicklung. Die Betrachtung kann sich hier auf die 
Bauausgaben beschränken, die im dargestellten Zeit-
raum 1972/75 rund sieben Zehntel der unmittel-
baren Investitionen ausmachen. Die Preisbereini-
gung der Bauausgaben der Jahre 1972 bis 1975 —
ausgehend vom Basisjahr 1970 (= 100) — ergibt 
in der Summierung inflationsbedingte Mehrausga-
ben von rund 603 Mill.DM. Mußte das Land 1972 
noch 91,2 Mill.DM mehr in Ansatz bringen, als für 
die entsprechenden Leistungen 1970 erforderlich 
gewesen wären, so sind es 1975 bereits 206,6 Mill. 
DM. 

Von den rund 603 iv1ill.DM preisbedingten Mehr-
ausgaben entfielen drei Viertel auf den Hochbau, 
dessen nominaler Anteil an den Bauausgaben sich 
im untersuchten Zeitraum zwischen 66,6% (1975) 
und 74,2% (1974) bewegte. Die Preissteigerungen 
waren beim Hochbau und beim Tiefbau (Straßen-
bau und Wasserwirtschaft) unterschiedlich. Die Meß-
ziffer stieg von 1972 bis 1975 beim ersteren um 
13,6 Punkte, beim letzteren um 17,3 Punkte an. 
Der bei den Bauausgaben insgesamt gegebene no-
minale und reale Zuwachs 1975 gegen 1974 
(+ 6,1% bzw. 5,2%) ist ausschließlich durch die 
Ausgaben für den Tiefbausektor bedingt, die no-
minal um 37,4%, real um 34,1%angestiegen sind. 
Die Ausgaben für den Hochbau verzeichnen dem-
gegenüber eine Abnahme um 4,7% (nominal) bzw. 
5,2% (real). 

Der Schwerpunkt bei den Ausgaben für Hochbau-
ten liegt auch 1975, wie in den vorangegangenen 
Jahren, bei den Universitäten und Hochschulen. 

Während die Ausgaben hierfür 1972 mit 353,1 
Mill.DM jedoch noch rund zwei Drittel der gesam-
ten Hochbaukosten ausmachten, wurde der Anteil 
für 1975 auf knapp ein Drittel reduziert (204,8 
Mill.DM). Damit bleiben die Ausgaben für diesen 
Bereich in diesem Jahr sogar unter den Ausgaben 
für den Straßenbau (299,8 Mill.DM), deren Anteil 
an den gesamten Bauausgaben von 1972 bis 1975 
von 28,1 % auf 33,4% gestiegen ist. 

Eingeengter Investitionsspielraum auch im kommu-
nalen Bereich 
Nach Schätzungen an Hand der bis zum Abschluß 
des vorliegenden Berichts vorhandenen finanzstati-
stischen Ergebnisse' beläuft sich das Gesamtvolu-
men der kommunalen Haushalte auf rund 20,47 
Mrd.DM; knapp ein Drittel davon, nämlich rund 
6,70 Mrd.DM entfallen auf Investitionsausgaben. 
Bei einem Vergleich der investiven Ausgaben der 
kommunalen mit denen der staatlichen Ebene ist 
zu berücksichtigen, daß das Land im Wege der Zu-
weisungen einen beträchtlichen Teil der Investitio-
nen der Gemeinden (Gv.) finanziert. Für das Jahr 

1 Vierteljahresstatistik (1. und 2. Vierteljahr 1975), Haushaltsan-
satzstatistik 1975 (Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohnern 
und Gv.), Finanzplanungwtatistik 1974-1978. 

Schaubild 3 

Entwicklung der staatlichen Bauausgaben 
1972 bis 1975 
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1975 beläuft sich der Betrag auf 1540,7 Mill.DM 
(= 23,0% der kommunalen Investitionen), das sind 
14,2% mehr als im Vorjahr und rund 50% mehr 
als 1972. 

Mit 25,8% ist die Zunahme der Ausgaben für Inve-
stitionen im Zeitraum 1972/75 nicht unerheblich 
hinter der Ausweitung der Gesamtausgaben (+34,6%) 
zurückgeblieben. Das ist zum einen auf die bereits 
erwähnte starke Steigerung der Personalausgaben 
infolge wachsender Aufgabenlasten (insbesondere 
im Bereich des Sozial- und Gesundheitswesens) zu-
rückzuführen, zum andern auf den überproportiona-
len Zuwachs beim Schuldendienst und anderen Fol-
gekosten aus früheren Investitionen. In Zusammen-
wirkung mit den 1975 eingetretenen Einnahmemin-
derungen, in erster Linie bei der Gewerbesteuer und 

.den von den Landessteuern abhängigen Finanzzu-
weisungen, ist auch bei den Gemeinden der Investi-
tionsspielraum stark eingeengt worden. 

Da die Großstädte in besonderem Maße von dieser 
Entwicklung betroffen sind, hat das Land ihnen 
außerhalb des kommunalen Finanzausgleichs 22 
Mill.DM zur Stärkung ihrer Investitionskraft zur 
Verfügung gestellt. Insgesamt können die Investi-
tionsausgaben der Gemeinden (Gv.) 1975 nur noch 
knapp zur Hälfte aus Mitteln des Gesamthaushalts 
finanziert werden; 1972 waren es noch 61,5%. 

Im Unterschied zum Land, dessen Schwerpunkt 
der Investitionsausgaben eindeutig und in zuneh-
mendem Maße bei den Förderungsmaßnahmen 
liegt (1972: 68,1%; 1975: 72,1%der Investitions-
ausgaben), spielen auf kommunaler Ebene die un-
mittelbaren Investitionen die Hauptrolle (in den 
Jahren 1972 bis 1975 jeweils über neun Zehntel 
der Ausgaben im investiven Bereich). Den mit Ab-
stand größten Posten der unmittelbaren Investitio-
nen stellen die Bauausgaben dar. Sie belaufen sich 
1975 auf rund 4,88 Mrd.DM. Ihr Wachstum hat 
sich in den letzten Jahren sehr stark verlangsamt. 
Belief sich die Zuwachsrate 1973 noch auf 11,2%, 
so waren es 1975 noch M%. Der Anteil an den Ge-
samtausgaben ist dabei von 27,1% im Jahr 1972 
auf 23,8% zurückgegangen. 

Im betrachteten Zeitraum hat eine Verschiebung 
innerhalb der Bauausgaben vom Tiefbau zum Hoch-
bau stattgefunden. Letzterer weist 1975 einen An-
teil von 57,4% gegenüber 55,3% im Ausgangsjahr 
auf. Während beim Hochbau (1975: 2,80 Mrd.DM) 
die Ausgaben für den Schulhausbau mit 1,09 Mrd. 
DM die erste Stelle einnehmen, sind es beim Tief-
bau (1975: 2,08 Mrd.DM) die Aufwendungen für 
den Straßenbau (1,27 Mrd.DM). 

Ebenso wie im staatlichen Bereich, ist ein beträcht-
licher Teil der Bauausgaben durch Preissteigerungen 
aufgezehrt worden. Für den Zeitraum 1972 bis 
1975 ergibt die Preisbereinigung (Basisjahr 1970) 

Tabelle 5 

Finanzierung der staatlichen Investitionen 
(einschließlich Investitionsförderungsmaßnahmen) 
1972 bis 1975 

Übrige Einnahmen 
des 

Landeshaushalts 

Anteil in % 

30,0 70,0 

31,0 7,8 61,2 -

 

29,9 21,0 49,1 

27,1 58.9 14,0 

in der Summierung inflationsbedingte Mehrausga-
ben von 3,35 Mrd.DM. Das sind 18,2% der kommu-
nalen Bauausgaben dieses Zeitraums. 

 

3.10.3 Entwicklung der Verschuldung 

Die öffentliche Verschuldung ist im Jahr 1975 bei 
sämtlichen Gebietskörperschaften im Vergleich zu 
den Vorjahren sehr stark angestiegen. Dies war nur 
zu einem Teil konjunkturbedingt, im Sinne eines 
nach dem Stabilitätsgesetz geforderten „deficit 
spending" bei wirtschaftlichen Abschwächungsten-
denzen. Die Hälfte des Haushaltsdefizits der Ge-
bietskörperschaften ist dagegen, wie in einem Gut-
achten des wissenschaftlichen Beirats beim Bundes-
finanzministerium festgestellt wurde, als „struktur-

 

bedingt" zu bezeichnen. Dieser Teil der Verschul-

 

dung würde die öffentliche Finanzwirtschaft also 
auch dann belasten, wenn sich eine wirtschaftliche 
Erholung einstellen würde. 

Für das Land Baden-Württemberg haben diese Fest-
stellungen im gleichen Maße Gültigkeit. Die Netto-
kreditaufnahmen des Landes stiegen im Jahr 1975 
auf über 2,3 Mrd.DM an, nachdem-sie im Jähr 1974 
erst 900 Mill.DM betragen hatten. Auch für das 
Jahr 1976 wäre ein weiterer erheblicher Anstieg 
der Schuldaufnahme unvermeidbar gewesen, wenn 
nicht die Landesregierung die erforderlichen Kon-
sequenzen zur Beseitigung des strukturbedingten 
Haushaltsdefizits gezogen hätte. Sie hat ein „Pro-
gramm zur kurz- und mittelfristigen Anpassung des 
Landeshaushalts an die wirtschaftliche Entwicklung 
und zur Sicherung des Investitionsspielraums" vor-
gelegt, das in den Entwurf eines Ersten Nachtrags 
zum Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 1976 ein-

 

gearbeitet wurde. Die Nettokreditaufnahme wird 
sich nunmehr im Jahre 1976 voraussichtlich auf 
2,2 Mrd.DM belaufen. 

Nach dem Staatshaushaltsplan 1975 einschließlich 
Nachtrag beträgt die fundierte Verschuldung am 
Ende des Jahres 10,1 Mrd.DM; davon entfallen al-
lein 7,0 Mrd.DM~oder rund 70% auf Schulden aus 

Jahr 

Zuweisungen 
des 

Bundes 

Netto-

 

schuldaufnahme 

1972 

1973 

1974 

1975 
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58.3 

259,3 

524,4 

137;1 

20,0 

25,4 

25,0 

21,4 

21,1 

20,8 

7,1 

6,8 

6.9 

6,6 

6,2 

6,2 

5,7 

- 
- 

140,0 
- 
- 
- 
- 

4388,5 

4911,5 

5151,0 

5858,6 

6020,9 

5865,2 

5971,9 

6525,0 

6506,4 

6799,0 

7681,5 

10095,1 

860,0 

1376,1 

1653,8 

2497,3 

2700,4 

2 606,4 

2782,4 

3372,4 

3363,6 

3 668,9 

4552.0 

6 974,8 

1 433,4 

1412,1 

1388,7 

1366,1 

1 322,0 

1 287,5 

1 259,4 

1 235,8 

1 209,8 

1182,5 

1 156,7 

1 130,9 

2069,7 

2098,3 

2087,1 

1974,1 

1 977,7 

1 964,2 

1 923,3 

1 909,9 

1 926,4 

1941,4 

1 966,6 

1 983,7 

Kreditmarktmitteln. Demgegenüber bezifferte sich 
der Schuldenstand Ende 1964 auf rund 4,4 Mrd.DM; 
dies bedeutet eine Zunahme um nahezu das Zwei-
eiAhalbfache. Damals belief sich der Anteil der Kre-
ditmarktschulden nur auf knapp ein Fünftel. Wie 
aus Tabelle 6 hervorgeht, haben sich die einzelnen 
Schuldenarten in diesem Zeitraum sehr unterschied-

lich entwickelt. Während die Kreditmarktschulden 
von 860 Mill.DM Ende 1964 bis auf 6 950 Mill.DM 
um mehr als das Achtfache ansteigen werden, bewe-
gen sich die Schulden bei Verwaltungen zwischen 
1,9 und 2,1 Mrd.DM. Dagegen zeigen die Aus-
gleichsforderungen, die anläßtlich der Währungsre-
form entstanden sind, einen Rückgang von 1,4 auf 
1,1 Mrd.DM. 

Da der Bund seit 1967 den Ländern die Hälfte der 
Zinsen — durchschnittlich 3%— und seit 1959 die-
Tilgungsleistungen für Ausgleichsforderungen er-
stattet, ist die Belastung der Länder per Saldo nur 
gering. Bei den Schulden bei Verwaltungen handelt 
es sich fast ausschließlich um Darlehensmittel des 
Bundes uhd des Lastenausgleichsfonds zur Finan-
zierung des Wohnungsbaues. Sie sind als durchlau-
fende Posten etatmäßig ohne Bedeutung. Den Ver-
pflichtungen stehen in gleicher Höhe Darlehensfor-
derungen-gegenüber, deren Zinsen- und Tilgungs-
dienst von den Bauherren aufgebracht wird. Aus 
den oben angeführten Gründen werden in den fol-
genden Ausführungen nur die Kreditmarktschulden 
berücksichtigt, deren Schuldendienst den Haushalt 
voll belastet. 

Der Zuwachs der Kreditmarktschulden verteilte sich 
nicht gleichmäßig auf die einbezogenen Jahre, viel-
mehr zeigte die Entwicklung im Zeitverlauf durch-
aus wechselhafte Züge. So brachten die Jahre 1961 

Schaubild 4 

Schulden der Länder aus Kreditmarktmitteln 
Ende 1974 und 1975 
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bis 1963, noch einen leichten Rückgang der Schul- - 
den. In den nächsten Jahren kam es dann haupt-
sächlich wegen der rückläufigen wirtschaftlichen 
Entwicklung zu recht unterschiedlichen Zunahmen 
der Kreditmarktschulden, die insbesondere 1965 
mit.516 Mill.DM für damalige Verhältnisse beacht-
liche Ausmaße erreichten. 
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Tabelle 6 
Staatsverschuldung 1964 bis 1975 in Millionen DM 

Fundierte Schulden 

   

Kreditmarkt-

 

schulden 2)  

davon 

 

Ausgleichs-
forderungen 3)  

Auslands-

 

schulden  

Schulden 
bei 

Verwaltungen 

Schwebende 

Schulden 

( Kassenkredite) 

Jahrl) 
insgesamt 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 
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1975 4) 

1) Jeweils 31.12. - Z Bis 1973 aus Kreditmarkt- und öffentlichen Sondermitteln. - 3) Im wesentlichen Forderungen der Geldinstitute und 
Versicherungen auf Grund des'Gesetzes über die Geldumstellung. - 4) Voraussichtliches Ist (Nettozunahme 1. bis 3. Quartal = Ist, 4. Quartal 
= Soll). 
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1967 wurde dann die Staatsverschuldung erstmals 
bewußt für konjunkturpolitische Zwecke eingesetzt. 
Die Finanzierung der zur Überwindung der Rezes-
sion durchgeführten Konjunkturprogramme fand im 
wesentlichen mit Hilfe von Kreditmarktmitteln statt, 
was sich in einer bis dahin ungewohnten Erhöhung 
des Schuldenstandes bemerkbar machte. Allein 
1967 wuchsen die Kreditmarktschulden um 844 Mill. 
DM. Auf die expansive Ausrichtung der Schuldenpo-
litik folgte 1969 ihr kontraktiver Einsatz, der Schul-
denstand nahm um 94 Mill.DM ab. In den nächsten 
Jahren nahmen die Kreditmarktschulden wieder 
stärker zu — bis auf einen geringfügigen Rückgang 
im Jahre 1972 — um 1975 mit einer Steigerung um 
voraussichtlich 2,63 Mrd.DM einen vorläufigen Höhe-
punkt zu erreichen. Ein nicht unerheblicher Teil die-
ser Nettokreditaufnahme dient dem Ausgleich des 
aus konjunkturellen Gründen stark rückläufigen 
Steueraufkommens.' 

Der unterschiedliche Stand der Kreditmarktschul-
den je Einwohner Ende 1974 sowie die voraussicht-
liche Zunahme im Jahr 1975 in den einzelnen Bun-
desländern geht aus Schaubild 4 hervor. 

.Anteil der Kreditmarktschulden am Bruttoinlands-
produkt seit 1964 mehr als verdreifacht 

Betrug der Anteil der Kreditmarktschulden am Brut-
toinlandsprodukt im Jahre 1964 nur 1,37°/x, so be-
wirkten die hohen Kreditaufnahmen der Jahre 
1965/67 und eine nur geringfügige Zunahme des 
Bruttoinlandsprodukts eine starke Anhebung bis 
auf 3,42% im Jahre 1968. In den folgenden Jahren 
fiel der Anteil wieder etwas zurück, um dann im 
Jahr 1975 den Wert von 4,75% zu erreichen. 

Die wachsende fiskalische Bedeutung der Verschul-
dung zeigt auch ein Blick auf die Entwicklung des 
Verhältnisses zwischen jährlicher Neuverschuldung 
und den Ausgaben des Staates. Während im Durch-
schnitt der Jahre 1964/70 der Staat 4,08% seiner 
Ausgaben über die Neuverschuldung finanzierte, 
lag der Anteil im Jahresdurchschnitt 1970/75 mit 
5,74% wesentlich höher. Allein im Jahre 1975 be-
lief sich der Anteil auf 12,95%. Der Staat war ge-
zwungen, in den letzten Jahren einen sehr viel hö-
heren Prozentsatz seiner Ausgaben mit Krediten 
zu finanzieren. Welche fiskalische Bedeutung die 
Verschuldung allein in den letzten Jahren gewonnen 
hat, läßt sich auch daran erkennen, daß der Anteil 
der jährlichen Nettoschuldaufnahme gemessen an 
den Sach- und mittelbaren Investitionen von 8,4% 
im Jahr 1973 über 21,6% im darauffolgenden Jahr 
bis auf 58,4% im Jahr 1975 ansteigen wird. 

Die mit der öffentlichen Verschuldung zwangsläu-
fig verbundenen Zinskosten binden laufend einen  

Teil der Ausgaben. Die staatlichen Zinsausgaben 
haben als Folge.der wachsenden Verschuldung und 
des steigenden Zinsniveaus im Untersuchungszeit-
raum beachtlich zugenommen. Betrugen sie im Jahr 
1964 nur 93 Mill.DM, so stiegen sie bis 1975 auf 
660 Mill.DM an. 

Zur. Beurteilung der fiskalischen BedeutungAer 
Zinsausgaben wird man auch die Entwicklung der 
Gesamtausgaben und der Steuereinnahmen in Be-
tracht ziehen müssen. Der Anteilsatz an den Gesamt-
ausgaben stieg von 1,33% im Jahr 1964 bis auf 
2,40% im Jahr 1969 an, ging in den folgenden Jah-
ren leicht zurück und lag 1975 bei 3,24%. Setzt 
man die Zinsausgaben zu den Steuereinnahmen in 
Beziehung, so drückt die sich ergebende Zins-Steu-
erquote aus, in welchem Umfang die regelmäßig 
fließenden Steuereinnahmen rein rechnerisch zur 
Deckung der Zinsausgaben hätten herangezogen 
werden müssen. Im zeitlichen Verlauf läßt sich 
auch hier eine deutlich steigende Tendenz feststel-
len, von 2,87% im Durchschnitt der Jahre 1964/70 
auf 3,46% im Jahresdurchschnitt 1970/75. 

Angesichts des Ausmaßes der oben dargestellten 
Schuldenentwicklung und ihrer in hohem Maße 
strukturbedingten Ursachen zeichnen sich für die 
öffentliche Hand große Probleme im Hinblick auf 
die zukünftige Haushaltsgestaltung und auf den zu-
künftigen Handlungsspielraum ab. Die größten 
Schwierigkeiten ergeben sich dabei aus der Bela-
stung zukünftiger Haushalte durch Tilgungs- und 
Zinsendienst. Während die Tilgungsproblematik 
durch ständige Umschuldungsprozesse zeitlich be-
grenzt verschoben werden kann, belasten die Zins-
zahlungen den Haushalt substantiell — und dies bei 
steigender Verschuldung in immer stärkerem Aus-
maß. Die Diskussion um die Grenzender Verschul-
dung wird schon seit Jahren geführt. Verschiedene 
Größen zur Messung der Höhe der Verschuldung —
wie auch der vorab beschriebene Anteil am Steuer-
aufkommen oder am Bruttoinlandsprodukt — wur-
den vorgeschlagen. Es gelang aber nicht, einen 
Grenzwert anzugeben, bis zu dem die Verschuldung 
problemlos getrieben werden könne, um dann von 
dort an in einen Gefährdungsbereich einzutreten. 
Als Ergebnis aller Überlegungen hat sich bisher viel-
mehr ergeben, daß eine höhere Verschuldung kurz-
fristig sowohl finanziell wie volkswirtschaftlich trag-
bar ist. Daß aber auf längere Sicht eine strukturell 
bedingte hohe Verschuldung unter allen Umständen 
vermieden werden muß, weil sie auf die Dauer we-
gen des rapide wachsenden Zinsendienstes zu einer 
Handlungsunfähigkeit der öffentlichen Hand führt 
und weil darüberhinaus in einem weiteren Stadium 
die Gefährdungen für die Währung und damit für 
das gesamte Wirtschafts- und Gesellschaftsgefüge 
unübersehbar werden. 
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a) Gesamtbevölkerung 

402 576 306 572 

373 697 339 995 

274 573 311 535 

358 881 265 157 93 724 

445 621 295 274 150 347 

430 349 320 888 

394 150 323 843 70 307 

390 189 311 256 

384 032 308 765 

296 875 

270 000 - 65 ODO 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971' 

1972 

1973 

1974 

19753) 

158 742 

160 802 

155 617 

147 961 

140 087 

126 212 

123 671 

112 845 

102 875 

85 941 

86 600 

87,276 

93 263 

94 628 

92 628 

92 671 

92 740 

92 918 

72 801 

74 202 

68 341 

'54 698 

45 459 

35 584 

31 200 

20 105 

9 957 

96 004 

33 702 

36 962 

102 206 93 127 9 079 274 660 

96 000 95 000 3 000 205 000 

168 805 

107 904 

31 379 

148 422 

195 806 

8 426 202 

8 534 106 

8 565 4711) 

8 713'893 

8.909 699 

8 953 607 2) 

101 507, - 9 055 114 

- 62 000 9 164 000 

109 461 145 045 

78 933 99 038 9 154 152 

75 267 85 224 9 239 376 

22 215 - 13 136 9 226 240 

b) Deutsche 

168 651 

164 527 

160 419 

44 265 159 826 

33 573 159 929 

20 947 147 882 

13 270 147 033 

64 485' 

63 934 

 

57 4J2 

1965 

1966 

1967 

 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

19753) 

149 683 19 168 

148 304 16 223 

139 932 20 487 

141 212 18 614 

140 233 19 696 

135 016 12 866 

130 018 17 015 

124 439 22 034 

118 411 16 268 

112 962 12 642 

102 000 5 000 

 

156 889 76 836 

191 691 17 479 

171 603 57 449 

123 945 75 110 

155 041 130 651 

 

 

 

1. Bevölkerungsbilanz seit 1965 

 

 

zuzüge Fortzüge 
Wenderun,e-

 

gevinn bzw. erlast (-)  

Zu- bzw. 
Abnahme (-) 
vegeaemt  

Bevblkervng 

31.Deaember 

Geburten-
überechuB 

kbend-
geDvrene Jahr Gestorbene 

Ober die Landesgrenze 

 

149 455 84 970 

149 428 85 494 

143 597 86 165 

136 370 92 105 

126 798 93 225 

111 897 90 950 

90 889 

90 920 573 146 473 

91 109 - 11 023 134 679 

91 360 - 13 658 125 604 

971 8 316 

1 106 10 268 

1 111 10 909 

1 158 10 433 199 055 

1 403 11 886 285 692 

14 637 282 467 

17 930 247 117 

19 532 243 716 

20 980 249 353 

22 737 149 056  

85 152 

27 747 

46 540 

85 543 

142 537 

96 595 111 232 

53 292 71 222 

56 899 76 431 

58 999 79 979 

34 857 

8 001'040 

6 061 197 

8 159 1021) 

8 221 981 

8 275 250 

8 273 5222) 

8 303 807 

8 326 414 

6 331 659 

8 330 643 

425 162 

452 909 

406 369 

491 912 

634 449 

680 085~) 

751 307 

027 738 

907 717 

83 653 

80 157 

77 919 

fit 879 

53 269 

33 813 

30 285 

22 607 

5 245 

- l 016 

104 159 

91 493 

60 086 

77 702 

76 200 93 200 - 17 000 107 000 -12 000 8'319 000 

c) Ausländer 

233 725 

209 170 

114 154 

9 287 

11 374 

12 020 

11 591 

13 289 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971. 

1972 

1973 

1974 

16 315 1 678 

19 712 1 782 

21 352 1 820 

22 789 1 809 

24 504 1 767 

185 872_ 

193 825 

186 817 

190 354 

183 913 12 120 895 597 

19753)  21.800 1 800  20 000 98 000  166 000 - 70 000'  - 50 000 845 000 

 

I) Gebietsabtretung an die 8ehveiz mit Wirkung von 20.7.1967 (14 Per emnen).- 2) Im Sehr 1970 werden die fortgeschriebenen Bevölkerwlgezeh3en euf-

Bund dee Volke z8hlungeergebvieeee bereivigt. - 3) Geavhatzte Zahlen. 



14,0 
14,1 
11,2 
14,3 
11,4 
13,9 

13,8 
13,5 
10,8 
13,7 
0,9 
3,5 

12,8 12,5 

6,9 
7,0 
5,6 
3,5 
7,6 

6,2 
6,5 
5,4 
3,4 
7,3 

946 
926 
439 
444 
669 

15 793 
5 434 
7 645 
4 076 

45 945 

11 422 126 872 11 598 12 334 
17 596 276 813' 18 450 17 875 
29 018 403 685 30 048 30 209 

125 801 
273 657 
399 458 

10,2 
6,7 
7,8 

12,2 11,9 11,5 

9,1 
6,7 
7,4 

9,1 
6,4 
7,3 

  

8,0 
8,9 

7,6 
7,4 
8;0 

- 
606 523 95 389 618 635 99 568 98 294 16,2 16,1 15,7 16,4 

289 011 
452 272 
230 735 
426 229 
351 108 

2 355 876 

234 871 
84 187' 
151 697 
126 017 
711 771 

39 766 306 108 
61 222 434 372 
24 857 232 969 
58 186 427 322 
38 204 352 709 
317 624 2 372 115 

19 305 
5 501 
8 238 
4 344 

51 715 

15,4 
14,1 
10,8 
14,4 
12,0 
14,2 

11,3 

6,7 
6,5 
5,0 
3;2 
6,5 

14,7 
14,7 
10,9 
15,1 
12,2 
14,5 

11,9 

8,0 
6,8 
5,3 
3,4. 
7,1 

 

114 999 14 327 

350 891 
189 362 
872 059 

26 299 369 431 
12 991 193 157 
65 084 876 422 

26 062 
13 920 
67 358 

28 413 
13 175 
66 932 

3 467 107 398 357 3 490 664 415 378 410 971 

50 063 3 088 47 192 2 898 3 924 
281 743 22 706 266 642 22 446 23 452 

9,8 
6,5 
7,6 

11,9 

7,8 
8,3 

7,4 
7,4 
7,7 

8,7 

102 192 11 599 99 153 11 454 11 851' 11,6 11,6 11,4 12,2 

126 093 13 829 126 125 14 173 13 658 10,8 11,2 11,0 11,4 
161 222 15 885 164 495 17 246 15 829 9,8 10,5 9,9 10,4 
98 287 6 218 96 427 6 408 6 055 6,2 6,5 6,3 6,5 
487 794 47 531 488 200 49 281 47 393 9,7 10,1 9,7 10,2 

2 389 466 207 099 2 398 312 212 068 205 224 8,6 8,8 8,7 8,9 

177 007 12 400 173 984 12 881 11 840 6,7 7,4 7,0 7,2 

 

6,1 
8,4 

7,7 
6,6 
7,6 

6,2 
8,1 

7,5 
6,9 
7,5 

116 371 1 

235 977 2 
85 023 
150 466 
127 227 
715'064 5 

914 12 997 

42 709 
61 102 
26 143 
60 938 
40 201 
330 661 

44 551 
63 618 
24 949' 
61 443 
41 962 
334 817 

131 919 
450 243 

1 029 615 

6 308, 132 449 
35 958 457 774 
94 484 1 033 690 

8,7 
13,0 12,6 

4,6 
8,3 
9,3 

4,0 
7,2 
8,8 

5 324 
32 631 
90 473 

6 414 
38 213 
95 855 

130 010 11 329 121 358 10 603 11 298 
317 443 40 889 322 109 40 625 41 220 

9,6 
13,2 

4,3 
7,4 
9,1 

8,7 
12,9 

4,8 
8,0 
9,2 

10 572 9 656 5,2 5,6 
6 181 5 625 4,3 4,8 
19 408 18 261 5,1 5,4 
49 042 45 382 5,3 5,8 

10 545 9 990 7,7 8,0 
25 512 23 683 11,8 12,6 
10 160 9 802 8,8 9,1 
46 217 43 475 9,8 10,4 

5,3 
4,7 
5,3 
5,6 

7,6 
12,1 
9,0 
10,0 

10,8 
9,3 
9,3 
9,9 

8,0 

10,4 
9,3 
8,6 
9,6 

186 136 
129 404 
356 254 
848 801 

130 148 
200 868 
111 047 
442 063  

9 796 
6 116 

18 998 
47 310 

9 954, 
24 326 
9 999 
44 279 

187 636 
128 593 
357 088 
847 301 

131 279 
202 367 
111606 
445 252 

230 564 24 920 232 836 26 478 22 764 9,9 11,4 
194 873 18 034 195 659 18 557 18 130 9,3 9,5 
143 983 13 443 144 229 13 927 12 640 8,9 9,7 
569 420 56 397 572 726 58 962 53 734 9,4 10,3 

1 860 284 147 986 1 865 279 154 221 142 591 7,7 8,3 

 

235 887 24 592 236 759 25 422 25 032 10,6 10,7 
164 865 15 359 164 640 16 129 16 030 9,7 9,8 
174 694 15 033 176 045 15 876 13 809 7,9 9,0 
575 446 54 984 577 444 57 427 54 871 9,5 9,9 

98 375 11 360 93 244 10 547 13 676 13,9 11,3 11,5 

155 584 12 159 161 361 12 923 11 270 7,2 8,0 7,8 
149 713 6'952 150 089 7 404 6 994 4,7 4,9 4,6 
403 672 30 471 404 694 30 B74 31 940 7,9 7,6 7,5 

9,5 9,9 

  

2. Wohnbevölkerung und Ausländer in den Stadt- und Landkreisen 

Aas
länder 
h dem' 
AZR 

ae 30.9.19751) 

l veia 
Regionalverband (RV) 

Regie
t
nga➢ezirk 

L;äda 

Anteil av aer 
Ceskmtbevblkerung 

in % 

NaMbev"'lker~vg am 

30.6.1974 30.6.1975 

absolut R 30.6.1974 30.6.1975 30.919742) insgesamt der. Ausl. insgesamt der.Ausl. 

 

Stadtkreis 
Stuttgart 

Landkreise 
Böblingen 
Esslingen 
OÖPPingen _ 
Ludwigsburg 
Rens-Murr-Kreis 

RV Mittlerer Neckar 

Stadtkreis 
Heilbronn 

Landkreise 
Heilbronn 
Hohenlohekreis 
Schwäbisch Hall 
Mein-Tauber-Hrais 

RV Franken 

Landkreise 
Heidenheim 
Ostalbkreis 

RV Ostwürttemberg 

Regierungsbezirk Stuttgart 

Stadtkreise 
Baden-Baden 
Karlsruhe 

Landkreise 
Karlsruhe 
Rastatt 

RV Mittlerer Oberrhein 

Stadtkreise 
Heidelberg -
Mannheim 

Landkreise 
Neckar-Odenwald-Kreis 
Rhein-Neckar-Kreis 

RV Unterer Neckar 

Stadtkreis 
Pforzheim 

Landkreise 
Calw 
Enzkreis 
Freudenstadt 

RV Nordschwarzwald 

Regierungsbezirk Karlsruhe 

Stadtkreis 
Freiburg im Breisgau 

Landkreise 
Breisgau-Hochschwarzwald 
Enmendingen 
Ortenaukreis 

RV Südlicher Oberrhein 

Landkreise 
Rottweil 
,Schwarzwald-Baar-Kreis 
Tuttlingen 

RV Schwarzwald=Saar-Neuberg 

Landkreise 
Konstanz 
Lörrach - 
waldshut 

RV Hochrhein-Bodensee 

Regierungsbezirk Freiburg 

Landkreise 
Reutlingen 
Mbingen 
Zollernalbkreis 

RV.Neckar-Alb 

Stadtkreis 
Ulm 

Landkreise 
Alb-Donau-Kreis 
Biberach 

RV Donau-Iller3) 

5,6 
4,4 
5,3 
5,6 

8,1 
12,4 

9,2 
10,3 

10,0 
9,7 
8,8 
9,6 

8,0 

11,0 
10,4 
8,0 
9,9 

13,8 

6,9 
5,3 
7,9 

9,5 
6,8~ 
5,7 
7,4 

8,5 

Landkreise 
Boden... kreis 162 253 14 941 161 845 14 934. 14 609 9,1 9,2 
RavenBburg 225 66D 14 744 225 669 15 086 14 920 6,6 6,7 
Sigmaringen 113 072 6 778 113 537 6 984 6 788 6,0 6,2 

RV Bodensee-Oberschwaben 500 985 36 463 501 051 37 004 36 517 7,3 7,4 

Regierungsbezirk Tübingen 1 480 103 121 918 1 483 189 125 305 123 328 8,3 8,4 

Baden-Württemberg 9 196 962 875 360 9 237 644 906 972 882 114 9,6 9,8 

1) MR-Zahlen bezogen auf den Bev6lkerungsstena am 30. Juni 1975.- 2) AZA-Zablen bezogen auf den Bevblkenulgs stand 30.6.1974.-

3) Soweit Land Baden-Würctmberg. 

9,2 
6,5 
6,0 
7,3 

8,2 

 



2 3 

Basisbevölkerung 1. 1. 1975 

M 0 d e 1 1 

Beseicmusg 

Sterbeziffern 
und überlebenswahrscheinlich-

 

keit der Neugeborenen 

 

Sterbeziffer im gesamten Vorausschätzungszeitraum entsprechend dem Mittel der gesamten 
Bevölkerung in den Jahren 1972/74 
überlebenswahzscheinlichkeit der Neugeborenen entsprechend den Verhältnissen für 
Ausländer 1972/74 

Ausgehend vom Durchschnitt der Jahre 1972/74 verde die Fruchtbarkeiteziffer der ausländi-
schen Frauen in den ersten dre', Berechnungsjahren um jeweils 2 8 abgesenkt, um in etwa eine 
künftige Anpassung an die Verhaltensweisen der deutschen Bevölkerung zu berücksichtigen. 

Fruchtbarkeiteziffer 

Wanderungssaldo = 
- 15 000 
Wanderungsvolumen 
144 100 Zuzüge und 
159 100 Fortzüge 

Wanderungsvolumen-
151 600 Zu--und 
Fortzüge 

Wanderungsvolumen 
75 800 Zu- und 
Fortzüge 

Wanderungsansatz Wanderungssaldo = 0 

 

Ausgehend von der altersspezifischen Erwerbsquote der Auslände im Jahr 1974 wurde diese 
in den ersten fünf Jahren tendenziell an die Verhältnisse bei der deutschen Bevölkerung 
altersspezifisch angepaßt (längere Ausbildung, früheres Ausscheiden aus dem Erwerbsletten)., 
ohne diese Werte zu erreichen. 

 

Erwerbsquote 

3. Kenndaten der Modellrechnungen zum künftigen 'Ausländerbestand 
(Wohnbevölkerung und Erwerbspersonen) 

      



Mittelbereich Heilbronn 

Heilbronn Stadt 

Heilbronn in 4 

I land 

Umland in 4 

Mittelbereich Karlsruhe 

Karlsruhe Stadt 

Karlsruhe in e 

Umland 

Umland in 8 

Mittelbereich Heidelberg 

 

Heidelberg Stadt 

Heidelberg in e 

Umland 

Umland in B 

Mittelbereich Mannheim 

Mannheim Stadt 

Mannheim in 4 

Umland 

Umland in B 

Mittelbereich Pforzheim 

Pforzheim Stadt 

Pforzheim in 4 

Umland 

Umland in 1 

 

Mittelbereich Freiburg 

Freiburg Stadt 

Freiburg in 6 

Umland 

Umland, in 9 

Mittelbereich Ulm 

Ulm Stadt . 

Ulm in S 

Umland 

Umland in 8 

 

Landeesw4e 

175 205 

55 380 

31,61 

119 825 

68,39 

 

4, Entwicklung der Wohnbevölkerung in den Großstädten und im Umland tl der Großstädte 
Gebietsstand 1.1.1975 

Fev6lkervng 
Oruaaradt 
Hmlead 

1.121900 17.5.1939  13.9.1950 25.9.1956 6.6.1961  27.5.1970  31.12.1971  31.12.1972  31.12.1973  31.12.1974 

 

Mittelbereich Stuttgart 

Stuttgart Stadt 

Stuttgart in B 

Umland 

Umland in 4'  

293 981 533 885 551 110 670 525 726 577 763 792 770 957 772 893 772 464 763 819 

268 969 496 490 497 677 601 115 637-539 633 158 632 947 630 390 624 835 613 263 

91,49 93,00 90,30 89,65 87,75 82,90 82,10 81,56 80,89 80,29 

25 012 37 395 53 433 69 410 89 038 130 634 138 010 142 503 147 629 150 556 

8,51 7,00 9,70 10,35 12,25 17,10, 17,90 18,44 19,11 19,71 

212 669 

84 303 

39,64 

128 366 

60,36 

140551 

91 298 

64,96 

49 253 

35,04 

304 285 

285 753 

93;91 

18 532 

6,09 

158 074 

84 015 

53,15 

74 059 

46,85  

245 252 

73 299 

29,89 

171 953 

70,11 

194 396 

123 650 

63,61 

70 746 

36,39 

270 429 

245 634 

90,63 

24 795 

9,17 

150 977 

60 776 

40,26 

90 101 

59,75  

267 172 

88 714 

33,20 

176 458 

66,80 

203 949 

129 298 

63,40 

74 651 

36,60 

315 585 

287 210 

91,01 

28 375 

8,99 

175 984 

78 871 

44,82 

97 113 

55,18  

287 820 

99 257 

34,49 

188 563 

65,51 

215 711 

133 566 

61,92 

82 145 

38,08 

345 059 

313 890 

90,97 

31 169 

9,03 

194-006 

90 183 

46,49 

103 823 

53,52  

336 845 

113 725 

33,76 

223 120 

66,24 

233 875 

129 697 

55,46 

104 178 

44,54 

371 497 

332 163 

89,41 

39 334 

10,59 

225 162 

99 910 

44,37 

125 252 

55163  

343 1]8 

114 733 

33,43 

228 445 

66,57 

239 740 

130 863 

54,59 

108 877 

45,41 

371 439 

330 635 

89,02 

40 804 

10,99 

229 203 

101 161 

44,14 

128 042 

55,86  

347 958 

116 045 

33,35 

231 913 

66,65 

242 393 

131 285 

54,16 

111 108 

45,84 

369 745 

326 411 

88,82 

41 334 

11,18' 

231.980 

101 750 

43,86 

130 230 

56,14  

353 231 

116 931 

33,10 

236 300 

66,90 

242 865 

129 688 

53,40 

113 177 

46,60 

367 554 

325 386 

88,53 

42 168 

11,47 

234 973 

102 233 

43,51 

132 740 

56,49  

351,238 

115 924 

33,00 

235 314 

67,00 

245 055 

130 134 

53,10 

114 921 

46,90 

362 749 

320 508 

88,36 

42 241 

11,65 

235 701 

102 339 

43,42 

133 362 

56,58 

174 237 256 044 280 531 311 198 339 381 378 750 382 292 384 118 384 066 382 686 

134 144 198 648 209 705 233 711 254 169 275 450 275 300 274 809 273 008 ~2]0 647 

76,99 77,58 74,75 75,10 74,89 72,73 72,01 71,54 71,08 70,72 

,40 093 57 396 70 826 77 487 85 212 103 300 106 992 109 309 111 056 112 039 

23,01 22,42 25,25 24,90 25,11 27,27 27,99 28,46 28,92 29,28 

93 969 

56 337 

59,97 

37 612 

40,03 

172 560 

160 964 

93,28 

11 596 

6,72 

118 013 

57 01] 

48,31 

60 996 

51,69 

132 065 185 909 193 588 220 219 245 986 '287 383 297 297 303 908 309 227 312 692 

71 360 116.019 116 640 136 277 154 153 174 308 177 292 178 565 179 534 179 196 

54,05 62,41 60,25 61,86' 62,67 60,65 59,64 58,76 58,06 57,31 

60 685 69 890 76 948 83 942. 91 833 113 075 120 005 125 343 129 693 133 496 

45,95 37,59 39,75 38,12 37,33 39,35 40,37 41,24 41,94 42,69 

101 842 135 ]1] 155 606 178 488 186 477 201 823 203 994 203 ]02 204 954 204 309 

51 48] ]8 338 76 961 97 415 100 237 101 628 100 922 99 526 99 342 98 499 

50,56 57,72 49,46 54,58 53,75 50,36 49,47 48,86 48,47 48,21 

50 355 57 379 78 645 81 073 86 240 100 195 103 072 104 176 105 612 105 B10 

49,44 42,28 50,54 45,42 46,25 49,65 50,53 51,14 51,53 51,79 

4 107 325 5 476 396 6 430 225 7 133 241 7 759 154 8 895 048 9 055 114 9 154 152.9 239'376 9 226 240 

1) Oer 3eveüige Mi ttel6ereich ohne dae xugeh6rige M.i[xelzen[rvm. 



Heilbronn 

Karlsruhe 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

19701) 

1971 

1972 

1973 

1974 

Heidelberg 19701) 

1971 

1972 

1973 

1974 

Kannheim 

Pforzheim 

19701j 

1971 

1972 

1973 

1974 

19701) 

1971 

1972 

1973 

1974 

5. Bevölkerungsbewegung in den Großstädten 
Gebietsstand 1.1.1975 i 

Ce uitenüDer acDuß 'Aavderuvgsgevinv Bev6lheru.gsgevivn 

Großstadt/Jahr 

Deut. he  Auslavder  vvageaevt Deutsche A.sl der  ..gesamt Deutsche  Ausl6.der  Ivsgesmt 

Stuttgart 19701) 

1971 

1972 

1973 

1974 

- ,432 770 338 - 3 045 3 751 706 - 3 477 4 521 1 044 

- 1 012 1 488 476 -,6 020 4 289 - 1 731 - 7 032 5 777 - 1 255 

- 1 766 1 678 - 88 - 6 720 4 251 - 2 469 . - 8 486 5 929 -12 557 
- 2 488 1 769 - 719 - 9 701 4 665 - 4 836 -12 189 6 634 - 5 555 

- 2 560 1 929 - 631 - 6 816 -4 125 -10 941 - 9 376 - 2 196 -11'372 

82 143 225 - 149 864 715 - 67 1 007 946 

1 239 240 - 1 053 881 - 172 - 1 052 1 120 68 

174 298 124 259 929 1 188 85 1 227 1 312 

- 193 344 151 - 615 1 350 735 - 808 1 694 886 

337 374 37 - 368 - 676 - 1 044 - 705 - 302 - 1 007 

313 194 - 119 - 512 707 195. - 825 901 76 

807 428 - 379 - 664 817 153 - 1 471 1 245 - 226 

- 1 121 409 - 712 - 1 023 1 244 221 - 2 144 1 653 - 491 

- 1 357 500 - 857 - 2 250 1 306 - 944 - 3607 1 806 -11 801 

- 1 529. 526 - 1 003 - 736 - 622 - 1 358 - 2 265 - 96 - 2361 

- 178 46 - 132 - 263 827 564 - 441 873 432 

- 558 164 - 394 213 915 1 128 - 345 1 079 734 

- 737 172 - 565 - 73 1 060 987 - 810 1 232 422 

- 729 170 - 559 - 1 131 93 - 1 038 - 1 860 263 - 1 597 

- 812 199 - 613 414 .645 1 059 - 398 844 446 

- 444 331 - 113 - 1 845 2 173 328 - 2 289 2 504 215 

- 1 014 684 - 330 3 433 2 020 - 1 413 - 4 447 2 704 - 1 743 

- 1 362 770 - 592 - 3 636 2 004 - 1 632 - 4 998 2 774 - 2 224 

- 1 943 791 - 1 152 - 4 132 2 259 - 1 873 - 6 075 3 050 - 3 025 

- 1 986 911 - 1 075 - 3 637 - 166 - 3 803 - 5 623 745 ' - 4 878 

- 86 125 39 215 ' 625 840 129 750 879 

- 121 218 97 - 264 539 275 - 385 757 372 

- 301 252 - 49 - 62 700 638 - 363 952 589 

- 447 236 - .211 180 514 ,694 - 267 750 483 

- 471 271 - 200 426 - 120 306 - 45 151 106 

Freiburg 19701 

1971 

1972 

1973 

1974 

 

87 91 178 888 468 1 356 975 559 1 534 

130 142 272 164 1 014 1 178 294 1 156 l 450 

- 336 215 - 121 - 25 1 419 1 394 - 361 1 634 -1 273 

- 392 193 - 199 181 987 1 168 - 211 1 180 969 

- 350 219 - 131 37 - 244 - 207 - 313 - 25 - 338 

Ulm 19701) 

1971 

1972 

1973 

1974 

13 87 100 - 349 569 220 - 336 ,656 320 

- 108 164 56 - 770 - 312 - 1 082 - 876 148 - -1 026 

- 166 174 8 - 1 495 91 - 1 404 - 1 661 265 -. 1 396' 
- 256 218 - 38 - 2 226 2 080 - 146 - 2 482 2 298 - 184 

- 371 266 - 105 - 664 - 74 - 738 - 1 035 192 - 843 

 

1) vom 27.5. Dis 31.12.1970 



Stuttgart 19701) 

1971 

1972 

1973 

1974 

 

Heilbrom 19701) 

1971 

1972 

1973 

1974 

6. Bevölkerungsbewegung in den Mittelbereichen der Großstädte 
Gebietsstand 1.1.1975 

Bevölkermgegevim 4evderv0gegevim CeburtevOber echu8 

Nittslbereich/]ehr 

Omteebe  Ausl6sder  ivege4ems 0eu scbe Auslbsder  ivegesmt  0evtsche  As.1mder  i.sgemm[ 

25 1 010 1 035 - 1 298 4 333 

- 334 1 940 1 606 - 4 117 5 606 

- 1_304 2 125 821 - 4 115 - 5 230 

- 2 168 2 255 87 - 6 331 5 815 

- 2 190 2 517 327 - 4 196 - 4 776  

3 035 - 1 273 5 343 4 070 

1'489 - 4 451 7 546 3 095 

1 115 - 5 419 7 355 1 936 

- 516 - 8 499 8 070 - 429 

- 8 972 - 6 386 - 2 259 - 8 545. 

452 367 819 117 2 063 2 180 569 2 430 ~2 999 

499 - 746 1 245 - 262 2 350 2 088 237 3 096 3 333 

53 851 904 1 021 2 855 3 876 1 074 3 706 4 780 

- 322 849 527 1 421 3 325 4 746 1 099 4 174 5 273 

- 701 937 236 724 - - 2 953 - 2 229 23 - 2 016 - 1 993 

8arlervhe 19701) 

1971 

1972 

1973 
1 

1974  

- 145 257 

- 530 574 

- 956 551 

- 1 314 662 

- 1 488 688  

112 360 864 1 224 215 1 121 1 336 

44 767 1 395 2 162 237 1 969 2 206 

- 405 47B 1 753' 2 231 - 476 2 304 1 826 

- 652 - 1 255 1 855 600 - 2 569 2 517 c -52 

- 800 310 - 890 - 580 - 1 178 202 - 1 380. 

 

Heidelberg 19701) 

1971 

1972 

1973 

1974 

Hannheim 19701) 

1971 

1972 

1973 

1974  

 

18 123 105 896 1 170 2 066 878 1 293 2 171 

283 325 42 2 000 1 652 ~3 652 1 717 1 977 3 694 

654 336 - 318 1 591 1 380 2 971 937 1 716 2 653 

895 337 - 558 562 468 1.030 - 333 805 472 

933 373 - 560 2 596 154 2 750 1 663 527 2 190 

- 431 368 - 63 - 1 232 2 338 1 106 - 1 663 2 706 1 043 

- 962 751 - 211 - 2 833 2 015 - 818 - 3 795 2 766 - 1 629 

- 1 399 844 - 555 - 3 218 2 079 - 1 139 - 4617 2 923 - 1 694 

- 2 002 865 - 1 137 - 3 671 2 617 - 1 054 - 5 673 3 482 - 2 191 

- 2 024 993 - 1 031 - 3 346 - 428 - 3 774 - 5 370 565 - 4 805 

64 254 

- 66 516 

- 273' 534 

- 734 549 

- 903 558  

318 545 998 1 543 609 1 252 1 861 

450 885 859 1 744 819 1 375 2 194 

261 1 406 1 110 2 516 1 133 1 644 2 777 

- •185 1 774 1 404 3 178 1 040 1 953 2 993 

- 345 1 918 - 845 1 073 1 015 - 287 728 

Pforzheim 1970 
1) 

1971 

1972 

1973 

1974 

Freiburg 19701j 

1971 

1972 

1973 

1974 

586 147 735 2 449 752 3 201 3 037 899 3 936 

788' 254 1 042 3 366 1 570 4 936 4 154 1 824 '5 978 

191 333 524 3 871 2 216 6 087 4 062 2 549 6 611 

- 106 328 222 3 434 1 663 5 097 3 328 1 991 5 319 

106 385 491 3 630 - 656 2 974 3 736 - 271 3 465 

293 141 434 - 360 1 060 700 - 67 1 201 1 134 

306 303 609 - 302 730 428 4 1 033 1 037 

50 357 407 - 1 083'. 384. - 699 - 1 033 741 - 292 

- 265 404 139 - 1 325 2 431 1 106 - 1 590 2 835 1 245 

- 370 494 124 - 545 - 163 - 708 - - 915 331 - 584 

Ulm 19701) 

1971 

1972 

1973 

1974 

1) Vice 27.5• bis 31.12.1970. 



 

Stadt/Stadtgebiet 

Mannheim 

Inneres Stadtgebiet 

Äußeres Stadtgebiet 

 

7. Die 'innerstädtische.-Entwicklung der deutschen und ausländischen Wohnbavölkerung in Stuttgart, 
Mannheim und Freiburg im Breisgau 
a) Deutsche Bevölkerung 

 

Devt sehe HhhnDevBkerueg em 

275.1970 31.12.1971 31.12.1972 31.12.1974 31.12.1973 

Stuttgart 

Inneres Stadtgebiet 

Äußeres Stadtgebiet  

209 153 198 671 192 382 184 056 177 762 

346 611 344 696 341 840 340 627 336 692 

118 058 111 852 108 050 104 207 102 434 

184 513 163 983 183 547 160 555 176 705 

95 610 93 548 91 816 89 352 88 054 

70 181 73 452 74 879 77 140 78 121 

Freiburg w Breisgau 

Inneres Stadtgebiet 

Äußeres Stadtgebiet 

 

b) Ausländische Bevölkerung 

Ausländische Vohnbevdlkerung am 

Stadt/Stadtgebiet 

 

31.12.1974 31.12.1973 31.12.1972 31.12.1971 27.5.1970 

Stuttgart 

Inneres Stadtgebiet 

Äu Seres.Stadtgebiet 

Mannheim 

Inneres,Stadtgebiet 

 

Äußeres Stadtgebiet 

29 135 

48 259 

13 281 

16 311 

32 981 

52 402 

16 461 

18 339 

36 655 

55 B11 

18 273 

18 541 

40 141 

59 628 

20 173 

20 451 

39 740 

58 102 

20.900 

20 469 

Freiburg im Breisgau 

 

4 977 6 122 7.129 7 598 -- 7 565 

3 540 4 170 4 727 5 444 5 456 

Inneres Stadtgebiet 

-Äußeres\Stadtgebiet 



1 612 2 958 

1 848 
2 062 
1 055 
2 376 
1 751 
12 050 

1 501 
2 021 
822 

2 012 
1 660 
9 628 

172 

828 
113 
937 
779 
797 
706 

7 260 

5 501 
259 

3 716 
7 386 
6 133 
37 255 

2 049 

518 
772 
468 
764 
539 

5 122 

33 105 2 

8 251 
12 176 
9 372 
9 150 
7 925 
79 979 5 

19 147 10 785 

39 147 26 641 
15 004 10 533 
26 235 17 360 
22 164 14 291 

121 717 79 610 

5 861 
1 979 
3 495 
3 669 

19 822 

1 626 
2 936 
5 956 
5 095 

25 965 

4 818 10 352 

1 

146 
918 

565 
373. 

2 002' 

1 429 1 487 1 289 
9 829 

9 076 
4 831 
25 165 

8 290 
6 943 
34 334 

5 082 
4 577 

24 189 

6 579 
3 , 589 

14 470 

1 385 
857 

3 112 

1. 565 
882 

4 197 

17 614 13 241 
617 132 267 

3 685 _ 738 1 483 

 

897 
597 

1 592 
4 065 

569 
946 
479 

1 994 

935 
841 
458 

2 234 

232 
139 
781 

2 093 

289 
500 
177 
966 

504' 
357 
209 

1 070 

8 293 4 129 

1 112 
1 

612 
761 391 
760 305 

2 633 1 308 

16 610 4 242 5 162 3 050 2 753 
25 235 6 108 9 272 6 529 3 799 
14 121 3 674 3 924 2 715 2 403 
55 966 14 024 18 358 12 294 8 955 

159 014 43 602 55 389 38 872 25 956 

25'246 
37 691 
21 079 
84 016 

244 163 

1 455 366 940 081 261 090 336 610 240 307 155 545 

eto 
850 
579 

2 239 

6 596 

37 234 

648 
815 
599 

2 062 

6 619 

43 307 

417 
505 
366 

1 288 

3 723 

20 9702) 

'8. Schiiler, Übergänge, Abiturienten 1975 in den Stadt- und Landkreisen - 

Schüler an 6ffentlichen Schüler en öffentlichen 
allg®einbildenden Schulen beruflichen Bchulen 

greis 
Regionalverband (RV) 

La 
Pegiengabezirk 

lma  

 

Schüler i 
eer 4.Klasse 
der Grund-
schule 

Übergang aus. der 
4.v.5. Klassenstufe auf, 

Real- 
schulen 

Abiturienten 
0 

Scmmer 1975 Gy~esinn 
darunter an darunter ep 

iosgesamt Berufs-
schulen 

Grund- und 
Hauptschulen 

vsgeeaat 
Gymmsien 

71 623 40 434 18 407 

52 029 32 043 10 169 
68 548 42 660 12 612 
35 481 23 035 6 280 
68 463 42 431 13 256 
57 654 36 623 10 078 

353 798 217 226 70 602 

068 1 898 416 592 441 

220 4 291 1 050 1 154 244 
024 1 664 398 329 158 
801 2 720 628 472 323 
465 2 374 ,665 515 306 

578 12 947 3 157 3 062 1 472 

21 122 13 313 4 210 4 384 3 119 2 319 419. 762 270 

48 046 30 762 8 810 9 946 7 641 5 120 1 498 1 276 680 

69 168 44 075 13 020 14 330 10 760 7 439 1 917 2 038 950 

544 683 340 911 103 644 120 274 89 044 57 641 14 702 ,1T 150 7 544 

6 027 3 596 
37 152 21 071 

59 899 41 997 
32 316 22 130 
135 394 88 794 

15 464 7 146 5 350 8 389 6 186 1 409 237 727 - 682 

41 214 24 826 8 063 15 658 11 040 4 252 619 1 358 879 

22 972 
68 462 
148 112 

17 018 

19 890 
23 534 
16 929 
77 371 

360 877 

24 224 12 515 6 693 11 950 8 295 2 391 438 919 941 

30 456 21 257 3 881 3 l50 2 279 3 453 928 
22 683 15 147 3 331 2 956 2 013 2 512 719 
61 739 44 001 8 721 14 363 10 017 6 837 1 380 
139 104 92 920 22 626 32 619 22 604 15 193 3 465 

15 927 8 191 4 469 9 416 7 160 1 350 329 459 535 

25 533 
26 126 
69 5B6 

18 519 
18 671 
45 381 

2 936 
5 280 

12 685 

1.609 
5 345 
16 370 

1 055 
3 612 

11 827 

3 020 
2 988 
7 358 

850 
752 

1 931 

684 
781 

1 924 1 

186 
406 
127 

Stadtkreie 
Stuttgart 

Landkreise 
Böblingen 
Esslingen 
Göppingen 
Ludwigeburg 
Rems-Murr-greis 

RV Mittlerer Neckar 

Stadtkreis 
Heilbronn 

Landkreise 
Heilbronn 
Hohenlohekreis 
SchwBbisch.Hall 
Main-Tauber-Kreis 

RV Franken 

Landkreise 
Heidenheim 
Ostalbkreis 

RV OetW rttwberg 

Regierungsbezirk Stuttgart 

Stadtkreise 
Baden-Baden 
Karlsruhe 

Landkreise 
Karlsruhe 
Rastatt 

RV Mittlerer Oberrhein 

Stadtkreise 
Heidelberg 
Mannheim 

Landkreise 
Neckar-Odenwald-Kreis 
Rhein-Neckar-Kreis 

RV Unterer Neckar 

Stadtkreis 
Pforzheim 

Landkreise 
Cal. 
Enzkreis 
Freudenstadt 

RV Notdech.arzwald 

Regierungsbezirk Karlsruhe 

Stadtkreis 
Freiburg im Breisgau 

landkreise 
Breisgau-Hochschwarzwald 
Ebanendingen 
Ortenaukreis 

RV Südlicher Oberrhein 

landkreise 
Rottweil 
Schwarzwald-Baar-Kreis 
Tuttlingen 

RV Schwarzwald-Baar-Heuberg 

Landkreise 
Konstanz 
Lörrach 
Waldshut 

RV Hochrhein-Bodensee 

Regierungsbezirk Freiburg 

Landkreise 
Reutlingen 
"hinge. 
gollerttalbkreis 

RV Neckar-Alb 

Stadtkreis 
Ulm 

_ Landkreisei 
Alb-Donau-Kreis 
Biberach 

RV Iklnau-Illert) 
Landkreise 
Bodenseekreis 
Ravensburg 
Sigmaringen 

RV -Bodensee-Oberschwaben 

Regierungsbezirk Tübingen 

Baden-Württemberg 

15 372 3 526 4 779 3 275 2 437 602 510 316 

45 234 11 179 9 181 5 723 ] 347 1 692 2 340 688 
92 578 28 118 38 007 26 224 15 445 3 150 4 935 2 565 

B 967 5 279 8 250 5 872 1 417 253 517 503 

13 928 2 531 3 653 2 537 2 177 - 482 445 202 

18 244 2 376 1 287 868 3 046 724 710 110 

11 530 2 618 3 180 2 305 1 937 539 441 192' 

52 669 12 804 16 370 11 582 8 577 1 998 2 113 1 007 

234 041 66 087 88 711 .61 995 38 492 8 260 11 245 5 574 

22 203 15 115 4 184 4 756 3 272 2 408 472 
32 817 22 400 5 019 11 292 8 423 3 626, 765 
18 163 - 12 033 2 958 3 167 2 113 2 005 497 

73 183 49 548 12 161 19 215 13 808 8 039 1 734 

36 385 24 140 5 794 9 025 5 776 3 986 1 016 

32 471 21 696 4 794 7 023 5 142 3 545 785 
24 500 17 811 2 382 4 554 3 066 2 693 676 

93 356 63 647 12 970 20 602 13 984 10 224 2 477 

305 643 206 115 47 757 72 436 50 396 33 456 7 676 

37 731 23 470 7 502 8 912 6 140 3 827 937 
23 585 14 829 4 753 5 551 4 056 2 612 593 

29 245 19 368 4 638 6 198 4 555 3 204 896 
90 561 57. 667 16 893 20 661 14 751 9 643 2 426 

1) Soveit Land Bade.-Württemberg.-  2) Ohne Externe. 

 



Davon a 

Ceburts-
3ahr6aug 

Vollendetes 
uterajahr 

Wobnbe-
v6lkerung 
31.12.1976 

Grund-

 

und Haüpt-

 

achulen 

 

Berufafach-
und- Ober 
schulen 

Fach-

 

und H6here 
Fachschulen 

Hochschulen Peelsc hclea Dyeneaien Berufs-
xhulen 

 

9. Schüler und Studierende nach Geburtsjahrgängen und Schularten im Schuljahr,  1974/75 

Männlich 

1969 

1968 

196] 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

1961 

1960 

1959 

1958 

1957 

1956 

1955 

1954 

1953 

1952 

1951 

1950 

1949 

1948 

1947 

1946 

1945 

1944 

1943 

und ftüher 

1969 

1968 

1967 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

1961 

1960 

1959 

1958 

1957 

1956 

1955 

1954 

1953 

1952 

1951 

1950 

1949 

1948 

1947 

1946 

1945 

1944 

1943 

und früher  

und älter 

Weiblich 

5 68 485 41 

6 73 057 38 143 

7 74 986 72 978 

8 77 777 75 430 

9 77 499 - 73 586 31 167 

10 79 018 53 159 9 545 12 010 

_11 ]8 289 34 907 18 443 19 ]06 

12 75 747 32 554 19 366 19 101 

13 75 744 33 163 19 249 18 611 1 

14 73 276 33 120 18 258 16 631 320 273 

15 70 984 9 010 14 448 13 420 15 064 14 644 

16 68 013 989 6 190 .12 490 29 329 13 002 
17 66 842 43 1 120 11 714 31 821 4 181 

18 66 132 99 10 443 12 858 1 782 
19 64 577 ] 3 693 3 752 1 156 

20 66 983 869 1 024 636 

21 65 767 365 345 ,403 

22 67 120 ' 451 803 

23. 66 116 

24 68 582 

25 67 285 

26 64 285 

27 59 974 

28 54 299 

29 47 819 

30 61 454 

31 

und älter 

5, 72 051 35 

6 76 467 37 137 

7 78 803 76 072 

8 81 619 77 749 

9 81 852 76 412 7 152 

10 83 432 57 551 6 692 12 676 

1.1 82 133 39 099 14 227 21 663 

12 79 701 36 670 15 010 21 151 

13 78 922 36 591 15 120 20 591 2 5 
14 76 649 36 318 14 657 19 017 284 172 
15 74 603 12 260 12 470 15 321 19 225 9 240 
16 72 071 1 601 7 370 14 664 35 178 8 300 

17 70 869 56 2 106 14 856 43 481 3 291 76 
18 70 464 335 13 606 30 208 1 519 696 6~ 
19 66 143 6 695 10 228 1 228 887 2 205 
20 63 705 2 405 3 207 614 581 4 940 

21 62 189 1 181 1 226 461 776 8 105 
22 65 700 2 793 826 1 442 10 208 
23 65 432 1 791 11 005; 
24 69 217 1 746 11 710 
25 71 095 1 353 10 774 
26 69 053 1 059 8 185 
27 65 957 738 5 784 
28 59 652 539 3 611 
29 53 220 348 2 006 
30 67 936 401 1 801 

31 1'986 5 018 

 

i 

 

2 193 

3 881 4J 

3 379 5 040 

2 201 5 960 

1 265 6 347 

B97 6 126 

483 4 475 

424 3 673 

302 2 529 

183 1 4]0 

136 1 047 

152 636 

]1 416 

86 523 

759 2 124 



 

Abemlvencen 

10. Vorausberechnung von Absolventen der Allgemeinbildenden und Beruflichen Schulen bis 1985 
a) Abgänger und Absolventen der Allgemeinbildenden Schulen 

 

. .Abgänger 

m 8aupt-
ecnulen 

ahne 2) 
Abschluß  

aus Gymnaalas 
nach lbecnlua 
aer Kleeecu 
10- bi. 12 4)  

mit allgemeiner 
und fechgebunde-
n r Bichachul-

re'fe 6) 

 

Abend-

 

realschulen  

Abendgym-

 

nd 
ngolleg. 7 ) 

e Bämder-
schulen 3) 

Jahr 
Realschule. Hauptechulee 

 

3 297 56 165 15 784 12 322 923 239 

4 773 55 710 17 676 14 221 915 359 

5 000 43 300 23 700 16 200 1 100 450 

4 100 53 300 21 600 17 200 1 100 450 

5 900 59 700 27 000 17 500 1 100 - 450 

7 100 63 600 33 000 17 500 1 100 450 

7 000 64 500 33 000 14 000 1 100 450 

7 200 63 600 33 700 19 500 1 100 450 

7 400 63 300 34 100 23 000 1 100 450 

7 600 60 600 34 000 23 100 4 100 X450 

7 600 57 100 33 700 23 600 1 100. 450 

7 100 52 500 32 000 24 400 1 100 450 

6 800 48 900 30 300 25 000 1 100 450 

1970/711  

1973/741  

1974/75 

1975/76 

1976/77 

1977/78 . 

1978/79 

1979/80 

1980/81 

1981/82 

1982/83 

1983/84 

1984/85 

e 860 4 685 

6 029 5 878 

6 300 6 500 

7.700 6 800 

8 600 7 200 

9 200 7 600 

9 300 7 900 

9 200 8 300 

9 100 8 700 

8 800 8 500 

8 200 8 200 

7 600 8 000 

7 100 7 800 

 

b) Abgänger und Absolventen der Beruflichen Schulen 

Abgänger aua Abe ol venten 

der Berufs-
schalen 8) 

mit mittleren 
Abschlüssen und 
FaehecM1ulrei[e 9) 

mit 
FachhocMchul-

rcife 10)  
uN
mt allgemein.. 

fachgebundener 
Bnehsehuleeife 11)  

%.buchst ¢A12) Jane Berufsfaehachulen 

3 073 14 569 5 837 

4 316 16 173 - 6 995 

5 900 19 800 7 100 

/970/711  

1973/741  

1974/75 

1975/76 

1976/77 

1977/78 

1978/79 

1979/80 

1980/81 

1981/82 

1982/83 

1983/84 

1984/85 

 

11 012 315 

12 267 471 

15 000 600 

66 598 

70 024 

76 900 

76 300 

75 200 

76 600 

81 300 

86 500 

89 500 

90 000 

16 IM 700 6 700 20- 200 7 200 

17 600 800 7 500 20 400 7 300 

19 200 800 8 300 20 600 7 300 

20 800 900 9 100 20 800 7 400 

22 300 1 000 10 000 21 000 7 400 

23 800 1 000 il 000 21 000 7 500 

23 500 000 12 000 21 200 7 600 

1 000 13 000 21 200 7 600 

1 000 14 000 21 000 7 700 

1 000 15 000 20 600 7 700 

88 600 23 600 

85 600 23 500 

61 800 22 800 

 

Duelle: Arbeitsgruppe Be Larfsfeatstellung der Ständigen Konferenz der Kultuamihister der Länder in der Bundesrepublik Deutachla.d.- 

1) let-Zahlen.- 2) Aue Klaanen 5 bis B und nach erfolglosem Besuch des 9. Schuljahres.- 3) Eimehl. Abgänger mit 
dnchts.1.bsolventen 

bschluß.- 

4) Ohne Fachhocbachulreife.- 5) Koch erfolgreichem Besuch dee 9. Schuljahren— 6) einschl. Pechhochschulreife, je 
ohne  

n V.chereitumgekureen m PecnhocMcbul en mit Fach-chschulreife.- 7) Eimehl, externe.- 8) Einachl. Sonderberufsfachschulen.- 9) Dem 

Realachulabachlue entsprechend.- 10) Berufl.Gymnaelen ohne Abaolventen von Vorbereitungskursen en Fachhochschulen mit Pachhochschul-

eife.- 11) Unecht. Berufliche Gymnasien mit Techn.Oberschulen.- 12) Soweit In der Zuständigkeit dee Kultuaministeriuae. 1993/74 ohne 

Fachmehulen für Soxialpädegogik. die vorher Beeu hfschechulea waren. 



Stadtkreis 
Stuttgart 

Landkreise 
Böblingen 
Esslingen 
Göppingen 
Ludwigsburg 
RemS-Murr-Kreis 

RV Mittlerer Neckar 

Stadtkreis 
121 Heilbrbn 

Landkreise 
125 Heilbronn 
126 Hohenlohekreis 
127 Schwäbisch Hell 
128 Main-Tauber-Kreis 

RV Franken ' 

Landkreise 
135 Heidenheim 
136 Ostalbkreis 

RV Ostwezttemberg  
RegSerungsbezirk.Stuttgart 

Stadtkreis 
21.1 Baden-Baden 

Landkreis 
216 Rastatt 

Stadtkreis 
212 Karlsruhe 

Landkreis 
215 Karlsruhe 

RV Mittlerer Oberrhein, 

Stadtkreis 
221 Reidelberg 

Landkreis 
226 Rhein-Neckar-Kreis 

Stadtkreis 
222 Mannheim 

Landkreis 
225 Neckar-Odenwald-Kreis 

RV Unterer Neckar 

Stadtkreis 
231 Pforzheim 

Landkreise 
236 Enikreis 
235 Calw 
237 Freudenstadt 

RV Nord-Schwär zwald  
Regierungsbezirk Karlsruhe 

Stadtkreis 
311 Freiburg 

Landkreise 
315 Breisgau-Hochschwarzwald 
316 Emmendingen 
317 Ortenaukreis' 

RV Südlicher Oberrhein 

Landkreise 
325 Rottweil 
326 Schwarzwald-Saar-Kreis 
327 Tuttlingen - 

RV Schwarzwald-Saar-Heuberg 

Landkreise 
335 Konstanz 
336 Lörrach 
337 Waldshut 

RV Hochrhein-Bodensee 

Regierungsbezirk Freiburg 

Landkreise 
415 Reutlingen 
416 Tübingen 
417. Zollernalbkreis 

RV Neckar-Alb 

Stadtkreis 
421 vlm 

Landkreise 
425 Alb-Donau-Kreis 
426 Biberach 

RV Donau-Iller 

 

Landkreise 
435 Bodenseekreis 
436 Ravensburg 
437 Sigmaringen 

RV Bodensee-Oberschwaben 

Regierungsbezirk Tübingen 

Baden-Wettemberg  

111 

115 
116 
117 

8-

 

119 

3 230 230 410 278 140 108 

 

400 

 

400 

241 

1 

232 
199 
109 
134 
370 

1 285 

226 

921 
50 
49 
91 

187 
695 

467 

324 
249 
158 
225 
557 

1 980 

467 

324 
249 
158 
225 
157 

1 580 

371 

260 
264 
109 
134 
400 

1, 538 

I 

} 

} 

  

90 
90 

- 

 

129 
16 

289 

 

49 
169 
35 
253 

3 390 390 
1 22 22 
2 41 41 
6 453 453 

2 50 100 

 

11. Bestand und Bedarf an Plätzen in Werkstinten für Behinderte in den Stadt- und Landkreisen 

Kreis 
gegionev ,bn (kV) 

Regie rangebezirk 
Lana 

Bestand an Plätzen insgesamt 

1974 1975 

Bedazf en Plätzen 1980 

acvoe in, 
nage samt externen internen 

Bereich 

Zusatzbedarf 
1980 gege_nuber. 
Bestand 1974 

sgesamt 

tätte

 
etätten 
1974 

es. 
Nr. 

 

1 15 15 189 69 120 174 
2 115 115 147 147 - 32 
- - 70 129 129 - 129 
6 360 430 883 623 260 523 

1 110 110 83 83 - - '27 
3 178 178 267 177 90 89 
4 288 288 350 260 90 62 
27 1 933 2 256 3 213 2 463 750 1 280 

1 25 25 195 195 - 1]0 

2 295 295 488 408 - 193 

3 320 320 683 683 - 363 

 

1 120 270 285 285 - 165 

1 90 90 210 210 - 120 

2 266 268 351 81 270 83 
4 478 628 846 576 270 368 

1 50 50 145 145 - 95 

 

1 50 50 94 94 - 44 
1 40 50 83 83 - 43 
3 '140 150 322 322 - 182 
10 938 1 098 1 851 1 581 270 913 

l3 136 136 280 280 144 

- - - 49 49 
1 27 80 196 196 
1 50 50 85 85 
2 77 130 330 330 

1 60 - 60 113 113 - 53 
2 140 140 270 97 173 130 
1 70 120 106 108 - 38 
4 '270 320 491 318 173 221 
13 889 1'056 1 652 1 389 263 763 

780 130 650 390 
106 106 - 84 
101 101 - 60 
987 337 650 534 

200 200 - 150' 

2 84 164 242 92 150 158 
4 134 284 442 - 292 150 308 

4 376 399 595 111 484' 219 
5 327 445 398 143 255 71 
3 227 282 405 95 310 178 
12 930 1 126 1 398 349 1 049 468 

22^ 1 517 1 863 2 827 978 1 849 1 310 

72 5 277 6 273Y 9 543 6 411 3 132 4 266 

- - 129 129 
4 406 470 422 332 
7 542 606 831 741 

1) Die Angeben bezieben sich jeweils auf es Jahresende. 



19 635 15,7 47 669 37,7 39 228 31,0 13 339 10,5 -6 514 . 5,1 

13 118 28,7 
54 131 32,2 
121 498 31,5 

45 494 
126 585 

45 769 
167 839 
385 687 

5 390 11,8 13 346 29,4 15 021 33,0 7 155 15,7 4 582 10,1' 

2 829 6,2 8 734 19,1 
14 030 8,4 43 985 26,2 
42 084 10,9 113 734 29,5 

20,6 
18,3 
15,7 

11'659 
25 052 
47 807 

9 429 
30 641 
60 564 

25,5 
14,9' 
12,4 

4 238 5,0 14 314 
3 034 5,6 8 996 
2 217 3,5 6 578 
9 489 4,7 31 888 

16,9 27 980 33,1 
16,5 16 669 30,5 
13,4 22 244 34,6 

'15,7 66 893 33,0 

22,2 14 895 40,4 7 301 19,8 4 164 1.1,3 

12 765 25,0 15 822 31,0 
12 974 26,6 16 781 34,4 
33 040 24,2 36 767 26,8 

84 523 
54 593 
63 881 
202 997 

21 643 25,6 
12 974 23,8 
16 117 25,2 
50 734 25,0 

16 348 19,4 
12 920 23,6 
14 725 23,1 
43 993 -21,6 

36 877 2 331 

51 097 1 960 
48 794 1 440 
136 768 5 731 

6,3 8 186 

3,8 6 266 
2,9 5 223 
4,2 19 675 

14 284 27,9 
12 376 25,4 
41 555 30,4 

12,3 
10,7 
14,4 

12. Wohnungen nach der Zahl der Räume in den Stadt- und Landkreisen 

Von diesen VOMuegen hatte. ... Räume 1) 
Kreis 

Regionalverband (RV)' 
Regieru .g .irk 

Lend 

woMungev 
u 

31.12. 1974 
Anteil 

F 
Anteil 
in 1 

Anteil 
in S 

Anteil 
in f 

Mteil 
in 5 1 und  4 5 3 wd mehr 

 

237 286 22 857 9,6 55 258 23,3 101 265 42,7 37 843 15,9 20 063 8,5 

106 660 7 369 6,9 18 980 17,8 38 180 35,8 24 168 22,7 17 963 16,8 
153 553 10 158 6,6 28 594 18,6 55 488 36,2 34 875 22,7 24 438 15,9 
84 532 5 015 5,9 15 047 17,8 31 838 37,7 18 887 22,3 13 745 16;3 
152 561 9 325 6,1 27 249 17,8 57 493 37,7 35 201 23,1 23 293 15,3 

127 271 7 712 6,1 22 124 17,4 46 822 36,8 30 481 23,9 20 132 15,8 
861 863 62 436 7,2 167 252 19,4 331 086 38,4 181 455 21,1 119 634 13,9 

44 610 2 678 6,0 10 114 22,7 17 861 40,0 8 442 18,9 5 515 12,4 

46 024 
95 245 
141 269 

2 119 
4 176 
6 295 

4,6 
4,4 
4,5 

 

8 083 
14 438 
22 521 

17,6 
15,2 
15,9 

16 586 36,0 
30 698 32,2 
47 284 33,5 

10 262 
23 788 
34 050 

22,3 
25,0 
24,1 

8 974 19,5 
22 145 23,2 
31 119 22,0 

1 254 651 81 004 6,5 232 700 18,5 457 173 36,4 273 067 21,8 210 707 16,8 

20 039 1 456 7,3 4 996 24,9, 7 278 36,3 3 685 18,4 2 624 13,1 

109 041 10 337 9,5 30 858 28,3 42 492 39,0 16 614 15,2 8 740 8,0 

21 591 16,4 
11 000 15,9 
43 955 13,3 

40 292 4 451 11,0 12 705 31,5 14 550 36,1 5 198 12,9 3 388 8,5 

45 585 3 265 7,1 8 513 18,7 14 443 31,7 10 161 22,3 9 203 20,2 

60 713 3 273 5,4 13 312 21,9 20 650 34,0 13 062 21;5 10 416 17,2 

36 676 2 371 6,5 5 980 16,3 11 363 31,0 8 461 23,0 8 503 23,2 

183 268 13 360 7,3 40 510 22,1 61 006 33,3 36 882 20,1 31 510 17,2 

898 976 80 429 8,9 234 418 26,1 302 356 33,7 158 501 17,6 123 272 13,7 

 

10,5 16 562 25,3 23 561 36,0 10 602 16,2 7 843 12,0 

13 493 21,8 
8 222 18,9 
25 526 21,2 
55 084 18,9 

45 444 
70 670 
40 370 
156 484 

1 449 
4 908 
1 219 
7 5%6 

3,2 
6,9 
3,0 
4,8 

6 477 
13 754 
5 628 

25 d59 

14,3 
19,5 
13,9 
16,5 

16 126 35,5 
26 073 36,9 
14 649 36,3 
56 848 36,4 

12 106 26,6 
14 300 20,2 
10 184 25,3 
36 590 23,4 

9 266 20;4 
11 635 16,5 
8 690 21,5 
29 611 18,9 

84 304 8 048 9,6 15 868 18,8 30 170 35,8 16 181 19,2 14 037 16,6 

67'199 4 596 6,8 14 173 21,1 24 197 36,0 13 132 19,6 11 101 16,5 

48 297 3 075 6,4 7 824 16,2 15 511 32,1 11 180 23,1 10 707 22,2 

199 800 15 719 7,9 37 665 19,0 69 878 35,0 40 493 20,3 35 845 17,8 

647 079 41 601 6,4 119 109 18,4 228 000 35,3 137 829 21,3 120 540 18,6 

56 816 3 779 6,6 8 728 15,4 19 085 33,6 13 136 23,1 12 086 21,3 

72 448 3 116 4,3 10 002 13,8 20 782 28,7 17 590 24,3 20 958 28,9 

36 269 895 2,5 4 178 11,5 9 585 26,4 9 405 25,9 12 206 33,7 

165 533 7 790 4,7 22 908 13,9 49 452 29,9 40 133 24,2. 45'250 27,3 

505 298 23 010 4,6 74 411 14,7 157 900 31,3 123 907 24,5 126 010 24,9 

3 306 004 226 044 6,8 660 698 20,0 1 145 429 34,7 693 304 21,0 580 529 17,5 

 

Stadtkreis 
Stuttgart 

Ia.dkreise 
Böblingen 
8sslingen 
G
nd.

iegen 
- Ledwigaburg 
R
i
t-lerl-Kre16 

RV Mittlerer Neckar 

Stadtbreis 
Heilbronn 

Landkreise 
Heilbronn 
Rohenlohekreis 
Schwäbisch Ball 
Main-Tauber-Kreis 

KV Fra k.. 

Landkreise 
Heidenheim 
Ostalbkreis 

RV -Ostwürttemberg 

Regierungsbezirk Stuttgart 

Stadtkreise 
Baden-Baden 
Karlsruhe 

Landkreise 
Rarlatuhe 
Rastalt 

RV Mittlere[ Oberrhein 

Stadtkreise 
Heidelberg 
Mannheim 

Landkreise 
Neckar-Odenwald-Kreis 
Rhein-Neckar-Kreis 

W Unterer Neckar 

Stadtkreis 
.Pforzheim 
Landkreise 
Oalw 
Enikreis 
Preudenstadt 

RV Nordschwarzwald 

Regierungsbezirk Karlsruhe 

Stadtkreis 
Freiburg im Breisgau 

Landkreise 
Breisgau-Hochschwarzwald 
Entendingen 
Ortena

cher
 O 

WSüdl Südlicher Oberrhein 

Lan
tt.

se 
Roottweil 
Schwariwald-Baar-Kreis 
Tuchlangen 

RV Schwax zwald-Ba ar-Heuberg 

. Landkreise 
Konstanz 
Lörrach 
waldshut 

RV Hochrhein-Bodensee 

Begierungebezizk Freiburg 

Landkreise 
Reutlingen 
T'Obdngen 
Zollernalbkreis 

RV Neckar-Alb 

Stadtkreis 
Ulm 

Landkreise 
Alb-Donau-Kreis 
Biberach 

RV Donau-Illert) 

Landkreise 
Bedenaeekreis 
Ravensburg 
Sigmaringen 

RV Bodensee-Oberschwaben 

Regierungsbezdrk TUbingen 

Baden-Wilrttemberg 

 

83 204 
28 265 
52 038 
43 402 
251 519 

3 806 
1 299 
2 151 
2 337 
12 273 

4,6 
4,6 
4,1 
5,4 
4,9 

14 400 
4 241 
7 062 
7 110 
42 927 

17,3 
15,0 
13,6 
16,4 
17,1 

26 253 
7 375 
14 975 
12 339 
78 803 

31,6 
26,1 
28,8 
28,4 
31,3 

20 237 24,3 
6 611 23,4 
12 978 24,9 
9 294 21,4. 
57 562 22,9 

18 506 22,2 
8 739 30,9 
14 872 28,6 
12 322 28,4 
59 954 23,6 

131 673 9 664 7,3 29 780 22,6 44 218 33,6 26 420 20,1 

69 268 3 528 5,1 14 540 21,0 25 864 37,3 14'336 20,7 
330 021 24 965 7,6 80 174 24,3 119 852 36,3 61 055 18,5 

65 463 

61 753 
43 413 
120 166 
290 795 

6 895 

4 361 
2 108 
4 922 
18'306 

7,1 10 959 17,7 20 004 32,5 12 916 20,9 
4,9 7 477 17,2 15 979 36,8 9 627 22,2 
4,1 20 387 17,0 41 730 34,7 27 601 23,0 
6,3 55 385 19,0 101 274 34,9 60 746 20,9 

1) Nur Rohe- und Schlafräume mit 6 und mehr qm Fläche sowie alle Küchen und gewerblich genutzten Räume in der Koh.ung. 



1974 960 

Gebiets-1) 
kacegmr re 

Lsndv.B triebe 
eD 0, na LF 

sge emt 

 

20 und mehr he, 5 bis unter 10 ha 10 bis unter. 20 be 

Devon Betriebe mit einer Größe von  be LF. 

1974 19602) 1974 19602) 1974 196ö 1974 1960 . 

0,5 bis unter .5 ha 

13, Entwicklung der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe nach.GröRenklassen in den Räumen des 
Landesentwicklungsplans 1960•bis 1974 

 

28,4. 34,8 37,5 

62,5 71,6 65,2 

30,1 25,9 33,7 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 16b,0 

16,5 19,7 13,6 20,1 16,9 

83,1' 83,5 80,3 66,4 79,9 

4,9 4,8 4,8 5,1 3,1 6,6 8,7 8,3 10,9. 3,8 

1 Zahl der Betriebe 

13'392 28 OBO 9 298 22 458 1 358 3 1466 1 728 1 875 1 006 287 

35 310 67 221 27 028 56 320 3 420 7 748 3 028 2 735 1 834 418 

9 193 17 720 5 545 12 450 1 303 2 963 1 795 1 788 1 050 519' 

57 895 113 021 41 871 91 228 6 081 14 177 6 051 6 398 3 892 1' 218" 

145 635 211 313 69 905 114 774 30 145 56 463 29 698 32 369 15 887 7 707 

68 521 97 631 28 968 46 193- 14 190 27 907 16 354 19 073 9 009 4 458• 

203 530 324 334 111 776 206 002' 36 226 70 640 35 749 38 767 19 779 .8'925 

1 064.250 1 617 710 459 494 849 897 184 667 343 017 218 892 286 470 201 197 138 326 

 

2. Verteilung der Betriebe auf die Gebietskategorien 
Anteile der Gebiete in B 

 

17,,3 20;7 24,2 27,3 9,4' '11,0 8,5 7,1 _ 9,3, 4,7 

4,5 5,5 5,0 6;0 3;6 4,2 3,6 4,6 5,3 5,8 

  

19,1 20,1 24,3 24,2 19,6 20-,6 16,3 13;5 9,8 6,4 

44,3 16,8 

55,7 83,2 

22,4 39,2 

100,0 100,0 

 

39,5 45,7 49,2 45,5 49,9' 

100,0 100110 

Verdichtungsräume 

Randionen der 
Verdichtungsräume 

Verdichtungsbereiche 

verdichtete Räume 
iusammen 

ländlicher Raum 

'dar. strukturschwacher 
ländlicher äauln 

Baden-Württemberg 

Bundesgebiet 

 

Verdichtungsräume' 

Randronen'der 
Verdichtungsräume 

Verdichtungsbereiche 

verdichtete Räume 
" iü sä neuen. 
ländlicher Raum 

dar. strukturschwacher 
ländlicher Raum 

Baden-Württemberg 

Anteil Baden-Württem-
hergs am Bundesgebiet 

100;0 

100,0 

100;0 

100,0 

100,0, 

100,0 - 

42,3 

54,9 

43,2 

47,3 

63,5 

52,5 

20,7 

17,8 

17,4 

28,6 

21,8 

21,2 

23,9 

17,6 

20,6 

19,5 

12,0 

17,,7 

13,1 

9,7 

18,9 

4,6 

2,8 

8,6 

  

4. Veränderung 1974 gegen 1960 
in 8 

- 58,6 - 60,8 - 7,8 + 258,7 

+ 338; 

- 

8 10,7 - 55,9 - 5210 

+ 102,3 - 56,0 27,6 - 55,5 

- 54,1 

-,39;1 

- 49,2 

- 46;7 

- 46,2 

- 37,3 

- 45,7 

- 45,9 

+ 219;5 

+ 106,1 

+ 102,1 

+ 121,6 

+ 45,5 

- 57,1 - 5,4' 

- 46,6 8,3 

14,3' 

7,8 

- 23,6 

- 52,3 

- 47,5 

- 48,1 

- 48,8 

- 31,1 

-'29,8 
- 37,2 

-,34,2 

3. Verteilung der Betriebe au£. die Betriebsgrößenklassen 
Anteile der Größenklassen in e 

100,0 100,0 69,4 80,0 10,2 12,3 12,9 6,7 7,5 1,0 

100,0 100,0 76,5 83,8 9,7 11,5 8,6 4,1 5,2 0,6 

100;0 100,0' 60,3 70,3 14,2 16,7 14,1 10;1 11,4 2,9 

100,0 100,0 12,3 80,7 10,5 12,5 10,5 5,7 6,7 1,1 

100,0 100,0 48,0 54,3 20;7 26,7 20,4 15,3 10;9 3,7 

Verdichtungsräume 

Bandzonen der 
Verdichtungsräume. 

Verdichtungsbereiche 

erdichtete Ränne 
rue2mmen 

ländlicher Raum 

dar. s tr.kturschwa.her' 
l

-

ändlicher Baum 

Baden-Württemberg 

Bundesgebiet 

Verdichtungsräume 

Bandzonen der 
Verdichtungsräume 

Verdichtungsbereiche 

verdichtete M.. 
iusammlen, -

 

ländlicher Baum 

dar. strukturschwacher 
ländlicher Raum 

Baden-Württemberg 

Bundesgebiet 

~1) Gebietskategorien im Sinne desT ndesentvicUl äplens Beden-Wurttemberg vom 22.6.1971.- 2) Im Größenbereich 0,5 - 2,:ha in Baden-1urttemberg 
einschl. Forstbecriebe mit landvirt sctiaPilichemNüt.Flächen (insgesamt 1 072 Betriebe). ' 



6.6. 
1961 

27.5 
1970 

6.6. 
1961 

27.5. 
1970 

 

Gebiet 1) 

14. Strukturdaten für die benachteiligten Agrarzonen nach dem Bergbauernprogramm 1960 bis 1974 
a) Entwicklung der Bevölkerung und Erwerbstätigen 

Erwerbstätige insgesamt 

er-
dnderuvg 

darunter E erbstatige 
n der Land- und 

FOr nirtecbaft 
ver-

gnderung 

Anteil der  Er-

 

werbat.ia der 
Land- u.Forstw. 

Hevölheruvgadichte W.habevdlkerung 

Gebiet 1) 6.6.1961 27.5.1970 6.6.1961 275.1970 
Ver 

anderen, 6.6.1961 27.5.1970 

F F Personen  Per ... a. je qhm 9  Personen  Personen 

323 411 361 312 61,4 90,9 + 11,7 179 467 176 697 - 1,5 39 011 19 387 - 50,3 21,7 11,0 

151 253 174 054 121,6 139,9 + 15,0 87 099 89 268 + 2,5 14 248 6 483 - 54,5 16,4 7,3 

165 835 183 583 63,5 69,1 + 8,0 90 522 85 699 - 5,3 23 935 12 392 - 48,2 26,4 14,5 

419 470 474 661 94,5 106,9 + 13,1 225 502 227 145 + 0,7 62 233 34 559 - 44,5 27,6 15,2 

269 816 309 292 86,4 99,0 + 14,6 1L7 691 151 906 + 2,9 41 228 23 310 - 43,5 27,9 15,3 

116 020 127 668 112,8 124,1 + 10,0 60 917 58 750 - 3,6 16 144 8 889 - 44,9 26,5 15,1 

742 B81 835 973 88,3 99,3 + 12.5 404 969 403 842 - 0,3 101 244 53 946 - 46,7 25,0 13,4 

167 365 186 782 87,5 97,6 + 11,5 87 638 86 567 - 1,2 32 892 19 607 - 40,4 37,5 22,6 

29 500 30 873 64,9 68,0 + 4,6 15 380 14 064 - 8,6 7 949 3 944 - 50,4 51,7 28,0 

1 252 517  1 409 136 94,1 105,9 + 12,5 671 870 672 L75 + 0,1 175 487 97 876 - 44,2 26,1 14,6 

6 506 637 7 485 912 290,0 333,6 + 15,0 3 347  330 3.503 577 + 4,7 461 413 233 933 - 49,3 13,9 6,7 

7 759 154 8 895 048 217,0 248,8 + 14,7 4 019 200 4 176 052 + 3,9 636 900 331 609 - 47,9 15,8 7,9 

1.Berggebiete insgesamt 

dar. Alb-Berggebiete 

Schwarzwald-Berggebiete 

2.Kerngebiete der berechteil5-
ten Agrarzonen iosgesamt 

dar. A b-Kerngebiet 

Sc hwarzvald-Kerngebiet 

Berg- und Kerngebiete der 
benachteiligte. Agrarzonen 
ans,esamt 

3.Übrige benachteiligte 
Agrarzonen (e.8erhalb der 
Berg- und Kerngebiete) 
insgesamt 

dar. Al benechteiligte 
Agrarzonen 

Bchwarxwald-Denactit. 
ABarzanev 

gchwdb.-Frank.-Wald 
benacht. Agrarzonen 

Balland-benachteiligte 
Agrarzonen 

4.Benachteiligte Agrarzonen 
rnegesant 

5.Sonstige Gebiete 

6.Baden-Württemberg 

509 636 573 163 104,1 117,1 + 12,5 266 9o1 268 633 + 0,6 74 243 43 93o - 40,8 27,6 16,4 

116 189 133 782 66,8 99,9 + 15,1 62 182 64 045 + 3,0 15 840 10 169 - 35,8 25,5 15,9 

Io6 510 120 667 131,2 148,6 + 13.3 54 236 54 331 + 0,2 13 584 7 951 - 41,5 25,0 14,6 

1) Gebietsstand vor der Feinabgrenzung der benachteiligten Agrarzonen. 

b) Entwicklung der Flächennutzung 

Gesamt-

 

fläche 
-Kataster 
flache-

 

1970  

VeBrkehreflech
-

 end2) 

Ver-
Baderung  

darunter 
Landwirtschaftlich 
genutzte Flache (LF) 

veranderun,en 197L gegen 1960 

D.uergranland-
enteil an der LF Acker- Dsuer-

land grünland 

1960 1974 
1960 1974 1960 1974 

9 Hektar % Hektar 

397 492 12 503 16 034 + 28,2 142 018 118 609 - 16,5 - 32,4 - 11,1 72,4 77,1 

124 393 L 967 6 833 + 37,6 59 058 50 391 - 14,7 - 23,6 - 10,8 63,8 66,7 

265 678 7 358 8 937 + 21,5 79 698 65 191 - 18,2 - 42,5 - 11,6 77,9 84,2 

444 tto 19 312 •25 664 + 32,9 224 942 203 951 - 9,3 - 12,3 - 7,1 50,2 51,9 

312 351 14 034 18 776 + 33,8 172 973 159 024 - 8,1 - 7.7 - 8,7 15,3 49,6 

102 642 4 152 5 309 + 27.9 37 685 32 529 - 13,7 - 32,6 - 2,6 58,1 65.6 

841 6o2 31 815 41 698 + 31,1 366 960 322 560 - 12,1 - 17.5 - 9,0 58,8 61,2 

489 597 22 745 30 401 + 33,7 240 913 225 272 - 6,5 - 13,6 + 1,9 42,1 45,8 

133 880 5 920 7 909 + 35,0 71 718 68 238 - 4.9 - 11,0 + 4,5 36,5 40,0 

81 191 4 083 4 881 + 19,5 29 636 27 141 - 8,4 - 25,6 + 4,9 49.6 56,9 

191 282 8 903 11 691 + 33,6 100 514 94 279 - 6,2 - 14,7 + 0,9 51,6 55,5 

45 430 1 995 2 825 + 41,6 27 266 24 981 - 8,4 - 9,2 - 1,5 13,0 14,o 

1 331 199 54 560 72 099 + 32,2 607 873 547 832 - 9,9 - 15,6 - 5,5 52,2 54.9 

2 243 761 170 265 237 611 + 39.6 1 3o9 688 1 191 838 - 9,0 - 7,7 - 15,6 39,2 

3 574 960 224 825 309 710 + 37,8 1 917 561 1 739 67o - 9,3 - 9.9 - 11,7 43,3 42,1 

1.Berggebiete insgesamt 

dar. Alb-Berggebiete 

Schwarzwald-Berggebiete 

2.Kerngebiete der benacbt.ni-
ten Agrer zan en insgesemt 

dar. Alb-Kerngebiet 

Schwarzwald-Kerngebiet 

Berg- und Kerngebiete der 
benachteiligten Agrarzonen 
insgesamt 

3.ärige benachteiligte 
Agrarzonen (angerhalb der 
Berg- und Kerngebiete) 
aasgesamt 

dar. Zb-b ... chteiligte 
Agrerzocen 

Schwarz,  ld-benachteiligte 
Agrsrzonec 

_ - - - .-uala-
..e__c cneiligc e Agrarzonen 

Sauland benachteiligte 
Agrarzonen 

4, Benachteiligte Agrartones 
Agrarxoaea insgesamt 

5.Sonstige Gebiete 

6.Bedev-Württemberg 

36,3 

1) Gebietsstand vor der Feinabgrenzung der benachteiligten Agrarzonen.- 2) Gebäude- und Hofflichea, Straßen, Wege, Eisenbahnen. 



Noch:. 14. Strukturdaten für die benachteiligten Agrarzonen nach dem Bergbauernprograräm 
1960 bis 1974 
c) noch: Entwicklung der Flächennutzung und Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe 

 

Walarlaan< Iandwirtacraftl. B triebe 
.b 0, ha IF inageaemt 

Ourcha
w.B

et
rie

e 
a
b 
0,
5raBe 

d.lendw.BetriaDe ab O,Sra LF, 

Gebietl) Ver 
anderung  

m Bau 
a amen-
e.,a. 

9)I  
196o2)  Ver 

6nderung 
Ver 

enderung 
1960 1974 1966 1974 1974 

Nektar 5 . 6 Hektar Anzahl Hektar 

183 600 195 02 + 6,2 48 251 14 877 22 606 - 34,2 7,03 5,20 + 35,2 
44 088 46 584 + 5,7 4 499 6'304 10 748 - 41,3 7,27 4,81 +.51,1 
138 884 147 723 + 6,4 43 271 8 377 11 594 - 27,7 6,66 5,39 + 23,6 

173 165 182 016 + 5,1 44 371 21 942 33 650 - 34,8 8,57 6,08 + 41,0 

102 986 106 786 + 5,6 11 291 15 014 23 696 - 37,2 10,46 6,64 + 57,5 

63 567 66 404 + 4,4 30 627 4 940 6 962 - 29,0 6,29 4,66 + 35,6 

356 765 377 038 + 5,7 92 622 36 819 56 256 - 34,6 7,94 5,72 + 38,8 

189 501 193 562 + 2,1 56 167 23 768 33 136 - 28,2 9,03 6,91 + 30,7 

41 083 40 620 - 1,1 7 008 4 972 6 737 - 26,2 13,19 10,13 + 30,2 

1.Berggebiete insgesamt 

darunter Alb-Berggebiete 

Schwarzwald-Berggebiete 

2.Kerngebiete der benachteiligten 
Agrarzonen insgesamt 

darunter Alb-Kerngebiet 

Schwarzwald-Kerngebiet 

Berg- und Kerngebiete der benach-
teiligten Agrarzonen insgesamt 

3. Ubrige benachteiligte Agrarzonen 
(außerhalb der Berg- und Kernge-
biete) insgesamt 

darunter Alb-benachteiligte 
Agrarzonen. 

Schwarzwald-benachteiligte 
Agrarzonen 47 698 

SchwBb.-£rdnk.-Wald benacht. 
Agrarzonen 66 647 

Bauland-benacht. Agrarzonen 12 523  

48 659 + 2,0 20 238 4 244 5 943 - 28,6 6,10 4,49 + 35,9 

71 292 + 7,0 22 454 10 982 14 703 - 25,3 8,17 6,57 + 24,4 

13 035 + 4,1 2 578 2 416 4 097 - 41,0 9,92 6,48 + 53,1 

4.Benachteiligte Agrarzonen insgesamt 546 266. 570 600 + 4,5 148 789 60 607 89 392 - 32,2 8,37 .6,16 + 35,9 

5.Sonstige Gebiete 727 049 730 754 + 0,5 81 797 142 923 233 870 - 38,9 7,60 5,04 + 50,8 

6.Baden-Wilrttemberg 1 213 315 1 301 354 + 2,2 230 586 203 530 .323 262 - 37,0 7,83 5,35 + 46,4 

 

1) GeDietsstavtl v r der Feinabgrenzung der benachteiligten Agrarzonen.- 2) im Gr60enbereich 0,5 - 2 ha einschl. Forstbe 
Flache. 

d) Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe nach Betriebsgrößenklassen 

ehe mit landwirtschaftlicher 

0,5 bis unter 5 11 5 bis unter 10 hm 10 bis unter. 20 bs  20 ha und mehr 

Gebietl  
196o 2) er 

a derung 1960 
er-

 

- 
ander ng  1974  1960  

4er-
6nderung  1974  1960  ver-

andermmg 
1974 1974 

Aer.bl F Anzahl 5 Anzahl Anzahl i 

1.Berggebiete insgesamt 

darunter Alb- Berggebiete 

Schwarzwale-BerMgbiete 

2.Kerngebiete- der benaehteiligten 
AWarb..en insgesamt 

darvnter Alb-Kerngebiet 

BchWarzwald-Kerngebiet 

Berg- und. Keragebiste der  benach-
teiligten Agrarzonen insgesamt 

3.Übrige benachteiligte Agrarzonen 
(außerhalb der Berg- uod Kern-
gebiete) insgesamt 

darunter Alb-b..bt.Agrarzoven 

Schwarzwald benflcht. 
Agrarzonen 

scmreb.-ttavk.-Wals 
bessert. Agrarzone. 

Hauland-besschteiligte 
Agrarzonen 

4.Benachteiligte Agrarzonen 
insgesamt 

5.Sonstige Gebiete 

6.Bsden-Württemberg -  

8 634 15 098 - 42,6 3 125 4 736 - 34,0 2 035 2 043 - 0.4. 

3 623 7 204 - 49,7 1 363 2 447 - 44,3 871 939 - 7,2 

4 983 7 836 - 36,4 1 733 2 235 - 22,5 1 073 992 + 8,2 

10 267 18 465 - 44,4 4 937 9 158 - 46,1 4 471 5 202 14,1 

6 259 11 972 - 47,7 3 440 6 963 - 50,7 3 339 4 269 21,8 

2 760 4 701 - 41,3 1 123 1 443 - 22,2 868 708 22,6 

18 901 33 563 - 43,7 8 062 13 894 - 42,0 6 506 7 245 - 10,2 

10 165 16 310 - 37,7 5 536 9 257 - 40,2 5 572 6 257 - 10,9 

1 330 1 996 - 33,4 1 041 2 084 - 50,0 1 526 2 025 - 24,5 

2 490 4 235 - 41,2 879 t a48 - 16,1 738 5T5 + 28,4 137 85 + 61,2 

4 773 7 283 - 34,5 2 854 4 46o - 36,a 2 492 2 511 - 0,8 863 449 + 92,2 

1 014 1 908 - 46,9 507 1 241 - 59,1 579 883 - 34,h 316 - 65 +. 386,2 

13 502 - 10,5 5 865 2 866 + 104,7 

25 265 - 6,3 

38 767 - 7,8 19 TT9 B 925 .+ 121,6 

083 Tag + 48;6 

447 158 + 182;9 

588 531 + 10,7 

2 267 825 +174,8 

1 976 672 + 194,0 

189 110 + 71,8 

3 350 1.554 + 115,6 

2 515 1 3i2 + 91,7 

1 073 632 + 69,8 

29 066 49 873 - 41,7 13 598 23 151 - 41,3 12 076 

82 710 155 057 - 46,7 22 628 47 489 - 52,3 23 671 

111.776 204 930 - 45.5 36 226 7o 64o - 48,7 35 749 

13 914 6 059 * 129.5 

,1) Gebietsstand vor der Feinabgrenzung der benachteiligte. Agarzonev.- 2) 1. Gr66<nDereich 0,5 - 20 ha und mehr sinechl. Forstbetriebe mit lnvdwizt-
.ehaftlieher Flache. 



 

Gebieter) 

lemdvjB triebe 
eb~0,5. ha IF 
..Beaemt 0,5 bis unter 5 ha 

 

20 und mehr ha 

Davon Betriebe mit einer Größe vvv  he, LF 

5 bis unter 10 ha 10 bie unter 20 M1e 

1974 1960 1974 1960 1974 1960 1974 19602) 1974 19602) 

 

15. Entwicklung des.Bestandes an landwirtschaftlichen Betrieben nach Größenklassen in den 
Iandwirtschaftlichen Programmgebieten 1960 bis 1974 

1. Zahl der Betriebe 

Albprogra®3) 

Schvarzwaldprogra® 

Progravom SchwBb.-
FraNa-Wald/Odenwald 
- vor1.. Abgzenzung - 

landwirtschaftliche 
Programmgebiete zuaa®en 

übrige Baume außerhalb 
der landw. Programungebiete 

Baden-Württembergs 

 

Albprogramm3) 

Schwarzwaldprograam 

Pro 
k.-W

a
ld/Me

.-
Fränk.. Wald

renzun
ald 

- vorl. Abgrenzung -

 

landwirtschaftliche -

 

Programmgebiete zusantuen 

übrige Bäume außerhalb 

-der landw. Prograv®gebiete 

Baden=Württemberg  

27 949 43 475 11 148, 20 727 5 984 12 316 6 576 8 523 4 241 1 909 

24 144 34 877 15 496 25 777 4 577 5 825 2 983 2 513 1 088 762 

10 394 14 181 4 800 7 553 2 624 4 074 2 243 2 200 ]2] 359 

62 487 92 533 31 444 54 057 13 105 22 215 11 802 13 236 6 056 3 025 

141 043 . 230 729 80 332 150 873 23 041 48 425 23 -947 25 531 13 723 5 900 

203 530 323 262 111 776 204 930 36 226 70 640 35 749 38 767 19 779 8 925 

2. Verteilung der Betriebe auf die Gebietskategorien 
Aaleile der Gebiete in 4 

13,7 13,4 10,0 10,1 16,5 17,4 16,4 22,0 21,4 21,4 

11,9 10,8 13,9 12,6 12,6 8,2 8,3 6,5 5,5 8,5 

 

5,1 4,4 4,3 3,7 7,2 5,8 6,3 5,7 3,7 4,0 

30,7 28,6 28,1 26,4 36,4 31,4 33,0 34,1 30,6 33,9 

69,3 71,9 

-

71,9 73,6 63,6 68,6 67,0 65,9 69,4 66,1 

100,0 100,0 100,0 100,0 IDO,6 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

3. Verteilung der Betriebe auf die BetriebagröBenklassen 
Anteile der Gröeenklaeaen in B 

Albprogranm3) 

Bchdarzwaldprogravm 

Progravei Schwab, 
,Fränk.=Wald/Odenwald 
- vorl. Abgrenzung -

 

landwirtschaftliche 
Programmgebiete zusaleoen 

übrige Bäume außerhalb 
'der lande. Programmgebiete 

Baden-Württemberg  

100,0 100,0 39,9 47,7 21,4 28,3 23,5 19,6 15,2 4,4 

100,0 100,0 64,2 73,9 19,0 16,7 12,4 7,2 4,5 2,2 

100,0 100,0 46,2 53,3 25,2 28,7 21,6 15,5 7,0 2,5 

100,0 100,0 50,3 58,4 21,1 24,0 18,9' 14,3 9,7 3,3 

100,0 100,0 57,0 65,4 16,3 21,0 17,0 11,1 9,7 2,6 

100,0 100,0 54,9 63,4 17,8 21,9 17.,6 12,0 9,7 2,8' 

 

4. Veränderung 1974 gegen 1960 
in 4 

- 35,7 - 46,2 - 51,4 

- 30,8 - 39,9 - 21,4 

- 26,7 - 36,4 - 35,6 

- 32,5 - 41,8 - 40;6 

- 38,9 - 46,8 -,52,4 

- 37,0 - 45,5 - 4ä,7 

22,8 + 122,2 Albprogralm131 

Schwarzwaldprogramm 

Program Schwäb.-
FrBnk.-Wald/Odenwald 
- vorl. Abgrenzung -

 

landwirtschaftliche 
Programmmgebiete zusammen 

übrige Bäume außerhalb 
der lattdw. Programmgebiete 

Baden-Württemberg 

+ 18,7 + 42,6 

+ 105,4 2,0 . 

+ 100,2 10,8 

132,6 6,2 
+ 121,6 7,8 

r) Oboe Gemeindegebiete, die mit v niger als eine. Drittel ihrer Gesamtfläche i von Natur benachteiligtes lande. Gebiet fallen (insgesamt 
22 Gemeinden mit ei... Flächenanteil, von 2,71 an der Gesamtfläche aller Gemeinden in den Programmgebieten). - 2) Im Größenbereich 0,5 - 2 ha 
einsrbließlich Forstbetriebe mir lnndvirtechaftlicM1en Flächen. - 3) Einsahlie01ish er eiterten Gebiet des AlDprogra®a. 



16. Daten der industriellen Wasserwirtschaft 1973 in den Stadt- und Landkreisen 

Nutzung Entstehung Ableitung Abgabe 

Kreis 
Regionalverband (RV) 

Regierungsbezirk 
Land 

Anzahl 
der 

e faßten 
Betriebe 

Wesser-

 

aufkom. 
men 

insgesamt 

Kühl. und 
Kessel. 
speise. 
wasser  

Sonstiges 
Fabri-

kations-
und 

Beleg. 
schafts-
wasser 

an 
öffentl. 
Netz 
und 

sonstige  

darunter 
unmittel 

bar 
in tlen 

Unterer. 
oder ein 

Gewässer  

darunter 

sonstiges 
ver-

 

~chmutztes 
Wasser 

Kühl-
wasser 

Eigen-

 

gewin-

 

nung 

Fremd-
bezug 

ins-
gesamt 

Millionen ms 

438 17,4 7.7 9,7 6A 10,4 0,1 15.3 0,2 0,1 0,0 

235 6.0 2,0 4,0 1.5 3,9 0,6 4,7 0,6 0,0 0.1 
543 17,3 13,2 4,1 6,6 10,5 0,2 15,7 9,6 4,2 5.3 
302 16,9 12,0 4,9 8,6 7,9 0,4 15.6 7,7 6,6 0,9 
429 16,2 12,4 3.8 5,1 11,0 0,1 14,6 10,0 1,7 8,2 
355 7,6 5,0 2,6 2,1 5,0 0,5 6,5 1,5 1,2 0.3 

2302 B14 52,3 29,1 30,8 48,7 1,9 72,4 29.6 13,8 14.8 

119 31.9 30,3 1,6 28,3 3,5 0,1 31,3 27,7 26,9 0,7 

210 17,6 16,3 1,3 8,7 8,8 0,1 15.8 13,9 7.1 6,3 
99 7,6 7.1 0,5 6,2 1,4 0,0 7,4 7,0 5.9 0,9 
190 2,2 1.0 1,2 0,8 1,4 0,0 1.6 0.6 0.5 0,1 
144 2.5 1,9 0,6 0,5 1.9 0.1 2.1 0,9 0,0 0.4 
762 61,8 56.6 5.2 44.5 17,0 0.3 58.2 50.1 40,4 8,4 

117 19.0 17.5 1,5 14,4 4.4 0.2 18.4 15.6 13,5 2,1 
316 16,0 13,4 2,6 6,5 9.2 0,3 15.0 11,2 1.5 9,6 
433 35,0 30,9 4.1 20,9 13,6 0,5 33.4 26,8 15.0 11,7 

3497 178,2 139.8 38,4 96,2 79,3 2,7 184,0 106,5 69,2 34,9 

57 1.9 1,7 0,2 0,1 1,8 0,0 1,8 1,6 0,0 1.6 
202 90,9 88.8 2,1 58,3 31.4 1,2 87,7 83,7 52,7 29.8 

317 25.1 21,7 3.4 12,7 12,0 0,4 22.5 16,9 8,2 8,2 
168 92.3 89,6 2.7 40,3 51.8 0,2 90.7 84.3 37.8 46.5 
744 210.2 201,8 8.4 111,4 97.0 1,8 202.7 186,5 98.7 86,1 

86 3.1 2,2 0,9 0.4 1.5 1,2 1,9 0.2 0,1 0,0 
208 120,3 115,0 5.3 55.7 63.2 1.4 116.7 96,4 9,8 86,0 

136 1,4 0,6 0,8 0.4 0,8 0.2 1.1 0,3 0.0 0,0 
328 31,5 23,8 7,7 14.1 14,6 2,8 26,1 12.7 5.7 6.8 
758 156,3 141,6 14,7 70,6 80,1 5.6 145,8 109.6 15,6 92.8 

360 6.0 4,4 1,6 2,7 2.4 0,9 5,8 3,1 2.2 0.0 

135 1.8 1,4 0.4 0,5 1.1 0.2 1,6 0,9 0,2 0,3 
276 3,6 2,0 1.6 1,8 1,6 0,2 3,1 1,3 1,1 0,2 
163 5,2 4,7 0.5 3,1 1,8 0.3 5,0 4.2 2.7 1,3 
934 16,6 12,5 4,1 8,1 6,9 1.6 15,5 9.5 6.2 1,8 

2436 383,1 355,9 27.2 190,1 184,0 9,0 384,0 306.6 120.5 180,7 

 

99 19.4 18,4 1,0 12,6 6,6 0,2 18,7 16,2 11,7 4,3 

128 27,2 26.6 0,6 11,1 16.0 0,1 26.6 25,1 10.4 14,7 
120 12.2 11,9 0.3 8,7 3.1 0.4 11.5 10,0 8,0 1,8 
424 41.6 39.4 2,2 26,1 15.0 0.5 40.3 34,4 13,4 20.0 
771 100.4 96,3 4,1 58.5 40.7 1,2 97,1 85.7 43,5 40.8 

192 10,5 9.3 1,2 7,1 3.2 0,2 9,8 8,7 6.5 1.7 
302 5.3 3.9 1,4 1,7 3.0 0.6 5.0 1,8 0.9 0.4 
214 2.4 1,6 0.8 1,2 1.0 0.2 2,2 1,2 0,9 0,1 
708 18.2 14,8 3.4 10,0 7,2 1.0 17,0 11,7 8.3 2.2 

160 12,2 10,5 1.7 4,6 7.6 0,0 11.1 2,8 1,4 1,4 
183 123,7 121,3 2,4 94,6 28.6 0,5 118.8 106,1 90,9 14,3 
155 99.0 97,6 14 53.8 41,5 3.7 95.1 90.0 48,8 34,0 
498 234,9 229.4 5,5 153,0 77,7 4,2 225.0 198,9 141,1 49.7 

1977 353,5 340.5 13,0 221.5 125,6 6,4 339,1 299,3 192,9 92.7 

355 10,3 7,0 3,3 3,5 6.6 0.2 9.1 4,6 1,7 2,9 
171 5,6 4,7 0,9 2.1 3,5 0.0 5.3 3.4 1,4 2.0 
465 5,5 1,9 3.6 1,0 4,0 0.5 4,9 0,3 0,0 0.2 
991 21,4 13.6 7,8 6,6 14,1 0,7 19.3 8.3 3.1 5.1 

97 7,6 4,8 2,8 3,4 3,2 1,0 7,2 1.0 0,0 0.0 

178 16,8 16.0 0,8 9,5 7,0 0,3 16,1 14,6 5.1 9,4 
147 6.2 4,8 1,4 1,8 4,0 0.4 5.8 3.0 0,7 2.4 
422 30.6 25.6 5,0 14,7 14,2 1,7 29,1 18.6 5,8 11,8 

103 6,3 4,2 2,1 3.8 2,5 0.0 6,1 4,5 3.1 1,3 
191 45,7 42.9 2.8 28.7 16.8 0.2 37.0 34,8 19,7 14,3 
174 9.1 8,2 0.9 5.7 3,4 0,0 8,8 8.0 5.3 2,6 
468 61,1 55.3 5,8 38.2 22.7 0,2 51,9 47,3 28.1 18,2 

1881 113,1 94,5 18,6 59.5 51,0 2,6 100,3 74,2 37,0 35.1 

9791 1027,9 930,7 97,2 567,3 439.9 20,7 967,4 782,6 419.8 343.4 

Stadtkreis 
Stuttgart 

Landkreise 
Böblingen  
Esslingen 
Göppingen  
Ludwigsburg 
Rems-Murr-Kreis 

RV Mittlerer Nockar  
Stadtkreis 

Heilbronn  
Landkreise 

Heilbronn 
Hohenlohekreis 
Schwäbisch-Hell  
Main-Taubenkreis  

RV Franken 
Landkreise 

Heidenheim 
Ostalbkreis  

RV Ostwümemberg  
Regierungsbezirk Stuttgart 

Stadtkreise 
Baden-Baden 
Karlsruhe  

Landkreise 
Karsruhe  
Restalt 

RV Mittlerer Oberrhein 
Stadtkreise 

Heidelberg  
Mannheim  

Landkreise 
Neckar-Odenwaldk,eis 
Rhein-Neckar-Kreis 

RV Unterer Neckar  
Stadtkreis 
Pforzheim  

Landkreise 
Cal. 
Enzkreis 
Freudenstadt  

RV Nordschwarzwald  
Regierungsbezirk Karlsruhe 

Stadtkreis 
Freiburg im Breisgau 

Landkreise 
Breisgau-Hochschwarzwald 
Emmendingen  
Odenaukreis  

RV Südlicher Oberrhein 
Landkreise 

Rottweil 
Schwarzwald-Baa r-Kreis  
Tuttlingen  

RV Schwarzwald-Baa,- Heuborg 
Landkreise 

Konstanz 
Lörrach 
Weldshut 

RV Hochrhein  
Regierungsbezirk Freiburg  

Landkreise 
Reutlingen 
Tübingen 
Zollemalbkreis  

RV Neckar-Alb  
Stadtkreis 
Ulm 

Landkreise 
Alb-Donau-Kreis  
Biberach  

RVDonau-Illerq 
Landkreise 
Bodenseekreis 
Ravensburg  
Sigmaringen  

RVBodensee-Oberschwaben 
Regierungsbezirk Tübingen 

Baden.württemberg  

' 1 Soweit Land Baden-Württemberg. 



17. Wasserwirtschaftliche Strukturdaten der Industrie 1I 1973 

Verwendung Entstehung 

im Betrieb Fremdbezug Eigengewinnung 

Industriebereiche 
ausgewählte Industriegruppen 

und -zweige 

Anzahl 
der 

.,faßten 
Betriebe 

Wasser-

 

auf-

 

kommen 
insgesamt 

aus Ober-

 

flachen-

 

gewässern 

aus dem 
bffentl. 

Netz 

von 
anderen 
Betrieben 

davon 

wasser 
Kühl-

speise-

 

Kessel-

wasser  

sonstiges 
Fabrikat.-

und Beleg-
schafts-
wasser 

aus 
Grund. 
Wasser 

und 
Duellen 

Insgesamt 

Millionen ms 

Bergbau  

Grundstoff- und Produktlonsgüter-
induetrie  

Mineralblvererbeitung  
Industrie der Steine und Erden  
darunter 

Zementindustrie  
Betonsteinindustrie  

Eisenschaffende Industrie  
Ziehereien-Ka Itwalzwerke  
Chemische Industrie  
Sägewerke und Holzbearbeitung  
Holzschliff-. Zellstoff- Papier und 

Pappe erzeugende Industrie  
Gummi- und Aabestverarbeitu ng...  

1nveeitlonsgüterlndustrle  

Stahlverformung  
Maschinenbau  
Straßenfahrzeugbau  
Elektrotechnische Industrie  
Eisen-. Blech- u. Metallwarenindustrle 
darunter 

Meullwarenindustrie  

Verbrauchsgüterlndustrle  

Musikinstrumenten-, Spiel-, Schmuck-

 

waren- und Sportgeräte-Industrie.  
Glasindustrie  
Holzverarbeitende Industrie  
Papier- und Pappeverarbeitung  
Kunststoffverarbeitende Intlustrie  
ledererzeugende Industrie  
Textilindustrie  

Nahrunge-untl Genußmittellndustrle 

Ernährungsindustrie  
darunter 
Obst- und gemüseverarbeitende 

Industrie  
Molkereien und milchverarbeitende 

Industrie  
Brauereien, Mälzereien  

Baden-Württemberg Insgesamt....  

12 3.6 2.5 1.0 0,1 - 2,2 0,0 0.0 2,2 

 

1747 757.2 252,9 483,6 15,5 5,2 745.4 422,5 12.3 310.6 

11 35,7 32.8 2.2 0.4 0.3 34,0 26,8 2.5 4,7 
630 87,4 57,6 25.8 3.2 0.8 84.9 11.8 0,6 72,5 

17 12.7 4,5 8,0 0,2 0,0 11.6 10,5 0,0 1.1 
199 4,9 3.1 0.7 1,1 0,0 4,6 0.3 0.1 4.2 
38 32.4 19,4 11.6 0,9 0,5 31,4 17,2 0,1 14,1 

38 5.3 0,6 4,1 0,6 0.0 5,2 4,8 0.1 0,3 
328 214,4 80,0 126,1 6,0 2.3 211.7 179,2 3.5 29,0 
471 7.8 1,3 5,3 1,2 0.0 5,2 1,1 0,3 3,8 

50 357,3 49.5 306,3 1.4 0,1 356,0 170.2 4,5 181,3 
61 12,2 8,3 2.0 0.7 1.2 12,1 8.4 0,6 3.1 

3803 108.8 49.7 14,4 44.1 0,6 105.7 55,6 1,4 48.7 

341 5,5 3.3 0,3 1.8 0,1 5.4 2,8 0,1 2,5 
1216 30,9 18.0 3.4 9,4 0.1 30,6 20,9 0,3 9.4 

146 29,5 10,7 7.3 11,5 - 29.2 13.1 0,3 15.8 
710 21,2 8.7 1,1 11,3 0,1 19.8 9,2 0,3 10,3 
562 14,2 7,6 1,2 5.3 0.1 13,7 7.4 0,2 6,1 

106 7,7 5.3 0,9 1,5 0,0 7.5 5,2 0.1 2.2 

3862 105.7 45.0 42.1 17,7 0,9 103,1 43,5 5,4 54,2 

315 1.3 0,4 0.1 0.8 0,0 1,2 0.4 0,0 0.8 
84 4,3 3,6 - 0,7 0.0 4.1 3,3 0.0 0,8 

554 4.9 0.9 2,6 1,4 0,0 4,9 3.0 0,6 1,3 
234 5,1 0.2 3,0 1,9 0,0 4.9 1,5 0,3 3.1 

373 14,2 5.1 6.6 2,4 0.1 14,2 12,1 0.4 1,7 
35 5,3 2.2 2,6 0.5 - 5.0 1,2 0,2 3,6 

1004 64,1 29,3 26,9 7.1 0.8 62,3 20.5 3,5 38.3 

567 52.6 31,6 7,7 13.0 M3 50,8 24,5 2,1 24,2 

532 52,4 31.5 7,7 12,9 0,3 50,6 24,5 2,0 24,1 

44 4,4 1,8 1,0 1.6 0,0 4,4 2.1 0,2 2,1 

55 - 5,4 1,7 0,0 3,7 0,0 5.4 2,8 0,3 2,3 

142 16,4 12,7 0.7 3,0 - 16,0 6,7 0.6 8,7 

9791 1027,8 381,7 548,8 90,4 7,0 1007,2 546,1 21,2 439,9 

1) Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten - 



Abgabe 

Ableitung 

an das 
öffentliche 

Netz 

an andere 
Betriebe 

und 
Wohn-

 

sied-

 

lungen 

genützt 
aber 

unver-

 

schmutzt 

ver-
sChmlltzt 

davon, 

genutzt 
aber 

unver-

 

schmutzt 

 

verschmutzt 

Insge. darunter 
samt gereinigt 

in 5ffentl.,oder verbandseigene Kanalisation nmitteltiar in Gewasser,oder Untergrund 

insgesamt 
insgesamt 

Kühl-
wasser 

davon 

un-
genutzt 

insgesamt 
Kühl-

wasser 
un-

genutzt 

 

davon 

 

0,0 

Millionen mr 

3,5 0.0 - - 0,0 - 3,5 0,1 0,0 1,4 2.0 0,0 

0,0 3.7 723,2 42,1 12,1 2,0 26.9 1.1 681,1 344,5 6,5 7,0 323,1 48.3 

 

- - 33,7 0,4 -0,1 0.0 0,3 - 33,3 25,1 0,1 1,7 8,4 5,2 
0.0 0,6 82,8 4,2 0,8 0,1 2,5 0,8 78,6 11,0 1,3 1-,1 65,2 1.0 

- 0.5 11,3 1,0 0.3 0,0 0.3 0,4 10.3 10,0 0,0 0,2 0.1 0;1 
0,0 0,0 4,0 0,9 0,1 0.0 0,8 0,0 3,1 0.2 0,0 0,3 2.6 0.2 

- 0,0 29,4 4,9 2.1 0,3 2,5 0,0 24,5 6.2 0,0 1,0- 17.3 0,3 
- 0.0 5,0 0,3 0,2 0,0 0.1 - 4,7 4,5 - - 0,2 0.1 

0,0 2,2 204,8 15,7 7,0 1,1 7,5 0,1 189,1 167,6 1.3 0,3 19,9 2,2 
0,0 0,0 6,3 0.7 0,1 0,1 0,5 0,0 5,6 0,5 2,2 2,5 0,4 - 

0,0 0,8 345,3 7,4 0,1 0.0 721 0,2 337,9 123,4 1,6 0,3 2126 3. 9.2 
- 0,1 11,6 6,1 0,7 0,3 5,1 - 5,5 4,6 - - 0,9 0,0 

1,1 0,6 100,6 65,1 21.8 2.2 40.8 0,3 35,5 29,3 0,3 1,1 4.8 3,2' 

- 0,0 5,3 2,8 1,1 0,2 1,5 0,0 2,5 1,7 0.1 0.0 0,7 0,5 
0,0 0,1 30,0 14,5 5,2 0,4 8,8 0,1 15,5 15.1 0,0 0.0 0,4 0.1 

- 0,1 25,7 21,6 8,4 0,9 12,2 0.1 4,1 2.7 0,0 0.1 1.3 1,2 
1,1 0,1 19.2 13.5 4,5 0,5 8,5 0,0 5.7 3,9 0,0 0.2 1,6 1.2 

- 0,2 13.6 7,0 1,8 0,2 5,0 0.0 6,6 5,4 0,0 0,3 0,9 0,2 

- 0,0 7,4 2,0 0,3 0,0 1,7 0,0 5,4 4,7 0,0 0,3 . 0,4 

0.1 0.9 95,3 49,9 6,9 1,5 41.0' 0,5 45,4 ,31,6 1,3' 1,2 11,3 1,8 

- 0,1 1,2 1,2 M O.1 0,8 - 0,0 0,0 0,0 - - 0,0 -

 

- 0.0 3,9 1,9 1,1 0.0 0.7 0.1 2.0 1,4 - 0,0 0,6 0,0 
0,0 0,0 4,5 1,5 0,2 0,2 1,1 0.0 3,0 2,8 0,1 0.0 0,1' 

- 0,0 4,2' 2,7 0.3 0,1 2,3 0.0 1,5 0,1 - 0.1 1,3 0,0 
0,0 0,0 13,1 3.0 1.5 0,1 1,4 0,0 10,1 9,6 0,0 0.0 0,5 - 

- 0,2 4,4 2,7 0,3 0,1 '2,3 - 1,7 0,7 - 0.1 0.9 0.8 
0,1 0,4 57,8 31:9 1,7 0,7 29,1 0,4 25,9 17,0 1,2 1,0 6,7 0,9 

0,2 0,5, 44,8 27.7 9,4 0,9 16;8 0,6 1.7,1 14,1 0,3 0.4 2,2 0.3 

0,2 0,2 0.5 44,6 27.5- 9,3 0,8 16,8 0,6 17;1 14,1 0,3 0.4 2,3 0,3 

 

0,1 - 3.7 2,5 0,7 0,0 1,8 - 1.2 1,1 - - 0A 

- 0,0 5,1 4,0 1,9 0,3 1,8 0,0 1,1 0.8 0,1 - 0,2 0.0 
0.0 0.2 13,3 8,2 1,7 0,3 5,9 0,3 5;1 4,6 0,1 0,0 0.4 0,0 

1,4 6,7 .967,4 184,8 50,2 6,6 125;5 2;5 782,6 419,6 8,4 11,1 843,4 53,8 

   



 

darunter ausgerustet tun eiorichtuugen: 

15 6 1 2 
7 3 1 

40 14 1 -

 

62 23 2 3 

 

- 

  

18. Öffentliche Hausmülldeponien in den Stadt- und Landkreisen 
e 

greis 
Regiomlverbmd (RV) 

Regierungsbezirk 
Land 

UrePreag-

 

lieb 
(1972 ) 

noch be-
triebes  

Bis Erde 1976 ge-

 

schlossen und zwar: 
in der 

Rekulti-
rung 

befindlich 

An 
1.1.1975 

noch 
gebfl et 

ulwittelb. 
an Stadt-
na Land-
krezaen 

von Ge-

 

meinden e' 
'Zweckverb. 

slsbevuftr. Dritte  

zum Pl.-
nieren u. 
erdichten 

des Mülls 

c Ab-
dichten d. 
Deponie-

 

h1e  

r senb-
achcung 
d. G„,nd-

as ers  

r. Behend-
lund des 
Sicker-
wss ers v 

davon betrieben 

von 
Privat-

 

firme 
Hekulti- 
viert 

  

Stadtkreis 
Stuttgart 

Landkreise 
Böblingen 
Esslingen 
Göppingen -

 

Ludwigeburg 
Reine-Murr-Kreis' 

RV Mittlerer Neckar 

Stadtkreis 
Heilbronn 

Landkreise 
Heilbronn 
Hohenlnhekreis 
Schwäbisch Hall 
Main-Tauber-Kreis 

RV Pranken 

3 - - 
34 5 23 
67 8 50 
71 26 29 1 

118 22 95 
111 22 80 
404 83 277 -4 

4 1 - 

143 19 55 
133 - 120 
191 22 65 
149 40 105 4 
620 82 345 193  

3 3 1 1 

6 - - 6 3 2 3 
3 3 3 7 1 - 5 
- 16 - 13 8 5 1 
- 1 1 1 1 1 
7 2 - 8 7 - 4 

19 22 3 38 20 9 15 

3 - - 1 1 1 

- 68 1 30 18 1 -

 

- 3 - 10 9 - 
5 98 1 24 29 - 1 

- - 4 3 1 1 

8 179 - 6 68 57 3 2 

 

6 
1 

10 

Landkreise 
- Heidenheim 

Ostalbkreis 
RV Ostwürttemberg 

Regierungsbezirk Stuttgart 

Stadtkreise 
Kaden-Baden 
Karlsruhe 

Landkreise 
Karlsruhe 
aastatt 

RV. Mittlerer Oberrhein 

Stadtkreise 
.Heidelberg 
Mancheim 

Landkreise 
Neckar-Odenwald-Kreis 
Rhein-Neckar-Kreis 

RV Unterer Neckar 

Stadtkreis 
Pforzheim 

Landkreise 
Cal. 
Enzkreis 
Freudenstadt 

RV Ncerdschwerzwald 

Regierungsbezirk Karlsruhe 

Stadtkreis 
Freiburg im Breisgau 

Landkreise 
• Breisgau-Hoc hoc hwanwald 
lYenddngen 
O
Südlicher 

O 
RV Südlicher Oberrhein 

Idndkreiee , 
Rottweil 

_Schwarzwald-Baa,- eis 
Tuttlingen 

RV Schwarzwald-Baar-Heuberg 
Landkreise 

Kokstanz 
Lörrach 
Weldahut 

RV Hochs kein-Bodensee 

Regierungsbezirk Freiburg 

Landkreise 
Reutlingen 

Zol
l
er

en 
lbkreis 

Nec 
rna 

RV Neckar-Alb 

Stadtkreis 
Ulm 

Landkreise 
Alb-Donau-Kreis 
Biberach 

RV Donau-Iller 

Landkreise 
Bodenseekreis 
Ravensburg 
Sigmaringen 

RV Bodensee-Oberschaben 

Regierungsbezirk Tübingen 

Baden-WUrttemberg  

83 17 54 12 1 11 - 11 4 - 1 
176 75 67 34 2 32 - 13 15 2 2 
259 92 121 46 3 43 - 24 19 2 3 

1 283 257 743 .283 30 244 9 130 96 14 20 

 

8 2 1 5 S - - 2 - - 2 
6 - 3 3 - 3 - 3 3 1 - 1 

100 7 90 3 - 2 1 - 3 1 2 -

 

76 19 53 4 - 1 3 4 2 1 
190 28 147 15 10 2 3 12 6 4 3 

3 1 - 2 2 - - 2 - 2 
1 - - 1 1 - - 1 - - 

122 46 70 6 6 - 6 6 
80 16 37 27 - 25 2 20 12 3 

206 63 107 36 9 25 2 29 18 5 

 

7 2 2 3 3 - 3 2 

96 9 80 7 - 5 2 4 2 1 3 
74 19 51 4 1 3 - 3 3 1 1 
82 27 51 4 1 1 2 4 1 1 2 

259 57 184 18 5 9 4 14 8 4 6 

655 148 438 69 24 36 9 55 32 13 9 

10 - 9 1 1 - - 1 1 1 1 

111 50 59 2 2 - - 2 - 1 -

 

54 10 44 - - -

 

152 68 57 27 25 2 - 12 3 5 2 
327 128 169 30 28 2 - 15 4 7 3 

73 14 49 10 - 10. - 8 9 - -

 

59 9 20 30 1 29 - 14 6 
52 3 34 15 - 15 - 11 7 1 -

 

184 26 103 55 1 54 - 33 22 1 

97 25 64 8 - 1 7 6 1 - -

 

110 53 9 48 4 43 1 6 5 1 -

 

147 50 92 5 5 - - 5 4 1 4 
354 128 165 61 9 44 8 19 10 2 4 

865 282 437 146 38 100 8 67 36 10 7 

105 26 51 28 - 28 
67 14 45 8 - 8 
92 6 17 69 - 69' 

264 46 113 105 - 105 

1 

151 - 31 119 1 1 - - 1 1 - 1 
173 1 170 2 2 - - 2 2 - 2 
325 32 289 4 4 - - 4 3 - 3 

61 25 25 11 - 10 1 6 3 3 1 

180 86 86 8 - 7 1 5 2 1 - 
141 2 11 126 - 127 1 26 18 1 1 
382 113 122 147 - 144 3 37 23 5 2 

971 191 524 256 4 249 3 103 49 7 B 

3 774 878 2 142 754 96 629 29 355 213 44 44, 
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